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Hände weg von §engal! 


Der Vertreter der Regionalregienmg 
Kurdistan-Irak (KRG) und PDK- 
Funktionär Necirvan Barzani 
droht mit einem Angriff auf Shen- 
gal. 

Als Dachverband des Ezidischen 
Frauenrats e. V. schließen wir\ uns 
einer Erklärung des Rates der Ezid- 
Innen zum wiederaißbau von 
Shengal, der Partei für Freiheit und 
Demokratisierung der Ezidlnnen 
(PADE), der Bewegung der Freien 
Frauen Shengals (TAjE) sowie des 
Rates der ßigend Shengals vom 
26.12.2016 bezüglich dieser Dro¬ 
hungen an: 

Durch den Angriff der Terroror¬ 
ganisation IS und ihrer Verbün¬ 
deten am 3. August 2014 gegen 
die ezidische Bevölkerung und 
durch die Mitverantwortung der 
Peshmerga der autonomen 
Region Kurdistans, die ihrer Auf¬ 
gabe der Verteidigung der Bevöl¬ 
kerung in Shengal nicht nachka¬ 
men, wurden nunderte Men¬ 
schen auf grausame Weise hinge¬ 
richtet. Tausende Mädchen, Frau¬ 
en und Kinder wurden ver¬ 
schleppt und vom IS auf „Skla¬ 
vinnenmärkten“ verkauft. Hun¬ 
derttausende Menschen wurden 
zur Flucht gezwungen. 

In dieser Situation, als es keine 
andere Verteidigungskraft gab um 
diesen Genozid zu stoppen, eilten 
die Guerillakräfte der PKK 
(HPG, YJA-STAR) sowie Kämp¬ 
ferinnen und Kämpfer der YPG 
und YPJ aus Nordsyrien (Rojava) 
mit den wenigen ihnen zur Ver¬ 
teidigung stehenden Kräften her¬ 
bei. Sie verhinderten schlimmere 
Folgen des Genozids, indem sie 
einen Fluchtkorridor nach Nord¬ 
syrien schufen. Bis zum heutigen 
Tag werden die in den Gebirgen 
Shengals eingeschlossenen Eziaen 
von der Guerilla unter großen 
Verlusten verteidigt. 

Statt diese Erfolge und Entwic¬ 
klungen zu begrüßen und den 


noch andauernden Widerstand 
gegen die noch kämpfende Terro¬ 
rorganisation IS zu unterstützen, 
lehnt sich die Führung der PDK, 
die die Regionalregierung Kurdi¬ 
stan-Irak usurpiert hat, gegen die 
Selbstorganisierung und die 
selbstbestimmten Verwaltungs¬ 
strukturen unserer Bevölkerung 
auf, und droht uns mit Angriffen. 
Die Guerilla der PKK war die 
erste Verteidigungseinheit, die in 
der schwersten Zeit des Genozids 
unserer Bevölkerung zur Seite 
stand. Und noch immer verteidi¬ 
gen sie uns und sind eine der 
wichtigsten und erfolgreichsten 
Kräfte im Kampf gegen die Terro¬ 
rorganisation IS. Solche Drohun¬ 
gen von Necirvan Barzani spielen 
der Terrororganisation IS in die 
Hände. Sie verschließen den Weg 
zum Zusammenhalt und zur 
Einigkeit unserer Bevölkerung. 
Sie sind mit verantwortlich dafür, 
dass sich unsere Bevölkerung, die 
sich weiterhin in Gefangenschaft 
der Terrororganisation Befindet, 
nicht befreien kann. 

Shengal liegt außerhalb der der¬ 
zeitigen Grenzen der Region Kur- 
distan-Irak und ist rechtlich an 
den Zentralstaat Irak angebun¬ 
den. Somit ist die kurdische 
Regionalregierung überhaupt 
nicht zuständig für Shengal. 
Wenn wir als Ezidlnnen und die 
Region Shengal für die PDK und 
Necirvan Barzani so wichtig sind, 
warum haben ihre Peshmerga uns 
am Tag des Genozids gegenüber 
der Terrororganisation in Stich 
gelassen? Anstatt sich für diese 
Geschehnisse und ihr Verhalten 
bei der Bevölkerung zu entschul¬ 
digen und die Verantwortlichen 
der PDK, die ihrer Pflicht und 
Aufgabe der Verteidigung in 
Shengal nicht nach gekommen 
sind, zur Verantwortung zu zie¬ 
hen, passiert das Gegenteil. Dieje¬ 
nigen, die durch ihre unterlassene 


Hilfe eine Mitverantwortung am 
Genozid tragen, erhielten Aus¬ 
zeichnungen und noch mehr 
Befehlsgewalt als zuvor. 

Das Embargo, das die PDK in 
jeder Hinsicht gegen Shengal ver¬ 
hängt hat, die Verhinderung der 
Rückkehr der ezidischen Bevölke¬ 
rung nach Shengal und die Hin¬ 
dernisse beim Wiederaufbau 
Shengals offenbaren die Entvöl¬ 
kerung Shengals als das wahre 
politische Ziel. 

N. Berzani hat seine Drohungen 
kurz nach einem Treffen mit dem 
türkischen Präsidenten T. Erdo- 

f an abgegeben. Erdogans Ziel ist 
ie Vernichtung aller ihm kritisch 
gegenüberstehenden Minderhei¬ 
ten und Oppositionellen auch 
über die türkischen Landesgren¬ 
zen hinaus. Die PDK hat bereits 
in den vergangenen Jahren und 
verstärkt in der letzten Zeit kriti¬ 
sche Journalistinnen, Aktivist¬ 
innen und Nichtregierungsorga¬ 
nisationen, extralegal ohne jegli¬ 
che rechtliche Befugnis teilweise 
durch ihre Sicherheitskräfte ihre 
Räume und sogar privaten 
Räume durchsucht, sie ihrer 
Arbeitsplätze verwiesen und darü¬ 
ber hinaus inhaftiert und wäh¬ 
renddessen nachweislich gegen 
ihre Menschenrechte verstoßen. 
Dies geschah im Jahr 2016 unter 
anderem bei der Verhaftung der 
Journalistin Aysel Avesta und der 
Schließung der Frauenorganisa¬ 
tion Repak mit Sitz in Hewler. 
Deren Mitarbeiterinnen wurden 
außerhalb der Stadtgrenze im 
Nirgendwo ausgesetzt und mit 
einem Einreise in die Stadt Hew¬ 
ler- Erbil belegt. Anfang Januar 
2017 wurde das Büro der ezidi¬ 
schen NRO Yazda aus noch unge¬ 
klärten Gründen von den KDP- 
Sicherheitskräften durchsucht 
und geschlossen. Es wurden 
Wohnungen, in denen sich Akti¬ 
vistinnen der Platform der Ezid- 
-► 


Zwei Internationalisten im 
Kampf gegen den IS getötet 


Zwei weitere Internationalisten 
haben bei Rakka ihr Leben ver¬ 
loren. 

Der Engländer Berxwedan Giva- 
ra (Ryan Lock) und der 
Kanadier Agir Ararat (Nazzare- 
no Antonio Tassoned) waren 
Teil der am 5. Oktober begon¬ 
nenen Operation „Zorn des 
Euphrat“ gegen den Islamischen 
Staat in Rakka. Beide verloren 
am 21. Dezember in Dorf Caber 
Xerbi bei Rakka ihr Leben. 


Ryan Lock (Berxwedan Givara) 
war 20 Jahre alt, als er sich im 
August vergangenen Jahres auf 
den Weg von England nach Roja¬ 
va machte und sich der YPG 
anschloss. Bereits am 24. Novem¬ 
ber war Ryan Lock bei einem 
Luftangriff der Türkei auf Stellun¬ 
gen der YPG verletzt worden. Bei 
dem Angriff waren 12 Kämpfer 
der YPG getötet worden, unter 
ihnen auch Anton Leschek aus 
Deutschland und Michael Israel 


aus den USA. Als Ryan Lock sich 
von seinen Verletzungen erholt 
hatte, ginger zurück an die Front. 
Am 21. Dezember verlor er mit 
drei Weggefährten im Dorf Caber 
Xerbi bei Rakka sein Leben. Nach 
dem 25-jährigen Konstandinos 
Erik Scurfield (bei Tel Hamis 
2015) und dem 224ährigen Dean 
Evans (in Minbic 2016) ist Ryan 
Lock der dritte Engländer, der an 
der Seite YPG sein Leben verloren 
hat. (ANF, 4.1., ISKU) 


Meldungen: 

Bilanz der Volksverteidi¬ 
gungskräfte HPG fiir 2016 

Das Pressezentrum der Volks¬ 
verteidigungskräfte HPG hat 
die Bilanz über die Ausein¬ 
andersetzungen zwischen der 
HPG und den „Sicherheitskräf¬ 
ten“ der Türkei für 2016 veröf¬ 
fentlicht. Im Besonderen habe 
die Türkei in den Regionen 
Amed, Botan, Dersim, Serhad 
und Amanos ihre Aktivitäten 
verstärkt. 

Bei militärischen Auseinander¬ 
setzungen und Zusammenstö¬ 
ßen wurden laut Presseerklä¬ 
rung 3404 türkische Soldaten 
una Polizeikräfte, darunter 38 
Offiziere, getötet. 585 
Kämpferinnen der HPG haben 
2016 ihr Leben verloren, dar¬ 
unter 13 Kämpferinnen in 
§engal. 14 Mitglieder der HPG 
sind in die Hände des Feindes 
geraten. 

Acht Panzer, 158 gepanzerte 
Fahrzeuge, eine F-16 und drei 
Helikopter konnten von der 
HPG zerstört werden, 25 (11 
Cobra und 14 Sikorsky) wur¬ 
den beschädigt. 1150 Initiati¬ 
ven der HPG wurden gezählt. 
323 Bodenoffensiven, 406 Luft¬ 
angriffe, 88 Angriffe mit 
Kampfhubschraubern, 493 
Angriffe mit schwerer Artillerie 
wurden vom türkischen Regime 
durchgeführt. Von 286 Opera¬ 
tionen liegen keine Ergebnissen 
vor. (ANHA, 3.1., ISKU) 

Derin-Pe.'jmerge-Veteranen 
solidarisieren sich mit Kandil 

Fast 200 Mitglieder der südkur¬ 
dischen Veteranengruppe Derin 
Pe$merge waren mit ihren Waf¬ 
fen in den Kandil gekommen, 
um dort mit einer Presseerklä¬ 
rung ihre Solidarität mit Kandil 
zu bekunden. Sie erklärten, dass 
sie einen neuerlichen Geschwis¬ 
terkrieg unter den Kurden nicht 
zulassen werden. Sollte die Tür¬ 
kei den Süden betreten, würden 
sie dies „als Besatzung Südkur¬ 
distans“ auffassen, hieß es in 
ihrer Erklärung. In ihrer Erklä¬ 
rung kritisierten sie Necirvan 
Barzani hinsichtlich seiner 
Erklärung, die PKK solle den 
§engal verlassen; „Erklärungen 
dieser Art würden nur die Kolo¬ 
nialisten erfreuen, den Kurden 
hingegen brächten sie keinen 
Nutzen.“ Weiter sagten sie: 
„Die Bevölkerung Sengals 
wurde durch die Guerilla (der 
PKK) vor dem Massaker geret¬ 
tet. Es werden immer noch ezi¬ 
dische Frauen und Kinder auf 
(Sklaven)märkten verkauft. Es 
ist die Guerilla (der PKK) die 
sie (auch weiterhin) nicht im 
Stich lässt.“ 





Ahmet Türk: Wir müssen eine gemeinsame 
Front gegen den Faschismus bilden 


Der Rechtsanwalt Erdal Kuzu 
veröffentlichte eine Botschaft sei¬ 
nes Mandanten Ahmet Türk, 
dem inhaftierten Kobürgermei- 
ster der Stadt Merdin (türk. Mar- 
din): „Es ist notwendig eine 

f emeinsame Front gegen den 
aschismus zu bilden. Wir müs¬ 
sen einen starken Zusammenhalt 
aufbauen“. 

Rechtsanwalt Kuzu machte 
zudem eine Aussage über Ahmet 
Türk gesundheitlichen Zustand, 
der sich laut seiner Aussage zuse¬ 
hends verschlechtere. Türk weige¬ 
re sich weiterhin in Handschellen 
untersucht zu werden, da dies 
unmenschlich und „entehrend“ 
sei, so der Rechtsanwalt. 

Über Oya Öznur, eine weitere 
Anwältin, sendete Ahmet Türk 


den Brief in dem er auch über sei¬ 
nen Gesundheitszustand berich¬ 
tet. In einem Auszug aus seinem 
Brief heißt es: 

„Die Werte meines Herzschritt¬ 
machers wurden genommen. Es 
wurden Blut- und Urinproben 
gemacht. Mir wurde kein einziges 
Ergebnis genannt. Sie behaupten, 
sie bereiten einen Bericht vor. 
Auch einen Sehtest habe ich 
gemacht, der Arzt sagte mir, dass 
ich eine Operation gegen den 
Grauen Star benötige. Ich habe 
Schwierigkeiten zu lesen. Beiden 
Augen tränen ohne Unterlass. 
Aber mehr als all dies besorgen 
mich die widerrechtlichen Erfah¬ 
rungen. 

Es gibt Inhaftierungen ohne jeg¬ 
liche rechtliche Grundlage. Ünd 


als wäre dies nicht genug, gibt es 
Folter. Isolation ist Folter. Ich 
habe einen Zellengenossen 
wegen meines gesundheitlichen 
Zustandes. Doch viele andere 
werden in totaler Isolation gehal¬ 
ten, komplett allein. Was wir 
erleiden ist nicht einfach auf 
Grund des Referendums. Sie 
wollen ihren Weg zur Diktatur 
ebnen, indem sie alle Revolutio¬ 
näre, Demokraten, Kurden und 
Andersdenkende einschüchtern. 
Eines Tages werden die Men¬ 
schen der Türkei diese Tyrannei 
hinterfragen und kritisieren. Es 
ist notwendig eine gemeinsame 
Front gegen den Faschismus zu 
bilden, wir müssen einen starken 
Zusammenhalt aufbauen“. 

(ANF, 5.1., ISKU) 


Einladung zum langen Marsch 


Die Kurdinnen und andere 
Bevölkerungsgruppen der Region 
stehen aufgrund der aktuellen 
Lage in Nordkurdistan/Türkei 
und Rojava/Syrien, wie auch im 
gesamten Mittleren Osten, vor 
riesigen Herausforderungen. 
Unsere Freiheitsbewegung und 
ihre Avantgarde sind mit einer 
ernsthaften Bedrohung konfron¬ 
tiert. Aus diesem Grund richten 
wir uns an Euch und laden Euch 
ein zu einem langen Marsch, 
geplant vom 1 . bis zum 11 . 
Februar 2017 von Luxemburg 
nach Straßburg. In Straßburg 
werden wir eine Großdemonstra¬ 
tion von Kurdinnen und ihren 
Freundinnen aus ganz Europa 
veranstalten. Gleichzeitig mit 
unserem Marsch werden zwei 
weitere Gruppen starten, eine 
Gruppe aus Deutschland und 
eine andere aus Genf. Sie werden 


sich alle auf der Großdemonstra¬ 
tion am 11. Februar in Straßburg 
treffen. (...) 

Das Hauptziel des langen Mar¬ 
sches ist es, weitere Aufmerksam¬ 
keit auf die kurdische Frage im 
Allgemeinen und auf. die Situa¬ 
tion Herrn Abdullah Öcalans im 
Besonderen zu lenken. Es geht 
auch darum, internationale Un¬ 
terstützung zu sammeln, durch 
die der AKP deutlich gemacht 
werden soll,., dass das Schicksal 
von Herrn Öcalan weniger eine 
interne Angelegenheit der Türkei 
ist als vielmehr eine von interna¬ 
tionalem Interesse. So dass jeder 
Schaden, der ihm zugefugt wird, 
Grund sein wird für Aufschrei 
und Achtung international. Wir 
freuen uns auf Eure Meinung zu 
diesem Thema und auf Informa¬ 
tionen über Eure Möglichkeiten 
zur Teilnahme am Marsch. 


Sobald wir Eure Antwort bekom¬ 
men, senden wir Euch mehr 
Informationen, exakte Daten und 
ein vorläufiges Programm. 

Wir werden die Individuen und 
Institutionen, welche die univer¬ 
sellen Werte von Demokratie, 
Freiheit, Gerechtigkeit, Frieden 
und die Menschenrechte hoch- 
halten, ebenfalls dazu aufrufen, 
an unserem Marsch teilzunehmen 
oder Solidaritätsbotschaften zu 
schicken. .Wir werden die Presse 
und die Öffentlichkeit dazu auf¬ 
rufen, ihre Unterstützung und 
Solidarität zu zeigen. 

Es wäre schön, wenn sich interes¬ 
sierte und teilnehmende Personen 
bis zum 15. Januar anmelden 
unter : 

langermarsch2017 @riseup.net 

KCDK-E — Kongreya Civaken 
Demokratik en Kurdistiyen li 
Ewropa 


— Hände weg von Seiigal! 


Innen aus Nordkurdistan-Türkei 
in der KRG aufhielten durch¬ 
sucht und diese wurden des Lan¬ 
des verwiesen und gegen sie ein 
Einreiseverbot in dieTCRG ver¬ 
hängt. 

Mit diesen Praktiken offenbart 
die PDK ihre Feindschaft gegenü¬ 
ber Bürgerrechten, gegen Opposi¬ 
tionelle und Minderheitengrup¬ 
pen wie den Ezidlnnen, die ihre 
Herrschaftspolitik nicht unter¬ 
stützen. Wahrend die ezidische 
Bevölkerung aus der Shengal 
Region einem Genozid/Femini- 
zia der Terrororganisation IS aus¬ 
gesetzt ist, betreibt die PDK vor 
den Augen^der Weltöffentlichkeit 
eine Anti-Ezidenpolitik und die 
Entvölkerung in der Shengal- 
Region. Aufgrund eigener wirt- 
schafts- und geopolitischen Inter¬ 
essen unterstützt sie so letztlich 
das genozidiale Vorgehen der Ter¬ 
rororganisation und der AKP- 
Regierung. 


Die PDK und AKP können es 
offensichtlich nicht ertragen, dass 
sich die Eziden in Shengal, insbe¬ 
sondere die Frauen selbst organi¬ 
sieren und auf Grundlage der 
Philosophie Abdullah Öcalans, 
des demokratischen Konfödera- 
lismus, autonom und friedlich 
mit ihren Selbstverwaltungs- und 
Selbstverteidigungsstrukturen in 
der Shengal-Region leben. Die 
ezidischen Frauen werden mit 
ihrer bewaffneten und politischen 
Organisierung dafür sorgen, dass 
sie nie wieder ein solches Massa¬ 
ker und einen solchen Genozid in 
dieser Form erleben. Sie werden 
die Täter, die Mittäter, die Verant¬ 
wortlichen, die PDK und Barzani 
zur Rechenschaft ziehen. Für den 
Aufbau von Shengal und der 
Rückkehr der Ezidlnnen in ihre 
Herkunftsregion rufen wir unsere 
Bevölkerung und die alle Men¬ 
schen, die Für die Wahrung der 
Menschenrechte und die Demo¬ 


kratie sind, dazu auf, sich für 
unsere Interessen einzusetzen und 
gegen eine solche Politik der PDK 
nicht zu schweigen. 

Die Eziden in Shengal wollen ein 
friedliches, multiethnisches, frau¬ 
enbefreites Leben in ihrem Jahr¬ 
tausenden alten Siedlungsgebiet 
führen. Wir rufen alle demokrati¬ 
schen Menschen, Institutionen 
und politischen Entscheidungs¬ 
trägerinnen dazu auf, uns Eziden 
darin zu unterstützen, unsere 
Selbstorganisierung in Shengal 
fortzuführen und gegen die 
Anfeindungen der AKP und 
PDK zu verteidigen. 

HÄNDE WEG VON 
SHENGAL - Wir Ezidlnnen 
werden uns weiterhin selbst 
organisieren. 

Her bi ji YBS und YJS! 
Jin-Jiyan-Azadi! 

Dackverband des Ezidischen 
Frauenrats e. V. 


Desweiteren unterstützten die 
Derin-Pesmetge-Veteranen den 
Aufruf der Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistans KCK 
zu einem Nationalkongress und 
erklärten, dass der National¬ 
kongress jetzt das einzige Mittel 
sei, die vorhandenen Probleme 
zu lösen. (ANF, 3.1., ISKU) 

PKK verurteilt den grausa¬ 
men Anschlag von Istanbul 

ln der Sylvesternacht wurde um 
1.15 Uhr ein Terroranschlag auf 
den Club „Reina“ im Istanbuler 
Viertel Ortaköy duchtgeführt. 
Meldungen zu Folge soll der 
oder die Angreifer in die Menge 
von 500 bis 600 Besuchern des 
Clubs, die ausgelassen ins neue 
Jahr feierten, geschossen haben. 
Dabei wurden nach offiziellen 
Angaben 39 Menschen getötet 
und weitere 69 verletzt. Unter 
den Toten und Verletzten sind 
auch Touristen. Die HDP ver¬ 
urteilte den Anschlag scharf. 14 
Mitglieder der Ezilenlerin Sosy- 
alistPartisi (ESP), die am Tatort 
eine Presseerklärung abgaben in 
der sie den Anschlag verurteil¬ 
ten und Nelken für die Ermor¬ 
deten niederlegten, wurden 
anschließend von der Polizei 
verhaftet. Auch die PKK verur¬ 
teilte den Anschlag aufs schärf¬ 
ste. Murat Karayilan erklärte 
für die PKK, dass sie nichts mit 
dem Anschlag zu tun haben. Er 
erklärte auch, dass er sich nicht 
vorstellen könne, das überhaupt 
irgend eine Kraft der Kurden 
dafür verantwortlich sein könn¬ 
te: „Denn alle Kräfte, die sich 
für die Interessen der Kurden 
einsetzten sind darum bemüht, 
das türkische Volk zu gewin¬ 
nen. Unser Kampf ist ein legiti¬ 
mer. Wir möchten das kurdi¬ 
sche und das türkische Volk für 
uns gewinnen. Der Kampf um 
die Befreiung der Kurden ist 
gleichzeitig auch ein Kampf für 
die Demokratisierung der Tür¬ 
kei. Deshalb sind unschuldige 
Zivilisten niemals ein Ziel für 
uns. Keine kurdische Kraft 
nimmt Zivilisten zur Zielschei¬ 
be. Wir kämpfen lediglich 
gegen den türkischen Kolonia¬ 
lismus”, heißt es in seiner Erklä¬ 
rung. (ANF, 1.1., ISKU) 
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Die Türkei auf dem Weg zum 
Ein-Mann-Regime 


Seit Montag wird der Verfas- 
sungsentwurf der AKP zur Ein¬ 
führung des Präsidialregimes im 
türkischen Parlament Behandelt 
und in den nächsten Tagen zur 
Abstimmung gebracht. 

Die Türkei vollführt einen Regi¬ 
mewechsel, der de facto längst 
existiert und nun auch in der Ver¬ 
fassung verankert werden soll. 
Nach dem Putschversuch am 15. 
Juli wurde am 20. Juli 2016 der 
Ausnahmezustand (OHAL) über 
die Türkei verhängt. Noch in der 
Putschnacht bedankte sich 
Erdogan für die „Gabe Gottes“; 
es sind nicht wenige die das Fol¬ 
gende als „Putsch im Putsch“ 
werten. Seit jenem Tag wird die 
Türkei mit Notstandsdekreten 
regiert. In der Folge wurden hun¬ 
derte zivilgesellschaftliche Orga¬ 
nisationen, Zeitungen, Verlage 
und TV-Sender verboten, 10 
Tausende entlassen, Firmen, 
Konzerne beschlagnahmt, entwe¬ 
der aufgelöst oder unter einen 
Zwangsverwalter gestellt. Glei¬ 
ches gilt für den politischen 
Bereich. Bürgermeister von Dut¬ 
zenden Rathäusern der kurdi¬ 
schen Provinzen wurden verhaf¬ 
tet, an ihrer Stelle Zwangsverwal¬ 
ter, vorzugsweise Gouverneure, 
eingesetzt. Die Wirtschaft erlebt 
eine tiefe Krise. Der Tourismus¬ 
sektor ist eingebrochen und die 
Türkische Lira hat erheblich an 
Wert verloren. Außenpolitisch ist 


Anlässlich des vierten Jahrestages 
der Morde an Sakine Cansiz, 
Fidan Dogan und Leyla 
§aylemez versammelten sich tau¬ 
sende Menschen in Paris, um 
den drei kurdischen Revolutio¬ 
närinnen zu gedenken und 
Gerechtigkeit einzufordern. Aus 
ganz Europa kamen am gestrigen 
7. Januar Menschen in der fran¬ 
zösischen Hauptstadt zusam¬ 
men, wo die drei Frauen am 9. 
Januar 2013 kaltblütig ermordet 
worden waren. Die Demon¬ 
stranten machten durch ihre 
Sprechchöre und Transparente 
deutlich, dass für sie der Fall erst 
abgeschlossen ist, wenn der 
Mord an den drei Frauen lücken¬ 
los aufgeklärt ist. Sie protestier¬ 
ten auch gegen den französi¬ 
schen Staat und ihre Justiz, die 


die Türkei isoliert und profitiert 
allein aus dem Zwist zwischen 
Russland und den USA. Auch ihr 
Intermezzo in Syrien resultiert 
letztlich daraus. Die Folgen ihres 
Krieges sind für den Nahen 
Osten und auch für die Welt hin¬ 
gegen unabsehbar. Nur eins 
nicht, weder sind sie Frieden stif¬ 
tend, noch Stabilität bringend 
oder gar gegen den IS gerichtet. 
Sondern viel mehr werden es wie¬ 
der die Kurden sein, die ihren 
Kopf dafür hinhalten sollen. 

Nun soll mit der Verfassungsän¬ 
derung dem angeknacksten par¬ 
lamentarischem System in der 
Türkei der Todesstoß versetzt 
werden. So zumindest sehen es 
die Abgeordneten von CHP und 
HDP. Ihnen zu Folge „hat noch 
jedes Putschregime seine eigene 
Verfassung geschaffen“ (Birlent 
Tezcan-CHP). Dabei ist nicht zu 
vergessen, dass das parlamentari¬ 
sche System erheblich auch 
durch das zutun der CHP selbst 
demontiert wurde. Im Kampf 
gegen die kurdische Bevölkerung 
in der Türkei war sie lange bereit, 
alle Beschlüsse mitzutragen, die 
das parlamentarische System 
zusehendes schwächten und an 
Einfluss verlieren ließen. Zu nen¬ 
nen wären hier nur das umstritte¬ 
ne Gesetz zur Aufhebung der 
Immunitäten von Abgeordneten, 
aber auch die Verhängung des 
OHAL selbst. 


trotz der zeitnahen Festnahme 
von Omer Güney, dem mut¬ 
maßlichen Mörder der drei Frau¬ 
en, den Prozess gegen diesen 
über lange Zeit verzögerte. 
Güney selbst verstarb schließlich 
im vergangenen Dezember, die 
Prozesstermine gegen ihn waren 
zwischen dem 23. Januar und 
dem 21. Februar 2017 datiert. 
Während der Haftzeit des Tat¬ 
verdächtigen tauchten im Inter¬ 
net Sprachaufzeichnungen und 
Dokumente auf, die darauf deu¬ 
ten lassen, dass Güney im Auf¬ 
trag des türkischen Geheimdien¬ 
stes MIT gehandelt hat. Sein 
plötzlicher Tod lässt deshalb bei 
vielen den Verdacht aufkeimen, 
dass Güney aufgrund der politi¬ 
schen Brisanz des Falles beseitigt 
worden ist. 


Innerhalb der Parlamentsdebatte 
wiesen Abgeordnete der HDP 
darauf hin, dass „bei einer für die 
Türkei so historisch wichtigen 
Entscheidung“ elf ihrer Abgeord¬ 
neten als Folge der Aufhebung 
ihrer Immunität, womit sie aller¬ 
dings trotzdem Abgeordnete sind, 
als „Geisel“ im Gefängnis festge¬ 
halten werden und somit 
unrechtmäßig von der Abstim¬ 
mung ferngehalten werden. 
Osman Baydemir, Abgeordneter 
der HDP, benannte die Inhaftie¬ 
rung der Kovorsitzenden seiner 
Partei, Selahattin Demirtaf und 
Figen Yüksekdag, als den „ersten 
Anschlag gegen das Parlament“. 
Unerwähnt blieben zwei weitere 
Abgeordnete der HDP, Faysal 
Sanyildiz undTugba Hezer. Beide 
sind aktuell in Turopa, da sie 
direkt von Verhaftung bedroht 
sind. Sie können nicht nur nicht 
ins Parlament zu Abstimmung 
kommen, sondern, das zuletzt 
heraus gegebene Notstandsdekret 
macht es möglich, ihnen kann 
auch ihre Staatsbürgerschaft ent¬ 
zogen werden. 

Wtrde das Parlament in der 
Putschnacht vom 15. Juli noch 
gemeinsam von allen vier Parteien 
gerettet, soll es heute und in den 
kommenden Tage mit den Stim¬ 
men von MHP und AKP seiner 
Funktion beraubt und in der Tür¬ 
kei ein Ein-Mann-Regime instal¬ 
liert werden... (ISKU, 9.1.) 


„Verantwortlich für die 
Aufklärung dieses Falles ist der 
französische Staat“ 

Auf der Abschlusskundgebung 
der gestrigen Demonstration 
sagte Metin Cansiz, der ältere 
Bruder des Mordopfers und 
PKK-Mitbegründerin Sakine 
Cansiz, dass die Angehörigen der 
Opfer von der französischen 
Justiz die Aufklärung dieses 
schrecklichen Mordes erwartet 
hatten. „Stattdessen haben wir 
vom Tod des mutmaßlichen 
Mörders erfahren. Das hat uns 
nach dem Mord ein zweites Mal 
in Trauer versetzt. Verantwortlich 
für die Aufklärung dieses Falles ist 
der französische Staat“, erklärte 
Metin Cansiz. 

Der Vater von Leyla §aylemez 
sprach ebenfalls auf der Äbschlus- 


Meldungen: 

Mahnmal für die Ermordeten 
von Roboski zerstört — Hilfs¬ 
verein wurde verboten 

Am 28. Dezember 2011 wur¬ 
den 34 Bewohner des keine 
tausend Einwohner zählenden, 
nahe der irakischen Grenze lie¬ 
genden Dorfes Roboski durch 
einen Luftangriff der türki¬ 
schen Armee ermordet. 
Obwohl seitdem fünf Jahre 
vergangen sind, wurden weder 
die Verantwortlichen benannt 
noch gibt es eine Entschuldi¬ 
gung für das Geschehene. 2013 
wurde der Verein Roboski-Der 
(Verein für Gerechtigkeit und 
Frieden für Roboski) gegrün¬ 
det. Er sollte die Suche nach 
Gerechtigkeit für die Betroffe¬ 
nen unterstützen. Mit dem 
neuen Notstandsdekret aus 
Ankara wurde der Verein jetzt 
staatlicherseits geschlossen. 

Am Samstagabend wurde auch 
das Mahnmal für die bei dem 
Massaker Ermordeten zerstört. 
Das Mahnmal war 2013 in 
Amed (Diyarbakir)-Kayapinar 
errichtet worden. Es zeigt eine 
Mutter, die sich auf die Knie 
geworfen klagend die Arme 
gen Himmel streckt. Um sie 
herum fallen Bomben zur 
Erde. Auf Marmortafeln, die 
um das Mahnmal standen, 
waren die Namen der 34 in 
Roboski Ermordeten ange¬ 
bracht. 

Im Zuge der Unterdrückung 
der kurdischen Opposition in 
der Türkei wurden auf Anwei¬ 
sung Ankaras die Kobürger- 
meister von Amed später auch 
von Kayapinar in Haft genom¬ 
men und statt ihrer Zwangsver¬ 
walter eingesetzt. Auf dessen 
Anweisung wurde das Mahn¬ 
mal nun zerstört, die Marmor¬ 
tafeln zerbrochen. Veli Encü, 
Vorsitzendner des Vereins 
Roboski-Der, erklärte: „Damit 
das Geschehene vergessen 
wird, haben sie das Mahnmal 
zerstört. Doch vergessen wer¬ 
den wir nicht ... “ 

(ANF, 9.1., ISKU) 

Prozesse gegen Journalisten 
in Türkei 

In Istanbul hat sich der Journa¬ 
list Erol Onderoglu am Mitt¬ 
woch erneut vor Gericht ver¬ 
antworten müssen. Die türki¬ 
sche Justiz wirft ihm wegen der 
Beteiligung an einer Solidari¬ 
tätskampagne für die prokurdi¬ 
sche Zeitung Özgür Gündem 
»Terrorpropaganda« vor. Mit- 
angeklagt sind der Schriftsteller 
Ahmet Nesin und die Präsi¬ 
dentin der Stiftung für Men¬ 
schenrechte, Sebnem Korur 
Fincanci. Ihnen drohen 14 


Die Morde von Paris: Dieser Fall 
ist noch lange nicht abgeschlossen! 



Eine Stadt, die ausgelöscht wurde 


Ab dem Ortseingang von Nise- 
bin (Nusaybin) beginnen die 
Straßenkontrollen. Die Beton¬ 
klötze, welche die Straßenkon¬ 
trollen absichern sollen, sind mit 
türkischen Fahnen bemalt. 

Ich besuche zunächst den Ort 
Dergül (Kum^ati). Hierher und 
in die umliegenden Dörfer waren 
viele Einwohner aus §irnex nach 
der Zerstörung ihrer Stadt gezo¬ 
gen. In Dergül lebten sie in Zel¬ 
ten, bis diese durch die Staatsbe¬ 
diensteten niedergerissen wur¬ 
den. Ich hatte den Ort bereits 
besucht, als es die Zelte noch gab. 
Nun findet man nur noch verein¬ 
zelt Zelte. Die Leute haben nun 

f emeinsam angefangen kleine 
läuser zu errichten, viele Men¬ 
schen sind auch bei Bekannten in 
den Dörfern untergekommen. 
Wir besuchen auch die Dörfer, 
um mit einigen Menschen dort 
ins Gespräch zu kommen. Dann 
gibt es noch das Camp, das 
errichtet wurde, als die Eziden 
aus Shengal flohen. Nun leben da 
rund 28 bis 30 Familien aus 
§irnex. Eigentlich handelt es sich 
um die Überreste eines Camps. 
Denn viele Unterkünfte haben 
keine Türen, zerbrochene Fenster 
und manche sogar noch nicht 
einmal ein ganzes Dach. In die¬ 
sen Baracken müssen die Men¬ 
schen den Winter überstehen. 
Nach Dergül reisen wir weiter 
nach §irnex. Doch die Weiterrei¬ 
se gestaltet sich schwierig. 

Früher begegnete einem am 
Ortseingang von Sirnex ein 
Schild, auf dem stand „Sirnak ist 
eine von 81 Provinzen der Türki¬ 
schen Republik“. Nun begegnen 
wir einem Schild, auf dem ledig¬ 
lich steht „§trnak ist eine türki¬ 
sche Provinz“. Mal schauen, was 
uns nach diesem Schild begegnet. 
Vor dem Ortseingang bildet sich 
eine kilometerlange Autoschlage. 
Auch wir warten geduldig in 
unserem Fahrzeug. Man kommt 
nur sehr langsam voran, denn 
jedes Auto wird detailliert durch¬ 
sucht. Nach einer halben Stunde 
beschließen wir wie viele andere 
Leute auch, den Wagen abzustel¬ 
len und zu Fuß in die Stadt zu 
laufen. 

Dann kommen wir bei einem 
weiteren Kontrollpunkt zwischen 
den Gewerbegebiet und der Uni¬ 
versität von §trnex an. Eigentlich 
wirkt dieser Ort viel mehr wie ein 


Grenzübergang zwischen zwei 
Staaten. Wir kommen auf einem 
Platz an, der umzäunt ist mit Sta¬ 
cheldraht und Betonblöcken. Es 
gibt vier Durchgänge an diesem 
„Grenzübergang“. An jedem 
Durchgang, an die man sich auf¬ 
stellen kann, gibt es eine Kotroll- 
kabine. Hier werden die Perso¬ 
nen, die in die Stadt wollen, ein¬ 
zeln durchsucht. Die Polizistin, 
die uns kontrolliert, telefoniert 
gleichzeitig mit ihrer Mutter. Am 
Ende sagt sie ihrer Mutter am 
Hörer, dass sie nun Weiterarbei¬ 
ten muss. Dann erscheint ein 
zweiter Polizist hinter dem Sta¬ 
cheldraht, dem unsere Ausweise 
übergeben werden. Er verschwin¬ 
det wieder, um über Funk unsere 
Identitäten zu überprüfen und 
erscheint nach 15 Minuten mit 
den Ausweisen wieder. Diejeni¬ 
gen, die ihren Ausweis erhalten, 
wirken erleichtert, weil sie die 
Prozedur nun endlich überstan¬ 
den haben und nun den Kontrol- 
lübergang passieren dürfen. „Wir 
haben die Brücke von as-Sirät 
überquert“, sagt jemand neben 
mir. 

Da wir unseren Wagen zurückge¬ 
lassen hatten, mussten wir nun 
ins Stadtzentrum laufen. Wir ver¬ 
suchen uns bei Laune zu halten, 
indem wir uns weismachen wol¬ 
len, dass ein langer Spaziergang 
uns gut tut. Dennoch ist der Spa¬ 
ziergang nicht sehr angenehm, 
weil es viel bergauf geht und das 
Wetter sehr frostig ist. Rechts von 
uns sehen wir aufeiner freien Flä¬ 
che Unmengen von wegge¬ 
schmissenen Möbelstücken. 
Mein Wegbegleiter, ein Freund 
aus §irnex, erklärt mir, dass es 
dabei um Möbelstücke handelt, 
die aus den Wohnungen der 
Menschen geplündert und dann 
verschrottet wurden. 

Nach einiger Zeit holt uns ein 
Bekannter mit seinem Fahrzeug 
ab. Wir fahren in die zerstörten 
Teile der Stadt. Rund 70% des 
Stadtzentrums sind völlig zer¬ 
stört. Acht von zwölf Stadtteilen 
der Stadt §irnex gibt es nicht 
mehr. Die Orte, an denen ich 
Mal eingekauft hatte, der Teegar¬ 
ten, an dem ich so gerne mit 
Freunden zusammensaß...all das 
gibt es nicht mehr. Bah^elievler, 
der ehemals größte Stadtbezirk 
von §irnex mit rund 12.000 Ein¬ 
wohnern, ist nun nicht viel mehr 


als eine ebene Leerfläche. Eine 
ganze Stadt.. .einfach wie ausra¬ 
diert. 

Die Zerstörung in §irnex gleicht 
nicht den Zerstörungen in den 
anderen Städten. Cizir (Cizre), 
Silopi, Hezex (Idil), Nisebin, 
Amed-Sur (Diyarbakir-Sur), 
Gever (Yüksekova).. .überall dort 
ist die Zerstörung nicht so 
grausam wie in Sirnex. Ich bin 
aufgrund des Anblicks, der mir 
hier begegnet, völlig schockiert. 
Ich begegne Aycan Irmez, der 
HDP-Abgeordneten aus §irnex. 
Sie spricht von der systemati¬ 
schen Vernichtung einer Stadt. 
Hier wurde die Ausgangssperre, 
die am 14. März ausgerufen 
wurde ganze acht Monate später 
erst, also am 14. November wie¬ 
der aufgehoben. Die militäri¬ 
schen Operationen hier waren 
bereits am 3. Juni zu einem Ende 
ekommen. In der Zeit danach 
egann die Zerstörung der Stadt. 
Der Gouverneur von §irnex 
spricht von 2.044 zerstörten 
Gebäuden in der Stadt. Die 
HDP-Abgeordnete erklärt mir, 
dass in der Statistik des Gouver¬ 
neurs sechs- bis achtstöckige 
Wohnanlagen als ein zerstörtes 
Gebäude beziffert werden. Insge¬ 
samt seien deshalb rund 10.000 
Wohnungen völlig vernichtet 
worden. 

,Am 3. Juni endeten die militäri¬ 
schen Auseinandersetzungen. 
Vom 3. Juni bis zum 14. Novem¬ 
ber wurden hier Wohnungen 
und Läden zerstört. Die übrig 
gebliebenen Möbelstücke wur¬ 
den wie Siegesbeute verteilt. Die 
Familien erklärten nach dem 3. 
Juni, dass sie ihr Eigentum haben 
wollen. Die Familien stellten 
hierfür Anträge. Auf die Anträge 
wurde geantwortet, dass der 
Besuch ihrer Wohnung den 
Familien gestattet werde, wenn 
diese bereit seien, beim Besuch 
eine türkische Fahne an die 
Außenfront ihrer Wohnung zu 
aufcuhängen. Manchen wurde 
der Besuch von einer Stunde in 
der Wohnung gestattet, anderen 
gerade einmal eine halbe Stunde 
oder zehn Minuten. Die Men¬ 
schen haben aufgesammelt, was 
sie in dieser Zeit aufsammeln 
konnten. Dann mussten sie ein 
Protokoll unterzeichnen, dass sie 
ihr Eigentum entgegengenom¬ 
men hätten.“ (T24, 4L, CA) 


- Die Morde von Paris... 


saufklärung und verwies darauf, 
dass der französische Staat nun 
den Fall abschließen will, ohne 
die genauen Hintergninde des 
Mordes aufzuklären. T)as werde 
man allerdings unter keinen 
Umständen zulassen. 

„Täter ist der kolonialisdsche 
türkische Staat“ 

Auch die Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistans 
(KCK) meldete sich anlässlich 
des Jahrestages der Morde von 


Paris mit einer schriftlichen 
Erklärung zu Wort und kritisier¬ 
te die ungeklärten Umstände des 
Todes von Omer Güney. In der 
Erklärung heißt es unter ande¬ 
rem: „Durch den Tod des Mör¬ 
ders sollen die Kräfte, die hinter 
dieser Tat stecken, gedeckt wer¬ 
den. Man will nicht, dass sie vor 
der Weltöffentlichkeit zur 
Rechenschaft gezogen werden. 
Doch für uns ist es kein Geheim¬ 
nis, wer die Entscheidung zu der 
Planung und der Umsetzung des 


Mordes an unseren drei Genos¬ 
sinnen gefällt hat. Für dieses 
Massaker sind der kolonialisti- 
sche türkische Staat und seine 
AKP-Regierung verantwortlich. 
Wir werden zweifellos unsere 
Rechenschaft an diesem Mord 
einfordern, indem wir unseren 
Freiheitskampf für die Befreiung 
Kurdistans und die Demokrati¬ 
sierung der Türkei und des Mitt¬ 
leren Ostens weiter stärken wer¬ 
den“, so die KCK. 

(CA, 8.1., ISKU) 


Jahre Haft. Ebenfalls verhan¬ 
delt werden sollte am Mitt¬ 
woch gegen den früheren 
Chefredakteur der regierungs¬ 
kritischen Zeitung Cumhuriy- 
et, Can Dündar. Die Verhand¬ 
lung wurde jedoch kurz nach 
Beginn auf den 1. März ver¬ 
tagt. (jW, 12.1., ISKU) 

Türkische Lira stürzt auf 
Rekordtief 

Der Verfall der türkischen Lan¬ 
deswährung scheint nicht zu 
stoppen. Am Montag stürzte 
die Lira gegenüber dem US- 
Dollar erneut um über zwei 
Prozent auf ein Rekordtief ab. 
Am Montag vormittag kostete 
ein US-Dollar bis zu 3,7386 
Lira und damit so viel wie nie 
zuvor. Auch zum Euro fiel die 
türkische Währung auf ein 
Rekordtief. Seit dem »geschei¬ 
terten Putschversuch« Mitte 
Juli 2016 steht die Lira stark 
unter Druck. Im dritten Quar¬ 
tal 2016 ist die türkische Wirt¬ 
schaft erstmals seit dem Kri¬ 
senjahr 2009 geschrumpft. 

(jW, 10.1., ISKU) 

Ankara will Türken 
im Ausland ausbürgern 

Die türkische Regierung hat 
per Dekret festgelegt, dass nun 
im Ausland lebenden Verdäch¬ 
tigen unter bestimmten Bedin¬ 
gungen die Staatsbürgerschaft 
entzogen werden kann. Nach 
den in der Nacht zu Samstag 
veröffentlichten Notstandsde¬ 
kreten kann das Kabinett Tür¬ 
ken im Ausland, die bestimm¬ 
ter schwerer Straftaten 
beschuldigt werden und trotz 
Aufforderung nicht innerhalb 
von drei Monaten zurückkeh¬ 
ren, die Staatsbürgerschaft 
aberkennen. Zu diesen Strafta¬ 
ten zählen unter anderem 
Putschversuche, wie der im 
vergangenen Juli, oder die 
Gründung bewaffneter Orga¬ 
nisationen. Außerdem wurden 
per Dekret 8.400 Staatsbedien¬ 
stete entlassen. 

(jW, 9.1., ISKU) 
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Die rechtswidrigen Notstandsverordnungen gehen weiter: 

Drei neue Regierungsdekrete 


Am 6. Januar 2017 hat die AKP- 
Regierung drei neue Verordnun¬ 
gen mit Gesetzeskraft erlassen, 
die 8.398 weitere Angestellte des 
Öffentlichen Dienstes und 649 
Akademiker aus ihren Ämtern 
verbannt und 83 weitere zivilge¬ 
sellschaftliche Organisationen 
verbietet. 30 der entlassenen 
Akademiker sind Unterzeichner 
des Friedensaufrufs. Nach Aus¬ 
sage von Menschenrechtsorgani¬ 
sationen wurden mit den 13 
Dekreten, die die Regierung seit 
dem 23. Juli 2016 erlassen hat, 
insgesamt 95.744 Angestellte 
des öffentlichen Dienstes entlas¬ 
sen und 1487 zivilgesellschaftli¬ 
che Organisationen ohne 
Gerichtsbeschluss verboten. 
Regierungsquellen geben an, 
dass die Zahl der aus dem Staats¬ 
dienst Entlassenen, bis zum 10. 
Januar 2017, auf 135.000 gestie¬ 
gen ist. 

Die jüngsten Dekrete beinhal¬ 
ten weitere rechtswidrige Maß¬ 
nahmen in Verbindung mit der 
Nutzung von Sozialen Medien 
sowie den Entzug der Staats¬ 
bürgerschaft. Neue Bestim¬ 
mungen verpflichten Internet¬ 
anbieter dazu, persönliche 
Informationen über ihre Kun¬ 
den ohne Gerichtsbeschluss an 
die Polizei weiterzugeben, was 
eine offenkundige Verletzung 


der Ausdrucks- und Gedanken¬ 
freiheit darstellt. Angesichts 
tausender Verhaftungen und 
Verfahren aufgrund von Belei¬ 
digung und Propaganda in sozi¬ 
alen Medien, ist dies ein weite¬ 
rer unmissverständlicher Schritt 
in Richtung Verfolgung und 
Erstickung aller oppositionellen 
und kritischen Stimmen auf 
dieser Plattform. 

Hinsichtlich der Ausbürgerun¬ 
gen sieht der Erlass vor, dass 
Strafverfolger das zuständige 
Ministerium informieren, wenn 
sie in Erfahrung bringen, dass 
sich Staatsbürger außer Landes 
befinden, die einer Straftat 
gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung beschuldigt werden 
oder gegen die ein entsprechen¬ 
des Strafverfahren läuft. Das 
Ministerium wird dann über 
das Amtsblatt eine Anordnung 
veröffentlichen, die diese 
Staatsbürger zur Rückkehr in 
die Türkei auffordert. Wenn sie 
dieser Anordnung nicht inner¬ 
halb einer Frist von 3 Monaten 
nachkommen, steht es der 
Regierung frei ihnen die Staats¬ 
bürgerschaft zu entziehen. 

Diese Säuberungsaktionen, die 
den Staatsapparat von “uner¬ 
wünschten” Angestellten, die 
Universitäten von unerwünsch¬ 
ten Akademikern, die Zivilge¬ 


sellschaft von unerwünschten 
Organisationen, die sozialen 
Medien von unerwünschten 
Stimmen und schlussendlich 
das ganze Land von uner¬ 
wünschten Staatsbürgern säu¬ 
bern, sind Schritte hm zu der 
sich abzeichnenden Ein-Mann- 
Herrschaft in der Türkei und 
gleichzeitig auch Merkmale die¬ 
ser. 

Daher müssen diese Säube¬ 
rungsaktionen in Zusammen¬ 
hang mit der Säuberung kurdi¬ 
scher Stadtverwaltungen und 
des Parlaments von „Uner¬ 
wünschten“ betrachtet werden: 
Zwölf HDP-Abgeordnete, 
inklusive unserer beiden Ko- 
Vorsitzenden, 74 Ko-Bürger- 
meister sowie tausende kommu¬ 
nale Verwaltungsangestellte und 
Parteimitglieder wurden festge¬ 
nommen und inhaftiert. Die 
Abgeordnete von Sirnak, Frau 
Leyla Birlik wurde kürzlich ent¬ 
lassen; die Zahl der inhaftierten 
HDP-Abgeordneten liegt somit 
nun bei elf. 

Trotz dieser überaus düsteren 
Umstände ist die HDP ent¬ 
schlossen, ihren demokratischen 
Kampf für die Völker der Türkei 
weiterzuführen. 

Hi^yar Ozsoy, Stellvertretender 

Ko- Vorsitzender und Außenbe- 
auftragter der HDP, 11.1.2017 


Repressionen gegen die 
Zivilgesellschaft in Südkurdistan 


Seit der rechtwidrigen Schlie¬ 
ßung des Büros von REPAK 
(Kurdisches Frauen Informa¬ 
tionszentrum) in Erbil sind nun¬ 
mehr sieben Monate vergangen. 
Seit dieser Razzia, die ohne jegli¬ 
che Vorwarnung und Anwen¬ 
dung des KRG-Vereinsrechts 
geschehen ist, sind die Aktivitä¬ 
ten von REPAK in einem Teil 
von Südkurdistan faktisch ver¬ 
boten. Denn die Mitarbeiterin¬ 
nen der Organisation sind völlig 
willkürlich von der Stadt in 
Richtung Kirkuk „abgeschoben“ 
worden und seitdem ist es ihnen 
verboten, die Stadt zu betreten. 
Vor etwa zwei Wochen ist es zu 
einem ähnlichen Fall in der 
Stadt Duhok gekommen. Der 
Verein YAZDA, der nach dem 
ISIS-Genozid in Shengal 
gegründet worden ist und wich¬ 
tige Arbeit für die Eziden leistet, 
ist geschlossen worden. Nach 


lokalem und internationalem 
Protest musste vonseiten der 
politisch Verantwortlichen eine 
Begründung für die Schließung, 
für die kein Grund genannt 
worden ist, geliefert werden. 
Daraufhin wurde erklärt, der 
Verein mit Zentrum in den USA 
sei geschlossen worden, weil er 
politische Arbeit betreibt. So 
lautet die offizielle Begründung. 
Die Schließung von REPAK war 
ähnlich begründet worden. Der 
Verein sei geschlossen worden, 
weil er als zivile Gesellschaftsor¬ 
ganisation politische Arbeit 
(hierzu kann auch die Veröffent¬ 
lichung von Erklärungen gehö¬ 
ren) betrieben habe. 

Interessant, nicht wahr? Eine 
zivile Gesellschaftsorganisation 
kann völlig politisch motiviert 
geschlossen werden, weil sie 
politische Arbeit betrieben hat. 
Wo auf der Welt wird NGOs der 


Zugang zum politischen Feld 
untersagt? Handelt es sich bei 
Vereinen nicht zugleich um 
gesellschaftliche Instrumente für 
politische Intervention? Ist es 
dementsprechend nicht das nor¬ 
malste auf der Welt, dass eine 
NGO politisch aktiv ist, Erklä¬ 
rungen von sich gibt, die Regie¬ 
rung kritisiert etc.? Handelt es 
sich doch bei zivilen Gesell¬ 
schaftsorganisationen und Verei¬ 
nen um eine der wichtigsten 
Demokratiedynamiken der 
Gesellschaft. Je stärker und akti¬ 
ver Zivilgesellschaft bzw. die 
politische Gesellschaft umso 
mehr kann man von Demokra¬ 
tie sprechen. 

Ein Verständnis, das Politik als 
Monopol von im Parlament 
repräsentierten Parteien oder gar 
sich selbst sieht, leistet keinen 
Dienst an der Entwicklung von 
Demokratie. Im Gegenteil, die 


Meldungen: 

Anklageerhebung gegen Figen 
Yüksekdag und Selahattin 
Demirtas 

Das Gericht in Wan (Van) hat 
die Anklageerhebung gegen 
Figen Yüksekdag zugelassen. Die 
Staatanwaltschaft von Yalova 
ermittelt gegen die Abgeordnete 
und Kovorsitzende der HDP 
wegen dreier Reden, die sie am 
11. Januar 2015, 30. Dezember 
2015 und am 5. März 2016 als 
Abgeordnete gehalten hatte. 
Anklage wird erhoben mit dem 
Vorwurf des „Separatismus“ und 
„Propaganda für eine Organisa¬ 
tion . Die Staatsanwaltschaft for¬ 
dert erschwerte lebenslängliche 
Haft (bis zum Tod) und weitere 
7,5 Jahre Gefängnishaft für die 
Abgeordnete und Kovorsitzende 
der HDP. 

Figen Yüksekdag ist seit dem 3. 
November letzten Jahres in Haft. 
Zurzeit befindet sie sich im 
Gefängnis von Kandira. 

Der zweite Kovorsitzende Sela¬ 
hattin Demirtas soll nach dem 
Willen der türkischen Staatsan¬ 
waltschaft zu einer Haftstrafe von 
bis zu 142 Jahren verurteilt wer¬ 
den. Das berichtete die amtliche 
Nachrichtenagentur Anadolu am 
Dienstag. 

(ANP, 12.1./jW, 18.1., ISKU) 

Isolation: Ohne Hände 
in einer Einzelzelle 

Vor sechs Jahren nahm Engin 
Aktaf in Bazid (Dogubayazit) an 
einer Demonstration teil. Es war 
der 11. Februar 2011. Als es bei 
der Demonstration zu einer 
Detonation kommt wird er ver¬ 
letzt und verliert beide Hände. 
Seit jenem Jahr ist Engin Aktaf 
im Gefängnis. Zu Beginn seiner 
Haft gab es noch Zellen, in 
denen größere Gruppen von 
Gefangenen untergebracht wa¬ 
ren. Fmgin Akta§ ist politischer 
Häftling, seine Mitgefangenen 
kümmerten sich um ihn und 
sorgten für alles was Engin Akta§ 
nicht tun konnte. Später wurde 
Engin Aktas ärztlich bescheinigt, 
dass er, da ihm beide Hände feh¬ 
len, haftunfällig sei. Die erste 
Bescheinigung erhielt er 2013, 
eine weitere 2014 und inzwi¬ 
schen eine dritte. Geändert hat 
das nichts. Entlassen wurde er 
trotzdem nicht. Im Gegenteil. In 
den sechs Jahren seiner Haft 
wurde Engin Akta§ mehrmals 
zwangsverlegt und war in den 
Gefängnissen von Erzurum, 
Metris, Silivri, Imraniye. Jede 
Zwangsverlegung ist eine doppel¬ 
te Belastung für ihn. Besonders 
da ilim beide Hände fehlen und 
er vollständig auf die Hilfe ande¬ 
rer angewiesen ist. Als er 2015 im 
Gefängnis von Silivri ist wird er 





Ringen um §engal 


Die Regierung des Irak hat in 
den vergangenen Tagen mit 
ihrer angeblichen Ankündi¬ 
gung, auf ihrem Territorium 
operierende Einheiten der Kur¬ 
dischen Arbeiterpartei PKK 
nicht militärisch bekämpfen zu 
wollen, für Aufregung gesorgt. 
Den Hintergrund^ der Ausein¬ 
andersetzung bilden die Ereig¬ 
nisse in der Stadt §engal vor 
zweieinhalb Jahren. Kämpfer 
der Terrormiliz »Islamischer 
Staat« hatten im August 2014 
große Teile der Stadt und der 
gleichnamigen Gebirgskette 
erobert. Dabei ermordeten sie 
Tausende Angehörige der 
Bevölkerungsgruppe der Jesi- 
den, die vom IS als »Ungläubi¬ 
ge« verfolgt werden. Zudem ver¬ 
schleppten sie zahlreiche jesidi- 
sche Frauen und Mädchen, um 
sie als Sklaven zu verkaufen. 

Die zum Schutz der Stadt abge¬ 
stellten Peschmerga - die Streit¬ 
kräfte der »Autonomen Region 
Kurdistan« unter Präsident 
Masud Barsani - flohen damals 
kampflos aus der Stadt und lie¬ 
ßen die Jesiden schutzlos 
zurück. Nur durch das Eingrei¬ 
fen der Guerillaeinheiten der 
PKK und der Volksverteidi¬ 
gungseinheiten (YPG) sowie 
ihres Frauenbataillons YPJ 
konnten Zehntausende Jesiden 
gerettet, der IS zunächst 
estoppt und später aus der 
tadt vertrieben werden. Den 
Verrat der Peschmerga-Einhei- 
ten werden die Jesiden aus 
§engal zweifelsohne so schnell 
nicht vergessen. 

Seit dem Beginn der Operation 
zur Befreiung der vom FS gehal¬ 
tenen Stadt Mossul im Oktober 
2016 kommt es immer wieder 


zu Spannungen zwischen der 
Zentralregierung in Bagdad und 
der Türkei, deren Truppen auf 
irakischem Territorium operie¬ 
ren und sich dort angeblich der 
Terrorbekämpfung widmen. So 
fordert die Regierung etwa den 
Abzug türkischer Truppen aus 
dem Militärlager Baschika im 
Nordirak. Auch um §engal wird 
estritten: Bereits am 

0.10.2016 erklärte der türki¬ 
sche Präsident Erdogan laut der 
staatlichen Nachrichtenagentur 
Anadolu: »§engal ist auf dem 
Weg, ein neues Kandil zu wer¬ 
den. Deshalb werden wir §engal 
nicht tolerieren, denn dort 
befindet sich die PKK« (Mit 
Kandil ist das Hauptquartier 
der PKK im Gebirge im Nord¬ 
irak gemeint). Zwei Tage später 
wurde eine große Anzahl von 
Panzern und schwerer Artillerie 
an die türkisch-irakische Grenze 
verlegt und offen mit einem 
Einmarsch nach Sengal und 
Kandil gedroht (jw berichtete). 
Am 7. und 8. Januar besuchte 
der türkische Premierminister 
Binali Yildirim schließlich Bag¬ 
dad und Erbil, um die türki¬ 
schen Forderungen nach Ver¬ 
treibung der PKK und mit ihr 
verbündeter Kräfte aus §engal 
durchzusetzen. »Die Ausbrei¬ 
tung der PKK nach Westen und 
die Tatsache, dass sie in §engal 
Unterschlupf findet, ist nicht 
akzeptabel für uns. Es ist ein 
Sicherheitsproblem. Nicht nur 
für die Türkei, sondern auch für 
die kurdische Regionalregierung 
im Irak«, so Yildirim auf einer 
gemeinsamen Pressekonferenz 
mit Barsani. 

In einer gemeinsamen Erklä¬ 
rung von Yildirim und dem ira¬ 


kischen Ministerpräsidenten 
Haider Al-Abadi vom 7. Januar 
einigten sich beide auf den 
schrittweisen Abzug der türki¬ 
schen Truppen aus dem Militär¬ 
lager in Baschika und verein¬ 
barten einen gemeinsamen 
Kampf gegen alle Terrororgani- 
sationen. wie die Nachrichte¬ 
nagentur Rudaw am 09.01. 
berichtete, stimmte die PKK 
einem Abzug ihrer Einheiten 
aus §engal zu, um weitere Span¬ 
nungen und einen möglichen 
Einmarsch türkischer Truppen 
zu verhindern. »Die PKK hat 
den Jesiden geholfen, Selbstver¬ 
teidigungseinheiten und Selbst¬ 
verwaltungsorgane aufzubauen. 
Durch den Aufbau dieser Ein¬ 
heiten und einer unabhängigen 
jesidischen Verwaltung sind die 
Aufgaben der PKK mr §engal 
erfüllt«, zitiert Rudaw aus einer 
PKK-Erklärung. Die PKK hatte 
unmittelbar nach ihrem militä¬ 
rischen Eingreifen, zum Schutz 
der Jesiden, mit dem Training 
eigener jesidischer Widerstamf- 
seinheiten (YBS) und dem Auf¬ 
bau von lokalen Selbstverwal¬ 
tungsorganen begonnen. 

Laut einer Erklärung des iraki¬ 
schen Parlamentsabgeordneten 
Hoschjar Abdullah vom 14. 
Januar habe sich Al-Abadi in 
der Sitzung der Sicherheits¬ 
kommission des Parlaments fol¬ 
gendermaßen zur Situation in 
^engal geäußert: »Die Türkei 
und Erbil haben Angst und 
sind eingeschüchtert von der 
PKK. Unsere Politik ist klar, 
und wir haben der Türkei 
gesagt, dass sie unser Land 
nicht für einen Krieg benutzen 
können.« 

(jW, 18.1., ISKU) 


-^Repressionen gegen 


Formel Staat + Demokratie 
kann dann nicht funktionieren. 
Dann herrscht die Formel Staat 
minus Demokratie. Diese For¬ 
mel wiederum löst bestehende 
Probleme und Krisen nicht, son¬ 
dern reproduziert ständig Kri¬ 
sen. Und das führt dann früher 
oder später zur Explosion. 

Als das Büro von RE PAK in 
Erbil geschlossen wurde, war 
Soran Omer einer der ersten, an 
die wir uns gegen diese Rechtlo¬ 
sigkeit und Rechtsverletzung 
gewendet haben. Soran Omer ist 
Abgeordneter der Komala Islam 
und zugleich Vorsitzender der 
parlamentarischen Kommission 
für Menschenrechte. Vor sieben 
Monaten hatte Omer einen offi¬ 
ziellen Antrag mit der Forde¬ 
rung, diese Rechtsverletzung zu 
untersuchen, an die Kurdische 
Regionalregierung gesendet. Sol¬ 
che Anträge stellt er oft. Denn 
als Vorsitzender der Menschen¬ 
rechtskommission in einem 
Land, in dem Menschenrechts¬ 
verstöße nur .zu oft stattfinden, 
muss er des Öfteren Anträge an 
die Regierung stellen. 


Yor einigen Tagen wurde Soran 
Omer zusammen mit dem 
Abgeordneten der Gorran- 
Bewegung, Ali Heme Salih, an 
der Stadtgrenze zu Erbil - wo 
sich der Sitz des Parlaments und 
sein Arbeitsplatz befinden - fest¬ 
genommen. Beide Abgeordne¬ 
ten wurden am Checkpoint 
Pirde, das von der KDP kontrol¬ 
liert wird, von lokalen Sicher¬ 
heitskräften zwei Stunden lang 
festgehalten. Dabei sind sie, die 
gewählten Vertreter des Volks, 
von Uniformierten beschimpft 
worden. Anschließend wurden 
sie dazu gezwungen, nach 
Sulaymaniyah zurückzukehren. 
Das heißt, sie dürfen die Stadt, 
in der sich das Parlament befin¬ 
det und wo sie das sie gewählte 
Volk repräsentieren sollen, nicht 
betreten. 

Wie lange dieses „Einreisever¬ 
bot“ dauern wird, ist nicht klar. 
Aber auf gleiche Weise ist der 
Parlamentspräsident Yusuf 
Muhammed im Oktober 2015 
aus der regionalen Hauptstadt 
verbannt worden. Es wird ihm 
noch immer verwehrt, die Stadt 


die... 

zu betreten und somit sein Amt 
auszuführen. 

Was hat eine bestimmte Partei 
davon, alle ihr unlieben Abge¬ 
ordneten daran zu hindern, die 
Stadt Erbil zu betreten? Wird 
die seit zweieinhalb Jahren 
andauernde und sich ständig 
vertiefende politische Krise 
dadurch gelöst sein? Wird die 
Gesellschaft in Südkurdistan, 
welche hier in verschiedenen 
Städten gegen die Verhaftung 
der HDP-Abgeordneten in der 
Türkei protestiert hat, dieses 
Vorgehen hinnehmen? Wird in 
einer Zeit, in der so sehr von 
Unabhängigkeit und Einheit 
geredet wird, auf diese Weise 
nicht noch mehr polarisiert? 
Und dann? Was wird dann 
geschehen? Wird dann wieder 
alles gut oder was? 

An wen soll sich jetzt Soran 
Omer, Vorsitzender der Men¬ 
schenrechtskommission des 
Kurdischen Regionalparla¬ 
ments, wenden? An wen soll er 
jetzt diese ernste Menschen¬ 
rechtsverletzung melden? 

(CA, 18.1., ISKU) 


vom Wachpersonal geschlagen 
und anschließend in eine Straf¬ 
zelle geworfen. Der Grund: Er 
habe bei der Durchsuchung 
seine Hände nicht benutzt um 
seinen Gürtel abzunehmen und 
die Schule auszuziehen. 

Heute ist Engin Akta$ im 
Gefängnis von Menemen bei 
Izmir. Dort ist er in einer Einzel¬ 
zelle. Ohne Hände kann er sich 
nicht selber waschen, anziehen, 
essen oder trinken. Murat Melet, 
Vorsitzender des 

Menschenrechtsvereins (1HD) in 
Wan, sagt: „Es reicht. Es wird 
Zeit, dass die Gefängnisse aufhö¬ 
ren Orte des Sterbens zu sein. Es 
sollen endlich keine weiteren 
Särge mehr das Gefängnis verlas¬ 
sen.“ (ANF, 12.1., ISKU) 

Türkei: Großrazzia 
gegen Militärs 

Istanbul. Mehr als ein halbes Jahr 
nach dem Putschversuch in der 
Türkei hat die Polizei in 54 Pro¬ 
vinzen eine Großrazzia durchge- 
fuhrt. Wie die staatliche Nach¬ 
richtenagentur Anadolu am 
Mittwoch berichtete, seien 243 
Armeeangehörige zur Fahndung 
ausgeschrieben. Nach offiziellen 
Angaben sind aufgrund des 
Umsturzversuchs inzwischen fast 
100.000 Staatsbedienstete ent¬ 
lassen und 41.000 Personen in 
Untersuchungshaft genommen 
worden. (jW, 19.1., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 

jW junge Welt 


Termin: 


Hamburg 

Film: Der Freiheitskampf der 
Kurdinnen 

Januar 2015: Die syrische Stadt 
Kobane wird von kurdischen 
Aufständischen aus der Gewalt 
der IS-Terrormilizen befreit. Die 
Bilder der jungen Kämpferin¬ 
nen, die mit Kalaschnikow und 
Flagge an der Seite der kurdi¬ 
schen Kämpfer den IS-Kräften 
entschlossen gegenüberstehen, 
gehen um die Welt. Der Mut 
dieser Kämpferinnen gibt Tau¬ 
senden Frauen in der Region 
neue Hoffnung. 

Am 27.1. um 20 Uhr im Antifa 
Enternasyonal Cafe, Rote Flora 
(Achidi-John-Platz 1) 

N ü 5 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 

bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 

Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Die Nein-Kampagne zum Verfassungsreferendum beginnt 

Jetzt ist die richtige Zeit, um sich 
der Diktatur entgegenzustellen“ 


Ayhan Bilgen, Sprecher der 
Demokratischen Partei der Völker 
(HDP), hat auf einer Pressekonfe¬ 
renz in der Zentrale der HDP die 
Haltung seiner Partei zum anste¬ 
henden Verfassungsreferendum 
bekanntgegeben. „Wir werden 
eine klare ,Nein-Kampagne“ füh¬ 
ren und uns so gegen das Präsidi¬ 
alsystem stellen , so Bilgen. Über 
die Spekulationen, dass die HDP 
womöglich zum Boykott des 
Referendums aufrufen würde, 
erklärte der HDP-Sprecher, dass 
diese Option zu keinem Zeit¬ 
punkt zur Debatte stand, 
weitere Einzelheiten zur ,Nein- 
Kampagne“ verlautbarte Bilgen 
wie folgt: „Wir werden in naher 
Zukunft zwei Deklarationen ver¬ 
öffentlichen, in welchen wir ein¬ 
mal in Amed (Diyarbakir) und 
einmal in Istanbul zum demokra¬ 
tischen Kampf aufrufen werden.“ 
Desweiteren werde die HDP ab 
Anfang Februar rund zehn Tage 
lang in verschiedenen Orten 
Volksversammlungen einberufen 
und auf diesen gemeinsam mit 
der Bevölkerung über das weitere 
Vorgehen während der ,Nein- 
Kampagne“ diskutieren und bera¬ 
ten. 


Auf der Pressekonferenz erklärte 
Bilgen außerdem, dass seine Par¬ 
tei durchaus mit Schwierigkeiten 
während ihrer Kampagne rechne. 
Auch Unregelmäßigkeiten am 
Referendumstag seien nicht aus¬ 
geschlossen. Bilgen sagte weiter: 
„Wir können nicht abschätzen, 
wie frei die Umstände sein wer¬ 
den, unter denen die Menschen 
,nein“ sagen können. Bereits jetzt 
gibt es einen öffentlichen Druck 
gegen Kreise, die voraussichtlich 
gegen die Einführung des Präsidi¬ 
alsystems votieren werden.” 

DTK: Unsere Völker brauchen 
eine demokratische Verfassung 

Der Demokratische Gesell¬ 
schaftskongress (DTK) mit Sitz 
in Amed hat ebenfalls zu einer 
breiten ,Nein-Kampagne“ beim 
Referendum über das geplante 
Präsidialsystem aufgerufen, ln sei¬ 
ner Erklärung verweist der DTK 
darauf, dass das Erdogan-Regime 
bereits jetzt mit dem Ausnahme¬ 
zustand de-facto eine faschistische 
Diktatur errichtet habe, welcher 
mit dem Referendum noch eine 
Verfassung übergestülpt werden 
solle. Anstelle einer Verfassung im 
Sinne der Präsidialdiktatur benö¬ 


tige die Türkei eine pluralistische 
und demokratische neue Verfas¬ 
sung. „Mit einer solchen Verfas¬ 
sung würden sich alle gesellschaft¬ 
lichen Probleme des Landes, 
angefangen mit der Kurdischen 
Frage, ohne Schwierigkeiten lösen 
lassen“, so der DTK. Die türki¬ 
sche Regierung setze aber auf die 
Unterdrückung und Auslöschung 
der demokratisch-gesellschaft¬ 
lichen Dynamiken und versuche 
in einem Umfeld, in welchem kri¬ 
tische Medien zum Schweigen 
gebracht worden sind und die 
Bevölkerung keinen freien 
Zugang zu Informationen haben, 
ihr Verfassungspaket den Men¬ 
schen zu verkaufen. 

Dieses Spiel dürfe man der AKP 
aber nicht durchgehen lassen, 
erklärt der DTK und erklärt, dass 
jetzt die richtige Zeit sei, um sich 
der Diktatur entgegenzustellen. 
„Wenn wir das nicht tun, dann 
wird nicht nur unsere Zukunft, 
sondern womöglich auch die 
Zukunft unserer Kinder und Kin¬ 
deskinder verdunkelt werden. Aus 
diesem Grund rufen wir dazu auf, 
zu dieser nicht-demokratischen 
Verfassung .Nein“ zu sagen“, so 
der DTK. (CA, 23.1, ISKU) 


Bilanz der Menschenrechtsverletzungen 
2016 in Bakur/Nordkurdistan 


Die Zweigstelle des Menschen¬ 
rechtsverein der Türkei IHD von 
Amed (Diyarbakir) hat ihren 
Menschenrechtsbericht für 
Bakur/Nordkurdistan (kurdische 
Gebiete in der Türkei) für das 
Jahr 2016 auf einer Pressekonfe¬ 
renz vorgestellt. 

In dem Abschnitt über Tote und 
Verletzte heißt es in dem Bericht, 
dass im Jahre 2016 insgesamt 
304 Personen von der Polizei und 
Gendarmerie außergerichtlich 
hingerichtet wurden, weitere 131 
Personen wurden durch sie ver¬ 
letzt. Weiter wird ausgeführt, 
dass 6 Personen im Gefängnis 
gestorben und 6 Gefangene 
durch sogenannte „unbekannte 
Täter“ getötet wurden. 11 Gefan- 

f ene haben durch unterlassene 
lilfeleistung ihr Leben verloren. 
Hunderte Soldaten, Polizei, Gue¬ 
rillakräfte und Zivilisten haben in 
Folge von bewaffneten Ausein¬ 
andersetzungen ihr Leben verlo¬ 
ren, 1159 Personen wurden ver¬ 
letzt. 


Im Grenzverlauf wurden bei 36 
Explosionen von Minen u.ä. 13 
Personen, darunter 9 Kinder, 
getötet. 

Der Tod von 16 Männern, 8 
Frauen und 2 Kinder sei als „zwei¬ 
felhaft“ zu beurteilen. 11 Frauen 
haben in Folge von Suizid ihr 
Leben verloren. In Folge von 
„häuslicher Gewalt“ haben 30 
Frauen und 8 Kinder ihr Leben 
verloren. Auch seien 11 Frauen in 
Folge von Gewalt in der Gesell¬ 
schaft getötet und 6 sexueller 
Angriff ausgesetzt worden. 

Im Bericht des IHD wurde auch 
auf beschlagnahmte Leichname 
von Guerillakämpfern verwiesen. 
Die Bilanz erfasst die Menschen¬ 
rechtsverletzungen, die dem 
Menschenrechtsverein gemeldet 
wurden. 

Folter 

Folter und schlechte Behandlung 
während der Festnahme: 21b 

Folter und schlechte Behandlung 
durch Dorfschützer: 7 


Folter und schlechte Behandlung 
außerhalb von Festnahmeorten: 

138 

Folter in den Gefängnissen: 191 
Entführungen und Drohung zur 
Aufnahme von Spitzeltätigkeiten: 

Drohungen: 29 

Verletzte bei Demonstrationen 
durch Sicherheitskräfte: 54 

Gewalt an der Schule: 1 

Insgesamt: 647 

Angriffe auf die Freiheit und 
Sicherheit des Menschen 

Festnahmen 

Erwachsene: 6710 

Minderjährige: 150 

Gesamt: 6860 

Inhaftierung/Verhaftung 
Erwachsene: 1684 

Minderjährige: 40 

Gesamt: 1724 

Hausdurchsuchungen: 3556 

Angriffe auf Meinungsfreiheit 

Verbotene Aktivitäten/Veranstal¬ 
tungen: 3 


Meldungen: 

Französische Justiz lässt 
Prozess gegen Mörder von drei 
kurdischen Aktivistinnen 
fallen 

Die französische Justiz lässt den 
Prozess gegen Omer Güney, dem 
mutmaßlichen Mörder der drei 
kurdischen Politikerinnen Sakine 
Canstz, Fidan Dogan und Leyla 

ä lemez fallen. Eine solche Ent- 
eidung der französischen 
Justiz war nach dem plötzlichen 
Tod des dringend Tatverdächti¬ 
gen Güney am 18. Dezember 
vergangenen Jahres erwartet wor¬ 
den. Güney war kurz nach dem 
Mord am 9. Januar 2013 durch 
die französischen Sicherheitskräf¬ 
te festgenommen wurde. Die 
Beweislast ließ keinen Zweifel 
daran, dass Omer Güney die aus¬ 
führende Kraft hinter dem Mord 
war. 

Was den Mordfall und nun den 
plötzlichen Tod von Omer 
Güney allerdings brisant macht, 
ist der Verdacht, dass vermutlich 
der türkische Geheimdienst MIT 
Auftraggeber der Morde an den 
drei Frauen ist. Denn in der Fol¬ 
gezeit der Tat tauchten im Inter¬ 
net Mitschnitte von Gesprächen 
auf, auf denen Güney und zwei 
Mitgliedern des MIT über die 
Mordpläne beraten. Auch Fotos 
von Dokumenten, die über die 
Sozialen Medien gestreut wur¬ 
den, sollen belegen, dass der tür¬ 
kische Geheimdienst den Mord 
in Auftrag gegeben haben soll. 
Die Angehörigen der Mordopfer 
befürchten nun, dass mit dem 
Tod des dringend Tatverdächti- 

f en die französische Justiz die 
uche nach den Hintermännern 
des Mordes einstellen wird. Auch 
erheben die Angehörigen Vor¬ 
würfe gegen die französische 
Justiz, die den Prozessauftakt 
gegen Güney immer wieder ver¬ 
schoben hatte. Eigentlich sollte 
der Prozess nun am 23. Januar in 
Paris begonnen haben. 

Sowohl die Familienangehörigen 
der ermordeten drei kurdischen 
Aktivistinnen als auch Vertreter 
kurdischer Organisationen in 
Europa haben erklärt, dass sie die 
Einstellung des Verfahrens nicht 
akzeptieren werden und alles in 
ihrer Möglichkeiten unterneh¬ 
men wollen, um die verantwort¬ 
lichen Hintermänner dieses Ver¬ 
brechens vor Gericht zu bringen. 

(jW, 26.1., ISKU) 

Kobürgermeisterlnnen 
von Qnaban festgenommen 

Zeynep Uren, Yunüs Urek Die 
Angriffe der AKP-Regierung 
gegen die von der Bevölkerung 
gewählten Gemeindevertreterin¬ 
nen in Bakur/Nordkurdistan hal¬ 
ten ununterbrochen an. Heute 





Gedenken an Hrant Dink 


Im Gedenken an den vor zehn 
Jahren ermordeten türkisch¬ 
armenischen Journalisten Hrant 
Dink versammelten sich am 19. 
Januar Tausende Menschen zu 
einer Kundgebung in Istanbul. 
»Wir sind alle Hrant, wir sind alle 
Armenier«, skandierten sie vor 
dem Redaktionsgebäude der Zei¬ 
tung Agos in Istanbul. Neben frü¬ 
heren Kollegen nahmen auch 
Dinks Witwe Rakel und die von 
der türkischen Justiz verfolgte 
Schriftstellerin Asli Erdogan an 
der Gedenk- und Protestveran¬ 
staltung teil. 

Dink war am 19. Januar 2007 
von einem jungen türkischen 
Nationalisten vor der Redaktion 
seiner Zeitung Agos erschossen 
worden. Der zur Tatzeit minder- 

i 'ährige Täter wurde zu knapp 23 
ahren, ein Hintermann zu 
ebenslänglicher Haft verurteilt. 
Rakel Dink machte in ihrer Rede 
den Staat für den Tod ihres Man¬ 
nes verantwortlich. Der Journalist 
hatte sich für eine Versöhnung 
zwischen Türken und Armeniern 
eingesetzt. Die von ihm mitge- 
gründete Zeitung war die erste im 
Land, die auf armenisch und tür¬ 
kisch erschien. Dink, von 1996 
bis zu seinem Tod Chefredakteur 
von Agos, zog den Zorn türki¬ 
scher Nationalisten auf sich, als er 
die Massaker an den Armeniern 
während des Ersten Weltkriegs als 
Völkermord bezeichnete. Die tür¬ 
kische Regierung lehnt diese Ein¬ 
stufung bis heute kategorisch ab. 
Der Fall Hrant Dink Deschäftigt 
derzeit wieder die Gerichte. Unter 


Verbotene und beschlagnahmte 
Zeitungen und Zeitschriften: 94 
Razzien bei Zeitungen und 


Presseorganen: 11 

Blockierte Internetseiten: 34 

Geschlossene TV und 
Radiokanäle: 39 

Eingeleitete Untersuchungen 
wegen Meinungsfreiheit 
Gesamtuntersuchung: 33 

Betroffene Personen: 575 

Eingeleitete Verfahren wegen 
Meinungsfreiheit 
Eröffnete Verfahren: 17 

Betroffene Personen: 72 

Erlassene Strafen wegen 
Meinungsfreiheit 


Anzalil der betroffenen Personen 

114 

Angriffe auf die 
Organisierungsfreiheit 

Angriffe gegen Parteien, Gewerk¬ 
schaften, vereine und Kulturein¬ 


richtungen 

Parteien: 47 

Vereine: 9 

Rathäuser und ihre 
Einrichtungen: 20 

Bildungs- und 

Kultureinrichtungen: 4 

Andere: 17 


Organisationen, die geschlossen 
wurden oder mit Schließung kon¬ 
frontiert sind 


anderem wird gegen Polizeibeam¬ 
te ermittelt, die von den Mord- 
länen gewusst haben sollen, 
taatsanwälte beschuldigen 
Anhänger des islamischen Predi¬ 
gers Fethullah Gülen, den die 
Regierung auch für den Putsch¬ 
versuch vom 15. Juli 2016 verant¬ 
wortlich macht, Auftraggeber des 
Mordes gewesen zu sein. 

Auf dem am zehnten Todestag 
von Dink an den Start gegange¬ 
nen deutsch-türkischen Internet- 
portal gazete.taz.de wies Canan 
Coskun darauf hin, dass die 
Ermittlungen gegen Geheim¬ 
dienstbeamte erst nach dem 
Bruch zwischen der Regierungs¬ 
partei AKP und der Gülen-Bewe- 
gung Ende 2013 aufgenommen 
wurden. Die Polizisten sind erst 
seit dem Putschversuch im letzten 
Sommer im Visier der Strafverfol¬ 
gungsbehörden. Nach Einschät¬ 
zung von Coskun wussten neben 
Gülenisten auch andere Staatsbe¬ 
amte von den Mordplänen und 
taten nichts, sie zu verhindern. 
Dink hatte in seinem zehn Tage 
vor seinem Tod erschienenen letz¬ 
ten Artikel von Hass-E-Mails und 
Morddrohungen gegen ihn 
berichtet und davon, dass er einen 
Drohbrief der Staatsanwaltschaft 
in Sisli übergeben habe. Bislang 
habe sich dort aber niemand ver¬ 
anlasst gesehen, etwas zu unter¬ 
nehmen, schrieb er. 

Canan Coskun ist selbst von 
Verfolgung durch türkische 
Behörden betroffen, gegen sie 
laufen mehrere Gerichtsverfah¬ 
ren. Die 30jährige arbeitete für 


Vereine: 171 

Bildungs- und Kultureinrichtun- 



Angriffe auf Demonstrations- 
una Versammlungs recht 

Angriffe auf Versammlungen 
durch Sicherheitskräfte: 78 

Verbotene Versammlungen: 38 

Menschenrechtsverletzungen 
in den Gefängnissen 
Überführung in andere 
Gefängnisse: 828 

Verletzung des Rechts auf medizi¬ 
nische Behandlung: 54 

Verbot von Familienbesuchen: 13 
Isolation: 38 

Disziplinarstrafen: 85 

Verletzung des Informationsrecht: 

46 

Untersuchungen: 6 

Andere Verstöße: 33 

Verletzungen der ökonomi¬ 
schen unasozialen Rechte 

Arbeitsunfälle 

Todesfälle bei Arbeitsunfällen: 22 
Verletzungen bei 
Arbeitsunfällen: 

Entlassungen: 1.343 

Verwaltungs Untersuchungen: 

13.055 

Suspendierte 

Verwaltungsangestellte: 10.259 


die Zeitung Cumhuriyet, deren 
Macher beschuldigt werden, 
sowohl die Gülen-Bewegung als 
auch die verbotene kurdische 
Arbeiterpartei PKK zu unter¬ 
stützen. Insgesamt sind laut 
gazete.taz.de derzeit fast 150 
Journalisten in der Türkei inhaf¬ 
tiert. 

Unterdessen hat die Staatsan¬ 
waltschaft im Zusammenhang 
mit dem Putschversuch einem 
Medienbericht zufolge Haftbe¬ 
fehle gegen mehr als 400 Perso¬ 
nen erlassen, die sich durch Nut¬ 
zung eines verschlüsselten Han- 
dydienstes verdächtig gemacht 
haben sollen. Die jetzt im gan¬ 
zen Land per Fahndung Gesuch¬ 
ten sollen die Messenger-App 
»Bylock« benutzt haben, berich¬ 
tete der Sender Habertürk am 
Samstag. 

Die Regierung in Ankara geht 
davon aus, dass Anhänger der 
Gülen-Bewegung über die App 
ein Netzwerk gebildet haben. 
Präsident RecepTayyip Erdogan 
sieht in seinem im US-Exil 
lebenden Erzrivalen Gülen den 
Drahtzieher des Putschversuchs 
im Juli. Unter den jetzt Gesuch¬ 
ten sind laut Habertürk viele 
Soldaten und Sicherheitskräfte. 
Bisher seien bei Razzien vor 
allem in Ankara und Istanbul 
zwölf Personen festgenommen 
worden. Rund 40.000 Men¬ 
schen in der Türkei warten der¬ 
zeit in Haft auf ihren Prozess. 
Sie werden beschuldigt, den 
Putschversuch unterstützt zu 
haben. (jW, 26.1., ISKU) 


Entlassene 

Verwaltungsangestellte: 956 

Strafen: 145 

Verbannungen: 15 

Zahlungsverzug: 2 


Verletzungen des Rechts auf 


Bildung 

Untersuchungen gegen 
Universitätsdozentinnen: 27 

Strafen gegen 

Universitätsdozentinnen: 125 

Ausgeschlossene Hoc 
hschulabsolventlnnen: 4 

Verwarnungen gegen 
Hochschulabsolventinnen: 3 


Sonstige Rechteverletzungen 

Treuhänder/Zwangsverwalter 


Ernennung von Treuhänder 
in den Gemeinden: 52 

Ernennung von Treuhändern 
zu Gemeindeversammlungen: 7 
Austausch der städtischen 
Mitglieder: 13 

Verletzung des Rechts 
auf Gesundheit: 345 

Verletzung des 

Eigentumsrechts: 132 

Verletzung des 

Aufenthaltsrechts: 6 

Sonstige Anwendungen: 72 


Gesamtzahl der Verletzungen: 

46.292 

(ANF, 21.1., ISKU) 


wurden die Kobürgermeisterin 
Zeynep Uren und der Kobürger- 
meister Yünüs Urek von Qitab- 
an, Provinz §irnex (§irnak) ver¬ 
haftet. 

Bei den Überfällen der türki¬ 
schen „Sicherheitskräfte“ auf die 
Wohnhäuser der beiden, wurden 
sie wäJtrend der Durchsuchung 
in Räume eingesperrt. Später 
wurden sie auf die Polizeidirek¬ 
tion von Qilaban gebracht, wel¬ 
ches weiträumig von Polizeikräf¬ 
ten abgesperrt wurde. 

(ANF, 26.1., ISKU) 

Ahmet Türk ins 
Krankenhaus eingeliefert 

Der inhaftierte Kobürgermeister 
Ahmet Türk von Merain (Mar- 
din), der zu den kurdischen Poli¬ 
tikern gehört, die von der AKP- 
Regierung gefangen gehalten 
werden, wurde ins Krankenhaus 
eingeliefert. 

Ein kürzlich veröffentlichter 
medizinischer Bericht über sei¬ 
nen Gesundheitszustand, der 
von einem Institut für forensi¬ 
sche Medizin erstellt wurde, 
erklärte, dass er aufgrund 
gesundheitlicher Probleme frei- 

f elassen werden müsse. 

)er 74-jährige Ahmet Türk 
wurde am 24.11.2016 verhaftet 
und wird im Gefängnis von 
Elazig gefangen gehalten 

(ANF, 25.1., ISKU) 

Rüstungsgüter für die Türkei 

Die Zeitung The Guardian 
berichtet, dass Großbritannien 
allein im Zeitraum seit dem 
Putschversuch vom 15. Juli 2016 
bis heute der Türkei Güter im 
„Sicherheitsbereich“ im Werte 
von 58 Millionen Euro (50 
Millionen Sterling) geliefert 
habe, darunter ein Kampfflug¬ 
zeug, Hubschrauber und T)roh- 
nen. Raketen und Bomben wur¬ 
den im Werte von 4,5 Millionen 
geliefert. 

Großbritannien soll der Türkei 
seit 2015 Waffen und militäri¬ 
sches Material im Werte von ins¬ 
gesamt 380 Millionen Euro 
geliefert haben. 

(ANF, 22.1., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 

bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 

Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Erdogan zerstört die Türkei 


Am 21. Januar 2017 stimmten 
von 339 von 550 Parlamentsab¬ 
geordneten in der großen Natio¬ 
nalversammlung der Türkei (tür¬ 
kisches Parlament) für eine Ver¬ 
fassungsänderung, somit wird 
spätestens in der dritten Woche 
des April ein Referendum statt¬ 
finden. Die Verfassungsände¬ 
rungwird als Transformation der 
94 Jahre alten Republik von 
einem parlamentarischen zu 
einem präsidialen System 
beschrieben; eine ungenügende 
Beschreibung für die Einführung 
einer autokratischen Ein-Mann- 
Herrschaft. 

Der Verfassungsentwurf, der 
hinter den Kulissen von 
Erdogans Partei für Gerechtig¬ 
keit und Aufschwung (AKP) und 
der ultranationalistischen Partei 
der nationalistischen Bewegung 
(MHP) verfasst wurde, löst jegli¬ 
che Kontrolle über das Präsiden¬ 
tenamt auf. Sollte die türkische 
Bevölkerung die Verfassungsän¬ 
derung befürworten, wäre der 
Präsident im Stande, das Parla¬ 
ment eigenmächtig aufzulösen, 


Für die Freilassung des Repräsen¬ 
tanten der kurdischen Freiheits¬ 
bewegung Abdullah Öcalan mar¬ 
schieren ab heute 76 Internatio- 
nalistlnnen aus 15 Ländern von 
Luxemburg nach Straßburg. 
FFierfür kamen sie am heutigen 
Morgen aus vielen Teilen der Welt 
vor dem Europarat in Luxemburg 
zusammen. 

Der lange Marsch der Internatio- 
nalistlnnen begann zunächst mit 
einer Presseerklärung. Peter Mül¬ 
ler, Sprecher des langen Marsches, 
hielt die Eröffnungsrede. Müller 
rief die verantwortlichen Poli¬ 
tikerinnen der EU sowie das CPT 
auf, ihrer Verantwortung nachzu¬ 
kommen. 

ln seiner Rede erklärte er den Ver¬ 
lauf des langen Marsches: „Täg¬ 
lich werden im Durchschnitt 
20km für die Freilassung Öcalans 
und Frieden in Kurdistan gelau¬ 
fen. Am 11. Tag wird der lange 
Marsch mit der großen Kundge¬ 
bung in Straßburg abschließen. 
Unterwegs werden unterschiedli¬ 
che Organisationen, Vertreterin¬ 
nen verschiedener Parteien und 
NGOs besucht. Es werden 
Gespräche geführt, Seminare und 


Notstände zu erklären, die Hälf¬ 
te aller Richter, älteren Beamten, 
Leiter der Polizei, des Militärs, 
sowie Vizepräsidenten der Uni¬ 
versitäten zu benennen. Erdogan 
wäre im Stande, bis 2029 zu 
herrschen. Das Referendum wird 
abgehalten werden, während 10 
Abgeordnete der pro-kurdischen 
Demokratischen Partei der Völ¬ 
ker (HDP)mit dem Vorwurf des 
Terrorismus und 76 kurdische 
Bürgermeisterinnen im Gefäng¬ 
nis sitzen. Sämtliche kritischen 
Medien wurden geschlossen, 
enteignet oder wurden durch 
den türkischen Staatsterror zum 
Schweigen gebracht. Das Refe¬ 
rendum wird das Fundament für 
den Krieg der türkischen Armee 
gegen die kurdische Bevölkerung 
sein, sowie für die militärischen 
Operationen in Syrien und dem 
Irak. Erdogan und seine Verbün¬ 
deten werden weiter versuchen 
Unterstützer zu gewinnen, 
indem sie ausländische Mächte 
des Versuchs bezichtigen, die 
Türkei durch terroristische 
Angriffe zu zerbrechen. Die bür- 


Konferenzen mit ihnen organi¬ 
siert. Wir möchten damit Unter¬ 
stützung der internationalen 
Öffentlichkeit gewinnen. Wir 
möchten der AKP zeigen, dass 
der Zustand von Abdullah Öca¬ 
lan nicht nur ein türkeiweites 
Problem darstellt, sondern ein 
internationales Problem ist. Denn 
sollte ihm Schaden zugefügt wer¬ 
den, liegt die Verantwortung auf 
internationaler Ebene.“ 

Peter Müller erklärte: „Die Frei¬ 
heit Öcalans und aller politischen 
Gefangenen ist eng mit der Frei¬ 
heit der Kurdinnen verknüpft. 
Aus diesem Grunde rufen wir die 
EU, das CPT und europäische 
Institutionen auf, ihrer Verant¬ 
wortung nachzukommen. Demo¬ 
kratie und universelle Gerechtig¬ 
keit, Menschenrechte und die 
Werte des Friedens, die sich vor 
ihren Augen befinden, sollen 
gesehen werden.“ 

Die aus unterschiedlichen Län¬ 
dern kommenden Teilnehmerin¬ 
nen und ihre Delegationsspreche¬ 
rinnen hielten ebenfalls ihre 
Reden. Die AKP-Regierung 
wurde in den Reden angegriffen. 
Scharfe Kritiken an die Staaten 


gediehen und politischen Insti¬ 
tutionen in der Türkei werden 
dabei als Geiseln genommen. 
Währenddessen verschafft die 
britische Regierung Erdogan 
diplomatische und militärische 
Unterstützung: Großbritannien 
hat der Türkei seit 2015 Waffen¬ 
lieferungen im Wert von 
330.000.000£ geliefert, darunter 
Bomben, Raketen, Drohnen, 
Hubschrauber und Schutzausrü¬ 
stung. Auch bei dem Treffen zwi¬ 
schen der britischen Premiermi¬ 
nisterin Theresa May und 
Erdogan am 28. Januar zeigte 
May Kein Interesse die massiven 
Menschenrechtsverletzungen zu 
thematisieren, stattdessen verein¬ 
barten beide eine Vertrag über 
100.000.000£, damit die engli¬ 
sche Firma BAE Systems in 
Zusammenarbeit mit der türki¬ 
schen Luftfahrtindustrie ein 
neues Kampfflugzeug für die 
Türkei baut. Außerdem disku¬ 
tierten May und Erdogan über 
die zukünftige „Kooperation für 
Sicherheit und Terrorismusbe¬ 
kämpfung“. _^ 


der EU, die Waffen an die AKP 
liefern, ihre Wirtschaftsbeziehung 
durch Rüstungsgüter sichern, 
wurde geäußert. Grußworte und 
eine tiefe Solidarität mit dem 
Widerstand in Rojava wurden 
vorgetragen. 

Unter dem Motto „Freiheit für 
Öcalan - Frieden in Kurdistan” 
und mit Slogans wie „Biji Serok 
Apo“, „Jin, Jryan, Azadi“ startete 
der lange Marsch. 10 Tage wird 
der lange Marsch laufen. Unter 
den Internationalistlnnen befin¬ 
den sich unter anderem die Fran¬ 
zösin und Künstlerin Sarah 
Mauriaucourt, aus Argentinien 
Doktor Daniel Maraz, der spani¬ 
sche Historiker Joaquin Marti- 
nez, aus Katalonien Vertreter der 
Rojavaplattform Azadi Roc Peris, 
portugiesische Aktivistin Susana 
Isabel Macedo Gomes und Julia 
Iglesias, Mitglied des kurdisch- 
baskischen Solidaritätsverein 
Newroz. 

Neben solidarischen Freundin¬ 
nen der Kurdinnen nehmen 
auch Vertreterinnen von europä¬ 
ischen Organisationen am Lan¬ 
gen Marsch für die Freilassung 
öcalans teil. (ANF, 1.2., ISKUJ 


Meldungen: 

Weitere Abgeordnete der HDP 
in der Türkei verhaftet 

Eine weitere Abgeordnete der 
Demokratischen Partei der Völ¬ 
ker HDP ist verhaftet worden. 
Hüda Kaya, Abgeordnete der 
HDP für Istanbul, wurde in 
Aiyon (Westanatolien) verhaftet. 
Hüda Kaya zog bei den Wahlen 
im Juni 2015 für die HDP ins 
türkische Parlament ein. Auch 
bei der erneuten Wahl im 
November gleichen Jahres zog sie 
erneut für die HDP ins türkische 
Parlament. Dabei hatte ihr politi¬ 
sches Leben in ganz anderen 
Zusammenhängen begonnen. 
Bekannt wurde sie durch ihren 
Einsatz gegen das Kopftuchver¬ 
bot in der zweiten Hälfte der 
neunziger Jahre. 2013 ging sie in 
den Kandil und schrieb eine 
Artikelserie über ihre. Eindrücke, 
die in der Zeitung Özgür Gün- 
dem veröffentlicht wurden. 
Heute ist Hüda Kaya sowohl 
Mitglied der HDP als auch Mit¬ 
glied der International Muslim 
Women Union, deren Delegierte 
sie für die Türkei ist. 

(ANF 27.1., ISKU) 

Steigerung der Klagen vor dem 
EGMR gegen die Türkei 

Der Präsident des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte 
(EGMR), Guido Raimondi, hat 
auf einer Pressekonferenz die 
Bilanz des vorangegangenen Jah¬ 
res vorgestellt. Auffällig an der 
Bilanz ist vor allem, dass seit dem 
Putschversuch in der Türkei vom 
15. Juli 2016 allein 8.308 neue 
Klagen zur Türkei eingegangen 
sind. Das ist, im Vergleich zum 
Vorjahr, eine Steigerung um 
300%. Zum Vergleich, 2016 
wurden „lediglich“ 2. 212 einge¬ 
reichte Klagen gegen die Türkei 
akzeptiert. 2016 wurde die Tür¬ 
kei in 88 Fällen verurteilt. Wie 
viele Urteile insgesamt gefällt 
wurden, ist allerdings nicht 
bekannt. 

Aktuell liegen dem EGMR 
12.575 anerkannte Klagen gegen 
die Türkei vor. Aus allen 4/ Mit¬ 
gliedsländern zusammen sind 
insgesamt 80.000 Klagen anhän¬ 
gig. Mit 15% Anteil an der 
Gesamtmenge der eingereichten 
Klagen ist die Türkei, nach der 
Ukraine, das Land mit den mei¬ 
sten anhängigen Anklagen. 
Guido Raimondi nahm auch 
Stellung .. zur Haftsituation 
Abdullah Öcalans. Die Tatsache, 
dass Abdullah Öcalan seit 5 Jah¬ 
ren eine Konsultation seiner 
Anwälte vorenthalten wird, sieht 
er als Verstoß gegen den Artikel 
34 der europäischen Menschen¬ 
rechtskonvention. Auch die Ver¬ 
hinderung des Schriftverkehrs 


76 Internationalistlnnen aus 
15 Ländern marschieren für die 
Freilassung von Abdullah Öcalan 





Idris Baluken freigelassen — Ayhan Bilgen 
und Meral Dani§ Bejta§ erneut inhaftiert 


Der Fraktionschef der HDP 
Idris Baluken wurde nach 3- 
monatiger Isolationshaft aus 
dem Gefängnis entlassen. Balu¬ 
ken erklärte: „Die heutige Mel¬ 
dung ist nicht das ich entlassen 
wurde. Die Schlagzeile ist: Sela- 
hattin Demirta§ ist immer noch 
in Haft.“ Dann führte er aus: 
„Wenn im Gefängnis mehr Poli¬ 
tikerinnen zu finden sind als im 
zentralen Parteibüro, dann gibt 
das zu denken und zeigt an wel¬ 
chem Punkt die Türkei in 
Sachen Demokratie steht.” Balu¬ 
ken erklärte: „Die Bevölkerung 
in der Türkei soll eins wissen, als 
wir inhaftiert wurden haben wir 
Frieden, Demokratie und Frei¬ 
heit gesagt. Auch drinnen, im 
Gefängnis, in Isolationshaft 
haben wir erneut von Frieden, 


Demokratie und Freiheit gespro¬ 
chen. Heute, wo wir aus dem 
Gefängnis entlassen werden, ist 
unsere Botschaft die gleiche: 
Frieden, Demokratie und Frei¬ 
heit.“ 

Der Abgeordnete der HDP Idris 
Baluken wurde am 4. November 
letzten Jahres verhaftet. Die 
Staatsanwaltschaft wirft Baluken 
„Separatismus“, „Mitgliedschaft 
in einer terroristischen Organi¬ 
sation“ und „Propaganda für 
eine terroristische Organisation“ 
vor und fordert ein Strafmaß 
von erschwerter lebenslänglicher 
Haft plus 15 Jahre Gefängnis. 
Idris Baluken wurde am ersten 
Verhandlungstag unter Auflagen 
auf freien Fuß gesetzt. Das 
Gericht sah es als erwiesen an, 
dass keine Verdunklungsgefahr 


bestünde. Berücksichtigt wurde 
außerdem, dass es sichTei Idris 
Baluken um einen Abgeordne¬ 
ten handelt und dass eine Aussa- 

f e von ihm vorliegt. Darüber 
inaus bezog sich das Gericht auf 
ein Urteil des türkischen Verfas¬ 
sungsgerichts vom 4. Dezember 
2013 zu Kriterien, die es zu 
beachten gelte, wenn ein Inhaf¬ 
tierter Abgeordneter ist. Mit 
dem Beschluss des Gerichts 
scheint ein Präzedenzfall in 
Sachen der inhaftierten Abge¬ 
ordneten geschaffen zu sein. 

Im Laufe des Tages wurden aller¬ 
dings die Abgeordneten der HDP 
Ayhan Bilgen und Meral Dam§ 
Bejtaf, nach dem sie einen Tag 
zuvor unter Auflagen auf freien 
Fuß gesetzt worden waren, erneut 
verhaftet. (ANF, 30. 1., ISKU) 


-Erdogan zerstört die Türkei 


Erdogan schlüpft in die Rolle 
eines Faschisten. Nach dem 
Bombenanschlag auf ein Polizei¬ 
fahrzeug außerhalb eines Sta¬ 
dions in Istanbul am 11. Dezem¬ 
ber 2016, bei dem 38 Menschen 
getötet wurden, schwor Erdogan 
seine Unterstützer ein: „Greift an 
im Geiste der Mobilmachung ... 
wir müssen unbarmherzig sein, 
wir führen den zweit der Krieg 
der Unabhängigkeit. Diejenigen, 
die sich nicht anschließen, wer¬ 
den als FETO (staatliche 
Bezeichnung für die Gülen- 
Bewegung; Anm.d.U.) Mitglie¬ 
der angesehen und in unseren 
unabhängigen Gerichten verur¬ 
teilt“. Er ruft die Bevölkerung 
zur Bespitzelung und Denunzia¬ 
tion auf: „Berichtet, was auch 
immer ihr seht“. Kurdische 
Geschäfte und Gebäude opposi¬ 
tioneller Strukturen wurden zum 
Ziel, sie wurden zerstört und in 
Brandt gesteckt, sowie die 
unzähligen HDP Zentralen und 
Büros. Die rassistischen und 
faschistischen Brandstifter po¬ 
sierten mit dem faschistischen 
Gruß der Grauen Wölfe vor den 
Kameras, während die Polizei 
untätig dabei zusah. Die Grauen 
Wölfe sind verknüpft mit der 
MHP, sie bildeten in den 70er 
und 80er Jahren Exekutions¬ 
kommandos gegen Linke. 

Die Vereinigung der zeitgenössi¬ 
schen Journalisten veröffentlich¬ 
te ihren vierteljährlichen 
Medienreport für die Türkei 
über die vergangenen drei Mona¬ 
te. Laut dem Bericht wurden in 
diesem Zeitraum 3 Journalisten 
getötet, 80 verhaftet, 299 inhaf¬ 
tiert, 5 Medienbüros wurden 
angegriffen, 157 Medienanstal¬ 
ten und 9 Verlage wurden 

f eschlossen, zudem gab es 24 
Jachrichtensperren. Das Innen¬ 
ministerium erklärte, dass über 
1.600 Menschen wegen Veröf¬ 
fentlichungen in Sozialen 
Medien verhaftet wurden, 


gegenüber 10.000 Menschen 
wird ermittelt. Das ist es, was die 
britische Regierung unterstützt. 
Dennoch sehen sich Erdogan 
und der türkische Staat weiterhin 
dem Widerstand der Kurdinnen 
und ihrer Unterstützer in der 
Türkei gegenüber, die Volksver¬ 
teidigungskräfte (HPG), die 
Guerilla der Arbeiterpartei Kur¬ 
distans (PKK), berichtet, dass im 
vergangenen Jahr 3.404 türki¬ 
sche Soldaten und Polizisten 
getötet wurden, die HPG ver- 
zeichnete einen Verlust von 585 
Guerillas. In den kurdischen 
Dörfern und Städten unterstüt¬ 
zen die Zivilen Verteidigungsein¬ 
heiten (YPS) weiterhin die Ope¬ 
rationen der Guerilla gegen die 
türkische Armee. 

Hinzu sieht sich Erdogan einem 
Kampf gegen die türkische Wirt¬ 
schaft gegenüber, den er nicht 

G ewinnen kann, diese Droht jene 
Jnterstützung zu beenden, die 
ihm erlaubte 2002 die Wahlen 
zu gewinnen. Am 11. Januar 
2016 schrieb die Financial Times 
in ihrem Leitartikel: „Die Türkei 
scheint näher an einer umfassen¬ 
den Finanzkrise als je zuvor seit 
dem die herrschende AKP 2002 
die Regierung übernommen 
hat“. Die türkische Lira ist in 
den ersten zwei Wochen des Jah¬ 
res 2017 um 12% gegenüber 
dem US-Dollar gefallen, bereits 
in den drei Monaten zuvor verlor 
sie einen Fünftel ihres Wertes. 
Erdogan tobt gegen die Ratinga¬ 
genturen für Kredite, die die 
Türkei herabgestuft haben. „Sie 
wissen, dass die Wirtschaft für 
ein Ziel manipuliert wird, die 
Türkei anzugreifen. Es gibt kei¬ 
nen Unterschied zwischen dem 
Terroristen, der eine Waffe in sei¬ 
ner Hand hat und einem Terrori¬ 
sten, der Dollar oder Euro in sei¬ 
ner Tasche trägt. Beide wollen 
die Türkei von ihrem Ziel 
abbringen. Sie nutzen die Finan¬ 
zen als eine Waffe.“, so Erdogan. 


Das Wirtschaftswachstum der 
Türkei wurde durch ausländische 
Investitionen angetrieben. Mit 
dem Fall des Lirakurses, werden 
die Schulden nicht mehr tragbar. 
Erdogan setzt dem die Aufhe¬ 
bung der Zinssätze entgegen, die 
den Fall der Lira verlangsamen 
könnten, jedoch werden die 
erforderlichen Maßnahmen um 
so härter, je länger der türkische 
Staat dafür braucht. Die Financi¬ 
al Times formulierte es so: „die 
Investoren könnten wieder 
zurückgeholt werden, wenn Herr 
Erdogan die Exekutivgewalt 
sichern kann, der Griff nach der 
totalen Macht jedoch ist absurd. 
Er bedroht damit die grundle¬ 
genden Institutionen der Tür¬ 
kei“. 

Die umfassende Repression in 
der Türkei droht Erdogan mehr 
und mehr von einflussreichen 
Kreisen der herrschende Klasse 
zu isolieren, so wurden erst kürz¬ 
lich „drei Manager der Dogan 
Holding, Eigentümer der Zei- 
tungHurriyet, CNN Türkei und 
der Tumptower in Istanbul ver¬ 
haftet (Financial Times vom 13. 
Januar 2017). Dogan Holding 
ist eine der stärksten Großkon¬ 
zerne der Türkei. Die Haupt¬ 
unterstützung erhält Erdogan 
'edoch aus den kleinen und mitt- 
eren Unternehmen, die nach 
nationaler und internationaler 
Ansicht nicht auf die an das 
internationale Kapital gebunde¬ 
nen Monopole streben. Auch der 
Verteidigungsminister drohte 
kürzlich gegenüber der NATO, 
die Nutzung des Flugstützpunk¬ 
tes Incirlik in der südöstlichen 
Türkei zu beenden. Erdogan 
hüte dich: Stolz kommt vor Zer¬ 
störung; und Hochmut vor dem 
Fall. 

Stoppt die Waffenlieferungen 
in die Türkei! 

Trevor Rayne — Revolutionär 
Communist (KQ, 29.1., ISKU) 


für Abdullah Öcalan stelle einen 
Bruch des Artikels 34 dar. 

(ANF, 26.1., ISKU) 

§129b-Prozesse gegen 
kurdische Aktivisten 

Verhandlungstermine im 
Februar 2017 

(ohne Gewähr, Termine können 
kurzfristig verlegt werden) 

Laufende Verfahren: 
CemAYDIN, 

Kammergericht Berlin 
Montag, 13. Februar: Urteilsver¬ 
kündung; der Angeklagte wurde 
nach Abgabe einer Erklärung am 
23. Januar 2017 aus der Haft 
entlassen. 

AliH.DOGAN, 

Kammergericht Berlin, Saal 701, 
Turmstr. 91 

Dienstag, 7. Februar, 9.00 Uhr 
Dienstag, 28. Februar, 9.00 Uhr 

MuhlisKAYA, 

Oberlandesgericht Stuttgart, 

Saal 4, Olgastraße 2 
Alle Verhandlungen beginnen lt. 
Zeitplan um 9.30 Uhr 
Donnerstag, 2. Februar 
Dienstag, 7. Februar, 

Donnerstag, 9. Februar 
Dienstag, 14. Februar 
Donnerstag, 16. Februar 
Dienstag, 21. Februar 
Donnerstag, 23. Februar 

Zeki EROGLU, 

Hanseat. Oberlandesgericht 
Hamburg, 

Freitag, 17. Februar: E r ö f f n u 
n g des Hauptverfahrens 
Hier die kommenden Hauptver¬ 
handlungstermine: 

Freitag, den 17.02.2017, 09:00 
Uhr, Saal 237 II. Stock, 

Freitag, den 24.02.2017, 09:00 
Uhr, Saal 288 / 1. Stock, 
Mittwoch, den 01.03.2017, 
09:00 Uhr, Saal 288 / 1. Stock, 
Donnerstag, den 02.03.2017, 
09:00 Uhr, Saal 288 II. Stock, 
Donnerstag, den 09.03.2017, 
09:00 Uhr, saal 288 /1. Stock, 
Freitag, den 10.03.2017, 09:00 
Uhr, Saal 288 II. Stock 

Derzeit befinden sich neun kur¬ 
dische Aktivisten in U- bzw. 
Strafhaft. 

(AZADle.V., 1.2., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
KQ Kurdish Question 

N Ü 5 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 

bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 

Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Die programmatische und 
politische Bedeutung, heim 
Referendum „Nein“ zu sagen 


Der Exekutivrat der Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften Kurdi¬ 
stans (KCK) hat als Ergebnis 
ihrer letzten Sitzung eine wichti¬ 
ge Erklärung veröffentlicht. In 
ihr wurde der programmatische 
Ansatz der KCK wie folgt for¬ 
muliert: „Die Probleme im Mitt¬ 
leren Osten und der Welt stapeln 
sich Schicht für Schicht. T)as 
5000-jährige staatliche System 
und der Nationalstaat, als seine 
letzte Erscheinung, erleben eine 
tiefe Krise. Die kapitalistische 
Moderne vertieft die gesellschaft¬ 
lichen Probleme noch weiter und 
führt die Menschheit geradezu in 
den Abgrund. An Orten, an 
denen die liberalen und sozialde¬ 
mokratischen politischen Kräfte 
keine Lösungen für Probleme 
finden, ist dieTendenz hervorge¬ 
treten, mit militärischen Inter¬ 
ventionen und rechten Regie¬ 
rungen vermeintliche Lösungen 
für die Probleme zu suchen. 
Doch es ist schiere Selbsttäu¬ 
schung, sich zu erhoffen, dass 
dieselben gesellschaftlichen Kräf¬ 
te, die für die Verursachung der 
Probleme verantwortlich sind, 
diese auch lösen werden können. 
Im Gegenteil, die gesellschaft¬ 
lichen Probleme werden sich 
noch weiter vertiefen. Die einzi- 

f e Kraft für die Lösung dieser 
robleme sehen wir in der radi¬ 
kalen Demokratie und im demo¬ 
kratischen Sozialismus, wie ihn 
unser Vorsitzender [Abdullah 
Ocalan] durch seine Analyse der 
historischen Gesellschaft und der 
Gegenwart entwickelt hat. (...) 
Es Destehen heute gute Bedin¬ 
gungen dafür, dass das Verständ¬ 
nis der demokratischen Nation, 
wie ihn unser Vorsitzender als 
Gegenstück zum monistischen 
und staatszentrierten Verständnis 
der Nation entwickelt hat, und 
die demokratisch-sozialistische 
Organisierung der Gesellschaft 
unter dem Dach des Demokrati¬ 
schen Konföderalismus, als Teile 
eines alternativen Gesellschafts¬ 
modells in naher Zukunft im 
Mittleren Osten und der gesam¬ 
ten Welt erfolgreich sein werden, 
ln dieser Hinsicht werden in der 
kommenden Phase die dem 
Mittleren Osten und der ganzen 
Welt aufgezwungenen ethni¬ 
schen und religiösen Konflikte 
mit dem Verständnis der demo¬ 
kratischen Nation zu einer 
Lösung herangeführt werden; 
gegen den globalen Kapita¬ 


lismus, der die gesellschaftlichen 
Probleme vertieft, werden sich 
im Rahmen der demokratisch¬ 
sozialistischen Linie mit dem 
globalen Demokratiekampf 
große Errungenschaften erzielen 
lassen.“ 

In der Erklärung wird das politi¬ 
sche Ziel auf Basis dieses Pro¬ 
gramms so zusammengefasst: 
„Unser Exekutivrat hat auf dieser 
Grundlage die vor uns liegenden 
Monate als Phase zur Befreiung 
des Vorsitzenden, der Demokra¬ 
tisierung der Türkei und zur 
Erlangung der demokratischen 
Autonomie Kurdistans be¬ 
stimmt; deshalb rufen wir unsere 
gesamte Gesellschaft dazu auf, 
mit dem Monat Februar überall 
den Widerstand zu erhöhen.“ 
Der Weg zu diesem Ziel wiede¬ 
rum kommt mit folgenden Wor¬ 
ten zur Sprache: „Der März wird 
mit dem Geist der freien Frau 
beginnen, um anschließend zum 
Newrozfest in einer Manifesta¬ 
tion des Widerstandsgeistes in 
allen Städten, Ortschaften und 
Stadtteilen Kurdistans münden. 
Somit werden wir nicht nur 
unsere Geschichte der Volksauf¬ 
stände gerecht werden, sondern 
dem Kolonialismus in Kurdistan 
einen großen Schlag versetzen. 
Die Serhildans [Volksaufstände], 
die sich im Frühling mit dem 
Guerillakampf auf der Linie von 
Mahsum Korkmaz treffen wer¬ 
den, werden die Macht der AKP 
und MHP erschüttern und Vor¬ 
bote des Frühlings der Freiheit in 
der Türkei und in Kurdistan 
sein.“ 

Die kurdische Freiheitsbewe¬ 
gung hat diese Hauptlinie mit 
dem aktuellen politischen Wi¬ 
derstand so zusammengeführt: 
„Weil die AKP/MHP-Regierung 
ihre Angriffe gegen die Freiheits¬ 
bewegung und die Demokratie¬ 
kräfte mit dem Präsidialsystem 
auf eine neue Ebene führen will, 
ist die klare Haltung und der 
Kampf hiergegen ebenfalls zu 
einer wichtigen Angelegenheit 
geworden. 

Deshalb wurde die Bedeutung 
darauf gelegt, den im Februar 
beginnenden Kampf gegen die 
auf einen Genozid gezielten 
Angriffe mit dem „Nein“ zum 
Referendum zusammenzufüh¬ 
ren. Auf dieser Grundlage wird 
die Referendumsphase zu einem 
Demokratiekampf gebracht. Es 
wurde als ein bedeutender Teil 


des Widerstandes für die kom¬ 
mende Phase gesehen, der 
AKP/MHP-Macht auch von 
dieser Seite einen Schlag zu ver- 
setzten.“ 

Die Erklärung der KCK hat 
diese einheitliche Widerstandsli¬ 
nie in der Türkei und in Nord¬ 
kurdistan auf folgende Weise mit 
dem strategischen Ziel auf inter¬ 
nationaler Ebene vereint: „Wenn 
wir als demokratische Kräfte 
gegen die faschistische Macht 
der AKP/MHP Zusammenkom¬ 
men, die nationale Einheit 
gewährleisten und mit allen 
demokratischen Kräften zusam¬ 
men den Widerstand entwik- 
keln, wird nicht nur das freie 
und demokratische Leben der 
Kurden verwirklicht werden, 
sondern die Grundlage für die 
Demokratisierung des Mittleren 
Ostens und der Freiheit aller 
Völker geschaffen werden.“ 

Die Zeit der Völker ist gekom¬ 
men. Der von Seiten der kurdi¬ 
schen Gesellschaft, in Vorreiter¬ 
rolle der Guerilla, seit Jahrzehn¬ 
ten geleistete Widerstand wird 
jede Art von Unterdrückung und 
Hindernis überwinden, die 
genozidale Kolonialisierung be¬ 
siegen und das Erlangen eines 
politischen Status für ein freies 
und demokratisches Leben 
gewährleisten. Im Jahr 2017 
wird es unweigerlich zu einem 
Sieg kommen. Der Wille unserer 
Freih eitsbewegung und der Frei¬ 
heitswille unserer Gesellschaft 
wird den Slogan „Wir werden 
bestimmt gewinnen“ mit einem 
freien Kurdistan und demokrati¬ 
schen Mittleren Osten krönen. 
Der Grund, für das Heranziehen 
dieser Auszüge der Erklärung ist 
darzulegen, dass die KCK sich 
nicht auf „aktuelle Entwicklun¬ 
gen“ begrenzt, sondern ihre 
Linie in einer systematischen 
Einheit formuliert. Denn dieser 
Ansatz ist wichtig. Insbesondere 
die größte Schwäche der legalen 
Bewegung Kurdistans ist, zwi¬ 
schen dem „aktuellen politischen 
Kampf 1 , der Programmatik, 
dem hierausgezogenen politische 
Ziel, der Widerstandsmethode 
und den internationalen Charak¬ 
ter dieser Linie eine systemati¬ 
sche Verbindung aufzubauen. 
Diese Erklärung ist für all dieje¬ 
nigen, die sich an der „Nein“- 
Kampagne beteiligen von wichti¬ 
ger Bedeutung. 

(YÖP, 6.2., ISKU) 


Meldungen: 


Festnahmen in Essen 

Der ehemalige Vorsitzende des 
Demokratischen Gesellschafts¬ 
zentrums der Kurdinnen in 
Essen, Metin D., wurde neben 
weiteren Personen am Donners¬ 
tag bei Großrazzien der Polizei 
festgenommen. Die Ehefrau 
berichtet, dass die Stürmung um 
7:00 Uhr morgens geschehen sei. 
Sieben bis acht Polizisten seien 
mit Waffen ins Haus gestürmt, 
während ein 1,5-jähriges Kind 
sich im Haus befand. Dieses Vor¬ 
gehen der Hausstürmungen 
kennt sie aus der Türkei, berich¬ 
tet sie. Die Gründe für die Raz¬ 
zien wurden ihr nicht genannt, 
d.h. der Grund der Festnahme ist 
noch unklar. Metin D. ist Vor¬ 
standsmitglied im Gesellschafts¬ 
zentrum der Kurdinnen in Essen 
und zudem Mitglied der Partei 
Die Linke im Ausländerrat. 

Diese Polizeioperation fällt ver¬ 
dächtig in die Zeit, in der Kanz¬ 
lerin Merkel von ihrer Reise 
zurückkehrte. Am 2. Februar 
dieses Jahres besuchte sie die Tür¬ 
kei und Erdogan. 

(ANF, 9.2., ISKU) 

Türkei entlässt weitere Beamte 

In der Türkei sind am Dienstag 
weitere 4.464 Beschäftigte des 
öffentlichen Dienstes entlassen 
worden. Betroffen sind vor allem 
Mitarbeiter des Bildungsministe¬ 
riums, wie aus einem Dekret her¬ 
vorgeht. Seit dem Putschversuch 
im vergangenen Juli wurden 
bereits mehr als 125.000 Staats¬ 
bedienstete suspendiert und 
rund 41.000 festgenommen, 
darunter Soldaten, Polizisten, 
Beamte der Steuerbehörden, 
Krankenschwestern und Hebam¬ 
men. (jW, 9.2., ISKU) 

Türkei: »Tornado«-Daten für 
Krieg gegen Kurdistan 

Die Türkei fordert von Deutsch¬ 
land vollen Zugang zu Aufklä¬ 
rungsergebnissen der Bundes- 
wehr-»Tornados« in Incirlik und 
will diese Daten auch im Kampf 

f egen die kurdischen Kräfte in 
yrien einsetzen. »Wir wissen, 
dass die Deutschen einen wichti¬ 
gen Teil der Informationen, die 
sie während der Aufklärungsflüge 
erlangt haben, mit uns teilen«, 
sagte Vizeministerpräsident 
Numan Kurtulmus am Montag 
in Ankara. Er verlange aber, dass 
alle Informationen ausgetauscht 
würden. Kurtulmus sagte aus¬ 
drücklich, es gehe dabei nicht 
nur um Informationen zur dschi- 
hadistischen Terrormiliz »Islami¬ 
scher Staat« (IS). Die Türkei for¬ 
dere ebenso Aufklärungsergeb¬ 
nisse zu den kurdischen Selbst- 




Türkische Syrienoperation in der 
Zwickmühle — Wie geht es weiter? 


Nachdem die türkische Armee 
gemeinsam mit verschiedenen 
tslamistischen Gruppierungen ab 
Mitte August 2016 in Syrien 
interveniert ist und binnen kürze¬ 
ster Zeit zahlreiche Orte vom sog. 
Islamischen Staat (IS) erobert hat, 
steht sie nun seit fast dreieinhalb 
Monaten vor der nordsyrischen 
Stadt al-Bab und kommt nicht 
voran. Al-Bab steht unter der 
Kontrolle des IS. Dasselbe galt 
auch für Dscharablus und weitere 
Städte, die allerdings ohne größe¬ 
re Gegenwehr des IS in die 
Hände der Türkei und ihrer 
Unterstützer gefallen sind. Es kur¬ 
sierten hartnäckige Gerüchte, 
wonach der IS mit Absprache 
diese Orte der türkischen Armee 
und den gemeinsam mit ihr 
kämpfenden islamistischen 
Kampfverbänden überlassen hat. 
Doch nicht so in al-Bab, wo der 
IS erstmals ernsthaften Wider¬ 
stand gegen die türkische Armee 
leistet.TDie türkischen Kampfver¬ 
bände wiederum scheinen große 
Schwierigkeiten zu haben, der 
Gegenwehr des selbsternannten 
Kalifats standzuhalten. Bei den 
Kämpfen sollen allein bis zu zehn 
Leopard 2 Panzer der türkischen 
Armee aus deutscher Produktion 
zerstört worden sein. Die türki¬ 
schen Angaben über die Opfer¬ 
zahlen in den eigenen Reihen 
während der Syrienintervention, 
die mit 56 beziffert werden, schei¬ 
nen vor diesem Hintergrund 
mehr als fragwürdig. 


Was die Situation in al-Bab noch 
brisanter macht, ist die Tatsache, 
dass südlich der Stadt die syrische 
Armee immer weiter vorrückt 
und den IS unter Druck setzt. 
Das bedeutet, die Stadt wird im 
Norden von der Türkei und im 
Süden von der syrischen Armee 
belagert. Die syrische Armee soll 
sich mittlerweile bis auf sechs 
Kilometer an den Stadtkern ange¬ 
nähert haben. Was passieren wird, 
wenn diese Truppen direkt auf- 
einandertreffen ist unklar. Es gibt 
allerdings Spekulationen, wonach 
Russland die türkische Armee 
zum Rückzug drängen könnte, 
damit das Assad- Regime die Kon¬ 
trolle in al-Bab übernimmt. 
Ursprünglich ist die Türkei in 
Syrien einmarschiert, um zu ver¬ 
hindern, dass es den Demokrati¬ 
schen Kräfte Syriens gelingt, eine 
Verbindungslinie zwischen den 
Kantonen Afrin und Kobane frei¬ 
kämpfen und dadurch ein zu¬ 
sammenhängendes Gebiet unter 
ihre Kontrolle bringen. Der 
Beginn der türkischen Syrienope¬ 
ration folgte nämlich kurze Zeit, 
nachdem die Demokratischen 
Kräfte Syriens die Stadt Minbic 
(Manbidsch) westlich von Kob¬ 
ane vom IS befreit hatten. Und so 
kündigte die türkische Staatsfüh¬ 
rung zunächst noch breitspurig 
an, dass nach der Übernahme der 
Kontrolle in al-Bab das nächste 
Ziel der türkischen Armee Min¬ 
bic sein werde. Doch davon 
spricht heute kaum jemand mehr. 


Größer ist die Gefahr allerdings 
beim Kanton Afrin, das im 
Nordwesten Syriens liegt und 
weitgehend isoliert ist. In den 
späten Abendstunden des 06. 
Februars vermeldete die Nach¬ 
richtenagentur Hawarnews, dass 
die Dörfer Merenaz und Filan El- 
Qadi im Kanton Afrin durch das 
türkische Militär mit Raketen 
beschossen wurden. Es bleibt 
abzuwarten, ob es sich hierbei 
um einen Einzelfall handelt. 
Möglich scheint allerdings auch, 
dass die türkische Armee und 
ihre Verbündeten bei einem Rük- 
kzug von der al-Bab Front ihren 
Fokus auf Afrin lenken werden. 
Bereits jetzt werden größere 
Truppenverschiebungen an der 
türkisch-syrischen Grenze ver¬ 
meldet. Zudem wurden in der 
Türkei schon mit Beginn der 
Schutzschild Euphrat Operation 
Stimmen laut, die ein 
zusammenhängendes Gebiet von 
Dscharablus bis einschließlich 
Afrin unter türkischer Kontrolle 
sehen wollen. 

Afrin ist der westlichste Kanton 
der Föderation Nordsyrien/Roja- 
va und wird von den kurdischen 
Einheiten der YPG und YPJ ver¬ 
teidigt. Schwierig ist die Lage in 
Afrin deshalb, weil der Kanton 
nördlich an die Türkei grenzt und 
die anderen umliegenden Gebie¬ 
te entweder durch die syrische 
Armee oder dschihadistische 
Gruppierungen kontrolliert wer¬ 
den. (CA, 7.2., ISKU) 


Tödliche Umarmung: 


Die US 

In einem Strategiepapier des 
»Washington Institute for Near 
East Policy« (WINEP) wird ein 
mögliches Vorgehen der US-Poli- 
tik in Bezug auf Rojava Umrissen. 
Die von dem Neokonservativen 
Patrick Clawson — der Bekannt¬ 
heit erlangte, weil er öffentlich 
vorschlug, den Iran durch »ver¬ 
deckte Operationen« zu einem 
Krieg zu provozieren - herausge- 

f ebene Textsammlung („Policy 
ocus 150: Syrian Kurds as a U.S. 
Ally“) betont explizit, dass die 
dortigen Vorschläge mit Donald 
Trumps »Erklärungen zu seinen 
Zielen kompatibel sind« und das 
von Obama Begonnene »fortset¬ 
zen«, wenn sie es auch »bis zum 
Äußersten forcieren«. 

Clawsons Vorschlag und der sei¬ 
ner Koautoren ist folgender: 
Durch enge Kooperation mit den 
syrischen Kurden soll die PYD 
von ihrer Schwesterpartei PKK, 
die gegen das diktatorische Erdo- 
gan-Tlegime kämpft, »vollständig 
abgetrennt werden«. Damit wür¬ 
den die syrischen Kurden ihrer 
ideologischen Grundlage als einer 
gesamtkurdischen Befreiungsbe¬ 
wegung beraubt, und man könn- 


Strategie in 

te am Ende eine von den USA 
abhängige Proxy-Regierung wie 
in der Kurdischen Autonomiere¬ 
gion im Nordirak schaffen. »Der 
Trick wird sein, die syrischen 
Kurden von der Arbeiterpartei 
Kurdistans zu entfernen, und 
damit die Türkei zu einer Tolerie¬ 
rung oder sogar Allianz mit einem 
ihr freundlich gesinnten kur- 
disch-kontrollierten Territorium 
an ihrer Grenze zu bewegen.« 

Einer der Autoren, Soner Cagap- 
tay, schlägt zu diesem Behelf vor, 
dass die »USA Ankara dabei 
unterstützen sollten, die PKK 
militärisch zu schwächen«, denn 
nur dann würde Erdogan, der zur 
Sicherung nationalistischer Stim¬ 
men für sein Projekt einer Präsidi¬ 
aldiktatur Härte zeigen muss, 
neuen Friedensverhandlungen 
zustimmen. Diese aber könne 
man nutzen, um die »PKK poli¬ 
tisch zu vernichten«. Damit wäre, 
so der Leiter des »Turkish Rese¬ 
arch Program« beim WINEP, der 
Weg frei für eine Neuausrichtung 
des Verhältnisses zwischen PYD 
und Türkei. 

Die von Clawson und Co. for¬ 
mulierten Strategien spiegeln 


Rojava 

sicher einen Teil der Überlegun- 

f en sowohl der Obama- wie der 
Pump-Administration wider. 
Anthony Blinken, Vizeaußen¬ 
minister unter Obama, griff sie 
kürzlich exakt in der gleichen 
Formulierung in einem Artikel 
für die New York Times auf: 
Trump solle die Kurden Syriens 
gegen den IS bewaffnen und 
zugleich »die Unterstützung für 
den Kampf der Türkei gegen die 
PKK verdoppeln - auch dafür, 
die Führungsriege der Gruppe in 
den Kandilbergen ausfindig zu 
machen.« 

Für das politische Projekt einer 
Demokratischen Autonomie, das 
die kurdische Befreiungsbewe¬ 
gung in der gesamten Region 
verfolgt, ist die Kooperation mit 
den USA deshalb - wenn auch 
derzeit militärisch überlebens¬ 
notwendig — gefährlich. Um 
einen Teil dieser Gefahr abzu¬ 
wenden, könnten YPG und PYD 
einen taktischen Zug nutzen, 
den Clawson und seine Mit¬ 
autoren als große Gefahr wahr¬ 
nehmen: ihre Beziehungen zu 
Russland stärken. 

(jW, 6.2., ISKU) 


Verteidigungskräften (PYD), die 
Ankara als syrischen Ableger der 
verbotenen kurdischen Arbeiter¬ 
partei PKK betrachtet. Türkische 
Truppen kämpfen in Nordsyrien 
vorgeblich gegen den IS, aber 
auch gegen die säkular und basis¬ 
demokratisch orientierte PYD. 
Diese zählt zu den erbittertsten 
Gegnern des IS. 

(jW, 7.2., ISKU) 

Europaweite Demonstrationen 
fiir Abdullah Öcalan 

Bundesweit gehen in diesen 
Tagen Kurden auf die Straße, um 
für die Freiheit des seit 18 Jahren 
in der Türkei inhaftierten Vorsit¬ 
zenden der Arbeiterpartei Kurdi¬ 
stans (PKK) sowie die Anerken¬ 
nung der Rechte des kurdischen 
Volkes zu demonstrieren. In 
zehn deutschen Städten und 
Regionen, darunter Berlin, 
Hamburg, Bayern und dem 
Ruhrgebiet, fanden Ende ver¬ 
gangener Woche dreitägige 
»lange Märsche« oder »Friedens¬ 
wanderungen« statt, um auf das 
Schicksal Abdullah Öclans hin¬ 
zuweisen. 

Auch in europäischen Nachbar¬ 
ländern gibt es derzeit Protestak¬ 
tionen, die am 11. Februar in 
einer europaweiten Protestkund¬ 
gebung im französischen Stras¬ 
bourg gipfeln werden. An einem 
Marsch, der vor dem Europäi¬ 
schen Gerichtshof in Luxemburg 
begann und bis zur Strasbourger 
Kundgebung fortgesetzt wird, 
beteiligen sich auch Dutzende 
Internationalisten, unter ande¬ 
rem aus Brasilien, Argentinien 
und dem Baskenland. 

Der bundesweite Dachverband 
Demokratisches Gesellschafts¬ 
zentrum der Kurdinnen Nav- 
Dem als Organisator der Proteste 
ruft gemeinsam mit anderen lin¬ 
ken und säkularen Verbänden 
türkeistämmiger Migranten zu 
einer Nein- bzw. türkisch Hayir- 
Kampagne auf. Gemeint ist, dass 
in Deutschland lebende türki¬ 
sche Staatsbürger beim Referen¬ 
dum über die Einführung des 
Präsidialregimes im Aprif mit 
Nein stimmen sollen. 

(jW, 6.2., ISKU) 
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Plattform “Nein” in Europa 


Wir sagen Nein zum 
AKP-Erdogan-Faschismus! 


Wir, in Europa organisierte 
Oppositionelle gegen die AKP 
Regierung, darunter revolutionä¬ 
re, fortschrittliche, patriotische 
kurdische, türkische, lazische, 
tscherkessische, assyrische, arme¬ 
nische, alevitische, ezidische, 
christliche und islamische Instu¬ 
tionen, Intellektuelle, Journa¬ 
listinnen, Akademikerlnnen, 
Frauen und Jugendorganisatio¬ 
nen, sowie Einzelpersonen sind 
zusammengekommen und haben 
die Plattform „Nein“ in Europa“ 
gegründet. Unsere Plattform ist 
offen für weitere Kräfte und hat 
das Ziel, gegen das vom AKP- 
Erdogan Faschismus festgelegte 
Verfassungsreferendum eine brei¬ 
te NEIN Kampagne in Europa 
durchzuführen. 

Wie allgemein bekannt ist, hat 
die AKP-Erdogan-Regierung 
nach den Wahlen vom 7. Juli 
2015 das Land in ein Kriegsfeld 
verwandelt und die genozidarti¬ 
gen Angriffe in Kurdistan fortge¬ 
setzt. Der AKP-Erdogan- 
Faschismus hat den mysteriösen 


Putschversuch am 15. Juli 2016 
zu seinen Gunsten ausgenutzt, 
um alle Revolutionärinnen, 
Demokratlnnen, Fortschritt¬ 
lichen und Oppositionellen zum 
Schweigen zu bringen. Journali¬ 
stinnen, Akademikerlnnen, Ge- 
werkschafterlnnen, Vertreter von 
demokratischen Massenorganisa¬ 
tionen, Leitende oder Mitglieder 
von NGO’s, die Co-Vorsitzenden 
und Abgeordneten der HDP, 
Bürgermeisterinnen und alle, die 
jegliche, noch so kleinste Kritik 
an Erdogan äußerten, wurden 
inhaftiert. All diesen Angriffe an 
Oppositionellen folgend möchte 
die AKP nun ein Referendum 
durchführen, mit welchem sie 
den Faschismus institutionalisie¬ 
ren möchte. 

Alle Verfassungen seit Gründung 
der Türkei, insbesondere die Ver¬ 
fassung vom 12. September, sind 
rückschrittlichen und faschisti¬ 
schen Inhalts. Die rassistische 
Sichtweise in allen Verfassungen 
wurde übernommen, die in der 
Türkei lebenden Nationen, Min- 

Schweizer Gerichtsmedizin: 


derheiten und verschiedene Glau¬ 
bensgruppierungen wurden ver¬ 
leugnet. Diese Tatsachen wurden 
bei allen Änderungen der Verfas¬ 
sung vom 12. September, die als 
“Demokratisierung” verkauft 
wurden, bewahrt. Auch bei den 
aktuellen 18 Änderungspunkten 
werden diese Positionen nicht 
angetastet. Sollten die Änderun¬ 
gen bei dem Referendum 
Zustimmung finden, wird das 
parlamentarische System gänzlich 
abgeschafft, dafür eine Ein-Perso- 
nen-Diktatur institutionalisiert. 
Die durch die Parteien AKP und 
MFFP geplante Verfassungsände¬ 
rung sieht ein Präsidialsystem vor, 
das alle bisherigen Verfassungen 
der Türkei noch in den Schatten 
stellt. 

Als ob der antidemokratische, 
faschistische Inhalt der bisherigen 
Verfassung nicht ausreichen 
würde, wollen sie mit den Ände¬ 
rungen die Vielfalt der Völker 
leugnen und stattdessen einen 
Diktator, dem sich alle beugen 
sollen, schaffen. Der AKP-MHP- 


Opfer der Keller von Cizir 
wahrscheinlich erschossen 


Die biologische und medizinische 
Fakultät der Universität Lausanne 
(CHUV) hat die Untersuchung 
der sterblichen Überreste von 
Berjin Demirkaya, die mit einer 
Gruppe von Freunden (im Febru¬ 
ar 2016 ) in dem Keller eines 
Wohnhauses in Cizir (Cizre) 

f etötet wurde, abgeschlossen. Die 
Jntersuchungsergebnisse legen 
den Verdacht nahe, dass Berjin 
und ihre Freunde zunächst in 
dem Keller erschossen und ihre 
Leichname anschließend ver¬ 
brannt wurden. 

Die weltbekannte schweizerische 
Gerichtsmedizin CHUV hat ein 
Untersuchungsergebnis zum Tod 
von Berjin Demirkaya, die in 
Cizir mit einer Gruppe von Men¬ 
schen im Keller eines Wohnhau¬ 
ses tot aufgefunden wurde, ver¬ 
vollständigt. Die Untersuchun¬ 
gen wurden im März 2016 an 
einem von insgesamt drei Leich¬ 
namen vorgenommen. Die 
Ergebnisse der Untersuchungen 
bestätigen das, was Augenzeugen 
bereits über das Schicksal der 


Menschen in den drei Kellern von 
Cizir berichtet hatten. 

Aus dem 36-seitigen Bericht geht 
hervor, dass allein für die Bestim¬ 
mung, um welches Körperteil von 
Demirkaya es sich bei dem Gewe¬ 
bepräparat handelt, die Untersu¬ 
chungen der Abteilungen der 
Anthropologie, der genetischen 
Analyse, der Toxikologie und der 
Gerichtschemie einbezogen wer¬ 
den mussten. 

ln dem Bericht wird weiterhin 
festgehalten, dass in dem unter¬ 
suchten Körperteil Metallstücke 
gefunden worden sind und die 
Wahrscheinlichkeit groß ist, dass 
es sich dabei um Teile einer 
Gewehrkugel handelt. 

Außerdem heißt es in dem 
Bericht, dass das untersuchte Kör¬ 
perteil vollständig dehydriert und 
oberflächlich verl <ohlt war, was 
die Identifizierung des Körperteils 
deutlich erschwerte. Allerdings 
konnte bestimmt werden, dass es 
sich bei dem Präparat um einen 
Muskel und ein Stück Knochen 
handelt. 


Der Flüssigkeitsverlust an der 
Oberfläche des Gewebes und die 
Art der Verbrennungsspuren 
legen zudem den Verdacht nahe, 
dass die Person zunächst erschos¬ 
sen und anschließend verbrannt 
worden ist, heißt es weiter im 
Bericht. 

Bei der Untersuchung wurde 
zudem geprüft, ob es beim Tod 
von Demirkaya zum Einsatz von 
chemischen Waffen kam. Die 
Suche nach Resten der am häufig¬ 
sten verwendeten chemischen 
Waffen fiel negativ aus. Allerdings 
heißt es hierzu im Untersu¬ 
chungsbericht, dass dieses Ergeb¬ 
nis nicht mit Sicherheit die 
Anwendung chemischer Waffen 
ausschließen könne. Denn die 
Untersuchung sei nur an einem 
kleinen Körperteil vorgenommen 
worden. Zudem sei das Gewebe¬ 
teil bereits zuvor bei der Autopsie 
untersucht worden und dadurch 
würden alle folgenden Untersu¬ 
chungen erschwert und im 
Ergebnis ungenauer. 

(DIHA, 8.2., ISKU) 


Meldungen: 

HDP-Abgeordneter 
Ferhat Encü endassen 

Der HDP-Abgeordnete für 
§irnak, Ferhat Encü, wurde aus 
dem F-Typ-Gefängnis von 
Kandira entlassen, wo er seit dem 
4. November von der Regierung 
als Geisel festgehalten wurde. 

Die Staatsanwaltschaft §irnak 
hatte 22 Jahre Haft für Encü 
gefordert. Nach der Entschei¬ 
dung des Gerichts zog eine 
Gruppe von HDP-Abgeordne- 
ten vor das Gefängnis, um ihn 
mit Blumen zu begrüßen. 

In einer kurzen Erklärung sagte 
Encü, er könne nicht glücklich 
über seine Freilassung sein, wenn 
andere Parteimitglieder, ein¬ 
schließlich der HDP-Kovorsit- 
zenden und etwa 70 Bürgermei¬ 
sterinnen, oder die zahlreichen 
Mitarbeiter und Funktionäre der 
Partei nach wie vor hinter Git¬ 
tern seien, weil eine entsprechen¬ 
de politische Entscheidung ge¬ 
troffen wurde. 

Encü sagte: “Die anhaltenden 
Inhaftierungen von HDP-Ver- 
antwortlichen zeigen, wie abhän¬ 
gig die Justiz in der Türkei von 
der Regierung ist. Ihre Bemü¬ 
hungen, uns während des Refe¬ 
rendums (Anm. über das Präsidi¬ 
alsystem am 16. April) kaltzustel¬ 
len, zeigen, dass sie ein Ja durch 
Unterdrückung und Inhaftie¬ 
rung unserer Leute erreichen 
wollen. Wir fordern, dass dieser 
Unsinn aufhört und die sofortige 
Freilassung aller unsere Mitglie¬ 
der; dass dieses Land in Frieden 
leben kann und alle ethnischen 
Gemeinschaften zusammen 
leben. Dafür kämpfen wir. 

Wir sind hier wegen einer politi¬ 
schen Entscheidung. Die Unter¬ 
suchung unserer Gerichtsakten 
wird orfenlegen, dass wir nur 
inhaftiert wurden, weil wir zu 
unserem Volk gestanden haben. 
Wir fürchten niemanden. Wir 
möchten, dass in diesem Land so 
schnell wie möglich Frieden ein¬ 
kehrt. Wir danken allen, die uns 
in der Gefängniszeit nicht alleine 
gelassen haben, allen in der Tür¬ 
kei und Europa, die uns Solidari¬ 
tätsadressen geschickt haben, 
unserer Bevölkerung und allen 
Nicht-Regierungsorganisationen, 
die uns beigestanden haben. Ihr 
Widerstand wurde im Gefängnis 
zu unserem Widerstand.“ 

(ANF, 15.2., DhG) 

KDP stoppt Marsch 
für Öcalan und nimmt 
vier Demonstrantlnnen fest 

Der Demonstrationsmarsch der 
kurdischen Jugend zum Jahrestag 
des internationalen Komplotts 
am 15. Februar von Silemani 
nach Hewler (Erbil) erreichte am 




„Das Internationale Komplott als Teil 
des Greater Middle East Project wurde 
mit Rojava zerschlagen“ 


Auszüge aus der Erklärung der 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans (KCK) anlässlich des 
Jahrestages der Entführung und 
Festnahme Abdidlah Ocalans: 

„Die kurdische Bevölkerung 
befand sich im gesamten 20. Jahr¬ 
hundert gegenüber der Verleug- 
nungs- und Vernichtungspolitik 
der Republik Türkei im Aufstand 
und Widerstand. Der größte die¬ 
ser Aufstände wurde von unserem 
Vorsitzenden Apo (Öcalan) und 
seinen heldenhaften Mitstreitern 
entfacht. Dieser letzte große Auf¬ 
stand hat im letzten Vierteljahr¬ 
hundert unter dem Vorzeichen 
des Schutzes der kurdischen Exi¬ 
stenz gestanden. Die Errungen¬ 
schaften aus diesem Kampf haben 
nicht nur die regionalen Mächte, 
sondern auch die internationalen 
kapitalistischen Kräfte in Aufruhr 
versetzt. Für sie haben die Errun¬ 
genschaften der kurdischen 
Bevölkerung als eine Gefahr für 
die eigenen Kalkulationen und 
Interessen im neuen Jahrhundert 
betrachtet. Die „Existenz des 
freien Kurden“ betrachteten sie 
als nicht kompatibel mit ihren 
eigenen imperialistischen Interes¬ 
sen in der Region. Die PKK 
wurde als größtes Hindernis für 
das „Greater Middle East Project“ 
ins Auge gefasst, und um dieses 
Hindernis zu beseitigen, wurde 
das internationale Komplott 
gegen unseren Vorsitzenden in die 


Vege geleitet. So wollten sie 
sicherstälen, dass sie den Mittle¬ 


ren Osten entsprechend ihrer 
kolonialistischen Interessen unge¬ 
hindert neugestalten können. Um 
das zu ermöglichen, sollte in der 
Person unseres Vorsitzenden das 
kurdische Volk und unsere Bewe¬ 
gung in Geiselhaft genommen 
werdend...] 

Unter den extremen Bedingun¬ 
gen der Isolation, hat der Vorsit¬ 
zende Apo auf das Komplott mit 
einer geistigen Revolution geant¬ 
wortet. [... j 

Das demokratisch-ökologische 
und geschlechterbefreiende Para¬ 
digma, das in dieser Verteidigung 
auf Papier gebracht wurde, birgt 
das Potential, das Schicksal der 
Unterdrückten im 21. Jahrhun¬ 
dert zu verändern. So gesehen 
haben das Komplott und die Zeit 
der Isolation unseres Vorsitzenden 
nicht im Sinne derjenigen 
gewirkt, die hierfür verantwort¬ 
lich sind. Im Gegenteil, in dieser 
Zeit haben sich im Sinne der 
Menschheit die Ideen einer 
demokratischen und freien 
Gesellschaft herausentwickelt 
und konkretisiert. Diese Ideen 
unseres Vorsitzenden werden 
heute überall dort, wo die Kurden 
leben, als praktiziertes Gesell¬ 
schaftsmodell in die Realität 
umgesetzt. Sie stellen die Grund¬ 
lage für ein neues Lebens- und 
widerstandsverständnis dar. [...] 
Infolge des internationalen Kom¬ 
plottes kam es in Kurdistan und 
im Mittleren Osten zu rasanten 
und wichtigen Entwicklungen. 


Wir sagen Nein 


Faschismus möchte alle Macht¬ 
möglichkeiten ausschöpfen, um 
dieses Ziel zu erreichen. 

Als die Verfassungsänderung von 
1982 durchgeführt wurde, hat¬ 
ten die Putschisten damals dem 
Volk geraten: “Wenn ihr wollt, 
dass aas Militär in die Kasernen 
zurückkehrt, müsst ihr dieser 
Verfassung zustimmen.” Die 
Gesellschaft wurde offen 
bedroht, um der Verfassung 
zuzustimmen. Das führte dazu, 
dass der größte Teil der Bevölke¬ 
rung der Verfassung zustimmte, 
um sich vom Militär zu 
befreien. 

Das Bündnis aus AKP und 
MHP verhalten sich wie die 
Militärputschisten vom 12. Sep¬ 
tember 1980. Die AKPfer gehen 
sogar einen Schritt weiter und 
bestätigen den Staatsterror. Die 
Aussagen von einigen AKP- 
Kadern und auch Äußerungen 
von Erdogan persönlich besagen, 
“wenn das Ergebnis ein ‘Ja sein 
wird, dann wird der Terror been¬ 
det.” Aussagen wie diese, stellen 
ein Eingeständnis des Staatster¬ 
rors dar. Unsere Völker wissen 
genau, dass die Regierung alle 
Machtmöglichkeiten und Finan¬ 


zen des Staates ausnutzt, um den 
Terror anzuwenden und diesen 
unter ihrer Kontrolle zu halten. 
Die Regierenden und der AKP- 
MHP- Faschismus drohen jetzt 
dem Volk, um sie zum “Ja” sagen 
zu zwingen. 

Unsere Völker werden nicht auf 
dieses Spiel hereinfallen, welches 
dazu dient, den Faschismus zu 
institutionalisieren. 

Wir Migrantlnnen in Europa 
werden <f NEIN” zu dieser Ver¬ 
fassungsänderung der Regierung 
sagen, die keine Besserung zur 
alten Verfassung darstellt und 
den Arbeiterinnen und Werktä¬ 
tigen verschiedener Nationen 
lediglich unbegrenzten Terror 
verspricht und uns unser Brot 
wegnehmen will. 

Die Gründe für unsere 
NEIN-Kampagne: 

Weil diese Verfassung keine Rech¬ 
te der Arbeiterinnen wie Streik, 
Tarifverhandlungen, das Recht 
auf Arbeit beinhaltet, sagen wir 
NEIN. 

Weil diese Verfassung keine Men¬ 
schenrechte, sondern ein Dikta¬ 
tursystem vorsieht, sagen wir 
NEIN. 


Inmitten dieser Entwicklungen 
haben die Kurden mit einem gro¬ 
ßen Kampf und unter großen 
Opfern wichtige Errungenschaf¬ 
ten erzielt. Die Erfahrungen der 
Revolution von Rojava sind da 
sicherlich das hervorstechendste 
Beispiel. Aber auch der Selbstver¬ 
waltungswiderstand in Bakur 
(Nordkurdistan), sowie die 
Widerstände von Shengal und 
Kobane gehören zu den wichti¬ 
gen Ereignissen dieser Phase. 
Auch als besondere Errungen¬ 
schaften festzuhalten, sind die 
Weiterentwicklung der Völker¬ 
freundschaft untf des solidari¬ 
schen Miteinanders in der 
Region. Damit zusammenhän¬ 
gend dürfen wir die Entwicklung 
des Demokratischen Geself- 
schaftsmodells im Mittleren 
Osten nicht vergessen. Durch die 
zunehmende Säbstorganisierung 
der Gesellschaften und ihrer Ver¬ 
netzung untereinander spannt 
sich das Netz des Demokrati¬ 
schen Konföderalismus immer 
weiter aus. Das alles sind wichtige 
Errungenschaften, die nur durch 
einen großen Widerstand und 
durch große Opfer ermöglicht 
worden sind. Und die Kurden 
werden von diesem Punkt aus 
auch nicht mehr bereit sein, vor 
irgendeiner Macht auf die Knie 
zu gehen oder vor ihr den Kopf zu 
senken. Wir haben es heute mit 
einer bewussten, politischen und 
organisierten kurdischen Bevölke¬ 
rung zu tun.“ (ANF, 13.2., ISKU) 


• • • 

Weil kein Mensch, weder ein 
Chef, Ministerpräsident oder der 
Präsident selbst, wichtiger ist als 
das Volk, sagen wir NEIN. 

Weil die Volker und Nationen 
verschiedener Glaubensrichtun¬ 
gen und Geschlechter nicht von 
einem Diktator unterdrückt wer¬ 
den dürfen. Wir lehnen die Dik¬ 
tatur eines Menschen und sein 
System ab und sagen NEIN! 

Weil wir gegen eine Verfassung 
sind, die die unterdrückten Völ¬ 
ker, Nationen, Klassen, Glau¬ 
bensrichtungen und Geschlechter 
ausgrenzt und den Diktator im 
Palast bestätigt! 

Weil wir für eine Verfassung sind, 
die für gleichen Rechte für alle 
Nationen und volle Freiheit für 
jeden Glauben vorsieht. Weil wir 
für eine demokratische Verfas¬ 
sung sind, die die demokratischen 
Rechte für Frauen, die Jugend, 
Intellektuelle und Völker garan¬ 
tiert. Deshalb sagen wir NEIN zu 
dieser Verfassungsänderung! 

Lasst uns gemeinsam bei diesem 
Referendum mit NEIN stimmen; 
für ein demokratisches und freies 
Land, in dem wir alle gleichbe¬ 
rechtigt sind! Plattform „NEIN“ 
in Europa — Zentrale Koordination 


Mittwoch den Checkpoint Pride 
an der Stadtgrenze Hewlers und 
wurde dort umgehend von den 
Sicherheitskräften der 

KDP/PDK (Partiya Demokrata 
Kurdistane - Demokratische 
Partei Kurdistans) auf Anwei¬ 
sung ihrer Befehlshaber gestoppt. 
Die Jugend entschied darauf hin 
bis zum Abend einen Sitzstreik 
am Checkpoint abzuhalten. Der 
Protest der Jugend endete mit 
einer Pressekonferenz auf der sie 
das Vorgehen der KDP/PDK 
verurteilten. 

Erdal Engin hielt im Namen des 
Organisationskomitees für den 
Marsch eine Presseerklärung: 
„Wir befinden uns nicht in der 
Türkei und demonstrieren gegen 
die türkische Politik. Wir mar¬ 
schieren nach Hewler, der 
Hauptstadt Südkurdistans. Dies 
ist Kurdistan und wir protestie¬ 
ren gegen den internationalen 
Komplott sowohl gegen unseren 
Vorsitzenden, als auch gegen 
unsere Völker. Unser Protest 
wird von einer Kraft verhindert, 
die sich selbst Demokratische 
Partei Kurdistans nennt. Dies hat 
weder etwas mit Patriotismus 
noch mit einem Bewusstsein 
zum eigenen Land zu tun. Dieses 
Vorgehen dient einzig dem inter¬ 
nationalen Komplott'. 

Engin dankte den Sicherheits¬ 
kräften der PUK (Yeketiy 
Ni§timaniy Kurdistan - Patrioti¬ 
sche Union Kurdistans), sowie 
allen Menschen für ihre Hilfe 
Unterstützung seit Beginn des 
Marsches in Silemani, Bazyan, 
Tekke, Chamcamal und Kerkuk. 
Engin sagte: „Wir werden ein 
solmes Vorgehen niemals dul¬ 
den. Unser Kampf geht weiter. 
Wir werden diesen Kampf auf 
Grundlage der . Philosophie des 
Vorsitzenden Ocalans auswei¬ 
ten“. 

Sicherheitskräfte der KDP/PDK 
nahmen nach der Pressekonfe¬ 
renz vier Teilnehmerinnen des 
Demonstrationsmarsches fest, als 
dieser versuchte die Stadtgrenze 
zu passieren. Bisher ist unklar 
wohin die vier Aktivistinnen 
verbracht wurden. 

(ANF, 15.2., ISKU) 
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Angriffe der türkischen Armee weiten sich auf weitere Dörfer aus 

Xerabe Bave unter Blockade 


Am 1. Februar verhängte die tür¬ 
kische Regierung eine Ausgangs¬ 
sperre für neun Dörfer, die an 
die Kreisstadt Nisebin (Nusay- 
bin, Provinz Merdin/Mardin) 
angebunden sind. Am nächsten 
Tag wurden die Ausgangssperren 
für acht Dörfer aufgehoben, in 
dem Dorf Xerabe Bava hielt sie 
jedoch an. Während der anhal¬ 
tenden Ausgangssperre wurden 
drei Personen hingerichtet, Häu¬ 
ser in Brand gesteckt und zer¬ 
stört, viele Dorfbewohner wur¬ 
den festgenommen. Die Streit¬ 
kräfte haben die Telefon- und 
Internetleitungen gekappt, das 
Dorf wurde mit Tränengas ange- 

f riffen und der Transport von 
hrwundeten ins Krankenhaus 
nicht erlaubt. Das Embargo 
gegen Xerabe Bava hält weiterhin 
an. Neben den hingerichteten 
drei Personen wurde nach Zeu¬ 
genaussagen 39 Personen gefol¬ 
tert. Von zwei Personen fehlt 
jede Spur. Das Dorf ist abgerie¬ 
gelt und von der Außenwelt iso¬ 
liert. 

Folter und Festnahmen 

Örtlichen Berichten zufolge 
wurden zahlreiche Bewohner des 
Dorfes von den „Anti-Terrorein¬ 
heiten“ festgenommen. Weiter 
wird berichtet, dass die Festge¬ 
nommen zunächst öffentlich auf 
einem zentralen Platz des Dorfes 
gefoltert wurden, bevor man sie 
abführte. Über den Verbleib von 
zwei Dorfbewohnern herrscht 
völlige Unklarheit. 

Die HDP Abgeordnete Feleknas 
Uca zeigte sich besorgt über den 


anhaltenden Staatsterror im 
Dorf Xerabe Bava und erklärte, 
dass aufgrund der Ausgangssper¬ 
re und des Embargos keine kla¬ 
ren Nachrichten aus dem Dorf 
zu erhalten seien. “Die Dorfbe¬ 
wohner sind in ihren Häusern 
quasi eingesperrt. Die Menschen 
können das Dorf nicht verlassen. 
Wir wissen nicht, was in diesem 
Dorf passiert“, so Uca. 

Uca erklärte weiter, dass die Aus¬ 
gangssperre weiterhin aufrecht 
erhalten wird, obwohl die militä¬ 
rische Operation im Dorf für 
beendet erklärt wurden. 
Womöglich versucht der Staat 
nun die Spuren nun zu verwi¬ 
schen. “Zur Stunde können wir 
keine klare Aussage über die 
Ereignisse machen, außer dass 
drei Personen hingerichtet wur¬ 
den. Uns, einer Delegation von 
Abgeordneten der HDP, wird 
der Zutritt ins Dorf verweigert.“ 

Wie bekannt wurde, war das 
Dorf Xerabe Bava bereits 1995 
Zielscheibe von Angriffen des 
türkischen Staates geworden. 
Damals wurde es von staatlichen 
Kräften niedergebrannt. Nach 
17 Jahren ist das Dorf Xerabe 
Bava nun erneut Ziel von Angrif¬ 
fen des Staates geworden. Sezgin 
Tanrikulu, Abgeordenter der 
CHP, Veröffentlichte bei Twitter 
ein Foto von Abdi Aykut (57). 
Abdi Aykut ist ein älterer und 
herzkranker Mann aus dem Dorf 
Xerabe Bava. Seine Frau berich¬ 
tet, dass Abdi Aykut am 17. 
Februar im Dorf Xerabe Bava 
von Sicherheitskräften angegrif¬ 


fen und gefoltert worden sei. 
Anschließend habe man ihn ver¬ 
letzt im Garten des Hauses lie¬ 
gen lassen. Nachdem er dort 
zwei Tage lang gelegen hätte, sei 
er verhaftet worden. Nachdem 
sich sein Zustand auf der Wache 
verschlechtert habe, sei er ins 
Krankenhaus von Merdin ver¬ 
bracht worden. Ein Kontakt zu 
ihm konnte bisher allerdings 
noch nicht aufeenommen wer¬ 
den. 

Am Mittwoch wurde auch über 
zwei Nachbardörfer von Xerabe 
Bava die Ausgangssperre und 
Blockade verhängt. Es handelt 
sich bei ihnen um die Dörfer 
Talate und Cibilgirav. Beide 
Dörfer liegen etwa 6 bis 8 Kilo¬ 
meter von dem Dorf Xerabe 
Bava entfernt. Meldungen zu 
Folge sollen die türkischen 
Sicherheitskräfte in den Abend¬ 
stunden dann zum Angriff auf 
das Dorf Talate übergegangen 
sein, Häuser des Dorfes sollen 
mit Artellerie beschossen worden 
sein. Aus einigen Häusern steige 
Rauch auf. 

Leyla Güven, Vorsitzende des 
DTP und Mitglied der Delega¬ 
tion, die das Gesehen im Dorf 
Xerabe Bava untersuchen möch¬ 
te, berichtet, dass ihr Einwohner 
der Dörfer gesagt hätten, dass in 
einem der drei Dörfer alle Män¬ 
ner und einige junge Frauen an 
einem Platz gesammelt, gefoltert 
und anschließend verhaftet wor¬ 
den seien. Im Dorf seien somit 
zurzeit nur ältere Frauen und 
Kinder zurückgeblieben. 

(CA, 19.2., ANF, 22.2., ISKU) 


HDP-Kovorsitzender wurde der 


Abgeordneten-Status 


Der Kovorsitzenden der Demo¬ 
kratischen Partei der Völker HDP, 
Figen Yüksekdag, wurde der 
Abgeordneten-Status entzogen. 
Hintergrund ist eine Verurteilung 
zu einer 10-monatigen Gefäng¬ 
nisstrafe Ende 2013. Der Verur¬ 
teilung liegt die Teilnahme an 
einer Beerdigung zu Grunde. Im 
Revisionsverfahren wurde das 
Urteil nun bestätigt, allerdings ist 
das Urteil bereits einige Monate 
alt. Der Fraktionsvorsitzende der 
HDP Ahmet Yildirim verurteilte 
den Entzug des Abgeordneten 
Status von Eigen Yüksekdag mit 
scharfen Worten und bezeichnete 
das Vorgehen als „ungesetzlich“; 


im weitern betrachtet er es als 
politisches Manöver im Zusam¬ 
menhang mit der Volksabstim¬ 
mung zur Verfassungsänderung 
am 16. April. Er wies daraufhin, 
dass allein seit vergangenem Jahr 
etwa 10.000 Mitglieder und Akti¬ 
ve der HDP verhaftet worden 
sind, darunter auch Bürgermei¬ 
ster und Abgeordnete. Figen 
Yüksekdag ist eine unter ihnen. 
Am 4 . November letzten Jahres 
wurde sie verhaftet und ist seit¬ 
dem in Haft. Auch der am glei¬ 
chen Tag verhaftete Kovorsitzen- 
de der PiDP, Selahattin Demirtaf, 
ist weiter in Haft. Am Dienstag 
verurteilte ihn ein Gericht wegen 


entzogen 

„Verunglimpfung des türkischen 
Volkes, des türkischen Staates 
und seiner Organe“ zu einer 5- 
monatigen Haftstrafe. 

Erneut Haftbefehle gegen 
HDP-Abgeordneten Baluken 
und Encü 

Für den stellvertretenden HDP- 
Kovorsitzenden und Abgeordne¬ 
ten aus Amed (türk. Diyarbakir), 
Idris Baluken, wurde Flaftbefehl 
erlassen, nachdem er erst am 30. 
Januar aus der Haft entlassen 
worden war. 

Der Haftbefehl wurde auf Antrag 
der Staatsanwaltschaft vom 1. 
Hohen Strafgericht von Diyar- 


Meldungen: 

HPG: Wir werden gegenüber 
der Angriffe auf unsere Fried¬ 
höfe nicht schweigen 

Das Pressezentrum der Volksver¬ 
teidigungskräfte HPG (Hezen 
Parastina Gel) veröffentliche eine 
Stellungnahmen bezüglich der 
türkischen Luftangriffe Ende die¬ 
ser Woche auf die Medya Vertei¬ 
digungsgebiete in den Bergen 
Qandils (Kandils) im Nord- 
Osten des südkurdischen Auto¬ 
nomiegebietes. 

Im folgenden Auszüge aus der 
Stellungnahme des HPG Presse¬ 
zentrums: 

„Das faschistische AKP-Regime 
und Diktator Erdogan haben 
ihre Angriffe angesichts des 
Erstarkens des kurdischen Frei¬ 
heitskampfes, unseres Kampfes, 
fortgesetzt und Luftschläge gegen 
den Friedhof der Gefallenen 
„Mehmet Karasungur“ ausge¬ 
führt. Dieser Friedhof beherbergt 
hunderte gefallene Guerillas, das 
Grab von Ahmet Ince (Ape 
Hasan), der hart für die Erschaf¬ 
fung des Friedhofes gearbeitet 
hat, die Gedenkstätte der Gefal¬ 
lenen, die von Menschen aus 
allen Teilen Kurdistans und darü¬ 
ber hinaus besucht wird. Sowohl 
die Gedenkstätte, als auch die 
Gräber vieler gefallener Guerillas 
wurden durch die Luftschläge 
zerstört und beschädigt. 

Wir stellen klar, dass wir die 
Angriffe gegen unsere Friedhöfe 
und Gedenkstätten der Gefalle¬ 
nen nicht schweigend hinneh¬ 
men werden, sie sind der größte 
emotionale Wert der Menschen“. 
Weiter gibt das HPG Pressezen¬ 
trum über die türkischen Luft¬ 
schläge bekannt, dass diese am 
17. Februar zwischen 20:00 und 
20:40 Uhr erfolgten. Türkische 
Kampfflugzeuge nahmen mit 
ihren Angriffen das Dorf Qalatu- 
ka, sowie den Friedhof der Gefal¬ 
lenen „Mehmet Karasungur“ 
unter Feuer, beide Ziele liegen in 
den von der kurdischen Guerilla 
gehaltenen Medya-Verteidi¬ 
gungsgebieten in den Bergen 
Qandils. Ebenso erfolgten türki¬ 
sche Luftschläge zur gleichen 
Zeit in der Region Metina. Auch 
das Begegnungszentrum auf dem 
Friedhor der Gefallenen „Meh¬ 
met Karasungur“ wurde durch 
die Luftschläge zerstört. 

Ebenfalls griffen am 17. Februar 

f egen 20:20 Uhr türkische 
lampfflugzeuge das Gebiet 
(Jem^o in der Zap Region der 
Medya-Verteidigungsgebiete an. 

(ANF, 18. 2., ISKU) 

Seit Tagen bombardiert türki¬ 
sche Luftwaffe Qandil 

Auch gestern wieder verletzte die 
türkische Luftwaffe die Grenze 




Internationale Frauenkonferenz zu 
Genozid und Widerstand in Shengal 


Seit dem Angriff des Islamischen 
Staats (IS) gegen die kurdische 
Religionsgemeinschaft der Ezi- 
den in Shengal/SINJAR am 3. 
August 2014 sind zweieinhalb 
Jahre vergangen. Innerhalb weni- 
er Wochen wurden im August 
014 in der Region um Shengal 
tausende Ezidlnnen auf grausa¬ 
me Weise hingerichtet, einzeln 
oder auch als öffentlicher Mas¬ 
senmord. Über 5000 Menschen 
mehrheitlich Frauen und Mäd¬ 
chen wurden vom IS ver¬ 
schleppt, vergewaltigt, als Skla¬ 
vinnen benutzt oder wie Ware 
auf „Sklavinnenmärkten“ ver¬ 
kauft. Um diesem Schicksal zu 
entgehen und nicht in die 
Hände der IS zu geraten, wähl¬ 
ten hunderte Frauen den ^Selbst¬ 
mord. Mehr als 50.000 Ezidln¬ 
nen flohen aufgrund der Angrif¬ 
fe in die angrenzenden Berge in 
denen viele von ihnen aufgrund 
von Erschöpfung, Wasser und 
Nahrungsmangel starben, insbe¬ 
sondere Rinder und Alte. Insge¬ 
samt wurden Hunderttausende 
Menschen zur Flucht gezwun¬ 
gen. Viele Ezidlnnen leben bis 
heute z.T. in Flüchtlingslagern in 
der Region, oder haben ohne 
Hoffnung auf ein Überleben im 
Mittleren Osten ihre Heimat 
verlassen und Asyl in Europa 
gesucht. 

Der Angriff des IS auf Shengal, 
dem tausendjährigen Siedlungs¬ 
gebiet der Ezidlnnen, war nicht 
nur eine humanitäre Katastro- 

g he. Es war ein Angriff gegen die 
zidlnnen als Religionsgemein¬ 
schaft, mit dem Ziel diese auszu¬ 
löschen. Als Mittel dazu richtete 
sich der Angriff systematisch und 
auf eine besonders brutale Art 
und Weise gegen Frauen. Dieser 
genozidale Angriff, wird von den 


Ezidlnnen als 74. Völkermord 
bezeichnet. Er ist in seiner Form 
zugleich auch einen Feminizid. 
Für die Ezidlnnen in Shengal 
besteht die Gefahr des Völker¬ 
mords weiterhin fort. Neben 
dem physischen Völkermord 
nimmt die Gefahr des kulturel¬ 
len Genozids immer stärker zu. 
Darüber hinaus mussten Ezidln¬ 
nen zusammen mit dem 74. 
Genozid bitter erkennen, dass sie 
ihre Existenz und Freiheit nur 
durch Selbstwillen, Selbstverwal¬ 
tung und Selbstverteidigung 
schützen können. 

In diesem Zusammenhang sind 
in den vergangenen zweieinhalb 
Jahren innerhalb der Ezidischen 
Bevölkerung in Shengal für die 
Stärkung und Organisierung des 
kollektiven Willen sowie die 
Beschützung der Ezidischen Exi¬ 
stenz wichtige Schritte unter¬ 
nommen worden. Frauen, denen 
vom IS allein eine Existenz als 
Sklavinnen anerkannt wurde, 
sind heute in diesem Prozess 
aktiv und führen diesen an. 

Wir glauben daran, dass die 
Bedingungen, die zum 3. August 
2014 geführt haben, der Völker¬ 
mord selbst und die anschließen¬ 
de Situation in Shengal noch 
immer nicht ausreichend 
beleuchtet worden sind. Auf 
Grund der Parallelität von Geno¬ 
zid und Feminizid im Fall von 
Shengal, halten wir 
es für Notwendig diesen 73. Völ¬ 
kermord gegen die Eziden im 
ersten Viertel des 21. Jahrhun¬ 
derts aus weiblicher Perspektive 
zu untersuchen. 

Die gesonderte Betrachtung des 
Feminizid sehen wir dabei als 
unumgänglich. Aus dieser Not¬ 
wendigkeit heraus organisieren 
der Dachverband des Ezidischen 


Frauenrats e.V. - SMjE und das 
kurdische Frauenbüro für Frie¬ 
den CENI e.V. eine internatio¬ 
nale Shengal-Konferenz unter 
dem Titel: 

“Genozidale Anriffe auf ezidi- 
sche Frauen und Wege des 
Widerstands gegen Völker¬ 
mord” 

Die Konferenz findet am 11 . 
und 12. März im Ratssaal Bie¬ 
lefeld (Niederwall 23) statt. 

Als Veranstaltungsort wurde das 
Rathaus Bielefeld zugesagt. Bie¬ 
lefeld ist zugleich Gründungsort 
und Sitz des Dachverbandes Ezi- 
discher Frauenräte in Deutsch¬ 
land. ln der Region leben seit 
vielen Jahren eziaische Migran- 
tlnnen, die vor religiöser Verfol¬ 
gung und Vertreibung nach 
Europa geflüchtet sind. 

Im Anschluss an die zweitägige 
Diskussion werden zu den bei¬ 
den Schwerpunktsetzungen 
international strafrechtlicher 
Maßnahmen sowie der 
Projektentwicklung Arbeitsgrup¬ 
pen gebildet und die Beiden 
Themenbereiche andiskutiert. 
Geplant ist, dass diese Arbeits¬ 
gruppen auch nach der Konfe¬ 
renz fortbestehen und in ihrem 
Themenfeld langfristige Perspek¬ 
tiven erarbeiten. 

Um eine Internationale und 
selbstbestimmte Teilnahme zu 
gewährleisten wird die Konfe¬ 
renz in den Sprachen Englisch, 
Deutsch, Türkisch und Kurdisch 
durchgeführt und simultan über¬ 
setzt. 

Weitere Informationen: 

SMJE — Dachverband des 
Ezidischen Franenrats e. V. 
Eschweg 7, 32584 Löhne 
ezidi. u>omen.conference@hotmail 
.com 


-^HDP-Kovorsitzender wurde... 


bakir ausgestellt. Baluken wird 
beschuldigt, „die Einheit und ter¬ 
ritoriale Integrität des Staates“ zu 
stören, Mitglied einer bewaffne¬ 
ten Terrororganisation zu sein 
und Propaganda für eine Terro¬ 
rorganisation zu verbreiten. 
Grundlage für diese Anschuldi- 
ungen ist eine Anklageschrift, 
ie aus 10 Einzelakten besteht, 
fünf wegen Teilnahme an De¬ 
monstrationen, fünf wegen gehal¬ 
tener Reden. 

Der Staatsanwalt fordert er¬ 
schwerte lebenslange Haft. Die 
Anschuldigungen beziehen sich 
alle auf Äußerungen, die er als 
Mitglied der Imrah-Delegation 
und als geschäftsführendes Mit¬ 
glied der HDP gemacht hat. Die 
meisten der genannten Anklage¬ 
punkte wurden von Staatsanwäl¬ 
ten erstellt, die heute im 
Zusammenhang mit dem Putsch¬ 
versuch am 15. Juli selbst im 
Gefängnis sitzen. 


Der erst zwei Tage zuvor aus der 
Haft entlassene HDP-Abge- 
ordnete von §irnak, Ferhat Encü, 
wurde am vergangenen Feitag 
auf dem Flughafen von §irnak in 
Gewahrsam genommen und spä¬ 
ter bei Gericht in Cizre offiziell 
verhaftet. Encü war am 4. 
November zusammen mit ande¬ 
ren HDP-Abgeordneten inhaf¬ 
tiert und am 15. Februar auf 
freien Fuss gesetzt worden. 

Fünf Tage nach seiner Verhaf¬ 
tung am Flughafen von §irnak 
bleibt sein Verbleib nach Anga¬ 
ben seiner Anwälte weiter ein 
Geheimnis. 

Encü wurde zuletzt am Freitag 
gesehen, als er vor den Augen sei¬ 
ner Angehörigen in ein gepan¬ 
zertes Fahrzeug gezerrt wurde. 
Neue Videoaufnahmen zeigen 
den Augenblick, in dem der 
gefesselte Abgeordnete von Sol¬ 
daten in das Fahrzeug gezwun¬ 
gen wurde. 


HDP- Abgeordneter Behcet 
Yildinm in Haft 

Auch für den Abgeordneten von 
Adiyaman, Behcet Yildinm, 
wurde ein Haftbefehl erlassen. 
Ihm werden “Mitgliedschaft in 
einer Terrororganisation, Propa¬ 
ganda für eine Terrororganisation, 
Beleidigung staatlicher Institutio¬ 
nen, Widerstand gegen das 
Gesetz Nr. 2911 zu Veranstaltun¬ 
gen und Demonstrationen” vor¬ 
geworfen . Yildinm ist am Mon¬ 
tag morgen am Flughafen festge¬ 
nommen worden. 

Mit ihm sind derzeit 12 weitere 
HDP-Parlamentarierlnnen in 
Haft: Ayhan Bilgen, Meral Manif 
Beftaf, Selma Irmak, Abdullah 
Zeydan, Gülser Yildinm, Nursei 
Aydogan, Qaghr Demirel, Besi- 
me Konca, Nihat Akdogan, Fer¬ 
hat Encü, Figen Yüksekdag und 
Selahattin Demirtas. 

(ANE 17.120.121.2., 
DhG, ISKU) 


zu Südkurdistan/Nordirak und 
flog Angriffe gegen die Qandil- 
Region. Gegen 22:45 Uhr bom¬ 
bardierte sie die Dörfer der Zivil¬ 
bevölkerung. Besonders betrof¬ 
fen war das Gebiet Kortek. 

30 Dörfer wurden von der 
Stromversorgung abgeschnitten, 
als die Stromleitung zwischen 
den Dörfern Qandil und Senges- 
ere durch einen Bombenangriff 
vollständig zerstört wurde. Bei 
den Angriffen wurde glückli¬ 
cherweise niemand verletzt oder 
getötet. 

Die Bevölkerung der Region 
erklärte zu den Angriffen der 
Türkei, dass die Türkei mit die¬ 
sen Angriffen bezwecke, dass sie 
ihre Häuser und Dörfer verlassen 
und von hier wegziehen sollen. 
Dies werden sie aber auf keinen 
Fall tun. 

(ANE 24.2., ISKU) 


Zeki Eroglu, Hamburg: Aufruf 
zur solidarischen Prozessbeob¬ 
achtung 

Seit 17.02.2017 läuft der Pro¬ 
zess gegen Zeki Eroglu wegen 
“Mitgliedschaft in einer terrori¬ 
stischen Vereinigung im Aus¬ 
land” §129b vor dem Hanseati¬ 
schen Oberlandesgericht. 

Ihm wird vorgeworfen Füh¬ 
rungskader der PKK vor allem 
in Süddeutschland gewesen zu 
sein. Am 13.04.2016 wurde er 
in Schweden in Auslieferungs¬ 
haft genommen und an die 
BRD ausgeliefert und sitzt seit¬ 
dem in U-Haft in der Holsten¬ 
glacis. 

Die nächsten Termine: 
01.03.17, 09:00h, Saal 288 
/l.Stock, 02.03.17, 09:00h, 
09.03.17, 10.03.17, 09:00h, 
Saal 288 /l.Stock 

7. Tag: Donnerstag, 16.03.17, 
09:00h, Saal 288 /l.Stock 

8. Tag: Freitag, 17.03.17, 
09:00h, Saal 288 /l.Stock 

9. Tag: Donnerstag, 23.03.17, 
09:00h, Saal 288 /l.Stock 

10. Tag: Freitag, 24.03.17, 
09:00h, Saal 288 /l.Stock 

11. Tag: Dienstag, 11.04.17, 
09:00h, Saal 288 /l.Stock 

12. Tag: Mittwoch, 12.04.17, 
09:00h, Saal 288 /l.Stock 

13. Tag: Montag, 24.04.17, 
09:00h, Saal 288 / l.Stock 
Ort: OLG Hamburg, Sieve- 
kingplatz 3, 20355 Hamburg 

https://tkhh.blogsport.eu 
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Newroz 2017: Nein zur Diktatur — 
Ja zu Demokratie und Freiheit 


Millionen Menschen feiern am 
21. März Newroz als Beginn des 
Neuen Jahres und des Frühlings. 
Das kurdische Volk begent 
Newroz gemäß der Legende, 
nach welcher der Schmied Kawa 
den Tyrannen Dehaq besiegte 
und so jahrhundertelanger 
Unterdrückung ein Ende berei¬ 
tete, als Fest des Friedens, der 
Freiheit und der Demokratie. 
Diese Werte sind Grundfeste 
einer jeden Gesellschaft und 
aktuell mehr denn je in Gefahr. 
Die entschlossene und gemein¬ 
same Verteidigung jener Werte 
und ein klares Nein zu Krieg 
und Diktatur stehen daher im 
Fokus des diesjährigen Newroz. 
Krieg und Diktatur kennzeich¬ 
nen den Mittleren Osten. Mit 
den Maßnahmen nach dem 
fragwürdigen Militärputsch vom 
15. Juli 2016 haben Erdogan 
und seine Gefolgschaft die Tür¬ 
kei endgültig in eine Diktatur 

f eführt. Sämtliche Rechte und 
reiheiten sind per Dekret außer 
Kraft gesetzt, dutzende Kommu¬ 
nen in den kurdischen Gebieten 
unter Zwangsverwaltung ge¬ 
stellt, gewählte Politiker, darun¬ 
ter auch Abgeordnete der pro¬ 
gressiven HDP, inhaftiert und 
mit den jüngsten Verfassungsän¬ 
derungen das parlamentarische 
System de jure unterminiert. 


Bereits vor dem Putsch hatte die 
türkische Regierung den Dialog 
für eine politische Lösung der 
kurdischen Frage im Gefolge 
ihrer Verluste bei den Parla- 
mentswahlen aufgekündigt und 
der Krieg in Kurdistan war eska¬ 
liert. Hunderte Zivilisten wur¬ 
den getötet und ganze Stadtteile 
durch die Armee systematisch 
zerstört. 

Parallel zu diesen Entwicklun¬ 
gen im Inland forciert die Türkei 
auch ihre Expansionspolitik in 
den Nachbarstaaten Syrien und 
Irak, eine nicht nur für die 
Region gefährliche Entwik- 
klung, insbesondere auch vor 
dem Hintergrund ihrer Koope¬ 
ration mit islamistischen Grup¬ 
pierungen. Im Fokus stehen 
hierbei die progressiven Errun¬ 
genschaften der Kurden und 
ihrer regionalen Verbündeten. 
Dabei ist das Modell der demo¬ 
kratischen Föderation Nordsy¬ 
rien mit ihren demokratischen, 
ökologischen und gendergerech- 
ten Prinzipien das Zukunftsmo¬ 
dell für die gesamte Region. Der 
türkische Staat transferiert die 
Polarisierung der Gesellschaft 
und Einschüchterung von 
Oppositionellen als Teil der 
Kriegsführung auch nach 
Deutschland. Die jüngsten Ent¬ 
hüllungen rund um die vom tür¬ 


kischen Geheimdienst eingesetz¬ 
ten Agenten und Auftragskiller 
sowie die an die staatliche türki¬ 
sche Religionsbehörde ange¬ 
schlossenen DITIB-Moscheen 
sind Beispiele hierfür. 

Am 16. April diesen Jahres, in 
Europa bereits Ende März, soll 
das Volk über die Verfassungsän¬ 
derung als Expression der Präsi¬ 
dialdiktatur abstimmen und 
nach dem Willen Erdogans 
sowie seiner AKP/MHP-Gefolg- 
schaft auch ein klares Signal für 
die Wiedereinführung der 
Todesstrafe setzen. 

Wir Kurdinnen und Kurden 
werden bei diesem Referendum 
gemeinsam mit allen demokrati¬ 
schen, fortschrittlichen Kräften 
klar Stellung beziehen: gegen 
Diktatur, Krieg und Ausbeu¬ 
tung, für Gerechtigkeit, Frieden, 
Freiheit und Demokratie. 
Schließlich geht es um universel¬ 
le Werte, um die höchsten Güter 
der Menschheit, die es mit aller 
Kraft zu verteidigen gilt. 

Lassen Sie uns in diesem Sinne 
am Samstag, 18. März 2017, in 
Frankfurt anlässlich unserer 
Newrozkundgebung gemeinsam 
ein deutliches Zeichen setzen. 

NAV-DEM 
Demokratisches 
Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland e. V. 


US-Militär verspricht Schutz 
von Minbic und schwere Waffen 


General Joseph Votel, Oberbe¬ 
fehlshaber des US-Militärs für 
den Mittleren Osten und des US- 
Kommandozentrums (Centcom 
- US Central Command) be¬ 
suchte vor kurzem das Militär¬ 
bündnis der Demokratischen 
Kräfte Syriens (QSD/HSD - 
arab. Qüwat Süriya ad- 
dlmuqrätrya / kurd. Hezen Süriya 
Demokrauk), im englischen auch 
als Syrian Democratic Forces - 
SDF bekannt. Das Militärbünd¬ 
nis wird bereits seit Gründung 
von der US geführten Allianz im 
Kampf gegen den IS (Islamischen 
Staat) unterstützt. 

Es war der erste Besuch des US- 
Generals seit den Wahlen und 
dem Regierungswechsel in den 
USA. 

Talal Silo, Sprecher der Demokra¬ 
tischen Kräfte Syriens erklärte 
gegenüber AFP, dass General 
Joseph Votel mit den Vertreterin¬ 


nen über „die Verbesserung und 
Ausweitung der gemeinsamen 
Koordination, als auch Unterstüt¬ 
zung (A.d.Ü.: für die SDF) unter 
der Regierung Donald Trumps 
diskutierte“. 

Silo gab öffentlich bekannt, dass 
es eine „Zusicherung über die 
Lieferung schwerer Waffen für die 
kommenden Operationen gibt“. 
In der im Internet veröffentlich¬ 
ten Erklärung erklärte Silo, dass 
Votel mehrere SDF-Kommand- 
antlnnen getroffen hätte. „Wir 
haben sehr positive Vereinbarun¬ 
gen getroffen. In unseren Diskus¬ 
sion besprachen wir die Entwic¬ 
klungen in der militärischen 
Kampagne „Rache des Euphrats“ 
und tauschten militärische Infor¬ 
mationen und Bedürfnisse mit¬ 
einander“, so Silo. Er beschrieb 
das Treffen als „Zusicherung der 
US-Unterstützung für unsere 
Kräfte“. 


Aus SDF-Kreisen wurde 
bekannt, dass „Votel im Namen 
der westlichen Koalition versi¬ 
cherte, dass Minbic gegen jegli¬ 
che Angriffe durch die Türkei 
oder pro-türkische Gruppen 
geschützt werde. Dies geschehe 
auch als Teil der bisherigen Zusi¬ 
cherung zum Schutz dieses 
Gebietes. Die Öffnung eines 
Korridors für türkische oder 
pro-türkische Kräfte, um in die 
Gebiete unter unserer Kontrolle 
vorzudringen, waren zu keiner 
Zeit Diskussionspunkt. 
Vergangenen Mittwoch erklärte 
Votel gegenüber Journalistin¬ 
nen, die menfalls in den Mittle¬ 
ren Osten gereist waren, dass 
unter Umständen mehr US- 
Truppen in Syrien eingesetzt 
werden müssen, die SDF seien 
jedoch die primäre Kraft am 
Boden. 

(AFP/KQ, 24. 2, ISKU) 


Meldungen: 

Bündnis zwischen Russland 
und dem Militärrat von Minbic 

Der Militärrat von Minbic gab 
bekannt, dass ein taktisches 
Bündnis mit Russland vereinbart 
wurde, um die westlich von Min¬ 
bic gelegenen Dörfer vor den 
Angriffen der türkischen Armee 
und ihrer Unterstützer zu schüt¬ 
zen. 

In der Erklärung heißt es wie 
folgt: „Wir haben uns zur Aufga¬ 
be gemacht, die Menschen in 
dieser Region und Syriens 
sowohl grundsätzlich, als auch 
speziell vor den direkten Auswir¬ 
kungen des Krieges zu schützen, 
dies schließt die Verteidigung 
Minbics und die Zerschlagung 
des Invasionsplans der Türkei 
gegen Syrien ein. 

Um dieser Aufgabe gerecht zu 
werden, haben wir als Militärrat 
von Minbic Teilen der syrischen 
Armee Stellungen an der Front 
abgegeben. Die syrische Armee 
ist Teil des Bündnisses, das wir 
mit Russland vereinbart haben, 
um die Dörfer westlich von Min¬ 
bic vor den anhaltenden Angrif¬ 
fen türkischer und pro-türkischer 
Truppen zu schützen“. 

(ANF, 2.3., ISKU) 

14. Tag des Hungerstreik 
die verschärften 
edingungen in §akran 

Die politischen Gefangenen im 
Gefängnis von §akran sind seit 
dem 15. Februar in den Hunger¬ 
streik getreten. Grund sind die 
erheblichen Missstände im 
Gefängnis selbst und die Ver¬ 
schärfung der Haftbedingungen 
in dem Gefängnis seit Verhän¬ 
gung des Ausnahmezustands in 
der gesamten Türkei. Am Hun¬ 
gerstreik beteiligen sich alle im 
Gefängnis §akran befindlichen 
olitischen Gefangenen. Die 
orderungen der 13 männlichen 
und 5 weiblichen Gefangenen 
lauten: 

• Beendigung der Isolationshaft 
von Abdullah Öcalan 

• Sicherstellung von medizini¬ 
scher und therapeutischer Ver¬ 
sorgung erkrankter Inhaftierter 

• Aufhebung des Zwangs zur 
militärischen Aufstellung wäh¬ 
rend des täglichen Zählvorgangs 

• Beendigung der Erstürmung 
der Zellen dürch Horden von 
Gefängniswärtern .. 

• Beendigung der Übergriffe von 
Seiten des Gefängnispersonals 
während der Besuchszeiten 

• Aufhebung der Beschränkung 
der sozialen Aktivitäten und AuT 
hebung der Beschränkung der 
Bücherzahl (aktuell höchstens 
drei Stück) 

• Beendigung der Etikettierung 
und Diffamierung von Gefange- 





Anwälte legen Verfassungsbeschwerde 
gegen Verfolgungsermächtigung des 
Bundesj ustizministeriums ein 


Um Strafverfahren wegen ange¬ 
blicher Mitgliedschaft in einer 
ausländischen „terroristischen 
Vereinigung“ (§§129a/b StGB) 
durchzuführen, ist eine „Verfol¬ 
gungsermächtigung“ erforder¬ 
lich, die einzig aas Bundesmini¬ 
sterium der Justiz und für Ver¬ 
braucherschutz — in Abstim¬ 
mung mit dem Bundesinnen- 
und Außenressort sowie dem 
Bundeskanzleramt - erteilt. 
Diese Regelung wurde infolge 
der Anschläge vom 11. Septem¬ 
ber im Jahre 2002 eingeführt. 
Seit Oktober 2010 wird der § 
129b auch gegen die PKK ange¬ 
wendet. 

Verfolgungsermächtigungen 
müssen inhaltlich nicht Begrün¬ 
det werden und sind einer 
gerichtlichen Nachprüfung ent¬ 
zogen; Angeklagten wird die 
Möglichkeit zur Anhörung ver¬ 
sagt. Entschieden wird insbeson¬ 
dere nach außenpolitischen 
Interessen, was den politisch 
motivierten Charakter der Pro¬ 
zesse gegen kurdische 
Politikerinnen und Aktivisten 
deutlich macht. 

Deshalb wandten sich die Ver¬ 
teidiger des nach §129b ange- 
klagten kurdischen Politikers 


Ahmet (Jelik direkt an das 
Bundesjustizministerium und 
übergaben am 22. September 
2016 einen ausführlichen 
Antrag mit der Forderung nach 
Rücknahme der Strafverfol¬ 
gungsermächtigung hinsichtlich 
der PKK/KCK. Diese war am 6. 
September 2011 allgemein 
gegen angebliche Funktionsträ- 

E er erteilt worden und gilt bis 
eute fort. 

Die Verteidiger sind der Auffas¬ 
sung, dass eine solche Ermächti¬ 
gung willkürlich, nicht verfas¬ 
sungskonform und angesichts 
der politischen Entwicklungen 
in der Türkei überholt ist und 
zurückgenommen werden muss. 
Auch müssten die historischen 
Hintergründe des türkisch-kur¬ 
dischen Konflikts beleuchtet, die 
Entstehungsgeschichte der PKK 
als Folge der brutalen Vernich¬ 
tungspolitik des türkischen Staa¬ 
tes berücksichtigt und ihre fun¬ 
damentalen Paradigmenwechsel 
in den vergangenen Jahren in 
eine Gesamtbewertung mit ein¬ 
bezogen werden. Dazu gehöre 
auch die., insbesondere von 
Abdullah Öcalan forcierte Phase 
des Friedensprozesses zwischen 
der kurdischen Bewegung und 


türkischer Regierung, die im 
Sommer 2015 einseitig von 
Recep Tayyip Erdogan für been¬ 
det erklärt wurden. Seitdem sind 
Massaker an der kurdischen 
Zivilbevölkerung, Kriegsverbre¬ 
chen und Menschenrechtsverlet¬ 
zungen durch den türkischen 
Staat wieder an der Tagesord¬ 
nung, weshalb dieser kein taugli¬ 
ches Schutzobjekt sein könne. 
Ohne mit einem Wort auf die 
Argumente und Ausführungen 
der Anwälte einzugehen, lehnte 
das Bundesjustizministerium 
eine Rücknahme der Verfol¬ 
gungsermächtigung vom 6. Sep¬ 
tember 2011 ausnahmslos ab 
und bestätigte gleichzeitig, dass 
weder eine Erteilung noda eine 
Rücknahme von Ermächtigun¬ 
gen einer Begründung bedürf¬ 
ten. Schließlich handele es sich 
um eine Ermessensentscheidung 
des BMJV, die eine juristische 
Überprüfung ausschließe. Diese 
Sichtweise wurde auch vom 
Kammergericht Berlin gestützt. 
Deshalb werden die Anwälte 
Berthold Fresenius, Dr. Björn 
Elberling und LukasTheune am 
2. März Beschwerde beim 
Bundesverfassungsgericht einle- 
gen. (Azaai, 1.3., IS KU) 


Anwalt der Menschenrechte Essa 
Moosa ist am Sonntag verstorben 


Essa Moosa wurde 1936 in 
Südafrika in Cape Town gebo¬ 
ren. 1962 bekam er seine Aner¬ 
kennung als Rechtsanwalt. Bis 
Dezember 1997 war er Rechts¬ 
anwalt in Cape Town. Danach 
wurde er 1998 als Verfassungs¬ 
richter von Cape Town berufen. 
Bekannt wurde er als Verfechter 
der Menschenrechte und als 
Rechtsanwalt von Nelson Man¬ 
dela. 

Essa Moosa war Abdullah Öca¬ 
lan kurz vor dessen Verschlep¬ 
pung nach Imrali begegnet. Seit 
dem setzte er sich aktiv für 
einen Friedensprozess und die 
Freilassung Abdullah Öcalans 
ein. Er war Mitglied der Initia¬ 
tive „Freiheit für Abdullah Öca¬ 
lan“. Letztes Jahr war er einer 
von elf Mitgliedern einer inter¬ 
nationalen Triedensdelegation, 
die mit der Forderung nach 
einem Besuch bei Abdullah 
Öcalan in die Türkei reiste. 
Zuletzt nahm er im Sommer 
2016 auch an einer dreitägigen 
Konferenz mit dem Titel Frei¬ 
heit und Stabilität im Mittleren 
Osten durch die Ideen Abdul¬ 
lah Öcalans“ im südkurdischen 
Silemani (Sulaimaniyya) teil. 

In einer schriftlichen Erklärung 
des KONGRA-GEL heißt es: 


„Sein ganzes Leben lang hat 
Essa Moosa gegen Rassismus 
und Ausgrenzung gekämpft. In 
Südafrika hat er mit Nelson 
Mandela zusammen gegen das 
rassistische System der Apart¬ 
heit gekämpft. Als Rechtsan¬ 
walt hat er Nelson Mandela ver¬ 
teidigt. Als Verfechter der Men¬ 
schenrechte hat er sich für alle 
Unterdrückten und alle jenen, 
denen Unrecht geschah, einge¬ 
setzt und war ihr Weggefährte. 
In gleicher Weise hat er sich an 
die Seite der Kurden, die einen 
legendären Kampf für Frieden 
und Demokratie führen, 
gestellt und hat im Herzen die¬ 
ser seinen Platz eingenommen. 
Er gründete die Freundschafts¬ 
gruppe des südafrikanischen 
Volkes mit dem kurdischen 
Volk und hat als deren Vorsit¬ 
zender beachtliches geleistet. Er 
hat sich sehr für die Freiheit 
von Abdullah Öcalans einge¬ 
setzt. Als bekannter und erfah¬ 
rener Richter hat er mit ver¬ 
schiedenen Aktionen und Akti¬ 
vitäten sich auf internationaler 
Plattform für Abdullah Öcalan 
und den Freiheitskampf (der 
Kurden) eingesetzt. Für die 
Lösung der kurdischen Frage 
hat er die Internationale Initia¬ 
tive für Frieden initiiert. Im 


Namen dieser Initiative hat er 
mehrmals beim türkischen 
Innenministerium Antrag auf 
Besuchsgenehmigung . bei 
Abdullah Öcalan auf Imrali 
gestellt und ist sogar mit einer 
Delegation in die Türkei 
gereist. 

Mit unterschiedlichen Delega¬ 
tionen ist er mehrere Male 
nach Kurdistan gereist. Hat 
sich dort von der Unterdrük- 
kung unseres Volkes am Ort 
des Geschehens selbst ein Bild 
gemacht. Als Zeuge des legen¬ 
dären Kampfes unseres Volkes 
war er tief verbunden mit unse¬ 
rem Volk. Wir, als Völker Kur¬ 
distans und Freiheitsbewegung, 
werden unseren guten Freund 
und Weggefährten Essa Moosa 
immer in Erinnerung behalten. 
Wir sind seinem Andenken 
verbunden. Wir werden seine 
Träume verwirklichen und wer¬ 
den uns ihnen würdig erwei¬ 
sen. Wir drücken den Völkern 
in Südafrika und in Kurdistan, 
seinen Gefährten bei seinem 
Kampf und allen Freunden von 
Essa Moosa auf der ganzen 
Welt aber auch vor allem seiner 
Familie unser Beileid aus. Wir 
teilen ihren Schmerz von gan¬ 
zem Herzen.“ 

(ANF, 26.2., ISKU) 


nen mittels des am Kragen befe¬ 
stigten Etikettenschildes (Bei 
Inhaftierten wird während der 
Zeit, in der sie sich außerhalb der 
Zelle befinden, am Kragen ein 
Schild mit dem Status ihrer Ver¬ 
urteilung befestigt, z.B. „Terror“ 
usw. Eine Maßnahme, die unter 
dem Ausnahmezustand begon¬ 
nen hat.) 

• Umschluss mit Gefangenen 
anderer Zellen 

• Beendigung von systematischer 
Drangsalierung 

(ANF, 1.3., ISKU) 


Journalisten als Geiseln 

In der Bundesrepublik halten die 
Proteste gegen die Inhaftierung 
des Welt-Korrespondenten 
Deniz Yücel und von mindestens 
150 weiteren Journalisten in der 
Türkei an. 

Yücel wurde am Mittwoch vor¬ 
mittag vom Istanbuler Metris- 
Gefängnis in die Haftanstalt 
Silivri im äußersten Westen der 
türkischen Metropole verlegt. 
Wie sein Anwalt Veysel Ok sagte, 
drohen Yücel mehr als zehn Jahre 
Haft. Dies sei die Höchststrafe 
für Volksverhetzung und »Ter¬ 
rorpropaganda«, die dem Journa¬ 
listen zur Last gelegt werden, 
erklärte Ok. Er habe Einspruch 
gegen die Entscheidung des 
Haftrichters eingelegt, Yücel in 
Untersuchungshaft zu nehmen. 
Einsicht in die Akten haben Ok 
und seine Kollegen nicht, da die 
Staatsanwaltschaft entschieden 
habe, sie unter Verschluss zu hal¬ 
ten. Dies ist nach türkischem 
Recht möglich. 

ln Istanbul ist derweil der Prozess 
gegen den früheren Chefredak¬ 
teur der Zeitung Cumhuriyet, 
Can Dündar, fortgesetzt worden. 
Neben Dündar ist der Haupt¬ 
stadtbüroleiter der Cumhuriyet, 
Erdem Gül, wegen Unterstüt¬ 
zung einer »bewaffneten Terro¬ 
rorganisation« angeklagt. 

Gemeint ist damit die Veröffent¬ 
lichung geheimer Dokumente 
über türkische Waffenlieferun- 

f en an Islamisten in Syrien 
urch die Zeitung im Jahr 2015. 

QW, 2.3., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
KQ Kurdish Question 

jW junge Welt 

N ü 5 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 

bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 

Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Überall auf der Welt - Alle Tage 8. März! 


Anlässlich des heutigen Interna¬ 
tionalen Frauenkampftages am 8. 
März und aus aktuellem Anlass, 
begrüßen wir, der Dachverband 
des Ezidischen Frauenrats e.V., 
den Widerstand der Frauen in 
Shengal. 

Den Frauenwiderstand und die 
Frauenselbstverteidigung gegen 
die frauenfeindlichen Angriffe 
der KDP- Peshmerga, der Terror¬ 
gruppe sog. Islamischer Staat und 
allen ihren Unterstützern sowie 
die Täter, Mittäter, Beteiligte und 
Anstifter dieses Feminizids an der 
ezidisch-kurdischen Bevölke¬ 
rung- 

Überall anders auf der Welt 
begrüßen wir ebenfalls den 
Widerstand gegen sexistische 
Gewalt und Feminizid; gegen 
rassistische Gewalt und Völker¬ 
morde; gegen Vereinzelung, 
emotionale und kapitalistische 
Ausbeutung. Zugleich gedenken 
wir allen mutigen Frauen, wie 
Rosa Luxemburg und Clara Zet¬ 
kin, Sakine Cansiz und Arm Mir- 
kan, Berivan, die ihr Leben der 
Befreiung der Frauen und der 
Menschheit gewidmet haben. 
Auch wenn in den 107 Jahre 
nach der Verkündung des Welt¬ 
frauentages wichtige Erfolge 
errungen werden konnten, so ist 
der Freiheitskampf von Frauen — 
nach wie vor — lebenswichtig 
und aktuell. Gegenwärtig sind 
wir mit einer neuen Welle syste¬ 
matischer Frauenmorde kon¬ 
frontiert. Wie aktuell in Kurdi¬ 
stan durch die AKP Regierung 
und ihrem Militär, die eine 
faschistische, minderheiten- 
feindliche und im Besonderen 
frauenfeindliche Politik prakti¬ 
zieren. Wo massenhafte Festnah¬ 
men, Exekutionen und ein bru¬ 
taler Krieg gegen die zivile 
Bevölkerung geführt wird und 
Frauen, die sich dem widerset¬ 


zen als besondere Zielscheibe 
angegangen werden. 

Wie in Shengal, wo seit den 
Übergriffen vom 3.8.2014 durch 
die Terrorbanden Islamischer 
Staat noch immer über 3000 
Frauen und Kinder in sog. IS 
Gefangenschaft sind. Sie wurden 
verschleppt, vergewaltigt, auf 
Sklavinnenmärkten verkauft und 
ermordet und werden es immer 
noch. 

So wie bei den aktuellen Angrif¬ 
fen der KDP-Peshmerga gegen 
die Bevölkerung in der Shengal — 
Region, die von der AKP unter¬ 
stützt werden und teilweise mit 
den aus Deutschland gesendeten 
Waffen zur Verteidigung der 
Bevölkerung der Shengal Region 
nun von diesen gegen die Bevöl¬ 
kerung eingesetzt werden. 

Es sind seit diesem andauernden 
Übergriff vom 3.3.2017 bereits 
Menschen getötet worden, wie 
die YJS-Mitfrau Tekosin oder 
Verletzte, wie die Journalistin von 
Cira TV Nüjiyan Erhan. 

Diese Angriffe stellen einen 
Angriff auf uns alle dar. Ein Ende 
dieser patriarchalen Gewalt kön¬ 
nen wir nur durch den Aufbau 
einer starken Frauenorganisie¬ 
rung, durch internationale Soli¬ 
darität unter Frauen und eigene 
Selbstverteidigungsstrukturen er¬ 
reichen. 

Genau das geschieht in Shengal, 
ähnlich wie in Rojava. ln dem 
umkämpften Gebiet Shengal- in 
der Ninova Region im Nordirak 
kämpfen die selbstverwalteten 
Frauen-Selbstverteidigungsein- 
heiten YJS für die Sicherheit von 
Frauen und der gesamten Gesell¬ 
schaft. Sie sind Modell dafür, wie 
Frauen ihr Leben selbst in die 
Hand nehmen und sich organi¬ 
sieren können, um eine herr¬ 
schaftsfreie Gesellschaft aufzu¬ 
bauen. Der Kampf der Frauen¬ 


verteidigungseinheiten YJS hat in 
allen Bereichen des Lebens und 
der Gesellschaft einen starken 
Freiheitswillen und Widerstands¬ 
geist geschaffen. Dies zeigt sich 
auch in der Selbstverteidigung 
gegen die Terrorbanden des Isla¬ 
mischen Staates und aktuell gegen 
die Angriffe seitens der syrischen 
KDP- Peshmerga auf Khane Sore 
in der Shengal-Region. Dort ver¬ 
teidigen sich selbst die Frauen aus 
den Frauenräten. Die Frauen in 
Shengal haben die Bewegung der 
Freiheit der Frauen von Ezidxan 
gegründet und nehmen aktiv in 
allen gesellschaftlichen Bereichen 
selbstbestimmt und basisdemo¬ 
kratisch teil. 

Dieses Bewusstsein und die Soli¬ 
darität unter Frauen wollen wir 
vorantreiben, um den Angriffen 
auf unser Leben und unser Recht 
auf Selbstbestimmung gemein¬ 
sam entgegenzutreten. Wir wol¬ 
len gemeinsam mit Frauen in 
allen Teilen der Welt für Gerech¬ 
tigkeit, Frieden und Freiheit ein¬ 
stehen. 

Lasst uns überall dort, wo Frauen 
Gewalt erfahren, den Widerstand 
organisieren! Auf den Spuren von 
Clara, Rosa, Sakine, Arin wollen 
wir uns als Frauen stärker organi¬ 
sieren, gegen jegliche Form von 
Gewalt und Ausbeutung an¬ 
kämpfen und eigene praktische 
Lösungen entwickeln! 

Lasst uns unsere Solidarität stär¬ 
ken und als Frauen, die sich selbst 
befreien, Verantwortung für den 
Aufbau einer freien Gesellschaft 
übernehmen! 

Nieder mit dem Feminizid! 

Es lebe der Internationale 
Frauenkampftag! 

Hoch die internationale 
Frauensolidarität! 

Jin - Jiyan - Azadi! 

Dachverband des Ezidischen 
Frauenrats e. V, 8.3.2017 


Das neue Angriffsziel ist die 
Bevölkerung von Lice 


Seit dem 5. März wurde über 18 
Dörfer der Kreisstadt Lice bei 
Amed (Diyarbakir) die Aus¬ 
gangssperre verhängt. Das türki¬ 
sche Militär führt dort eine 
umfangreiche Operation durch. 
Nach offiziellen Angaben des 
Gouverneurs sind 7000 Solda¬ 
ten, 600 Spezialeinheiten sowie 
559 Dorfschützer im Einsatz. 
Das Operationsgebiet umfasst 
eine ca. 30 km breite Region, das 
zwischen den Kreisstädten Lice 
und Gene liegt. Nach Informa¬ 
tionen der Nachrichtenagentur 
Firatnews wurden am Donners¬ 


tag 100 gepanzerte Fahrzeuge ins 
Operationsgebiet transportiert. 
Die Operation wird auch aus der 
Luft unterstützt. 

Die Zivilbevölkerung in der 
Region ist äußerst besorgt, weil 
auch hier mit Ausrufung der Aus¬ 
gangssperre Telefon- und Inter¬ 
netverbindungen gekappt worden 
sind. Es dringen desnalb keine 
Informationen über die Gescheh¬ 
nisse vor Ort nach außen. Staatli¬ 
che Stellen sprachen gestern von 
mehreren getöteten PKK-Kämp- 
fern. Diese Angabe ist bislang von 
unabhängigen Quellen nicht 


bestätigt, weil eine Kontaktsperre 
herrscht. 

Der türkische Staat setzt seit eini¬ 
ger Zeit auf punktuelle Militär¬ 
operationen, anstelle von zeitglei¬ 
chen Militäroperationen im 
gesamten kurdischen Gebiet. Es 
werden bestimmte Dörfer zu 
militärischen Zonen erklärt, 
mehrtägige Ausgangssperren ver¬ 
hängt und die Militäraktivitäten 
dann auf das betroffene Gebiet 
konzentriert. 

Erst vor einigen Wochen geriet 
der türkische Staat aufgrund sei¬ 
ner Militärangriffe aur das Dorf 

-► 


Meldungen: 

»Die Straßen gehören uns« 

Weltweit haben Millionen Men¬ 
schen am Internationalen Frau¬ 
entag für Gleichberechtigung 
und soziale Gerechtigkeit 
demonstriert.(...) 

In den Kandil-Bergen im Grenz¬ 
gebiet zwischen der Türkei und 
dem Irak versammelten sich 
Hunderte Frauen zu einer Kund¬ 
gebung, um den 8. März zu 
feiern. Sie protestierten auch 

f egen die Attacken Irakischer 
eschmerga auf die fiziden in 
Shengal. Diese seien ein Angriff 
auf alle Kurdinnen, betonten 
Rednerinnen und warfen dem 
Chef der irakischen Kurdenpar¬ 
tei KDP, Masud Barsani, vor, die 
Übergriffe mit dem türkischen 
Staatschef Recep Tayyip Erdogan 
koordiniert zu haben. 

Erdogan selbst rühmte sich in 
einer Stellungnahme zum Frau¬ 
entag der Erfolge seiner Regie¬ 
rung bei der Ächtung von 
Gewalt. Am 8. März attackierten 
jedoch mutmaßliche Islamisten 
eine Frauentagskundgebung an 
der Bilgi-Universität in Istanbul, 
wie die Hürriyet Daily News 
meldete. Ebenfalls am Mittwoch 
wurden in Kayseri zwölf Lehre¬ 
rinnen in Flaft genommen, 
denen die Anklage verbindun- 

f en zur Bewegung des Predigers 
ethullah Gülen vorwirft. (..!) 

(jW, 9.3., ISKU) 

Irak: Militär meldet 
Fortschritte in Mossul 

Iraks Streitkräfte haben in der 
Millionenstadt Mossul nach 
eigenen Angaben weitere wichti¬ 
ge Erfolge gegen die Terrormiliz 
»Islamischer Staat« (IS) erzielt. 
Einheiten der Polizei und der 
Armee nahmen im Westen Mos- 
suls ein zentrales Regierungsge¬ 
bäude ein, wie ein Militärspre¬ 
cher am Dienstag erklärte. Zu 
dem Komplex gehören unter 
anderem der Sitz der Provinzver¬ 
waltung und des Provinzrats. 
Befreit wurde demnach auch das 
Museum der Stadt. Außerdem 
habe die Armee eine zweite von 
insgesamt fünf Brücken über 
den Tigris unter ihre Kontrolle 
gebracht. (jW, 8.3., ISKU) 

Quellen: 

CA Civaka Azad 

jW junge Welt 


Termine: 

Newroz 2017 in Frankfurt/M. 

Nein zur Diktatur - Ja zu 
Demokratie und Freiheit 

Die zentrale Newrozfeier 2017 
(Aufruf siehe Nü?e Nr. 808) ftn- 





Bundesregierung weitet PKK-Verbot 
in Deutschland aus 


YPG (Volksverteidigungseinhei¬ 
ten) - als „Auslandsableger“ der 
PKK unter das Vereinsverbot 
subsumiert werden. Diese wer¬ 
den nicht nur im Kampf gegen 
den sog. Islamischen Staat in 
Syrien von der Internationalen 
Koalition unterstützt, sondern 
erweisen sich derzeit im syri¬ 
schen Bürgerkrieg mit den ver¬ 
bündeten arabischen und christ¬ 
lichen Bevölkerungsgruppen als 
Anker der Demokratie und Sta¬ 
bilität. Das gerade von diesen 
Kräften vorangetriebene Modell 
der “Demokratischen Föderation 
Nordsyrien” stellt gegenwärtig 
eine der wenigen Hoffnungen 
für einen nachhaltigen Frieden 
im Bürgerkriegsland Syrien dar. 
Die Erweiterung der Verbostliste 
durch das BMI hat weitreichen¬ 
de Folgen für das innenpolitische 
Klima in Deutschland. Sie 
bedeutet einen direkten Angriff 
auf die politische Identität von 
etwa 800.000 in Deutschland 
lebenden Kurdinnen und Kur¬ 
den und hebelt grundgesetzlich 
geschützte Rechte, wie Mei- 
nungs- und Versammlungsfrei¬ 
heit, weitgehend aus. Vermehrte 
Auseinandersetzungen mit der 
Polizei bei vom Verlauf her fried¬ 
lichen Demonstrationen sind 
vorprogrammiert und politisch 
gewollt, um das Feindbild der 
angeblich gewaltbereiten Kur¬ 


dinnen und Kurden aufrecht zu 
erhalten. Die Folgen werden wei¬ 
tere Hunderte von Strafverfahren 
wegen des Verstoßes gegen Arti¬ 
kel 20 Vereinsgesetz aufgrund 
des Zeigens verbotener Symbole 
sein. 

Während sich die Bundesregie¬ 
rung nach außen gegen aus- 
ufernden Terrorismusvorwürfe 
in der Türkei - aktuell gegenüber 
dem deutsch-türkische Journali¬ 
sten Deniz Yücel - wendet, wei¬ 
tet sie diese Vorwürfe in 
Deutschland ebenfalls aus. 

(...) 

Die Türkei ist aktuell eine Dik¬ 
tatur, in der über zehntausend 
politische Gefangene in Haft sit¬ 
zen, darunter Abgeordnete der 
Oppositionspartei HDP und 
kurdische Bürgermeister. Eben¬ 
so sind die meisten oppositionel¬ 
len Medien verboten und 
geschlossen. Zum überwiegen¬ 
den Teil dient der Vorwurf terro¬ 
ristischer Aktivitäten für die 
PKK als Begründung. Mit der 
vom BMI angeordneten Auswei¬ 
tung des PKK-Verbots stellt sich 
die Bundesregierung an die Seite 
der Türkei und trägt durch ihre 
politische Unterstützung und 
militärische Aufrüstung Mitver¬ 
antwortung für die fatale Politik 
der AKP-Regierung unter Recep 
Tayyip Erdogan. 

(Azadi/CA, 9.3., 1SKU) 


neue Angriffsziel... 


Während in den Medien von 
einem tiefgreifenden Zerwürfnis 
des deutsch-türkischen Verhält¬ 
nisses anlässlich der Wahlkampf¬ 
auftritte türkischer Minister in 
Deutschland die Rede ist, läuft 
die Zusammenarbeit hinter den 
Kulissen geschmiert wie immer. 
Anlässlich kurdischer Demon¬ 
strationen in Hannover und 
München kam zu Tage, dass das 
Bundesinnenministerium 
(BMI) den Forderungen der tür¬ 
kischen Regierung, stärker gegen 
die Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) vorzugehen, umgehend 
entsprochen hat. Mit einem 
Erlass vom 2. März wurde die 
Anzahl der Gruppierungen, 
deren Fahnen und Symbole auf 
der Grundlage des seit 1993 
bestehenden PKK-Verbots nicht 
öffentlich gezeigt werden, erheb¬ 
lich ausgeweitet. Akribisch wur¬ 
den sämtliche Institutionen und 
Organisationen gelistet, denen 
eine Nähe zur PKK unterstellt 
wird. Darunter fallen auch sämt¬ 
liche Frauen- und Jugendorgani¬ 
sationen, wie etwa der Verband 
der Studierenden aus Kurdistan 
(YXK). 

Von besonderer Brisanz ist, dass 
erstmalig auch kurdische Par¬ 
teien und Verbände in Syrien - 
namentlich die Partei PYD (Par¬ 
tei der Demokratischen Einheit) 
und der Streitkräfteverband der 

^Das 

Xerabe Bava (Kuruköy) bei Nise- 
bin/Nusaybin (Provinz Mer- 
din/Mardin) in die Schlagzeilen. 
Xerabe Bava wurde am 11 /Febru¬ 
ar 2017 vom Militär und der 
Gendarmarie umzingelt. An¬ 
schließend wurde eine Ein- und 
Ausgangssperre über das Dorf 
verhängt und die Kommunika¬ 
tionsmöglichkeiten der Dorfbe¬ 
wohner unterbunden. Nationale 
und internationale Presse berich¬ 
tete über ernsthafte Menschen¬ 
rechtsverletzungen. Während der 
Belagerung, die 17 Tage anhielt, 
wurden insgesamt 5 Menschen 
getötet, dutzende Menschen 
sowohl im Dorf als auch in Poli¬ 
zeigewahrsam gefoltert, viele 
Häuser wurden gezielt zerstört. 
Vielfach wurde diese Form der 
Angriffe des türkischen Staates als 
„Racheaktionen“ an der kurdi¬ 
schen Bevölkerung gewertet. 

Die Bewohner von Xerabe 
Bava berichten 

Letztes Wochenende machte sich 
eine Delegation bestehend aus 
HDP, DBT und DTK in das 
Dorf um über die Dimension 
der Zerstörung zu recherchieren. 
Die Journalisten Nurcan Baysal, 
die ebenfalls mit der Delegation 
unterwegs war, schrieb zu dieser 
Reise: 

„Wir zunächst in das Dorf Xer¬ 
abe Bava. Der Haupteinfahrt ist 
gesperrt, daher fahren wir einen 


Umweg über andere umliegende 
Dörfer, um in das Dorf zu gelan¬ 
gen. Von außen betrachtet sieht 
die Zerstörung gering aus. Es 
ibt lediglich ein paar niederge¬ 
rannte Häuser. Doch als wir die 
äußerlich intakten Häuser von 
innen betrachten, wird das Aus¬ 
maß der Zerstörung deutlicher. 
Wir halten vor dem Haus von 
Aykut Abdi, dem alten Mann, 
der nach massiver Foltereinwir¬ 
kung noch festgenommen 
wurde. Sein Haus ist komplett 
verbrannt. Weil es sich um einen 
Bau aus Stein handelt, macht 
sich die Verbrennung im Inneren 
des Hauses bemerkbar. Die 
Innenausstattung ist komplett zu 
Asche verbrannt. Viele Ein¬ 
schusslöcher sind zu sehen. Die 
Ehefrau von Abdi Aykut begrüßt 
uns mit Tränen in den Augen. 
Sie sagt auf Kurdisch ,Was haben 
sie mit uns gemacht?“ Wir durch¬ 
laufen die Wohnung, die Räume 
sind vollständig verbrannt. Kühl¬ 
schrank, Hera alles niederge¬ 
brannt. Die Küche ist voller Ein¬ 
schlaglöcher. 

Eine Frau fängt an zu erzählen: 
,Sechs Hubschrauber kamen und 
bombardierten uns. Die Einhei¬ 
ten haben uns sehr erniedrigend 
behandelt. Viele von ihnen spra¬ 
chen kurdisch. Wir haben des 
Öfteren Soldaten hier bei uns 
gesehen, aber diese Art von Fol¬ 
terungen haben wir zuvor nicht 


erlebt. Die haben alle Männer im 
Dorf auf dem Dorfplatz versam¬ 
melt und gef oltert. Die töteten 
all unsere Tiere. Unsere Kühe 
erstickten an dem Feuer, die sie 
in unsere Häuser legten. Sie 
haben uns alle eingesperrt, quasi 
inhaftiert. Sie aber haben sich 
frei bewegt, kamen in die Häu¬ 
ser, um uns zu beschimpfen und 
zu beleidigen. Es war brutal.“ 
Der Sohn von Abdi Aykut 
erzählt uns, dass er noch immer 
keine Nachricht von seinem 
Vater hat. Dem Vater wurden die 
Zähne eingeschlagen, ein Ohr 
haben sie ihm angerissen. All 
diese Folter wurde im medizini¬ 
schen Bericht verheimlicht. 
Seine Schwester, die all das gese¬ 
hen hat, würde seitdem nicht 
mehr sprechen, erzählt er uns.“ 
Zum Schluss ihres Artikels lässt 
Baysal eine Dorfbewohnerin 
berichten, wie die Soldaten mit 
den Leichnamen der fünf Perso¬ 
nen umgingen, die sie zuvor in 
Xerabe Bava hingerichtet hatten: 
„Sie haben die zerstückelten Lei¬ 
chen der fünf Getöteten auf den 
Dorfplatz gebracht. Diese haben 
sie mit einer Reinigungsbürste 

f ewaschen. ,Stellt dir vor, so die 
)orfbewohnerin, ,sie haben die 
Leichen mit einem Besen gewa¬ 
schen.“ Ist das nicht grausam, 
Menschen zu zerstückeln und 
ihren Leichen das anzutun?“ 

(CA, 10.3., ISKU) 


det am 18. März in der Europ¬ 
aallee in Frankfurt/M. statt. Es 
wird zwei Demozüge (um 
10.00 Uhr) geben. Eine Demo 
startet an der Alten Oper und 
die andere an der Bockenhei- 
mer Warte. Beide Demos laufen 
dann zur Europaallee und tref¬ 
fen sich dort. 

PROGRAMM: 

★ Cewad Merwani (mit Rojan 
- Zeyno) 

★ Mehmet Akba§ 

★ Kurdnewa Music Group 

★ Tahsin Xidir (Ezidischer 
Sänger) 

★ CELOVIZ (Hip-Hop) 

★ Acustica Orient Balkan band 

★ Koraya baküre Almanya - 
Tev^and (Tev^and Chor aus 
Norddeutschland) 

★ Koraya zarokan - Tev^and 
(Tev^and Kinderchor) 

★ Govend (Tanz) 

★ Sinevizyon (Dokumentaion) 

REDEBEITRÄGE: 

★ Co-Vorsitzende des Nav- 
Dem e.V (Veranstalter) 

★ Salih Muslim (Co-Vorsitzen¬ 
der der PYD) 

★ Rebwar Rashed (Co-Vorsit¬ 
zender der KNK) 

★ Ertugrul Kürkcü (Sprecher 
der 11 DK) 

★ Mülkiye Birtane (Mitglied 
der HDP) 

★ verschiedene 
Gastredner*innen 


Veranstaltung in Berlin: 

Genozid und Widerstand - 
Ezidische Frauen* aus Sinjar 

An diesem Abend möchten wir 
darüber informieren, was nach 
dem genozidalen ISIS Angriff 
auf die ezidische Bevölkerung in 
Sinjar im August 2014 passiert 
ist, dessen Zeuge die Welt 
wurde. Wir möchten vor allem 
ezidischen Frauen Raum geben, 
diese grausamen Ereignisse aus 
ihrer Perspektive darzustellen. 

Zu Gast ist Dr. Leyla Ferman 
von der Platform for Struggle for 
Women Held in Captivity. Sie 
ist Mitglied des Vorstandes der 
Föderation der Ezidischen Verei¬ 
ne in Deutschland e.V. (FKE). 
Seit 2014 ist sie als Beraterin für 
die Provinzverwaltung von 
Nusibin (Mardin) tätig. Nusibin 
liegt 20km von der syrischen 
Grenze entfernt. 

17. März 2017, 18:00 Uhr, 
Mehringhof (Gneisenaustr. 2a) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 

bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 

Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Die erneute Rettung: Mount Seiigal 


Die neusten Entwicklungen in 
§engal erschüttern die Menschen 
in Rojava, Bakur und auch in 
Basür, aber vor allem in §engal 
selbst. Sie sind wütend, wieder 
einmal werden sie angegriffen. 
Diesmal nicht von DAESH (IS), 
diesmal schreit nicht die ganze 
Welt auf, diesmal ist es eine inter¬ 
national anerkannte Armee, die 
die Gesellschaft angreift. 

Die Ezid*innen haben viel gelit¬ 
ten. Nicht nur in den letzten Jah¬ 
ren, während und nach dem 
Genozid an hunderten von Men¬ 
schen. Es war der 73. Genozid in 
der Geschichte der Ezid*innen. 
Damals waren tausende Pejmerge 
im §engal stationiert, als DAESH 
angrifr sind sie geflohen und 
haben die Menschen sich selbst 
überlassen. Einzig einige wenige 
Kämpfer*innen der HPG und 
YPG sind geblieben und standen 
den Menschen zur Seite. Die 
internationale Empörung und das 
kollektive Mitfühlen waren in 
diesem Jahr allgegenwärtig. Aber 
was ist daraus geworden? Ein 
Gang durch §engal zeigt in weni¬ 
gen Bildern, wem es hier wirklich 
um die Menschen geht. Das fran¬ 
zösische Rote Kreuz (FRK) hat 
mehrere Mülltonnen geschickt, 
das Elaus in dem das Büro des 
FRK ist wurde nie fertiggestellt. 
Es ist eine Bauruine, traurig und 


leer steht es da. Der deutsche 
Staat hat zusammen mit der Hilf¬ 
sorganisation Barzanis Mission 
Middle East große Tafeln aufstel¬ 
len lassen, die zeigen sollen: ja, 
auch wir haben geholfen. Mehr 
als die Tafeln sieht man davon 
aber nicht. Die Hilfsorganisation 
der KDP verschanzt sich hinter 
Zäunen und NATO-Draht. 
Einzig die Menschen der in 
Deutschland und vielen anderen 
Ländern als terroristisch einge¬ 
stuften PKK leben in Zelten mit¬ 
ten in der Gesellschaft und unter¬ 
stützen sie, wo sie nur können. In 
§engal bilden sich langsam Selbst¬ 
verwaltungsstrukturen, wie in 
Rojava und auch vor dem Krieg 
in Bakur. Die Menschen in 
§engal wollen sich endlich selbst 
verwalten und ihre Kraft nutzen, 
die sie haben. Als Antwort auf 
den Genozid haben sich Selbst¬ 
verteidigungseinheiten gebildet, 
YBS und YBSJ sind seitdem im 
Aufbau. Zudem werden Räte 
gegründet und die Jugend, sowie 
die Frauen* organisieren sich 
autonom. Für den Frühling sind 
viele Projekte geplant. Vor allem 
Projekte zur Selbstversorgung. 
§engal will sich vollkommen 
autonom tragen können. Gerade 
ist aber für die Versorgung, 
besonders von Lebensmitteln, dre 
Verbindung nach Rojava noch 


von grundlegender Bedeutung. 
Und genau die wurde nun 
gesperrt. In der Nacht vom 2. auf 
den 3. März griffen 500 kurdische 
Pejmerge, die sich selbst als 
Rojava Pejmerge bezeichnen, eine 
der drei größeren Städte im 
§engal, Khanesor (Xanesor), an 
una versperrten den Zugang von 
Rojava nach §engal. Seitdem 
kann niemand mehr die Grenze 
passieren. Es ist offensichtlich, 
dass die Angriffe im Zusammen¬ 
hang mit dem Treffen von 
Masoud Barzani mit dem türki¬ 
schen Ministerpräsident Binali 
Yildirim und Präsident Recep 
Tayyip Erdogan am 27. Februar 
in Ankara stehen. Zeitgleich zum 
Angriff auf §engal, begann auch 
die Türkei in Minbic mit großan- 
elegten Angriffen, 
chon am ersten Tag der Angriffe 
kamen fünf junge Menschen der 
YBS Verteidigungseinheiten und 
zwei Kämpfer der HPG ums 
Leben. Die Journalistin Nujyian 
Erhan von der Pressestelle der 
Jungen Frauen in §engal, die über 
die Angriffe berichten wollte, 
wurde selbst attackiert. Sie liegt 
mit einer Kopfverletzung im 
Koma. Die Politik der KDP war 
auch bislang nicht die Menschen 
zu unterstützen sich selbst zu 
organisieren und etwas Neues 
aufzubauen, vielmehr ging es 


Der Hungerstreik in den türkischen 
Gefängnissen weitet sich aus 


Die politischen Gefangenen von 
PKK und PAJK treten zwischen 
dem 15. März und 15. April in 
wechselnden Gruppen für jeweils 
5 Tage in den Hungerstreik. 

War die Türkei schon vor Ausru¬ 
fung des Ausnahmezustands kei¬ 
neswegs als Hort der Menschen¬ 
rechte zu bezeichnen, verschlim¬ 
merte sich die Lage nach Ausru¬ 
fung des Ausnahmezustand deut¬ 
lich. Per Dekret wurden die 
Menschenrechte außer Kraft 
gesetzt. Betroffen sind alle, ob 
außerhalb oder in den Gefäng¬ 
nissen. Auch die Trennung von 
drinnen oder draußen ver¬ 
schwimmt zusehends. Wer 
gestern noch draußen war, kann 
morgen schon drinnen sein. Und 
so füllen die Gefängnisse mittler¬ 
weile Abgeordnete, Bürgermei¬ 
sterinnen, Akademiker- *innen 
oder auch Journalist*innen. Die 
Forderungen der in den Hunger¬ 
streik getretenen politischen 
Gefangenen sind denn auch 
sowohl auf die Situation in den 
Gefängnissen als auch auf die all¬ 


gemeine Lage im Land gerichtet. 
Neben Forderungen wie Aufhe¬ 
bung von Isolationshaft, auch der 
über Abdullah Ocalan verhäng¬ 
ten Isolationshaft, Beendigung 
von Kameraüberwachung in den 
Zellen (selbst in Duschräumen 
sind Kameras installiert) und der 
Forderung nach Beendigung des 
Zwangs der militärischen Aufstel¬ 
lung während des täglichen Zäh¬ 
lappels und der Aufheben des 
Etikettierung Inhaftierter (per 
Anbringung eines Schildes am 
Kragen, auf dem die Rubrik 
unter der die Verurteilung erfolg¬ 
te steht) reichen die Forderungen 
bis hin zu Beendigung von Folter, 
Stopp von Zwangsvertreibung 
und Niederreißens von Dörfern 
mit mehrheitlich kurdischer 
Bevölkerung. 

Besorgnis erregend wird mittler¬ 
weile die Situation von 6 politi¬ 
schen Gefangenen im Gefängnis 
von Edirne gesehen. Diese sind 
mit ähnlichen Forderungen 
bereits seit dem 22. Februar 
ohne Unterbrechung im Hun¬ 


gerstreik. Bei ihnen handelt es 
sich um Sami Geylani, Ali Kurt, 
Enver Baysal, Ramazan Kizildag, 
Zerdeft Oduncu und Mazlum 
Bataray. Ebenso kritisch ist die 
Situation im Gefängnis von 
§akran. Hier ist eine Gruppe von 
18 politischen Gefangenen seit 
dem 15. Februar ohne Unterbre¬ 
chung im Hungerstreik. Seit 
dem 8. März sind auch politische 
Gefangene in den zwei Gefäng¬ 
nissen in Wan (Van) dem Hun¬ 
gerstreik beigetreten. 

Mit der am 10. März veröffent¬ 
lichten Erklärung von Deniz 
Kaya steht fest: Der Hunger¬ 
streik weitet sich aus. Deniz 
Kaya erklärte im Namen der 
politischen Gefangenen von 
PKK und PAJK das nunmehr in 
allen Gefängnissen die politi¬ 
schen Gefangenen in den Hun¬ 
gerstreik treten werden. In der 
Zeit zwischen dem 15. März und 
15. April werden sie in jeweils 
wechselnden Gruppen für je 5 
Tage in dem Hungerstreik tre¬ 
ten. (ANF, 10.3., ISKU) 


Meldungen: 

Kammergericht verurteilt Ali 
H. Dogan zu 2 Jahren und 4 
Monaten 

Seit 1996 wird am 18. März, 
dem „Tag der politischen 
Gefangenen“, zur Solidarität 
mit jenen Aktivistinnen aufge¬ 
rufen, die wegen ihres politi¬ 
schen Engagements als „Terro¬ 
risten“ kriminalisiert, straf¬ 
rechtlich verfolgt und zu jahre¬ 
langen Haftstrafen verurteilt 
werden. 

Gegen einen von ihnen, Ali H. 
DOGAN, hat das Kammerge¬ 
richt Berlin nach fünfmonati¬ 
ger Verfahrensdauer am Freitag 
eine Haftstrafe von 2 Jahren 
und 4 Monaten verhängt. 
Damit blieb das Gericht fünf 
Monate unter der Forderung 
der Generalstaatsanwaltschaft. 
Gegen dieses Urteil wird die 
Verteidigung Revision einlegen. 
Das Gericht sah es als erwiesen 
an, dass der Kurde in der Zeit 
von Juli 2014 bis Juli 2015 als 
Gebietsleiter Bremen bzw. Ber¬ 
lin für die in der BRD als terro¬ 
ristische Vereinigung im Aus¬ 
land (§129b StGB) eingestufte 
Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) tätig gewesen sei. 

Das Organisieren von Veran¬ 
staltungen oder Demonstratio¬ 
nen, die Vorbereitungen für 
kurdische Festivals, das Sam¬ 
meln von Spenden und selbst 
seine Aktivitäten für die HDP 
anlässlich der Parlamentswah¬ 
len 2015 in der Türkei, wurden 
von der Anklage als Unterstüt¬ 
zung des Terrorismus definiert, 
weil diese Tätigkeiten dazu die¬ 
nen würden, den Zusammen¬ 
halt der Organisation zu festi¬ 
gen. Konkrete individuelle 
Straftaten müssen Angeklagten 
solcher Verfahren nicht zur Last 
gelegt werden. 

DieTrmächtigung des Bundes¬ 
justizministeriums, generell 
vermeintliche Sektor- und 
Gebietsleiter sowie Deutsch¬ 
landverantwortliche der PKK 
strafrechtlich verfolgen zu las¬ 
sen, wurde bereits am 6. Sep¬ 
tember 2011 erteilt und besteht 
— unabhängig von politischen 
Entwicklungen - bis Leute fort. 
Weil diese Entscheidung will¬ 
kürlich und „ermessensrehler- 
haft“ gewesen sei, das Erdogan- 
Regime in den vergangenen 
Monaten sein „wahres diktato¬ 
risches Gesicht“ gezeigt habe 
und die Türkei unter diesen 
Umständen kein taugliches 
Schutzobjekt des § 129 d dar¬ 
stelle, hat die Verteidigung 
auch in diesem Prozess die 
Rücknahme dieser Verfol¬ 
gungsermächtigung beantragt. 
Von Beginn an sei von falschen 





“Ein Verbot unserer Symbole kommt 
einem Verbot unserer Identität gleich” 


Während die Vereinten Nationen 
am 10.3.2017 in einem Bericht 
den türkischen Staat wegen 
schwerer Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, Kriegsverbre¬ 
chen und die Zerstörung ganzer 
Städte im kurdischen Sudosten 
der Türkei anprangerten, wurde 
hierzulande vom Bundesinnen¬ 
ministerium das Verbot und die 
Verfolgung der kurdischen Iden¬ 
tität und Symbole ausgeweitet. 
Künftig soll neben vielen weite¬ 
ren Symbolen kurdischer Par¬ 
teien und Organisationen auch 
das Zeigen des Porträts von 
Abdullah Öcalan verboten sein. 
Für uns kommt das Verbot der 
Symbole der kurdischen Befrei¬ 
ungsbewegung einem Verbot der 
kurdischen Identität gleich. 
Denn die Arbeiterpartei Kurdi¬ 
stans (PKK) ist zu einer Zeit ent¬ 
standen, als die kurdische Spra¬ 
che, Kultur, Identität vom türki¬ 
schen Staat verboten worden 
waren. Die Verleugnung wurde 
und wird bis heute mittels unter¬ 
schiedlicher Formen von Gewalt 
aufrechterhalten. Das Entstehen 
der PKK als Reaktion auf solche 
Verhältnisse, sowie ihr völker¬ 
rechtlich legitimer Kampf — die 
PKK wird von den Vereinten 
Nationen nicht als terroristisch 
eingestuft oder aufgelistet - ist 
gegen die Verleugnung von einer 
der ältesten Sprache und Kultu¬ 
ren der Menschheitsgeschichte 
gerichtet. Millionen von Kurden 
verstehen den Widerstand der 
PKK als einen Akt der kurdi¬ 
schen Identitätsbildung. (...) Wir 
verstehen die Nichtanerkennung, 


die Verfolgung und das Verbot 
des kurdischen Freiheitswillens 
als einen Eingriff in die Würde 
von hunderttausenden Kurden. 
Mit dem Verbot des Porträts von 
Abdullah Öcalan geht in gewisser 
Weise auch ein Vorgehen gegen 
seine Ideen als Sozialphilosoph 
einher. Abdullah Öcalans radikal¬ 
demokratische und feministische 
Theorien und Konzepte der 
gesellschaftlichen Organisierung 
werden seit 2012 in Nordsyrien 
in die Praxis umgesetzt. Dort 
wird ausgehend von der Gleich¬ 
berechtigung der Geschlechter, 
eine auf Gleichberechtigung der 
Ethnien, Sprachen uncf Religio¬ 
nen basierendes und ökologisch 
ausgerichtetes Gesellschaftspro¬ 
jekt realisiert, welches mittlerwei¬ 
le zum militärischen und politi¬ 
schen Alliierten der USA, aber 
auch Russlands, im Kampf gegen 
islamistische und reaktionäre 
Kräfte avanciert ist. (...) 

Wir unterstreichen ausdrücklich, 
dass die Entscheidung des 
Bundesministerium des Inneren 
eine Entscheidung einer staat¬ 
lichen Institution ist, welche sehr 
weit entfernt vom Willen und 
der Haltung der Mehrheit der 
deutschen Bevölkerung, zu der 
auch die ca. 800 Tausend Kurden 
zählen, getroffen worden ist. 
Auch das Verbot der Symbole der 
syrisch-kurdischen Volksverteidi- 

f ungseinheiten (YPG) und der 
rauenverteidigungseinheiten 
(YPJ) durch den Bundesinnen¬ 
minister Thomas de Maiziere 
erzeugen ein hohes Maß an Ver¬ 
wirrung. Denn die YPG sind 


nicht nur der wesentliche 
Bestandteil der Demokratischen 
Kräfte Syriens (SDF) und damit 
mit der internationalen Anti-IS- 
Koalition verbündet, sondern sie 
beschützen seit Beginn des syri¬ 
schen Bürgerkriegs auch religiöse 
und ethnische Minderheiten, 
darunter auch christliche oder 
ezidische, vor Genoziden und 
garantieren ihre politischen 
Rechte und basisdemokratische 
Teilhabe. 

Insgesamt stellen wir fest, dass in 
Zeiten, wo die türkische Regie¬ 
rung um die AKP und Erdogan 
wegen Korruption, Menschen¬ 
rechtsverletzungen und Kriegs¬ 
verbrechen auf internationaler 
Ebene kritisiert und an den Pran¬ 
ger gestellt wird, ein solches Ent¬ 
gegenkommen und Einknicken 
der BRD gegenüber der Türkei 
weder moralisch noch vernünf¬ 
tig-rational ist. 

Wir als Demokratisches Gesell¬ 
schaftszentrum der Kurdinnen in 
Deutschland (NAV-DEM) rufen 
das Bundesinnenministerium 
dazu auf, ihre absurde Entschei¬ 
dung vom 2. März zurückzuneh¬ 
men. Gleichzeitig fordern wir die 
Aufhebung des PKK-Verbots, das 
als Grundlage solcher unsinnigen 
Entscheidungen dient. In einer 
Zeit, in der sich die Türkei auf 
einem Scheideweg zwischen der 
Diktatur und einer demokrati¬ 
schen Türkei befindet, appellie¬ 
ren wir an die Bundesregierung, 
ihren Einfluss im Sinne der 
Demokratisierung der Türkei gel¬ 
tend zu machen. 

(NAV-DEM, 14.3.) 


^Die erneute Rettung... 


darum, die Menschen an sich zu 
binden und in Abhängigkeit zu 
halten. 

Nun geht die KDP noch einen 
Schritt weiter und greift die Men¬ 
schen offen an. All das während 
DAESH nur 16 Kilometer ent¬ 
fernt wütet und die Menschen in 
Sengal all ihre Kräfte für andere 
Kämpfe bräuchten. Nun sind die 
Ezid*innen wieder gezwungen 
ihre Häuser in Sinum und Kha- 
nasor zu verlassen und sich in den 
Schutz von Mount §engal im Tal 
(Serdest) zu flüchten. Schon ein¬ 
mal haben sie dort Zuflucht 
efunden, 2014, als der IS die 
tädte angriff und mordete. 

Aber diesmal sind die Ezid *innen 
vorbereitet: nicht nur die YBS hat 
die Verteidigung der Bevölkerung 
in §engal, gegen die Angriffe der 
Pesmerga, aufgenommen, es 
haben auch 80 junge ezidische 
Pefmerge die Kampfhandlung 
verweigert und ihre Waffen abge¬ 
geben. Einige von ihnen wurden 
daraufhin festgenommen oder 
verschleppt. Am beeindruckte¬ 
sten aber ist der Widerstand der 
Mütter. Sind sie zu Hause auf 
Grund der patriarchalen Fami¬ 
lienstrukturen eher still und mei¬ 


stens in der Küche anzutreffen, 
haben auch sie die Waffen aufge¬ 
nommen. In langen Kleidern und 
weißem Kopftuch stehen sie mit 
Kalaschnikow und Militärweste 
in den Bergen §engals vor der 
Fernsehkamera und sagen denen 
den Kampf an, die ihre Gesell¬ 
schaft, sie und ihr Land, aber vor 
allem ihre Freiheit und Stärke 
angreifen. 

Auch die Mütter in Rojava sind 
beim Kampf für die Freiheit ganz 
vorne dabei. Am 6. März zogen 
jung und alt, besonders aus der 
nahe an der Grenze liegenden 
Stadt Derik und aus Heseke an 
die Stelle des Weges von Rojava 
nach §engal, die von den 
Pefmerge blockiert wird. Die 
Pefmerge, schwer bewaffnet, ver¬ 
suchten die Menge durch Schüsse 
einzuschüchtern und davon abzu¬ 
halten bis zur Absperrung vorzu¬ 
rücken, doch ohne Erfolg. 

Die Menschen ließen sich nicht 
abhalten. Allen voran die Mütter, 
mit ihrem Schmerz, ihrer Wut, 
mit ihrer Entschlossenheit und 
ihrer Stärke. 

Es wurde geschrien, gerufen, 
getanzt und gesungen. Die 
Pefmerge unternahmen einen 


zweiten Versuch, die Menschen 
zu vertreiben: mit einem großen 
Tanklaster als provisorischen 
Wasserwerfer und abermals 
Schüssen wurde versucht, den 
Menschen Angst zu machen, aber 
die Mütter bewegten sich nicht, 
vollkommen durchnässt waren sie 
noch entschlossener als zuvor. 
Zwar ist es in den vergangenen 
Tagen wieder ruhiger geworden, 
doch ist die Situation weiterhin 
angespannt und der Weg noch 
immer gesperrt. 

Werden die KDP und ihre 
Pefmerge nicht von alleine verste¬ 
hen, dass das, was sie tun, falsch 
ist und den Weg räumen, dann 
werden es andere tun. 

Die Gesellschaft in §engal wird 
nicht mehr zulassen unterdrückt 
zu werden, sie werden sich vertei¬ 
digen und ihre Freiheit erkämp¬ 
fen. Und gegen die Stärke und 
Kraft der Selbstverteidigung der 
Gesellschaft, insbesondere die der 
Mütter in §engal, wird eine 
Armee, wie die Pefmerge niemals 
ankommen. 

Es bleibt nur zu sagen: Biji 
Bexwedane §engale! 
lnternationalist*innen aus fengal 
März 2017 


Einschätzungen hinsichtlich 
der tatsächlichen Ziele der 
PKK ausgegangen und die 
Hintergründe des bewaffneten 
Widerstands gegen Verfolgung 
und Unterdrückung nur unzu¬ 
reichend berücksichtigt wor¬ 
den. 

Die strafrechtliche Terroris¬ 
musbekämpfung würde dazu 
missbraucht, Regime zu schüt¬ 
zen, die - wie im Falle der Tür¬ 
kei - selbst rechtsstaatliche 
Mindestanforderungen nicht 
erfüllten und sich über Garan¬ 
tien der Menschenrechtskon¬ 
ventionen hinwegsetzten. 

Um die Zusammenhänge des 
bewaffneten Kampfes zu ver¬ 
deutlichen, hatte die Verteidi¬ 
gung den HDP-Abgeordneten 
Faysal Sariyildiz, der seit dem 
vergangenen Jahr in Deutsch¬ 
land lebt, als Zeugen benannt, 
ln der Verhandlung am 3. 
Januar berichtete er über die 
grausamen Massaker, die türki¬ 
sche Sicherheitskräfte während 
der staatlich verhängten Aus¬ 
gangssperren 2015 und 2016 
an Kurdischen Zivilisten in 
Cizre im Südosten des Landes 
begangen haben. Von seinen 
Schilderungen zeigte sich das 
Gericht zwar Beeindruckt, 
doch hat es an der Entschei¬ 
dung gegen Ali H. Dogan letzt¬ 
lich nichts geändert. Der Senat 
konnte sich nicht einmal zur 
Aufhebung des Haftbefehls 
durchringen. Zu stark sind die 
politischen Vorgaben und 
Interessen. (...) 

Derzeit befinden sich 10 kurdi¬ 
sche Aktivisten wegen des Vor¬ 
wurfs der PKK-Mitgliedschaft 
in Untersuchungs- bzw. Straf¬ 
haft; aktuell wird in zwei Ver¬ 
fahren vor Staatsschutzsenaten 
der Oberlandesgerichte Ham¬ 
burg und Stuttgart verhandelt. 
Es ist höchste Zeit, diese Politik 
des Unrechts zu beenden. Das 
PKK-Betätigungsverbot muss 
aufgehoben, alle §129b-Ver- 
fahren eingestellt und die poli¬ 
tischen Gefangenen freigelas¬ 
sen werden ! 

jAZADI e. V, Rechtshilfefonds 
für Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland, Köln, 17.3. 
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Überall Newroz — überall Widerstand 


In allen vier Teilen Kurdistans 
wurde das Newroz-Fest began¬ 
gen. In Rojava an vielen Orten, 
so in Afrin und Derik. Tausen¬ 
de pilgerten auf den Hügel von 
Miftenur vor Kobane, hissten 
die Fahne der YPG und YPJ 
und Fahnen mit Bildern von 
Abdullah Öcalan. 

In Rojhilat (Ostkurdistan/West- 
iran) wurde Newroz in den 
Städten Tengi Sar, §ino, Maha- 
bad, Meriwan, Sine, Saqiz und 
Gelaweri genauso gefeiert wie 
in vielen Städten der Türkei 
und Bakur (Nordkurdistan/ 
Osttürkei). In Wan (Van) 
kamen Zehntausende bei strah¬ 
lendem Wetter zusammen. Sirrt 
Sürewa Önder, Abgeordneter 
der ff DR erklärte bei den Festi¬ 
vitäten in Wan: „Es gibt eine 
Grenze der Unterdrückung, 


Trotz des breit angelegten Krie- 

E es gegen die kurdische Frei- 
eitsbewegung in allen Teilen 
Kurdistans, sind auch dieses Jahr 
Millionen Menschen in den 
Städten und auf dem Land 
zusammengekommen, um 
gemeinsam Newroz zu feiern. 
Der Exekutivrat der Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften Kurdi¬ 
stans (KCK - Koma Civaken 
Kurdistan) veröffentlichte dazu 
eine Grußbotschaft, die auf der 
zentralen Feier im Qandil vom 
Exekutivratsmitglied Xebat 
Hewleri vorgelesen wurde. Er 
sagte: „Wir naben den Status 
quo durch unseren Kampf 

f ebrochen und die aktuellen 
.ntwicklungen geschaffen. Nun 
müssen wir unsere Einheit schaf¬ 
fen“. 

Die KCK betont in ihrer Gruß¬ 
botschaft, dass die imperialisti¬ 
schen Kräfte die kurdische Frage 
in einer ganzheitlichen Betrach¬ 
tung sehen und somit der kurdi¬ 
sche Freiheitskampf nur in einer 
ganzheitlichen Betrachtung 
geführt werden kann. 

„Unser verehrtes Volk, 
wir begehen Newroz 2017 zu 
einer Zeit historischer Entwik- 
klungen im Mittleren Osten 
und in Kurdistan. Wir grüßen 
euch alle mit Respekt unaLiebe, 
wir begehen Newroz dieses Jahr, 
während der Widerstand in allen 
Teilen Kurdistans zunimmt, die 
Leidenschaft der Freiheit strömt 
durch die Straßen, unsere Ein¬ 
heit und die Solidarität kennt 
keine Grenzen. Wir schließen 
unser Volk voller Liebe und 


aber der Widerstand kennt 
keine Grenzen.“ In Cizir 
(Cizre) waren es Tausende, die 
in traditioneller Kleidung auf 
den Festplatz zusammen ström¬ 
ten. In Amed (Diyarbakir) 
waren es etwa 1 Million Men¬ 
schen, die es trotz des Staatster¬ 
rors des letzten Jahres sich nicht 
hatten nehmen lassen, Newroz 
zu feiern und Farbe zu zeigen. 
Neben Fahnen der HDR den 
Farben Gelb, Rot, Grün war 
auch ein Bild von (Jiyager, 
einem jener, der den Wider¬ 
stand in Sür trug und dort sein 
Leben verloren nat, zu sehen. 
Unter der Parole „Jetzt ist die 
Zeit der Revolution“ kamen in 
Istanbul Tausende im Stadtteil 
Kartal zusammen. Es wurden 
Grußbotschaften der inhaftier¬ 
ten Co-Vorsitzenden der HDP 


Respekt in die Arme, ihr seid aus 
allen Teilen Kurdistans zu kom¬ 
men um mit uns, der Guerilla, 
gemeinsam Newroz im Qandil 
zu feiern. 

Unser verehrtes Volk! 

Wir befinden uns in einem der 
kritischsten Prozesse in der 
Geschichte unsere Widerstan¬ 
des. Dieser Prozess eröffnet uns 
roße Möglichkeiten für die 
reiheit unseres Volkes. Wenn 
wir diese Möglichkeiten durch¬ 
dacht wahrnehmen, wird unser 
Volk am Ende dieses Prozesses 
die Quelle der Demokratisie¬ 
rung des Mittleren Ostens sein. 
Der Feind greift unsere Bestre¬ 
bungen überall, auf allen Ebe¬ 
nen an, um dies zu verhindern. 
Angesichts dessen handeln alle 
Feinde als Einheit gegen uns. 
Geführt werden diese Angriffe 
vom türkischen Staat und der 
AKP-Erdogan Regierung. Der 
türkische Staat beschränkt sich 
dabei nicht allein auf Angriffe 
auf Bakur (Osttürkei) und unse¬ 
re Bewegung, sondern nimmt 
auch Rojava (Nordsyrien), Bajür 
(Nordirak) und Rojhilat (Nord¬ 
westiran) ins Visier. Der türki¬ 
sche Staat tut dies, da er weiß, 
dass er keinen Erfolg in Bakur 
haben wird, ohne den Kampf 
auch in anderen Teilen Kurdi¬ 
stans zu führen. Das Gleiche gilt 
für das syrische und iranische 
Regime. Auch diese Staaten füh¬ 
ren innerhalb ihrer Grenzen eine 
anti-kurdische Vernichtungspo¬ 
litik. Wir wissen über die große 
Gefahr für unser Volk. Doch 
noch weitaus gefährlicher ist, 


Figen Yüksekdag und Selahattin 
Demirtaj verlesen, während 
Fahnen mit dem kurdischen 
„NA“ für Nein-Stimmen beim 
anstehenden Referendum war¬ 
ben. 

Auch im Kandil kamen zehn¬ 
tausende bei Regen zusammen 
und feierten bis in die Abend¬ 
stunden. 

Und selbst im §engal wurde 
Newroz begangen. Hier kam 
die Bevölkerung zusammen 
und feierte gemeinsam mit 
HPG, YB§ und YJ§. Es gab 
einen Fackelmarsch und es wur¬ 
den Newrozfeuer in Xanesor 
und im §engal-Gebirge ent¬ 
facht ... 

Und auch in Maxmur beging die 
Bevölkerung erneut gemeinsam 
mit der Guerilla das Newrozfest. 

(ANF, 21.3., ISKU) 

zu Newroz 

dass einige kurdische Kräfte die 
kurdische Frage als ,Kurdistane 
xweman - Kurdistane xwetan“, 
als .Mein Kurdistan — Dein Kur¬ 
distan“ betrachten. Unsere Fein¬ 
de betrachten die kurdische 
Frage als ein Ganzes, es ist ein 
großes Problem mit höchstem 
Risikogehalt, dass einige kurdi¬ 
sche Kräfte dies nicht tun, son¬ 
dern sie in Fragmenten sehen. 

Unser verehrtes Volk! 

Die kurdische Frage wird nicht 
nur von den imperialistischen 
Kräften als ein Ganzes angese¬ 
hen. Alle internationalen Kräfte 
betrachten die kurdische Frage 
als ein Ganzes und dies birgt 
eine große Chance für uns. Zum 
ersten Mal in der Geschichte 
ermöglichen internationale und 
koloniale Kräfte solch eine Mög¬ 
lichkeit. Die kurdische Frage 
und unsere Entschlossenheit ist 
bis zum Grund dieser Konfron¬ 
tation vorgestoßen, da wir den 
Status quo durch unseren 
Kampf gebrochen und die 
aktuelle Eritwicklungen geschaf¬ 
fen haben. Nun müssen wir 
unsere Einheit schaffen. Der 
Feind tut alles, um dies zu ver¬ 
hindern. Sie versuchen durch 
Pakte und kleinen Zugeständ¬ 
nissen die Spaltung au frecht zu 
halten. Die Angriffe auf §engal 
und das ezidische Volk wurden 
von eben jenen ausgeführt, die 
für die Pakte und kleinen Zuge¬ 
ständnisse offen sind. Diese 
Angriffe sind ein grundlegender 
Bestandteil der Angriffe gegen 
unsere Bestrebungen in allen tei¬ 
len Kurdistans. Daher haben 
-► 


Grußbotschaft der KCK 


Meldungen: 

Amed: Junger Mann von tür¬ 
kischen „Sicherheitskräften“ 
erschossen 

Während sich am Dienstag in 
Amed etwa 1 Million Menschen 
sammelten und das Newroz-Fest 
begingen, wurde am Rande der 
Feierlichkeiten ein junger Mann 
von Polizisten ermordet. Noch 
am Abend lancierten türkische 
Medien eine Erklärung des ört¬ 
lichen Gouverneurs, demzufolge 
es sich „um einen mutmaßlichen 
Selbstmordattentäter“ gehandelt 
habe, „der gerufen habe „in mei¬ 
ner Tasche ist eine Bombe, ich 
sprenge euch alle in die Luft“. 
Anschließend hätte er sich mit 
einer Tasche und einem Messer 
in der Hand der Durchsuchung 
entzogen, und habe versucht, in 
die Menge zu laufen. Bevor er 
diese habe erreichen können 
wäre er mit Schüssen durch die 
Polizei gestoppt worden. 

Nun sind Bilder aufgetaucht, sie 
wurden von dihaber aufgenom¬ 
men, die einen ganz anderen 
Hergang der Ereignisse belegen. 
Demnach wurde der junge 
Mann durchsucht. Auf den Bil¬ 
dern ist er zur Hälfte entkleidet 
und ohne jegliches Gepäck zu 
sehen, in seinen Händen ist eine 
kleine Pet-Flasche Wasser zu 
sehen. In der anderen hält er 
zwar ein Messer, allerdings ohne 
damit irgend eine drohende 
Handlung zu vollziehen. As es 
zur Diskussion kommt und er 
sich durch Flucht zu entziehen 
versucht, wird er von einem Poli¬ 
zisten, der etwa 3 bis 4 Meter 
von ihm entfernt steht, hinter¬ 
rücks niedergeschossen. Der 
junge Mann wird verletzt, hält 
sich die Verletzung mit der 
Hand, läuft aber weiter. Nach 
weiteren 10—15 Metern bricht er 
zusammen. Im Krankenhaus 
verstirbt er. Bei dem jungen 
Mann handelt es sich um Kemal 
Kurkut, einen Kunststudenten, 
dessen Familie ursprünglich aus 
Adryaman stammt. Er war extra 
aus Malatya für das Newrozfest 
angereist. (ANF, 22.3., ISKU) 

Von Düsseldorf nach Brüssel: 
Mit einem langen Marsch pro¬ 
testieren Eziden gegen die 
Angriffe auf Sengal 

Zwischen dem 20. und 27. März 
zeigen Ezidinnen und Eziden in 
einem 7-tägigen Marsch ihren 
Protest. Mit ihrem Marsch pro¬ 
testieren sie gegen die Angriffe 
von AKP una KDP aur den 
§engal. Aufgerufen hat zu dem 
Protestmarsch der Exilrat von 
§engal. 

Nach dem Völkermord an den 
Eziden im August 2014 durch 
den sogenannten Islamischen 





„Die Türkei muss Syrien früher 
oder später verlassen“ 


Am vergangenen Samstag haben 
in Frankfurt/M. mindestens 
30.000 Menschen das kurdische 
Neujahrsfest Newroz gefeiert. 
Salih Muslim, Co-Vorsitzender 
der Partei Demokratischer Union 
(PYD), nahm ebenfalls an den 
Feierlichkeiten teil und sprach 
mit FFüseyin Dogru von Kom 
News. 

Was ist der aktuelle Stand in Min- 
bic (Manbidsch)? Können Sie uns 
mehr Informationen geben? 

Unsere letzten Informationen 
sind, dass die Situation derzeit 
ruhig ist. Derzeit sind uns keine 
besonderen Vorfälle bekannt. Die 
lokalen Strukturen entwickeln 
sich weiter. Zuletzt wurde ein 
Stadtrat gewählt. Der Fokus liegt 
derzeit auf dem Ausbau dieser 
Strukturen. Allerdings ist Minbic 
weiterhin durch die Türkei und 
der Banden, mit denen sie koope¬ 
riert, einer Gefahr ausgesetzt, öie 
befinden sich rund 25-30 Kilo¬ 
meter von Manbidsch entfernt, 
was bedeutet, dass sie jederzeit 
eine Offensive starten könnten. 
Hier müssen wir aufpassen. 

Die Demokratischen Kräfte 
Syriens (SDF) haben die Offensi¬ 
ve auf Rakka gestartet. Die tür¬ 
kisch gestützten Banden könnten 
dies ausnutzen und Minbic attak- 
kieren. Die russischen und ameri¬ 
kanischen Kräfte vor Ort sind 
sich auch dessen bewusst und ihre 
Präsenz hält die Türkei davon ab. 

Die kurdischen bzw. kurdisch 
dominierten Kräfte wie die SDF 
oder der Militärrat von Minbic 
(MMC) koorperieren mit Russland, 
den USA und der syrischen Armee. 
Welche Bedeutung hat das und was 
sind Ihre Erwartungen diesbezüg¬ 
lich? 

Die SDF oder MMC verteidigen 
das syrische Volk. Das ist der 
Grund, warum wir die SDF als 
„Selbstverteidigungseinheiten“ 
bezeichnen. Aktuell ist jeder auf 
den Kampf gegen den IS fokus¬ 
siert, insbesondere im Süden von 
Manbidsch. Deshalb ist auch die 
syrische Armee vor Ort, insbeson¬ 
dere im Süden Manbidsch. Flier 
kommt es zu keinen Konfronta¬ 
tionen zwischen dem MMC und 
der syrischen Armee. Die gesamte 
Lage kann sich aber aufgrund der 
Präsenz türkischer und türkisch 
gestützter Gruppen ändern. 

Die türkische Präsenz in Syrien ist 
eine Besatzung unseres Landes 
und die Türkei hat enge Verbin¬ 
dungen zu terroristischen Organi¬ 


sationen wie die Nusra-Front, 
dem IS oder Ahrar Al-Sham. 
Diese Gruppen und die Türkei 
verbinden die gleiche Mentalität. 
Liier liegt aucn das eigentliche 
Problem: überall, wo die Türkei 
eine Gefahr darstellt, arbeitet sie 
eng mit diesen Gruppen zusam¬ 
men. Deswegen arbeitet der 
MMC mit Russland und den 
USA zusammen. Solange die Tür¬ 
kei und ihre Banden uns nicht 
attackieren, werden wir dies auch 
nicht tun. Wir möchten eine 
militärische Eskalation vermei¬ 
den, wissen aber nicht, was als 
nächstes passiert. 

Die USA haben ihre Präsenz in der 
Region, insbesondere in Rojava, 
verstärkt. Was bedeutet dies für die 
Zukunft Rojavas? 

Wie bereits erwähnt, sind die tür¬ 
kischen Kräfte Besatzer in Syrien. 
Sie haben keinen legitimen 
Grund in Syrien zu sein. Es ist 
allein die Angelegenheit der Völ¬ 
ker aus Syrien, eine Lösung der 
Probleme zu finden. Die Türkei 
hat Turkmenen in die von ihr 
kontrollierten Regionen umgesie¬ 
delt und spielt so mit der Demo¬ 
grafie der Region. Wir haben 
ebenfalls Informationen darüber, 
dass die Türkei ihre Verbündeten 
aus Homs und anderen Städten 
in die Region ruft. Was ist das 
Ziel? Warum wollen sie Man¬ 
bidsch belagern? Wenn die Türkei 
uns angreift, wird alleine der IS 
davon profitieren. 

Stimmt es, dass kurdische Einheiten 
in Sheikh Maqsoud von russischem 
Militär unterstützt bzw. ausgebil¬ 
det werden? 

Die Situation in Sheikh Maqsoud 
ist eine ganz andere. Die SDF ist 
dort seit ca. fünf Jahren, um die 
Menschen aus dem Viertel zu 
beschützen. Anders als in Man¬ 
bidsch fanden dort mehrmals 
militärische Konfrontationen mit 
der syrischen Armee statt. Die 
russischen Kräfte vor Ort versu¬ 
chen eine Eskalation zu vermei¬ 
den. Ich denke, dies wird noch 
eine Weile so bleiben, bis die Situ¬ 
ation sich etwas entspannt. 

Wie ist Ihre Einschätzung bzgl. den 
Astana-Gesprächen? 

Das Ziel dieser Gespräche war das 
Aushandeln einer Waffenruhe. 
Doch das wurde nicht wirklich 
erreicht. Warum? Weil man nicht 
eindeutig moderate und terrori¬ 
stische Gruppierungen unter¬ 
scheiden konnte. Daher sind 


diese Art von Gesprächen proble¬ 
matisch und nicht zielfiihrend. 
Wir hätten uns gewünscht, dass 
die SDF ebenfills an diesen 
Gesprächen teilnimmt. Jedoch 
hat die Türkei alles in ihrer Macht 
stehende getan, um dies zu ver¬ 
hindern, mit der Begründung, sie 
verhandele nicht mit „Terrori¬ 
sten“. Wie will man eine Lösung 
für den Konflikt finden, wenn 
wir, einer der FFauptakteure, 
nicht Teil dieser Lösung sind? 

Die „Rojava Peshmerga “ haben die 
Selbstverteidigu ngsei nh eiten der 
Eziden in Shengal (Sinjar) ange¬ 
griffen. Hierbei wurden deutsche 
wajfen, die für den Kampf gegen 
den IS geliefert wurden, genutzt. 
Können Sie uns Ihre Einschätzung 
diesbezüglich mitteilen? 

Vorweg: so etwas wie die „Rojava 
Peshmerga“ existiert nicht. Die 
Wahrheit hinter diesem Begriff 
ist, dass diese Gruppen sich aus 
Spezialeinheiten, die Massud 
Barzanis Partei KDP (Demokrati¬ 
sche Partei Kurdistans) unterstellt 
sind, und einigen arabische Ban¬ 
den, die zeitweise auch mit dem 
IS koorperierten, zusammenset¬ 
zen. All diese Söldner wurden 
zusammengetragen und ihnen 
wurde der Name „Rojava Pesh¬ 
merga“ gegeben. 

Unsere Meinung darüber ist, dass 
sie das vollenden wollen, wozu 
der IS nicht imstande war: sie 
wollen die Eziden bekämpfen 
und sie aus Shengal vertreiben. 
Dies kann unter keinen Umstän¬ 
den akzeptiert werden. Shengal 
gehört den Eziden, sie leben dort 
seit mehreren hundert Jahren und 
dieses Gebiet ist ihre FFeimat. Zur 
Selbstverteidigung haben sie ihre 
eigenen Einheiten gebildet. 

Diese sollten gleichzeitig die ein¬ 
zigen Kräfte in der Region sein. 
Niemand anderer sollte dort sein. 
Die KDP muss aufhören, die Ezi¬ 
den zu bekämpfen. Die Eziden 
haben das Recht auf Selbstvertei¬ 
digung und Selbstverwaltung. 
Das kurdische Volk wird auf der 
Seite der Eziden sein. 

Wir haben ebenfalls in Erfahrung 
gebracht, dass deutsche Waffen 
gegen Eziden eingesetzt wurden. 
Hierzu gibt es auch Beweise. Wir 
haben erfahren, dass eine deut¬ 
sche Delegation in die Region 
gereist ist, um sich über die Lage 
zu erkundigen. (...) 

(leicht gekürzt, das vollständige 
Interview ist auf www.civaka- 
azad.org zu finden) 

(KN, 20.3., CA) 


Grußbotschaft der KCK zu Newroz 


Menschen und politische Kräfte 
aus ganz Kurdistan auf die Angrif¬ 
fe reagiert und sie verurteilt. 
Unser Volk hat die nationalen 
Kräfte erneut zur Einheit aufgeru¬ 
fen und die Kollaborateure davor 
gewarnt, sich mit ihren Handlun¬ 
gen zum Teil des Feindes zu 


machen. Unser Volk und seine 
politischen Kräfte aus allen vier 
Teilen Kurdistans haben erneut 
bewiesen, dass sie ihre Schicksale 
verbinden können und mit die¬ 
sem gemeinsamen Schicksal wer¬ 
den wir Richtung Freiheit mar¬ 
schieren. Wir als Bewegung erklä¬ 


ren immer an der Seite unseres 
Volkes und seiner Belange zu ste¬ 
hen, wir sind Teil unseres Volkes, 
wir führen einen gemeinsamen 
Kampf und wir versprechen den 
Kampf, der durch Newroz 2017 
angefacht wird, bis zum Sieg zu 
führen“. (ANF, 21.3., ISKU) 


Staat IS sind die Eziden aktuell 
erneut Angriffen ausgesetzt. Am 
3. März dieses Jahres kamen der 
Demokratischen Partei Kurdi¬ 
stans KDP nahestehende 
bewaffneten Banden und Unter¬ 
stützung bei der AKP finden 
nach Xanesor, der drittgrößten 
Stadt des §engal. Die bewaffne¬ 
ten Gruppen griffen die Region 
§engal an. Mehrere Menschen 
wurden bei dem Angriff ermor¬ 
det. Anschließend setzten die 
Angreifer sich bei Xanesor fest. 
Dabei sollen auch Waffen und 
weiteres Material, die Deutsch¬ 
land der KDP für den Kampf 
gegen den IS geliefert hat, gegen 
die Eziden zum Einsatz gekom¬ 
men sein. So fordern dieTziden 
mit ihrem Marsch nach Brüssel 
eine Untersuchung der Vorwür¬ 
fe, eine Kontrolle über den 
zweckgebundenen Einsatz der 
Waffen, die der KDP für den 
Kampf gegen den IS geliefert 
wurden und dass diese nicht 
gegen die Eziden eingesetzt wer¬ 
den. Darüber hinaus fordern 
sie, dass auf die KDP eingewirkt 
wird, dass diese einen Abzug der 
bewaffneten Banden bewirken. 
Ebenso wird die Entsendung 
einer unabhängigen internatio¬ 
nalen Delegation zur Lösung des 
Konflikts, sowie internationalen 
Schutz ihrer Religion und Kul¬ 
tur gefordert. 

ln ihrer Erklärung weisen sie auf 
die Gefahr für alle Eziden, Asuri, 
Suryani, Kakai, Türkmenen, §ia, 
§ebek und Araber der gesamten 
Provinz Ninova hin und fordern 
die Anerkennung der Autono¬ 
mie für die ganze Provinz und 
einen Status für den §engal, so 
wie die Anerkennung von YB§ 
und YJ§ als Selbstverteidigungs¬ 
kräfte der Eziden des $engal, 
weil ein weiterer Völkermora an 
den Eziden nicht wirklich aus zu 
schließen sei. 

Der Marsch begann am 20. 
März 2017 um 10 Uhr in Düs¬ 
seldorf. Am 27. März wird der 
Marsch in Brüssel enden. Mit 
Abschluss des Marsches wird es 
eine Kundgebung in Brüssel 
geben. (ANE 19.3., ISKU) 
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AKP-Terror erreicht Europa: 

Messerattacke in Brüssel 
auf „Nein-Wähler“ 


Am frühen Abend des 30. März 
wurden in Brüssel bei einem 
Messerangriff vier Personen ver¬ 
letzt, die sich zur Stimmabgabe 
für das türkische Verfassungsre¬ 
ferendum auf dem Weg in das 
Konsulat befanden. Bei den 
Opfern des Angriffs handelt es 
sich um Kurdinnen mit türki¬ 
scher Staatsangehörigkeit. Eine 
Person wurde bei dem Vorfall 
durch einen Stich in den Hals 
schwer verletzt. Der Angreifer, 
bei dem es sich offensichtlich 
um einen AKP-Anhänger han¬ 
delt, flüchtete nach der Attacke 
ins türkische Konsulat. Nach 
dem Vorfall demonstrierten 
zahlreiche Menschen vor dem 
türkischen Konsulat gegen den 
gewalttätigen AngriffT Als sich 
die Menge anschließend auflö- 
sen wollte, kam es zu einem 
zweiten Angriff von AKP- 
Anhängern auf die Demonstran¬ 
ten. 

Messerattacke Ergebnis 
systematischer AKP-Hetze 

Der Vorfall in der belgischen 
Hauptstadt ist kein zufälliges 
Ereignis. Seit Wochen betreibt 
die türkische Regierung eine 
systematische Hetze gegen alle 
Kritiker des von der AKP 
gewünschten Präsidialsystems. 
In der Türkei ist bereits seit län¬ 
gerer Zeit zu beobachten, wie 
die Regierungspartei über ihre 


Medienorgane die eigenen 
Anhänger geradezu dazu auf¬ 
hetzt, gegen Oppositionelle vor¬ 
zugehen. So sind organisierte 
Übergriffe von AKP-Anhän- 
gern, unterstützt durch türki¬ 
sche Sicherheitskräfte auf Men¬ 
schen keine Seltenheit, die in 
der Türkei öffentlich für eine 
„Nein“ beim Referendum wer¬ 
ben. Dass diese Angriffe nun 
auch auf Europa überschwap¬ 
pen, zeugt davon, dass die AKP 
über Grenzen hinweg zu einer 
regelrechten Jagd auf ihre Kriti¬ 
ker ausgerufen nat. 

Parallel dazu sind gezielte 
Angriffe der türkischen Regie¬ 
rung auf kurdische Aktivisten in 
Europa keine Neuheit. Und so 
ist auch der Angriff in Brüssel 
im Kontext mit den bereits 
bekannten Mordplänen des tür¬ 
kischen Geheimdienstes MIT 
gegen kurdische Vertreter in 
Europa zu betrachten. Zu der 
medialen Einschüchterungspoli¬ 
tik der AKP gegen potentiellen 
Nein-Wähler kommen nun auch 
tätliche Angriffe hinzu. So sollen 
die Gegner des Präsidialsystems 
von den Urnen durch Ein¬ 
schüchterung ferngehalten wer¬ 
den. 

Europäische Politik steht in 
der Verantwortung 

Es ist nicht auszuschließen, dass 
Angriffe wie in Brüssel auch 


bewusst nach Deutschland 
getragen werden. Es ist offen¬ 
sichtlich, dass die AKP, trotz 
aller von ihr eingesetzten illega¬ 
len Methoden, sich zunehmend 
vor einer Ablehnung der Verfas¬ 
sungsänderung beim Referen¬ 
dum fürchtet. Und je größer 
diese Furcht wird, desto aggres¬ 
siver agiert sie. Der türkische 
Staat setzt derzeit bewusst auf 
eine aggressive Politik gegen 
Oppositionelle jeglicher Cou¬ 
leur und das weit über die türki¬ 
schen Grenzen hinaus. 

An diesem Punkt ist die europä¬ 
ische Politik gefragt. Sie muss 
dieser Aggression, die von Seiten 
der AKP-Regierung bewusst 
unter ihrer Anhängerschaft 
geschürt wird, entgegenwirken. 
Wir rufen daher die Bundesre- 

f ierung dazu auf, sich mit einer 
laren Haltung gegen diese 
Aggression der AKPfRegierung 
zu stellen und Maßnahmen für 
die Sicherheit der AKP Opposi¬ 
tion in Deutschland zu einzulei¬ 
ten. 

Wir rufen die Nein-Sager des 
Referendums dazu auf, sich 
nicht einschüchtern zu lassen 
und erst recht wählen zu gehen, 
damit diese anti-demokratische 
Praxis der AKP nicht zur Nor¬ 
malität wird. 

NAV-DEM — Demokratisches 
Gesellschaftszentrum der Kurdin¬ 
nen in Deutschland, 31.3. 


HDP Co-Vorsitzender Demirta§ 
tritt in den Hungerstreik 


Der inhaftierte Co-Vorsitzende 
der Demokratischen Partei der 
Völker (HDP) Selahattin 
Demirta§ tritt ab morgen in den 
Hungerstreik. Das verkündete 
Demtrtay der seit dem 3. 
November des vergangenen Jah¬ 
res in Haft sitzt, in einem Brief 
an die Parteizentrale der HDP. 
Demnach wird der HDP Co- 
Vorsitzende gemeinsam mit 
einer Gruppe politischer Gefan- 

f ener aus dem Gefängnis in 
.dirne in den Hungerstreik tre¬ 
ten. Unter ihnen ist auch Abdul¬ 
lah Zeydan, Abgeordneter der 
HDP aus Hakkari. 

In der Message von Demirtaj an 
die HDP-Z^ntrale heißt es 
unter anderem: „Weil die Lei¬ 
tung des Gefängnisses von Edir- 


ne sich einem Dialog komplett 
verschließt, die unrechtmäßige 
und menschenunwürdige Be¬ 
handlung der Gefangenen wei¬ 
ter anhalt und gegenüber den 
seit Tagen anhaltenden Hunger¬ 
streiks aus den anderen Gefäng¬ 
nissen keinerlei positive Schritte 
signalisiert werden, treten wir ab 
Freitag in den Hungerstreik.“ 
Weitere Hungerstreikaktionen 
in zahlreichen Gefängnissen der 
Türkei 

Unterdessen dauern in einer 
Vielzahl von Gefängnissen in 
der Türkei die Hungerstreiks der 
inhaftierten PKK- und PAJK- 
Mitglieder (PAJK=Partei der 
freien Frau in Kurdistan) weiter 
an. So befinden sich die 
Gefangenen des §akran-Gefäng¬ 


nisses bei Adana mittlerweile seit 
44 Tagen im Hungerstreik. Laut 
Angaben der Angehörigen 
haben einige Hungerstreikende 
mittlerweile die gesundheitlich 
kritische Schwelle erreicht. Wei¬ 
tere Hungerstreiks finden in den 
Gefängnissen von Sincan (Tag 
35), Edirne (Tag 34), Van (Tag 
22), Menemen (Tag 24), Hilvan 
und Ermenek (beide Tag 14), 
sowie im Gefängnis von Bolu 
(Tag 4) statt. Die Hungerstrei¬ 
kenden fordern mit ihrer Aktion 
ein Ende den menschenunwür¬ 
digen Bedingungen in den 
Gefängnissen, sowie die Aufhe¬ 
bung der Isolationshaftbedin¬ 
gungen gegenüber dem PKK- 
Vorsitzenden Abdullah Öcalan. 

(CA, 30.3., ISKU) 


Meldungen: 

Urteilssprüche im 
sogenannten KCK-Verfahren 

Im sogenannten KCK-Haupt- 
verfahren in Amed (Diyarbakir) 
wurden die Urteile gefällt. Das 
Hauptverfahren begann vor 8 
Jahren. Angeklagt waren insge¬ 
samt 154 Menschen. Zumeist 
handelte es sich um Mitglieder 
und Führungsmitglieder von 
HDP, DBP und DTR viele unter 
ihnen vormals Bürgermeisterin¬ 
nen, Abgeordnete u.ä. Darunter 
auch bekannte Personen wie 
Kamuran Yüksek (Co-Vorsitzen¬ 
der der DBP), Hatip Diele und 
Leyla Güven (Co-Vorsitzende 
der DTP) oder auch Ahmet Türk 
(ehemaliger Co-Bürgermeister 
von Mercun). 107 der Angeklag¬ 
ten wurden nun zu Haftstrafen 
verurteilt, 43 freigesprochen, 4 
verloren während der langen Ver¬ 
fahrensdauer ihr Leben. 18 der 
verurteilten Angeklagten wurden 
mit 21 Jahren Haft belegt, dar¬ 
unter auch Kamuran Yüksek. 
Weitere 15 erhielten 18 Jahre 
Haft. Hatip Diele, Burhan Kara- 
ko^: und weitere 18 Angeklagte 
bekamen 9 Jahre Haft auferlegt. 
6 Jahre und 3 Monate Haft 
erhielten Leyla Güven und weite¬ 
re 33 Angeklagte. Auch Alimet 
Türk wurde zu einer Haftstrafe 
verurteilt. Er wurde zu 1 Jahr 
und 3 Monaten Haft verurteilt. 

(ANF, 28.3., ISKU) 

Internationalistlnnnen in 
Sengal: Wir sind aus freien 
Stücken hier 

Der schwedische Internationalist 
Tony Berxwedan, der sich zur 
Zeit in §engal befindet, widerlegt 
die Medienberichte der KDP 
nahen südkurdischen Presse, 
wonach er durch die YBS festge¬ 
nommen worden sei. „Ich war 
niemals gegen meinen Willen an 
einem bestimmten Ort.“, so 
Tony. Er erklärte hingegen, dass 
er die Region auf Grund der 
angespannten Lage nicht verlas¬ 
sen kann, ilim jedoch Hilfe zur 
Ausreise angeboten wurde. 

Tony wurde in ein Haus hinter 
der Front gebracht, da er nicht 
gegen kurdische Einheiten 
kämpfen wolle und hatte dort 
aufgrund der Sprachbarriere 
einen Konflikt mit den Bewoh¬ 
nerinnen. Nach seiner Aussage 
löste sich der Konflikt auf, nach¬ 
dem ein Übersetzer vor Ort war 
und alles geklärt werden konnte. 
Bahoz §engali, Kommandant der 
internationalistischen Kämp¬ 
ferinnen in Sengal, erklärte, dass 
die KDP die internationalisti¬ 
schen Kämpferinnen daran hin¬ 
dert in die Region zu reisen und 
sich gegen den IS zu engagieren 
oder ihnen die Ausreise versperrt. 




„Die Freundin Nüjiyan hat ihr 
Leben der Liebe zur Wahrheit und 
der Freiheit gewidmet.“ 


Anlässlich des Todes der Journali¬ 
stin der Freien Presse Nujiyan 
Erhan hat die Koordination der 
Frauenbewegung Kongreya Star 
der Familien und dem widerstän¬ 
dischen Volk ihr Beileid bekun¬ 
det und erklärt, dass die Freundin 
Nujiyan eine Frau gewesen ist, 
die sich auf der Suche nach der 
Wahrheit ihr Leben der Liebe zur 
Wahrheit und der Freiheit gewid¬ 
met hat. 

Die Koordination der Frauenbe¬ 
wegung Kongreya Star hat anläss¬ 
lich des Todes der Mitarbeiterin 
Tuba Akiylmaz (Nujiyan Erhan) 
folgende Erklärung veröffent¬ 
licht: 

„Faschistischen Nationalstaaten 
ermorden Frauen, um diese zum 
Aufgeben zu bringen, aber die 
widerständischen Volker und ihre 
avantgardistischen Frauen wer¬ 
den sich niemals beugen sondern 
stattdessen immer die nötige 
Freiheit ausweiten. Die Genossin 
Nujiyan war eine von ihnen, die 
sich auf die Suche nach der 


Wahrheit begeben hat und ihr 
Leben der Liebe zu dieser und 
der Freiheit gewidmet hat. 

Als Mitarbeiterin der Freien Pres¬ 
se hat die Genossin Nujiyan 
Erhan seit 2005 bis zu ihrem Tod 
in unzähligen Einsätzen als Jour¬ 
nalistin gearbeitet. Sie hat bis 
zum endgültigen Atemzug sich 
dem freien Leben hingegeben 
und über die Wirklichkeit des 
Kampfes und des Widerstandes 
der Menschen und der Feinde 
der Menschheit der Öffentlich¬ 
keit berichtete. 

Ihr Leben verlor sie, als sie über 
die Schwierigkeiten und schmerz¬ 
vollen Erlebnissen der ezidischen 
Bevölkerung der Weltöffentlich¬ 
keit berichtete. 

Am 3. März berichtete Nujiyan 
Erhan für die Frauennachrichte¬ 
nagentur JINHA von den 
Angriffen der KDP und AKP auf 
die Stadt Khanesor in Shengal 
(Nordirak), um die wahren Vor¬ 
kommnisse zu beobachten und 
berichten. Als sie ein Flecken¬ 


schütze der faschistischen Mili¬ 
zen und den Besatzern 
KDP/AKP auf sie zielte und sie 
eine Kugel ihren Kopf traf und 
sie schwer verletzte. Leider ist sie 
nach 19 Tagen harten Kampfes 
diesen Verletzungen unterlegen 
und zu einer Gefallenen der Frei¬ 
heit und Wahrheit geworden. 

Wir verurteilen einmal mehr die 
Angriffe der faschistischen Mili¬ 
zen und Besatzern KDP/AKP auf 
das Schärfste. Wir geben unser 
Wort, dass wir den Kampf für die 
Werte für die Gefallenen ihr 
Leben gelassen haben, fortsetzen 
werden und diese auf s Neue ver¬ 
teidigen werden. 

Gleichzeitig möchten wir der 
Familie der Journalistin der 
Freien Presse der Genossin 
Nujiyan und der widerständigen 
Bevölkerung unser Beileid aus- 
drücken. 

Es möge der Verrat (am kurdi¬ 
schen Volk und der Menschlich¬ 
keit) der KDP sterben!“ 

(ANHA, 23.3., CENI) 


Operation Zorn des Euphrats: 

272 getötete IS-Kämpfer, 640 km 2 
befreites Gebiet 


Die befehlshabende Komman¬ 
dantur für die Operation „Zorn 
des Euphrats“ hat eine Zwischen¬ 
bilanz für die dritte Phase der 
anhaltenden Operation veröffent¬ 
licht. Die Pressekonferenz durch 
die offizielle Sprecherin der Ope¬ 
ration, Cthan §ex Ehmed in der 
Stadt al-Manaxir, wurde begleitet 
von Mitgliedern des Volksrats von 
Raqqa, sowie Kommandantlnnen 
der Operation. 

Im folgenden die Presseerklärung 
des befehlshabenden Komman¬ 
dantur: 

„In der dritten Phase der militäri¬ 
schen Kampagne zur Befreiung 
der Stadt Raqqa, so wie der 
umliegenden Dörfer vom Terror 
des IS, haben unsere Einheiten 
aus zwei Richtungen vorgearbei¬ 
tet. Der Vorstoß im Osten Raq- 
qas auf das Dorf Bir al-Hiba 
umfasst ein befreites Gebiet von 
540 km 2 . In diesem Gebiet befin¬ 
det sich auch das Dorf al-Karama, 
eine für den IS strategisch wichti¬ 
ge Ortschaft in der Region. 
Unsere Einheiten rückten eben¬ 
falls bei Abu Xeseb vor und 
befreiten dabei ein Gebiet von 
rund 100 km 2 , indem sich unzäh¬ 
lige Dörfer und Ortschaften 
befinden. Sämtliche Zivilistin¬ 
nen, die sich in den Gebieten auf¬ 
hielten konnten in Sicherheit 
gebracht werden. Unsere Spezia¬ 
leinheiten säuberten die befreiten 
Dörfern von Mienen und ermög¬ 
lichten den Zivilistinnen die 
Rückkehr in ihre Häuser. 


Wir grüßen den Widerstand 
unsere Kommandantlnnen und 
Kämpferinnen, die ein histori¬ 
sches Kapitel mit ihrem Kampf 
schreiben. Wir danken den Men¬ 
schen und Bewohnerinnen, die 
unsere Kämpferinnen mit offe¬ 
nen Armen empfangen und sie 
bei ihrer Offensive gegen den IS 
unterstützen. 

Unsere Einheiten, YPG, YPJ, 
Deir ez-Zor, dem Militärrat und 
den Nuxbe Einheiten unter dem 
Banner der SDF, unterstützt von 
den Luftschlägen der Internatio¬ 
nalen Koalition, in Zusammenar¬ 
beit mit Spezialeinheiten und 
Beraterinnen, haben ein enormes 
Gebiet im Osten Raqqas befreit. 
Wir wiederholen, dass die Ver¬ 
waltung der befreiten Gebiete an 
den Volksrat von Raqqa überge¬ 
ben wird. Einheiten der SDF wer¬ 
den die Region schützen und die 
Menschen vor den Terroristen des 
IS verteidigen. Unsere frohe Bot¬ 
schaft ist: Die Befreiung Raqqas 
steht kurz bevor!“ 

Die Zwischenbilanz in Zahlen: 

1 militärisches Fahrzeug mit 
DshK-Geschütz zerstört 
5 militärische Fahrzeuge zerstört 
12 Fahrzeuge mit Autobomben 
zerstört 

4 Motorräder zerstört 
3 Katyusha-Raketenwerfer zer¬ 
stört 

1 wärmesuchende Rakete zerstört 
1 Munitionslager des IS ausge¬ 
bombt 


272 IS-Kämpfer getötet, bei 67 
IS-Kämpfern konnten größere 
Mengen Munition und Waffen 
sichergestellt werden 
14 Kämpferinnen der SDF sind 
während der dritten Phase im 
Kampf gegen den IS gefallen 

Weitere Erfolge im 
Kampf um Rakka 

Zum ersten Mal haben im 
Kampf gegen den IS die Demo¬ 
kratischen Kräfte Syriens SDF 
ihre Kräfte per Hubschrauber 
verlegen lassen. Mit Unterstüt¬ 
zung der Internationalen Allianz 
wurden am 21. März sie, sowie 
Elitesoldaten der Allianz, in 
einem fünf stündigen Einsatz 
westlich des Euphrat im Gebiet 
der Stadt Tabqa und dem gleich¬ 
namigen Staudamm per Hub¬ 
schrauber abgesetzt. Der Einsatz 
ist Teil der Operation zur 
Umzingelung und Befreiung von 
Rakka. Ziel ist es, die westlich 
des Euphrat gelegenen Dörfer, 
die Stadt Tabqa sowie den dazu 
ehörigen Staudamm vom IS zu 
efreien und somit den IS von 
der Stromversorgung abzu¬ 
schneiden, heißt es in einer 
Erklärung der Demokratischen 
Kräfte Syriens. 

Die Allianz hat dabei ein beson¬ 
deres Interesse. Sie geht davon 
aus, dass Tabqa ein Zentrum ist 
in dem ausländische Kämpfer für 
Aktivitäten in westlichen Län¬ 
dern ausgebildet werden. 

*(ANF, 24.126. 3., ISKU) 


Sengali unterstrich, dass alle 
Kämpferinnen in Region aus 
freien Stücken hier seien. 

(ANF, 28.3., ISKU) 

Frauen der Stadt Minbic 
diskutierten über die Satzung 
des Frauenrates Syrien 

Das Komitee zur Vorbereitung 
des Syrischen Frauenrates traf 
sich mit den Frauen der Stadt 
Minbic, um den Entwurf einer 
Satzung für den Frauenrat zu 
besprechen. Das Komitee traf 
sich unter dem Motto „Die orga¬ 
nisierte Frau ist das Fundament 
eines demokratischen, dezentra¬ 
lisierten und vielgestaltigen 
Syriens“ mit den Frauen der 
Stadt Minbic. Die Versammlung 
wurde unter Mitwirkung dut- 
zender Frauen der Stadt Minbic 
und seiner Vororte sowie ziviler 
Frauenvereine und des Frauen¬ 
hauses im Frauenhaus der Stadt 
abgehalten. 

Die Versammlung wurde 
zunächst mit einer Schweigemi¬ 
nute begonnen. Danach sprach 
Gulistan Ibrahim, Mitglied des 
Komitees zur Vorbereitung des 
Syrischen Frauenrates, die zum 
Aufbau des Frauenrates (in Min¬ 
bic) gratulierte und Folgendes 
sagte: „Die Frauen der Stadt 
Minbic haben viel Gewalt und 
Grausamkeit durch die Hand 
der Marodeure des ,IS‘ erlebt. 
Die Frauen nahmen im Ange¬ 
sicht dessen den Kampf auf und 
fingen an sich selbst zu organisie¬ 
ren.“ 

Danach wurde der Satzungsent¬ 
wurf für den Syrischen Frauenrat 
durch Suad Fiisen, Mitglied des 
Vorbereitungskomitees, verlesen. 
Im Laufe der Versammlung 
wurde die Satzung des Syrischen 
Frauenrates una dessen Ziele 
erläutert. 

Am Ende der Versammlung 
drückten die Frauen, die an der 
Versammlung teilgenommen 
hatten, ihre Wertschätzung 
bezüglich des Entwurfs der Sat¬ 
zung des Syrischen Frauenrates 
aus und machten noch eigene 
Vorschläge. 

(ANHA, 27.3., ISKU) 
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Das eigene Leben zum Mittel des Widerstandes machen: 

Unbefristeter Hungerstreik in 
türkischen Gefängnissen 


Handeln wir: Jede verzögerte 
Reaktion kann politischen 
Gefangenen das Leben kosten! 

Seit dem 15. Februar 2017 sind 
in verschiedenen türkischen 
Gefängnissen politische Gefange¬ 
ne in einen unbefristeten Hun¬ 
gerstreik getreten. Die Gefange¬ 
nen protestieren mit ihrer Aktion 
gegen unmenschliche Haftbedin¬ 
gungen, willkürliche Massenfest¬ 
nahmen, militärische und politi¬ 
sche Repression gegen die Zivil¬ 
bevölkerung und die Isolation des 
Repräsentanten des kurdischen 
Volkes Abdullah Öcalan. 

Die Kapazitäten der türkischen 
Gefängnisse sind überstrapaziert. 
Nach dem gescheiterten Militär¬ 
putsch wurden 45.000 Menschen 
mit dem Vorwurf, sich am Mili¬ 
tärputsch beteiligt zu haben und 
der Fetullah-Gülen-Organisation 
anzugehören, festgenommen. 
Über 5.000 Oppositionelle wur¬ 
den verhaftet. Die Festnahmen 
und Verhaftungen insbesondere 
kurdischer Oppositioneller im 
Vorfeld des für den 16. April 
geplanten Verfassungsreferen¬ 
dums halten ununterbrochen an. 
Die Erklärung des Ausnahmezu¬ 
standes sowie die daraufhin erlas¬ 
senen Gesetzesdekrete führen zu 
Einschränkungen der vorhande¬ 
nen gesetzlichen Rechte und 
schwerwiegenden Menschen¬ 
rechtsverletzungen. Die Praxis der 
Isolation in den Gefängnissen, 


willkürliche Behandlung jeglicher 
Art, Folter und Misshandlungen, 
Gefangenenverlegungen, willkür¬ 
liche Disziplinstrafen, Verhinde¬ 
rung der medizinischen Behand¬ 
lung von gesundheitlichen Pro¬ 
blemen bei Gefangenen sowie die 
Nichtentlassung von schwerkran¬ 
ken Gefangenen sind einige der 
vielen Probleme. 

Deniz Kaya erklärte im Namen 
der sich im Hungerstreik befin¬ 
denden Gefangenen von PKK 
und PAJK: „Die AKP versucht 
die Opposition mit ihren Not- 
standsaekreten, Verhaftungen 
und der Normalisierung von 
Folter einzuschüchtern. Parla¬ 
mentarier, Bürgermeister, Akade¬ 
miker und Journalisten werden 
verhaftet, Dörfer niederge¬ 
brannt, Häuser zerstört und 
Menschen werden vertrieben 
und niedergemetzelt. Der erste 
Ort an dem das Ausnahmezu- 
stands-Putsch-Regime imple¬ 
mentiert wurde, war das Hochsi¬ 
cherheitsgefängnis Imrali. Die 
Isolation des politischen Reprä¬ 
sentanten des Kurdischen Volkes 
Abdullah Öcalan wird auf alle 
Gefängnisse ausgeweitet. Die 
Menschen in den Gefängnissen 
müssen um ihr Leben fürchten. 
Jeden Tag werden Gefangene, die 
von einem Gefängnis ins andere 
verbannt werden, nackt durch¬ 
sucht und gefoltert. Unsere per¬ 
sönlichen Ffabseligkeiten werden 


während der Durchsuchungen 
unserer Zellen konfisziert und 
die Briefe, die wir in kurdischer 
Sprache verfassen, werden nicht 
versendet, da sie mit dem Stem¬ 
el „unbekannte Sprache” verse- 
en werden. 

Der faschistische Block aus AKP 
und MHP versucht seine Dikta¬ 
tur zu konsolidieren, indem 
Erdogan durch ein Referendum 
zum Präsidenten gekürt wird. 
Wir werden dieses faschistische 
und rassistische System weiter 
anprangern und den Widerstand 
aufrechterhalten. Wir rufen alle 
esellschaftlichen Gruppen auf, 
ei dem von der AKP-MHP-Alli- 
anz erzwungenen Referendum 
„NEIN” zu sagen und den 
Widerstand an allen Fronten zu 
verstärken.” 

Wir appellieren an die demokrati¬ 
sche Öffentlichkeit und schließen 
uns den Forderungen der Hun¬ 
gerstreikenden in den Gefängnis¬ 
sen an: 

• Verbesserung der Haftbedin¬ 
gungen 

• Beendigung der anhaltenden 
Festnahmen und Verhaftungen 
aufgrund von Meinungsäußerung 
und politischer Arbeit, Beendi¬ 
gung der militärischen und politi¬ 
schen Repressionen gegenüber 
der Bevölkerung 

• Beendigung der Isolationshaft 
gegenüber Abdullah Öcalan 

(NAV-DEM, 5.4.2017, CA) 


Die neuen Spielchen der Türkei in Syrien 


Recep Tayyip Erdogan und seine 
AKP schmieden derzeit neue 
Pläne für Syrien, Nordsyrien und 
Rojava. In den vergangenen 
Tagen war immer wieder die 
Rede davon, die für abgeschlossen 
erklärte Euphrat-Shield Opera¬ 
tion unter einem neuen Namen 
möglicherweise fortzusetzen. Ein¬ 
gebunden in diese Pläne sind 
auch die USA. Doch während die 
Türkei von neuem anfängt ihre 
Syrienpläne mit den USA zu ent¬ 
werfen, leiden hierunter zeitgleich 
die Beziehungen zu Russland. 
Zudem beschleunigt die Türkei 
derzeit ihre Politik des demogra¬ 
phischen Wandels in der Shehba 
Region in Nordsyrien. 

Eine neue Front gegen Russland 

In den vergangenen Tagen hatte 
die Türkei ihre Besatzungsopera¬ 
tion im Norden Syriens, die soge¬ 


nannte Operation „Euphrat- 
Shield“, für Deendet erklärt. Aus¬ 
schlaggebend für die Erklärung 
dürfte der internationale Druck 
auf die türkische Regierung gewe¬ 
sen sein, der vor allem von Russ¬ 
land, den USA und dem Iran aus¬ 
ging. Doch trotz dessen, dass der 
Einsatz für beendet erklärt wor¬ 
den ist, hält die Besatzung von 
Städten wie Cerablus (Dschara- 
blus), al-Rai, Azaz, Soran, Dabik, 
Exterin und al-Bab durch das tür¬ 
kische Militär weiter an. Zudem 
verkündete der türkische Mini¬ 
sterpräsident Binali Yildirim, dass 
die Operation womöglich unter 
einem anderen Namen fortgesetzt 
werden könnte. Und gestern 
erklärte Staatspräsident Erdogan 
schließlich, dass bislang die erste 
Etappe von Euphrat-Shield abge¬ 
schlossen worden sei und die 
Operation fortgesetzt werde. 


Diese zum Teil widersprüchlichen 
Erklärungen aus den Mündern 
der türkischen Staatsvertreter 
werden zugleich von einigen 
Taktischen Schritten begleitet, 
o wurde nach dem Gespräch des 
türkischem Verteidigungsmi¬ 
nisters Fikri Ifik mit seinem 
Amtskollegen aus den USA im 
vergangenen Monat deutlich, 
dass gewisse Schritte zur Fortfüh¬ 
rung der Besatzung Syriens einge¬ 
leitet worden sind Nach diesem 
Zusammenkommen wurde an 
zahlreiche zersplitterte bewaffnete 
Gruppierungen in Syrien, die vor 
allem in den Regionen Idlib, 
Hama, Homs, Latakia und Alep¬ 
po aktiv sind, die Botschaft ver¬ 
mittelt, dass sie sich unter einem 
Dach wiederfinden sollten. Es 
werde eine stärkere militärische 
Aktivität von diesen Gruppen 
erwartet. Nur sechs Stunden nach 
-► 


Meldungen: 

Vermittlung in §akran 
gescheitert, Hungerstreik der 
Gefangenen geht weiter 

Am Mittwoch war eine Delega¬ 
tion der HDP im Gefängnis 
§akran, um zwischen den hun¬ 
gerstreikenden politischen 
Gefangenen und der Gefängnis¬ 
leitung zu vermitteln. Am 15. 
Februar hatten hier zwei Grup¬ 
pen politischer Gefangener mit 
einem Hungerstreik begonnen, 
dieser dauert mittlerweile 50 
Tage an und ist damit an einer 
Schwelle angelangt, in der 
jederzeit mit dem Tod eines der 
Hungerstreikenden zu rechnen 
ist. 

Allerdings ist der Vermittlungs¬ 
versuch ergebnislos geblieben. 
Die Verantwortlichen des 
Gefängnisses erklären, „es gebe 
keine Probleme im Gefängnis, 
es wären politische Forderun¬ 
gen“, die gestellt würden und 
verweisen für eine Lösung nach 
Ankara. Doch Angehörige 
berichten anderes. Sie berichte¬ 
ten einen Tag zuvor, dass wäh¬ 
rend ihres Besuchs im Gefäng¬ 
nis das Wachpersonal die 
Gefangenen vor ihren Augen 


nete der HDP und Teilnehmer 
der Delegation zur Vermittlung 
zwischen den hungerstreiken¬ 
den politischen Gefangenen 
und der Gefängnisleitung 
erklärten, auch wenn der Ver¬ 
such ergebnislos geblieben sei, 
sich weiterhin für eine Lösung 
einsetzen zu wollen. Sie verwie¬ 
sen ihrerseits auf die erfolgrei¬ 
che Einigung im Gefängnis von 
Edirne. Auch im Gefängnis von 
Edirne war eine Gruppe von 
politischen Gefangenen in den 
Hungerstreik getreten. Dieser 
wurde nach erfolgreicher Eini¬ 
gung mittlerweile Deendet. 
HDP und verschiedene NGOs 
riefen zur Solidarität mit dem 
Hungerstreik auf. 

(ANF, 5.4., ISKU) 


Der Messerstecher aus Brüssel 
hat sich als ein Verbündeter 
der AKP-Regierung herausge¬ 
stellt 

Laut der Nachrichtenagentur 
Firatnews (ANF) hat Mehmet 
G. am vergangenen Donnerstag 
in Brüssel „NEIN“-Wählerln- 
nen zumeist kurdischer 
Abstammung mit einem Messer 
attackiert. Drei Menschen wur¬ 
den bei der Attacke verletzt, 
darunter eine Person schwer 
(siehe Nuce 812). 

Bei der schwerverletzten Person 
handelt es sich um eine 66jähri- 
ge Frau. Ihr Gesundheitszu¬ 
stand soll noch kritisch sein. 





„Bejin Na“in der gesamten 
Türkei verboten 


Heißt es noch im Gedicht von 
Gottfried Seume „Wo man sin- 

f et, lass dich ruhig nieder, ohne 
urcht, was man im Lande 

t laubt; wo man singet, wird kein 
densch beraubt; böse Menschen 
haben keine Lieder“. So wird in 
der Türkei selbst das Singen zum 
Grund von Verfolgung und Ver¬ 
boten. 

Nachdem zuvor die Gouverneure 
von Wan (Van), §trnex ( §trnak), 
Amed (Dtzarbaktr) und Mü§ das 
kurdisch sprachige Lied „ Bejin 
Na“ (Sagt Nein), mit dem die 
HDP für Nein- Stimmen bei 


dem anstehenden Referendum 
zur neuen Verfassung wirbt, ver¬ 
boten hatten, wurde das Lied 
nun auch gleich für die ganze 
Türkei verboten. Gegen die 
Staatsdoktrin von „Ein Staat, eine 
Nation, eine Sprache“ wirbt das 
Lied mit den Worten: „Nein, 
Nein zu nur einer Fahne. Nein, 
Nein zu nur einer Nation. Nein, 
Nein zu nur einer Sprache“ für 
Vielfalt und Demokratie. „Das 
Lied verstoße gegen die ersten 
drei Artikel der türkischen Ver¬ 
fassung, der Staat, die Nation, 
das Volk sind ein Ganzes und 


unteilbar. Die Sprache ist tür¬ 
kisch“, heißt es in der Begrün¬ 
dung. Seyda Perin^ek, der Song- 
writer des Liedes, erklärte, dass 
mit dem Lied „für eine Welt in 
der alle Menschen frei Leben 
können“ geworben werden soll. 
Mit dem Lied habe er zum Aus¬ 
druck bringen wollen, dass „alle 
Menschen, alle Kulturen und alle 
Sprachen (in Frieden) zusammen 
leben können, aber auch der 
Hoffnung der Frauen nach Frei¬ 
heit und aller nach Frieden 
Nachdruck geben wollen.“ 

(ANF, 4.4., ISKU) 


Die neuen Spielchen der Türkei... 


Entsendung dieser Botschaft 
haben zwölf Gruppe aus Hama, 
Horns, Latakia und Aleppo 
erklärt, dass sie eine Dachorgani¬ 
sation gegründet haben und fort¬ 
an gemeinsam agieren werden. 
Teil dieses Zusammenschlusses 
sind Gruppen wie die Freie 
Armee von Idlib, die Jaysh al-Izza, 
Jaysh al-Nasir, Jaysh al-Nuhbe, 
die 23. Division, sowie zwei turk¬ 
menische Brigaden. 

Die USA hatte zuvor den syri¬ 
schen Oppositionellen gedroht, 
dass man die Unterstützung für 
sie einstellen werde, wenn die 
genannten Gruppierungen sich 
nicht zusammenschließen kön¬ 
nen. Dass nun ein solcher 
Zusammenschluss kurz nach den 
Gesprächen zwischen der Türkei 
una den USA zustande kommt, 
deutet darauf hin, dass die AKP 
wieder verstärkt auf die USA im 
Syrienkonflikt setzen wird und 
ihre Pläne gegen das Assad-Regi- 
me nicht ad-acta gelegt hat. 

Die turkmenischen Brigaden, die 
Teil des neuen Zusammenschlus¬ 
ses sind, haben ihr Zentrum in 
Latakia. Im Jahr 2015 hatten 
diese Gruppen in einer Region, 
die sich der turkmenische Berg 
nennt, mit Unterstützung aus der 
Türkei eine Operation gegen die 
syrischen Regimekräfte gestartet. 
Im Rahmen dieser Angriffe 
wurde dann im November 2015 
eben der russische Jet abgeschos¬ 
sen, dessen Pilot anschließend 
durch einen Anführer der turk¬ 
menischen Brigaden ermordet 
wurde. Die aktuellen Entwic¬ 
klungen machen deutlich, dass 
die Türkei das, was sie sich für 
Syrien erhofft hatte, im Bündnis 
mit Moskau nicht erzielen konn¬ 
te, weswegen sie nun abermals die 
Fronten wechselt und auf der 
Seite der USA ihren Platz gegen 
das Bündnis Russland-Iran- 
Syrien einzunehmen versucht. 

Die beschriebenen Schritte nach 
dem letzten Zusammentreffen 
der beiden Verteidigungsminister 
haben zu gewissen Ergebnissen 
geführt. So hat dieser Zu¬ 
sammenschluss der verschiedenen 
bewaffneten Gruppen bereits sei¬ 
nen Platz in den Kämpfen in 
Damaskus, Hama und Homs ein- 


f enommen. Sie kämpfen dort 
eite an Seite mit den islamisti- 
schen Gruppen der al-Nusra 
Front und Ahrar al-Sham gegen 
die Regimekräfte. Dieser Krieg 
gegen das syrische Regime 
kommt zugleich gewissermaßen 
einer Kriegserklärung gegen Russ¬ 
land gleich. Es ist nicht ausge- 
scfilossen, dass die Kämpfe sich 
ausweiten und auf Städte wie 
Latakia übergreifen. Manch einer 
wertet die neuerlichen Kampf¬ 
handlungen als den Versuch, die 
von der Opposition kontrollierte 
Region Idlib vor einem Angriff 
des Regimes zu schützen. 

Verfolgen die USA und die Tür¬ 
kei nun dieselben Ziele? 

Mit dem Zusammenschluss der 
oppositionellen Gruppen im syri¬ 
schen Bürgerkrieg verfolgen die 
USA und d ie Tüll iei zwei unter¬ 
schiedliche Ziele. Die USA zielt 
darauf auf, neben der militäri¬ 
schen Zusammenarbeit mit den 
Demokratischen Kräfte Syriens 
(SDF) beim Kampf gegen den IS 
einen zweiten militärischen Part¬ 
ner in Syrien zu etablieren. Sie 
will die Zusammenarbeit mit bei¬ 
den Gruppen parallel führen. So 
soll gewährleistet werden, dass 
von Derik im Osten bis nach 
Idlib im Westen ein zusammen¬ 
hängendes Gebiet im Norden 
Syriens unter der Kontrolle von 
Gruppen steht, mit denen die 
USA Zusammenarbeiten kann. 
Die Türkei hingegen zielt darauf 
ab, die Gruppen unter der neuen 
Dachorganisation gegen die 
Föderation Nordsyrien und Roja- 
va einzusetzen. Bereits jetzt 
kommt es seitens der bewaffneten 
Gruppen, die unter der Kontrolle 
der Türkei stehen, immer wieder 
zu Angriffen in der Shehba- 
Region auf kurdische Gebiete. 

Das Gebiet Shehba: Angriffe 
und die Politik des demogra¬ 
phischen Wandels 

Nach der Vorstellung der Türkei 
soll dieses Bündnis vor allem in 
der Region Afrin und Shehba 
zum Einsatz kommen. Ohnehin 
haben sich große Teile der bewaff¬ 
neten Gruppen in diesem Bünd¬ 
nis in den Militärkasernen in der 


Shehba-Region einquartiert. Von 
dort aus greifen sie tagtäglich 
Dörfer an, die unter der Kontrol¬ 
le der kurdischen Verteidigungs¬ 
einheiten stehen. Gleichzeitig 
werden Kämpfer weiterer islami¬ 
tischer Gruppierungen und ihre 
Angehörigen aus Hama oder 
Homs ins Shehba Gebiet überge¬ 
siedelt. So wird die demographi¬ 
sche Zusammensetzung des 
Gebiets nachhaltig verändert. 
Aktuell ist hiervon das Dorf 
§udud betroffen, um nur ein Bei¬ 
spiel zu nennen. Dort wurden 
bislang rund 40 neue Familien 
angesiedelt, während 20 kurdi¬ 
schen Familien ein Ultimatum 
aufgesetzt wurde, ihr Heimatdorf 
zu verlassen. Auch in anderen 
Dörfern in der Umgebung gebe 
es entsprechende Umsiedlungs¬ 
pläne, die demnächst umgesetzt 
werden sollen. 

Der sunnitisch-turkmenische 
Plan aus Ankara 

Egal in welchem internationalen 
Bündnis sich die Türkei gerade 
befindet, sie hat stets an ihrem 
längerfristigen Ziel, nämlich eine 
unter ihrer Kontrolle stehende 
sunnitisch-turkmenische Genera¬ 
tion aufzuziehen, festgehalten. So 
agieren auch in diesem neuen 
Bündnis, das im Februar auf 
Bestreben Ankaras und Washing¬ 
tons entstanden ist, turkmenische 
Kampfverbände mit einer eige¬ 
nen Agenda. In den Reihen dieser 
Gruppen ist ohnehin der türki¬ 
sche Geheimdienst MIT aktiv. 

In den letzten Tagen machte 
zudem die Gruppe Liva Suley- 
man Shah von sich Reden. In 
Zukunft wird diese Gruppe wohl 
die Aufgabe haben, die unter¬ 
schiedlichen turkmenischen 
Kampfverbände unter ihrem 
Dach zu vereinen und sie zum 
Teil der türkischen Intervention 
in Syrien zu machen. Interessant 
ist die Zielsetzung dieser Gruppe. 
Denn sie fordert einen „turkme¬ 
nischen islamischen Staat“. Das 
zeugt davon, dass die Gruppen, 
mit denen die Türkei in Syrien 
arbeitet, letztlich der Mentalität 
des IS — einem ehemaligen Ver¬ 
bündeten der Türkei - nicht so 
fern sind. (ANF, 4.4., CA) 


Mehmet G. soll ein aktives Mit¬ 
glied der Osmanli Ocaklart 
(eine türkisch-islamisch-natio¬ 
nalistische Gruppierung, die 
der AKP nahe steht) in Brüssel 
sein. 

Bei Veranstaltungen und Ver¬ 
sammlungen der AKP-Abge- 
ordneten in Brüssel diente 
Mehmet G. als Sicherheits¬ 
mann. 

In den sozialen Netzwerken 
wirbt er radikal mit Fotos und 
Videos für ein „Ja“ beim Refe¬ 
rendum, auch hat er zahlreiche 
Fotos von in Brüssel lebenden 
Kurdlnnenen, die potenzielle 
Nein-Wählerinnen sind, veröf¬ 
fentlicht. 

Die Teilnehmerinnen des Refe¬ 
rendums, die für „NEIN“ stim¬ 
men, haben sich mehrfach bei 
der Türkischen Botschaft über 
Mehmet G. beschwert da er 
dort die Menschen belästigt, 
provoziert und einschüchterte. 
Aber es wurde seitens der türki¬ 
schen Botschaft nichts gegen 
ihn unternommen. 

(ANF, 31.3., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 


Termin 

Konferenz 111: 14. — 16. April 
2017, Universität Hamburg 

Die kapitalistische Moderne 
herausfordern III: Demokra¬ 
tische Moderne entfalten - 
Widerstand, Rebellion, Auf¬ 
bau des Neuen 

Die dritte Konferenz »Die kapi¬ 
talistische Moderne herausfor¬ 
dern« findet über Ostern (14.- 
16. April) 2017 in Hamburg 
statt. Die letzten beiden Konfe¬ 
renzen brachten nicht nur füh¬ 
rende Intellektuelle zusammen, 
sondern gaben auch jungen 
Aktivistinnen, Studierenden 
und Akademikerlnnen die 
Gelegenheit, ihre Ideen zu prä¬ 
sentieren. In dieser dritten 
Konferenz wollen wir wieder 
Brücken zwischen all diesen 
und Bewegungen in Kurdistan 
und weltweit schlagen. 

Das Programm sowie weitere 
Informationen sind unter: 
http://www.networkaq.net zu 
finden. Dort wird es während 
der Konferenz auch einen Stre- 
am der Vorträge geben. 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 

bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 

Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Dieses Referendum genießt 
keine Legitimität 


Am Sonntag wurde in der Türkei 
über die Verfassungsänderung 
und die Einführung des Präsidial¬ 
systems abgestimmt. Die vorläufi¬ 
gen Ergebnisse besagen, dass 
etwas mehr als 50% der Bevölke¬ 
rung für ein „Ja“ gestimmt hat. 
Von Anfang an war klar, wir 
haben es hier mit keinen Referen¬ 
dum unter fairen demokratischen 
Bedingungen zu tun. Die Men¬ 
schen naben in einem Land, in 
dem die kurdischen Gebiete vom 
Krieg geprägt sind ihre Stimmen 
abgegeben. Seit Mitte letzten Jah¬ 
res hat sich dieser Krieg auf das 
gesamte Land ausgeweitet. Seit¬ 
dem wird die Türkei vom türki¬ 
schen Staatspräsidenten Erdogan 
diktatorisch im Ausnahmezu¬ 
stand regiert. Abgeordnete und 
Funktionäre der HDP sitzen zu 
tausenden hinter den Gittern, die 
kurdischen Stadtverwaltungen 
wurden unter Zwangsverwaltun¬ 
gen gestellt und die gesamte 
Bevölkerung mit einer noch nie 
dagewesenen Repressionswelle 
überzogen. Und trotz alledem 
haben die Menschen in den über¬ 
wiegend kurdischen Provinzen 
der Türkei mit durchschnittlich 
etwa 70% für ein „Nein“ eine 
klare Haltung gegen Erdogan und 
sein diktatoriales Regime einge¬ 
nommen. 

Besonders im letzten Jahr hat der 
AKP-Staat unter dem Vorwand 
der „Terrorismusbekämpfung“ 
Opposition verschiedenster Cou¬ 
leurs einzuschüchtern versucht, 
sei es durch massenhafte Inhaftie¬ 
rung, Entlassungen, Drohungen, 


wirtschaftliche Sanktionen, Folter 
und vieles mehr. Es herrscht ein 
Regime der Angst. Neben diesen 
Repressionen gab es eine breit 
angelegte psychologische Mani¬ 
pulation durch gleichgeschaltete 
Medien, die 24-Stunden lang die 
Propaganda der AKP ausgestrahlt 
haben. 

Wie vor den vergangenen Parla¬ 
mentswahlen im Juni 2015 wur¬ 
den die nationalistischen Gefühle 
bewusst provoziert, sei es in Form 
von anti-westlichem Verbalradi¬ 
kalismus oder durch Hetze gegen 
alle gesellschaftlichen Gruppie¬ 
rungen jenseits türkisch-sunniti¬ 
scher Kreise. Dieses AKP-MHP 
Koalition hat das Land zuneh¬ 
mend polarisiert und die gesell¬ 
schaftliche, politische du wirt¬ 
schaftliche Krise noch mehr ver¬ 
tieft. Unter diesen Voraussetzun¬ 
gen war praktisch keine Wahl¬ 
kampagne für ein „Nein“ beim 
Referendum möglich. Am Tag 
des Referendums wurde massen¬ 
haft über Unregelmäßigkeiten 
berichtet, die sich vor allem in 
den kurdischen Siedlungsgebie¬ 
ten abgespielt haben. Vielerorts 
wurden die Menschen gezwun- 
en, offen ihre Stimmen abzuge- 
en; Wahlurnenleiter und -mitar- 
beiter der HDP wurden aus den 
Wahllokalen geschmissen 

und/oder festgenommen; Militärs 
und Soldaten nielten die rechtlich 
festgelegte Distanz zu den Wah¬ 
lurnen nicht ein und erzeugten 
vor den Wahllokalen Drohkulis¬ 
sen. Außerdem gab es Meldungen 
von vorgestempelten Wahlzettän. 


Auch Fahrzeuge ohne Nummern¬ 
schilder wurden vor den Wahllo¬ 
kalen gesichtet. 

Wir möchten klar und deutlich 
zum Ausdruck bringen, dass ein 
Referendum unter solchen Bedin¬ 
gungen keinerlei Legitimität 

f enießt. Für uns bedeutet dieses 
Ergebnis nichts weiter, als dass 
wir unseren politischen Wider¬ 
stand für die Demokratie, für 
Freiheit und Gerechtigkeit noch 
vehementer und zielstrebiger fort¬ 
führen werden. Weil mit der Dik¬ 
taturpolitik der AKP immer mehr 
gesellschaftliche Kreise von 
Repression betroffen sind, ist die 
Grundlage für den demokrati¬ 
schen Kampf heute größer als je 
zu vor. 

Wir rufen allen voran die demo¬ 
kratische Öffentlichkeit, sowie die 
EU und die Bundesregierung 
dazu auf, diese gefährliche Ent¬ 
wicklung in der Türkei, die 
gleichzeitig für die gesamte 
Region eine Gefahr darstdlt, Ein¬ 
halt zu gebieten. Wir glauben, 
dass dieser AKP-Wahnsinn 
gestoppt werden kann, wenn auf 
die Lippenbekenntnisse der 
unterschiedlichen Kräfte konkre¬ 
te Schritte folgen. Die AKP hat 
längst ihre Legitimität verloren, 
dies wird auch das Referendum 
nicht ändern. 

(NAV-DEM, 16.4., CA) 
Ein Überblick über die am Wahltag 
bekannt gewordenen Unregelmä¬ 
ßigkeiten ist unter: 
nttp:// civaka-azad.org/liveticker- 
zum-referendum-in-der-tuerkei/ 
zu finden. 


Gefangene beenden Hungerstreik 


Als Sprecher der PKK- und 
PAJK-Gefangenen erlärte Deniz 
Kaya, dass der Hungerstreik in 
den türkischen Gefängnissen 
beendet worden ist. Im Folgen¬ 
den geben wir die Erklärung wie¬ 
der: 

„Die faschistische Politik und 
Praxis der AKP-Regierung hat 
sich mit ihrem Bündnis mit der 
MHP noch weiter vertieft und 
die Demokratie und Freiheit an 
die Schwelle ihrer Auslöschung 
getrieben. Die Festnahmeopera¬ 
tionen des politischen Genozids, 
die Totalisolation unseres Vorsit¬ 
zenden Öcalan und die Repres¬ 
sionsmaßnahmen in den Gefäng¬ 
nissen, all dies hat in jüngster 
Zeit enorme Ausmaße angenom¬ 
men. 

Wir als Gefangene der PKK und 
PAJK stehen in der Tradition von 


Kemal (Pir), Sema (Yüce) und 
Sara (Sakine Cansiz). Wir haben 
uns der faschistischen Praxis zu 
keinem Zeitpunkt gebeugt und 
werden uns auch in Zukunft 
nicht ergeben. Der Widerstand 
der PKK wird so wie er gestern 
hochgelebt hat, auch morgen in 
den Gefängnissen und überall 
fortgeführt werden. Wir sind 
Revolutionäre, die für unsere 
Bevölkerung und unseren Vorsit¬ 
zenden stets aufrecht sehen wer¬ 
den. 

Dem Aufruf des KCK-Exekutiv- 
rates vom 18. April folgend wer¬ 
den wir unseren seit dem 15. 
Februar anhaltenden Hunger¬ 
streik beenden. Wir richten unse¬ 
re Grüße an unsere Bevölkerung 
und alle demokratische Kreise, 
die in dieser Phase des Widerstan¬ 
des Verantwortung übernommen 


und unsere Stimme in die Öffent¬ 
lichkeit getragen haben. 

Wir möchten an dieser Stelle 
betonen, dass wenn das schmutzi¬ 
ge AKP-MHP Bündnis die Isola¬ 
tion gegen unseren Vorsitzenden, 
die Festnahmewellen gegen unse¬ 
re Bevölkerung und die Rechts¬ 
brüche in den Gefängnissen fort¬ 
setzt, wir zu noch größeren 
Widerstandsaktionen zu greifen 
bereit sind. Dem Aufruf der KCK 
folgend beenden wir unseren 
Hungerstreik in den Ge¬ 
fängnissen von Sakran, Sincan, 
Bolu, Trabzon, Tarsus und allen 
anderen Gefängnissen. Wir rich¬ 
ten unsere Grüße an all unsere 
inhaftierten Genossen, die Teil 
dieser Widerstandsaktion waren 
und drücken unserer Bevölke¬ 
rung nochmals unsere Dankbar¬ 
keit aus.“ (ANF, 19.4., ISKU) 


Meldungen: 

HDP-Abgeordnete Burcu 
Celik inhaftiert 

Die HDP-Abgeordnete von 
Mu§, Burcu (Jeük, wurde nach 
ihrer Festnahme am Mittwoch 
Vormittag in der Provinz Muf in 
Haft genommen. 

Mit ihr sind nun 14 HDP-Abge¬ 
ordnete inhaftiert. In einer Stel¬ 
lungnahme zu ihrer Verhaftung 
sagte die HDP: „Nach dem ille¬ 
gitimen Referendum war die 
erste Aktion die Verhaftung 
unserer Mus-Abgeordneten 
Burcu (Jelik. Die Regierung 
bleibt bei iftren gesetzeswidrigen 
Aktionen.“ (ANF, 19.4., DBG) 

Ziviler Rat von Rakka 
verkündet seine Gründung 

Der „Zivile Rat von Rakka ‘ hat 
unter Beteiligung von 110 Dele¬ 
gierten heute seinen Gründungs¬ 
kongress abgehalten. An dem 
Kongress, der in der Stadt Ain 
Issa abgehalten wurde, nahmen 
Vertreter der arabischen, kurdi¬ 
schen und turkmenischen Bevöl¬ 
kerung Rakkas teil. Auch Vertre¬ 
ter der Demokratischen Kräfte 
Syriens (SDF), die derzeit ihre 
Befreiungsoperation auf die Stadt 
Rakka fortsetzen, nahmen am 
Gründungskongress teil. 

Als Kovorsitzende des Zivilen 
Rates von Rakka wurden Leyla 
Mustefa und Mehmüd el §ewax 
Alborsan gewählt. 

Zu den weiteren Beschlüssen, die 
auf dem Kongress gefasst wur¬ 
den, gehören unter anderem: 

Die Verteidigungsstrukturen von 
Rakka müssen gestärkt werden. 
Nach der Befreiung der Stadt, 
wird der Zivile Rat erneuert. Ziel 
wird es sein, alle Teile der Gesell¬ 
schaft in die Selbstverwaltung 
einzubinden. 

Die Frauen und die Jugend wird 
bei der Selbstverwaltung eine 
Vorreiterrolle spielen, 
ln der Stadt und im Umland von 
Rakka sollen Selbstverwaltungs¬ 
strukturen in Form von Volksrä¬ 
ten aufgebaut werden. 

Der zivile Rat von Rakka soll bis 
zur Befreiung der Stadt in Ain 
Issa tagen. 

Als Sprecher der SDF gratulierte 
Telal Silo zur Gründung des 
Zivilen Rates von Rakka. Er 
machte deutlich, dass die Befrei¬ 
ungsoperation vor den Toren der 
Stadt angelangt sei. Sobald 
Rakka vollständig befreit sei, 
werde man die Leitung der Stadt 
umgehend an den Zivilen Rat 
übergeben. Bis dahin sei der Rat 
mit der Herausforderung kon¬ 
frontiert, die Selbstorganisierung 
der Bevölkerung in den befreiten 
Dörfern im Umland von Rakka 
voranzubringen. 

(ANF, 18.4., ISKU) 




Konferenz »Die kapitalistische Moderne herausfordern« in Hamburg: 

Gesellschaftliche Organisierung 
jenseits von Staat, Macht und Gewalt 


Von der kurdischen Frauen¬ 
rechtsaktivistin über die Vertrete¬ 
rin der Landlosenbewegung in 
Brasilien bis zum britischen 
Gewerkschafter - die Revolution 
in Rojava, dem kurdisch-mul¬ 
tiethnischen Selbstverwaltungs¬ 
gebiet, das 2016 zur Demokrati¬ 
schen Föderation in Nordsyrien 
ausgerufen wurde, ist weltweit 
Bezugspunkt für viele Men¬ 
schen, die heute Alternativen 
zum Kapitalismus erkämpfen 
wollen. Unter dem Motto »Die 
kapitalistische Moderne heraus¬ 
fordern« trafen sich am Woche¬ 
nende gut 650 von ihnen in den 
Räumen der Universität Ham¬ 
burg. Bei der Auftaktveranstal¬ 
tung am Freitag zählten die 
Organisatoren sogar mehr als 
1.000 Teilnehmer. 

Einige waren erst um die 20 
Jahre alt oder noch jünger - 
andere, wie der kurdische Autor 
und Aktivist Fuat Kav, hatten für 
ihre Überzeugung schon 20 
Jahre im Gefängnis verbracht. 
»Wir Gefangenen hatten den 
Staat ideologisch entschlüsselt«, 
so der heute 58jährige, der nach 
dem Militärputsch in der Türkei 
1980 inhaftiert und gefoltert 
worden war. Sein Thema am 
Samstag: Revolution machen 
trotz Staatsterror. An die heuti¬ 
gen Gefangenen, die sich in der 
Türkei seit mehr als 60 Tagen im 
Hungerstreik befinden, wurde zu 
Beginn fast jeder Rede erinnert. 
Zilan Yagmur, die in Deutsch¬ 
land aufwuchs und seit drei Jah¬ 
ren im kurdischen Studierenden¬ 
verband YXK aktiv ist, bezog 
sich in einer Ansprache über 
Wege des Widerstands auf Wla¬ 
dimir lljitsch Lenin, Rosa 
Luxembuig und Abdullah Öca- 
lan, den Gründer der Arbeiter¬ 
artei Kurdistans (PKK), der seit 
999 auf der türkischen Insel 
Imrali in Einzelhaft sitzt. »Free 
Öcalan« stand an diesem Woche¬ 
nende auf einem rund drei Meter 
hohen Transparent im Audimax 
der Uni Hamburg. Der promi¬ 
nentesten Gefangene aus der 
kurdischen Befreiungsbewegung 
hat in der Haft das Buch »Jen¬ 


seits von Staat, Macht und 
Gewalt« geschrieben, das 2010 
auf Deutsch erschienen ist. Das 
Selbstverwaltungsmodell in 
Rojava ist ein Versuch, die darin 
beschriebene Idee des demokra¬ 
tischen Konföderalismus umzu¬ 
setzen. Das Werk war bereits 
Inspirationsquelle für die erste 
Konferenz dieser Art im Jahr 
2012 und eine zweite im Jahr 
2015. Die Beteiligung junger 
Linker aus Deutschland selbst 
hat laut Organisationsteam jedes 
Mal zugenommen. Das gemein¬ 
same Ziel: die Verdrängung und 
Überwindung des Nationalstaats 
von unten. Nicht etwa seine 
Ablösung durch eine Herrschaft 
supranationaler Bürokratien 
oder einen Zustand, in dem nur 
noch das Recht des Stärkeren 
gilt. »Demokratische Moderne 
entfalten: Widerstand , Rebel¬ 
lion, Aufbau des Neuen« lautete 
der Untertitel der diesjährigen 
Konferenz. 

Auf das Erstarken des Nationa¬ 
lismus in vielen Ländern ging 
bereits am FreitagReimar Heider 
ein, der mehrere Tücher Öcalans 
übersetzt hat. Wer den National¬ 
staat ablehne, müsse zwingend 
eine Alternative der gesellschaft¬ 
lichen Organisierung Vorschlä¬ 
gen - und dafür auch Menschen 
gewinnen, die »ganz anders sind 
3s wir selbst«. Kurdische Redne- 
rinnen, darunter auch Zeynep 
Cudi, eine Kämpferin der Frau- 
enverteidigungseinheiten Schen- 
gals (YJS) in einer Videobot¬ 
schaft, betonten mehrfach, wie 
wichtig die Einbeziehung mög¬ 
lichst aller Bevölkerungsgruppen 
in ein Rätesystem sei. Dazu zäh¬ 
len Volks- und Frauenräte sowie 
gewählte Vertretungen ethni¬ 
scher, religiöser und sexueller 
Minderheiten. Fawza Yusuf, die 
Kovorsitzende der Demokrati¬ 
schen Föderation Nordsyrien, 
war zur Konferenz angereist und 
berichtete am Sonntag, wie der 
Gesellschaftsvertrag, die »Verfas¬ 
sung« Rojavas, erarbeitet worden 
sei - im ständigen Austausch mit 
der Bevölkerung. A usg ebildeten 
Juristen sei das zum Teil zu weit 


gegangen, sie hätten sich selbst 
als »erleuchtet« angesehen, so 
Yusuf. »Die haben uns gefragt 
Was diskutiert ihr denn mit 
denen ein Rechtssystem?<« Die 
Bevölkerung sei aber »schlauer 
3s wir denken«. Mit Yusuf auf 
dem Podium saß auch Sonia 
Lopez vom »Kongress der Völ¬ 
ker« in Kolumbien, in dem 
Organisationen von Landarbei¬ 
tern, Indigenen, Frauen, Jugend¬ 
lichen und Minderheiten ihre 
Kräfte gebündelt und Kooperati¬ 
ven gegründet haben - vor dem 
Hintergrund eines komplizierten 
Friedensprozesses zwischen Staat 
und Guerilla. »Für uns ist diese 
Konferenz wichtig, um unsere 
Ängste, aber auch unsere Träume 
zu teilen«, so Lopez. 

Salih Muslim, der Kovorsitzende 
der Partei der Demokratischen 
Union (PYD) in Syrien, schaffte 
es, eine antimilitaristische Rede 
zu halten, obwohl ihm die Situa¬ 
tion Rojavas verbietet, Pazifist zu 
sein. Denn die Belagerung durch 
Armeen und bewaffnete Grup¬ 
pen wie den »Islamischen Staat« 
(IS) erfordert Selbstverteidigung. 
Militarismus sei davon losgelöst, 
so Muslim. Diese Entfremdung 
mache den Unterschied. Als Bei¬ 
spiel für einen militaristischen 
Akt, der dem Profitstreben der 
Rüstungsindustrie diene, nannte 
er den ÜS-Angriff mit 59 Toma¬ 
hawk-Marschflugkörpern auf 
einen syrischen Militärflughafen 
am 7. April. Auf Nachfrage 
erklärte Muslim, warum Rojavas 
Volks- und Frauenverteidigungs- 
einheiten nichts gegen Luft¬ 
unterstützung im Kampf gegen 
den IS hätten. Der IS und Al- 
Qaida seien Produkte der kapita¬ 
listischen Moderne. Zumindest 
teilweise seien es deren Mächte, 
die sie 3s Instrument zur Desta¬ 
bilisierung und »Neuordnung« 
des Nahen und Mittleren Ostens 
hätten einsetzen wollen, betonte 
er. Das gemeinsame Interesse, sie 
zu bekämpfen, habe sich erge¬ 
ben, weil diese Gruppen »wie 
Mikroorganismen im Labor 
außer Kontrolle geraten seien«. 

(jW, 18.4., ISKU) 


Anschlag auf „Antiterroreinheiten“ 


Am vergangenen Dienstag um 
10:45 Uhr Ortszeit, detonierte 
ein Sprengsatz unter dem 
Gebäude der türkischen Sicher¬ 
heitsdirektion und „Antiterro¬ 
reinheit“ im Stadtteil Baglar in 
Amed (Diyarbakir). Das Gebäu¬ 
de ist wie ein Kartenhaus 
zusammengestürzt. Bilder zeigen 
einen großen Krater an der Stel¬ 
le, wo das Gebäude gestanden 
hatAmed 

Während staatliche Stellen 
zuerst verkündeten, dass bei 
Instandsetzungarbeiten ein Pan¬ 


zer explodiert sei, erklärte heute 
die Pressestelle der Volksvertei¬ 
digungskräfte HPG, dass ihre 
Guerilla-Kräfte diese Aktion 
durchgeführt haben. Diese 
Aktion sei eine direkte Antwort 
auf die Angriffe gegen die kurdi¬ 
sche Bevölkerung, und sie diese 
Aktion in Erinnerung an die 
„Märtyrer von Amed“ durchge¬ 
führt haben. 

Guerillakräfte der HPG haben 
einen Tunnel unter das Gebäude 
gegraben und 2540 kg Spreng¬ 
stoff unter dem Gebäude plat¬ 


ziert. Zum Zeitpunkt der Explo¬ 
sion sollen sich 150 bis 200 Per¬ 
sonen im Gebäude befunden 
haben. Dies werde von der AKP- 
Regierung bewusst verschwie¬ 
gen, um die Wirkung der 
Aktion zu dämpfen. 

Die Pressestelle der HPG erklär¬ 
te, dass sie weitere Details zu 
gegebener Zeit über die Aktion 
teilen werde und betonte, dass 
keine Tyrannei gegen die Bevöl¬ 
kerung ohne entsprechende 
Antwort von ihrer Seite bleiben 
werde. (ANF, 12.4., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 

DhG Demokratie hinter 

Gittern 

Termin: 

Gedenkfest für die gefallenen 
Internationalist*innen 

In die Herzen ein Feuer — 
erinnern heißt kämpfen 

Internationalist*innen aus ver¬ 
schiedensten Regionen, die 
Kampagne Tatort Kurdistan, der 
Freundeskreis Ivana Hofftnann 
und Buntes Haus e.V. laden ein, 
zu einem Gedenkfest für die 
gef31enen Internation3ist*innen 
am 6. Mai 2017 ab 12 Uhr in 
Celle (Hannoversche Str. 30F). 
Die Idee so ein Fest umzusetzen 
und zu organisieren wurde beflü¬ 
gelt durch die tiefgreifenden Ver¬ 
änderungen und gesellschaft¬ 
lichen Errungenschaften der 
Revolution in Rojava und deren 
Verteidigung. Neben dem akti¬ 
ven Gedenken mit Angehörigen, 
einem Musik und Kulturpro¬ 
gramm, Büchertischen und Aus¬ 
stellungen, soll der Tag von einer 
Vielzahl solidarischer Organisa¬ 
tionen und Einzelpersonen mit¬ 
gestaltet werden. Wir wollen 
gemeinsam 31en internation3i- 
stischen Gefallenen gedenken 
und dafür einen Ort gest3ten, 
lenken im Rahmen des Festes 
allerdings unseren Blick auf die 
Genossinnen Ivana Hofftnann 
(Avafin Tekojin Günef), Kevin 
Jochim (Dilsoz Bahar), Günter 
Hellstern (Rüstern Cudi) und 
Anton Leschek (Zana Ciwan). 
Gemeinsam mit euch werden 
wir diesen Tag denen widmen, 
die sich auf den Weg gemacht 
haben für ein neues, ein besseres 
Leben. 

^Kulturprogramm* 

/Theater/Tanzgruppe/Grußbot¬ 
schaften/Ausstellungen/ 

*Livemusik* 

/Serhado/Nujin und Nupelda/ 
/Lurreko/Antinational Embassy/ 
/Kurdische Folklore/ 

*Speisen, Getränke und 
Bücherstände* 

Spenden zur Finanzierung der 
Veranst3tung werden unter dem 
Stichwort "Gedenkfest" an das 
untenstehende Konto der ISKU 
erbeten. 
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Türkische Luftwaffe greift 
Ziele in Rojava und Sengal an 


Die türkische Luftwaffe hat zu 
einem großangelegten Angriff auf 


kurdische Gebiete jenseits der 
türkischen Staatsgrenzen ange¬ 
setzt. Ziele waren Orte in Rojava 
(Nordsyrien) und in §engal (Süd¬ 
kurdistan/Nordirak). Den ersten 
Informationen zufolge wurden 
bei dem Angriff auf Rojava 18 
Kämpferinnen und Kämpfer der 
YPG (Volksverteidigungseinhei¬ 
ten) getötet. Beim Angriff auf 
Sengal kamen laut bisherigen 
Erkenntnissen ein Zivilist, ein 
Kämpfer der §engal Verteidi¬ 
gungseinheiten (YB§) und fünf 
Peshmerga-Kämpfer ums Leben. 
In der Nacht zum Dienstag 
gegen 2:00 Uhr griff die türki¬ 
sche Luftwaffe mit ca. 26 Kampf¬ 
flugzeugen Derik im Kanton 
Cizire (Rojava/ Demokratische 
Föderation Nordsyrien) und vier 
Dörfer an. Weiterhin wurden 
Amuda, eine Hochzeitshalle im 
Dorf Heriko und das Wadi Kisra 
in §engal mit fünf Luftschlägen 
unter Beschuss genommen. 
Außerdem wurde der Qarachox 
Berg in der Region Derik ange¬ 
griffen. Ziel waren auch die 
Radiostationen der Region. 


Im Zusammenhang mit dem 
Bombardement von Amuda und 
den Dörfern von Kisra wurde das 
Mobilfunknetz „Korek“, das von 
Masoud Barazan! und der France 
Telecom betrieben wird, abge¬ 
schaltet. Das scheint ein klarer 
Hinweis auf die Zusammenarbeit 
der südkurdischen KDP und dem 
türkischen Staat aulzuzeigen. 

Bei den Angriffen der Luftwaffe 
wurden auch die Einrichtungen 
des Radiosenders „Denge Rojava“ 
(Stimme von Rojava) auf dem 
Karachox Berg komplett zerstört, 
auch die Stimme §engals der 
Radiosender (jllRA Radyo wurde 
zerstört. 

Weiterhin kreisen die Kampfjets 
über der Großstadt Qamishlo 
(Kanton Cizire) und über den 
Dörfern von §engal. 

Die Generalkommandantur der 
Volksverteidigungseinheiten YPG 
gab folgende Erklärung ab: 

„Um 2:00 Uhr am Dienstag, den 
25. April 2017, starteten türki¬ 
sche Flugzeuge einen großange¬ 
legten Angriff auf das Hauptquar¬ 
tier des Generalkommandos der 
Volksverteidigungseinheiten YPG 
im Berg Karachox in der Nähe 


der Stadt Derik, wo sich auch ein 
Medienzentrum, ein lokaler 
Radiosender, Kommunikations¬ 
zentralen sowie einige militärische 
Institutionen befinden. Dieser 
heimtückische Angriff hat zum 
Tod und zur Verwundung einer 
Anzahl unserer Mitglieder 
geführt. 

Wir als die Volksverteidigungs¬ 
einheiten erklären, dass dieser 
feige Angriff unsere Entschlossen¬ 
heit und unseren freien Willen, 
den Terrorismus zu bekämpfen, 
nicht beeinträchtigen wird.“ 

Nach Informationen des YB§ 
Kommandanten Mazlum §ingal 
wurden in Sengal eine YB§ 
Kämpfer und fünf Peshmerga 
getötet, berichtet die kurdische 
Nachrichtenagentur ANF. Unbe¬ 
stätigten Angaben zufolge sollen 
auf dem Karachox Berg in Rojava 
18 YPG Kämpferinnen ums 
Leben gekommen sein. 

Der Ko-Vorsitzende der Partei der 
Demokratischen Einheit PYD 
Salih Muslim erklärte: „Die Anti- 
ISIS-Koalitionskräfte sollten 
nicht schweigen, wenn die Türkei 
Rojava und öengal angreift.“ 

(ANHAJANF, 25.4., ISKU) 


Erklärung der YPG-Pressestelle zum 
An griff auf Qerecox 


Die Pressestelle der YPG -Volks¬ 
verteidigungseinheiten veröffent¬ 
lichte in einer Pressemitteilung 
die Identitäten der gefallenen 
Kämpferinnen, die bei den Bom¬ 
bardements der türkischen Luft¬ 
waffe am 25.4.2017 in Qerecox 

t efallen sind. 

4it der schriftlichen Erklärung 
teilt die YPG-Pressestelle folgen¬ 
des mit: 

„Am 25.4.2017 um 2:00 Uhr hat 
die türkische Luftwaffe in der 
Region Qerecox das sich dort 
befindende Gebäude der Gene¬ 
ralkommandantur der YPG 
angegriffen. Der Angriff zielte auf 
die Einrichtungen und Gebäude 
der YPG Pressestelle, den Radio¬ 
sender Denge Rojava sowie eine 
Druckerei der Presse und militä¬ 
rische Einrichtungen. Bei dem 
Angriff kamen drei Mitarbeiter¬ 
innen des Pressezentrums sowie 
20 YPG und YPJ Kämpferinnen 
ums Leben. Zudem wurden 18 
weitere Kämpferinnen der 
YPG/YPJ verletzt. 

Unter den Gefallenen befindet 
sich der YPG Kommandant 


Mihemed Xelil (Ristem Zedan). 
Er ist eines der führenden Kom¬ 
mandanten, die die Rakka-Ope- 
ration der QSD gegen den Isla¬ 
mischen Staat immer wieder 
maßgeblich vorangebracht ha¬ 
ben. 

Dadurch, dass der IS durch die 
Offensive der YPG, YP], QSD 
und der Koalition gegen den IS 
schwere Niederlagen beigebracht 
bekommen hat und in Tabqa 
und Rakka geschlagen wird, 
wurde seitens der türkischen 
Luftwaffe diese Angriffe durchge¬ 
führt. Diese Angriffe wurden 
durchgeführt, um den IS zu 
unterstützen und um den Druck, 
der auf ihr lastet, aufzubrechen. 
Als die Generalkommandantur 
der YPG teilen wir der Bevölke¬ 
rung von Rojava und Nordsyrien 
mit, dass die Angriffe der türki¬ 
schen Regierung unseren Wider¬ 
stand gegen diese Angreiferban¬ 
den nicht geschwächt werden 
kann. 

Wir rufen die internationale 
Koalition dazu auf, dafür zu sor¬ 
gen, dass die Angriffe des türki¬ 


schen Staates auf unsere Bevöl¬ 
kerung, auf Rojava und auf unse¬ 
re nordsyrischen Kräfte uns nicht 
behindern. Auf die Angriffe wer¬ 
den wir mit legitimer Selbstver¬ 
teidigung und im Rahmen des 
internationalen Völkerrechts rea¬ 
gieren. 

Unserer heldenhaften Bevölke¬ 
rung und unseren Angehörigen 
der Gefallenen/§ehids drücken 
wir unser Beileid aus und wir 
rufen sie auf, die Verteidigungs¬ 
kräfte gegenüber den AKP- 
Angriffen durch einen besseren 
und stärkeren Zusammenhaltö 
aber auch durch das Bündeln der 
eigenen Kraft zu unterstützen, 
wir laden alle aus unserer Bevöl¬ 
kerung ein, am 29.4.2017 am 
großen Trauermarsch für die 
Sehids beim Friedhof §ehit 
Xebat Derik teilzunehmen, um 
gemeinsam den Gefallenen zu 
gedenken. 

Bis ein freier und sicherer Status 
unseres Landes erlangt und gar¬ 
antiert wird, versprechen wir, 
dass wir bis dahin den Weg 
unserer §ehids gehen werden.“ 


Meldungen: 

Große Militäraktivitäten 
der türkischen Armee in 
Colemerg und Gever 

Bakur (Nordkurdistan) - Eine 
große Militäroperation der tür¬ 
kischen Armee wurde in Cole¬ 
merg (Hakkari) und Gever 
(Yüksekova) gestartet. Gestern 
Nacht wurde laut örtlichen 
Quellen eine Militäroperation 
der türkischen Armee in der 
ländlichen Region von Cole¬ 
merg im Dorr Marünis, Civar 
und am Fuß des Berges Kato 
gestartet. Ebenso startete das 
Militär in Gever eine großange¬ 
legte Operation bei den Dörfern 
Cuda, Dilezi, Derdü,Micic, 
Mevan,Cüne, Beyeke, Uzunsirt 
und Tilüra. 

Es wird mit einer Ausweitung 
der Militäroperationen in der 
Region gerechnet. 

(ANF 27.4., ISKU) 

Türkische Armee greift 
weiter Ortschaften des 
Kantons Affin an 

Die türkische Armee hat ihre 
Angriffe gegen den Kanton Affin 
erweitert. Am Mittwoch wurden 
auch die Dörfer Meie Xelil und 
(Jeqela Jorin im Bezirks §iye 
unter Beschuss genommen. Die 
Angriffe gegen die Dörfer Ferfer- 
ke, Qerebaba und Meydan 
Ekbes im Bezirk Raco halten 
dagegen weiter an. Die Kämpfe¬ 
rinnen der Volks- und Fraue¬ 
neinheiten YPG/YPJ sind bereit 
und beantworten die Angriffe. 
Bei Ferferke konnte ein Panzer 
der türkischen Armee vernichtet 
werden, bei Qerebaba kam es zu 
heftigen Auseinandersetzungen 
zwischen den Verteidigungsein¬ 
heiten und der türkischen Besat¬ 
zerarmee. 

Schon in den folgenden Abend¬ 
stunden bereitete sich die türki¬ 
sche Armee an der Grenze bei 
Siye auf erneute Angriffe vor. 
YPG/YPJ reagierten auf diese 
Vorbereitungen. Bei den Ausein¬ 
andersetzungen wurden 17 tür¬ 
kische Soldaten getötet und ein 
Panzerfahrzeug zerstört. 

Die dauern Auseinandersetzun¬ 
gen weiter an. 

(ANF/ANHA, 27.4., ISKU) 

Türkisches Militär greift 
Radiosender Affin FM an 

Die Angriffe der türkischen 
Armee gegen Ortschaften in 
Rojava halten unvermindert an. 
Als besondere Ziele sehen sie die 
freie Presse. Neben Firfirk, Qera 
Baba, Tebe Hejreki, Mosako, 
Binirik, Meydan Ekbes und 
§enkliye im Bezirk Raco sowie 
den Dörfern Ceqela Jorin und 
Mela Xelil im Bezirk §iye nahm 
die türkische Armee am Don- 





Die Bedingungen, die zum 
unbefristeten Hungerstreik 
geführt haben, halten weiterhin an 


Die humanitären Bedingungen in 
den türkischen Gefängnissen 
haben sich verschlechtert und die 
Repressionen gegenüber den 
Gefangenen wurden mit der 
Begründung des Ausnahmezu¬ 
standes verschärft. Diese Entwik- 
klung lässt sich den Berichten 
unserer Institutionen über die 
türkischen Gefängnisse entneh¬ 
men. Am 15. Februar 2017 hat 
eine Gruppe von Gefangenen 
einen unbefristeten Hungerstreik 
begonnen. Die Forderungen der 
Hungerstreikenden können wie 
folgt zusammengefasst werden: 
Verbesserung der Haftbedingun- 

f en, Beendigung der anhaltenden 
estnahmen und Verhaftungen 
aufgrund von Meinungsäußerung 
und politischer Arbeit, Beendi¬ 
gung der militärischen und politi¬ 
schen Repressionen gegenüber 
der Bevölkerung und Beendigung 
der Isolationshaft gegenüber 
Abdullah Öcalan. 

Am 19. April 2017 haben die 
Gefangene erklärt, dass sie ihren 
unbefristeten Hungerstreik, der 
am 15 Februar 2017 im T2- und 
T3-Gefängniss in Izmir Aliaga 
Sakran begonnen wurde, beendet 
haben. Die Hauptforderungen 
der Hungerstreikenden waren die 
Einstellung der Repression in den 
Gefängnissen und die Verbesse¬ 
rungen Haftbedingungen. Wir 
können die Bedingungen in den 
Gefängnissen sowohl nach eige¬ 
nen Untersuchungen in den 
Gefängnissen als auch nach Aus¬ 
sagen der Hungerstreikenden wie 
folgt auflisten: 

Nach dem gescheiterten Militär¬ 
putsch wurden 45.000 Menschen 
vor allem unter dem Vorwurf der 
Beteiligung am Militärputsch 
und Mitgliedschaft in der Fetul- 
lah-Gülen-Organisation festge¬ 
nommen. Aufgrund des Drucks 
der Justiz wurden mehr als 
10.000 Oppositionelle, allen 
voran kurdische Oppositionelle, 
verhaftet. Die Festnahmen und 
Verhaftungen halten ungebro¬ 
chen an. Das führt dazu, dass die 
Gefängnisse überfüllt sind und 
dort ein menschenwürdiges 
Leben nicht mehr möglich ist. 
Nach Angaben des türkischen 
Justizministeriums vom 1. 
November 2016 befanden sich 
197.297 Menschen im Gefäng¬ 


nis, aber wir vermuten, dass es 
mehr als 210.000 Gefangenen 
gibt. Die verdeckte OHAL- 
Amnestie von kriminellen Inhaf¬ 
tierten hat das Problem der über¬ 
füllten Gefängnisse auch nicht 
gelöst. 

Die Erklärung des Ausnahmezu¬ 
standes sowie die daraufhin erlas¬ 
senen Gesetzesdekrete führten zu 
Einschränkungen der vorhande¬ 
nen gesetzlichen Rechte, woraus 
ebenfalls schwerwiegende Men¬ 
schenrechtsprobleme resultierten. 
Die Praxis der Isolation in den 
Gefängnissen, willkürliche 
Behandlung jeglicher Art, Folter 
und Misshandlungen, Gefange¬ 
nenverlegungen, willkürliche Dis¬ 
ziplinarstrafen, Verhinderung der 
medizinischen Behandlung von 
kranken Gefangenen sowie die 
Nichtentlassung von schwerkran¬ 
ken Gefangenen aus dem Gefäng¬ 
nis sind nur einige der vielen Pro¬ 
bleme. 

Es unterliegt der Verantwortung 
des Justizministerium,s die trotzt 
Beendigung der Hungerstreiks 
noch immer anhaltenden oben 
genannten negativen Bedingun¬ 
gen zu beheben. Gemäß den 
internationalen Konventionen 
bezüglich den Grundrechte und 
Freiheiten, allen voran die straf¬ 
rechtlichen Vorschriften sowie der 
UN-Charta und Empfehlungen 
bezüglich der Gefangenenrechte 
müssen diese negativen Bedin- 
ungen schnellstmöglich beho- 
en werden. 

Unsere Institutionen werden auch 
in Zukunft ein Augenmerkauf die 
Rechte von Gefangenen haben 
und die Arbeiten noch effektiver 
fortsetzen, damit diese negativen 
Bedingungen behoben werden. 

Es ist notwendig, dass die medizi¬ 
nische Versorgung der hunger¬ 
streikenden Gefangenen nach der 
Beendung ihres Hungerstreiks 
nach den Grundsätzen der Türki¬ 
schen Ärztekammer (TTB) fer- 
folgen. 

Die Behandlung und orale sowie 
intravenöse (parenterale) Ernäh¬ 
rung nach dem Hungerstreik soll¬ 
ten nach den Behandlungsproto¬ 
kollen (Anweisungen) der medizi¬ 
nischen Kammer des türkischen 
Ärztekammer, die an die Gefäng¬ 
nisärzte gesendet wurden, vollzo¬ 
gen werden, damit die medizini¬ 


schen Probleme, welche durch 
falsche Ernährung und Behand¬ 
lung nach einem Hungerstreik 
entstehen, minimiert werden. 
Das gesamte medizinische Perso¬ 
nal, das nach der Beendigung des 
Hungerstreiks für die Ernährung 
und Behandlung der Gefangenen 
zuständig ist, kann und soll die 
Behandlunsgempfehlungen unter 
der unten angegebenen Webseite 
einsehen. 

Es ist von großer Bedeutung, dass 
die Gefangnisbehörden in 
Zusammenarbeit mit den 
Gefängnisärzten die notwendigen 
Nahrungsmittel zur Verfügung 
stellen, damit die Ernährung und 
Behandlung gemäß den Behand¬ 
lungsempfehlungen vorgenom¬ 
men werden kann. 

Gleichzeitig ist es wichtig, dass 
das Justizministeriums .den Dia¬ 
log mit der Türkischen Ärztekam¬ 
mer sucht und eine medizini¬ 
schen Kontrolle durch unabhän¬ 
gige Ärzte in den Gefängnissen 
zulässt. 

Wir verurteilen die antidemokra¬ 
tische Haltung der Regierung, die 
all unsere Dialogaufrufe während 
des Hungerstreiks ignoriert hat. 
Bei den Gesprächen von Abge¬ 
ordneten oder Vertretern unseres 
Vereins mit dem Justizministe¬ 
rium wurde unsere Aufforderung 
zum Dialog nicht positiv aufge- 

f riffen uncfsomit die Lösung des 
roblems vertagt. Diese Haltung 
unterschied sich von der Haltung 
des Justizministeriums bei den 
vorherigen Hungersteiks. 
Zusammenfassend können wir 
sagen: Die negativen Bedingun¬ 
gen, die zum unbefristeten Hun¬ 
gerstreiks geführt haben, halten 
weiterhin an. Wir werden weiter¬ 
hin bestrebt sein, zur Beendigung 
dieser Situation beizutragen sowie 
für die Einführung der Rechte 
von Gefangenen einzutreten. 
Menscbenrecbtsverein — INSAN 
HAKLAR1 DERNEGl (1HD) 
Türkischer Menschenrechtsstiftum 
- TÜRKlYE iNSAN HAKLAW 
VAKFI (TlHV) 
Platform der freiheitlichen Jurist- 
Innen - ÖZGÜRLUKCfÜ 
HUKUKCULAR PLATFORMU 
(ÖHP) 

Fortschrittliche Juristlnnenverein — 
QAGDAf HUKUKgULAR 
DERNEGl (QHD) 


—Erklärung der YPG-Pressestelle... 


Die Identitäten der §ehids von 
Qerecox (Kampfnamen in Klam¬ 
mern): 

- Cansu Agay (Ararat Cüdi) 

- Nese Yildiz (Arjin Azad) 

- Xelat Bozi (Awaz Botan) 

- Yunus Tekinalp (Bahoz Tolhil- 
dan) 

- Mustefa Elo (Baqi Efrin) 


- Stnan Sol (Bawer Intiqam) 

- Satilmij Kaplan (Devrim Güney) 

- Email Mihemed (Botan Girbawi) 

- §ukri Hesen (Eitler Qami§lo) 

- Heqi Hisen (Heqi Bagok) 

- Aysel Gündogdu (Jiyan Ämed) 

- Ferec Ciriq (Necirvan) 

- Gulistan §ahin (Nüda Gulbi- 
har) 


— Ehmed Hemo (Rewan Genco) 

— Mehemed Xelil (Rüstern 
Zedan) 

— Rim Xi§man (§tlan Botan) 

— Hemide Hemo (§ilan Kobane) 

— Hevidar Ebdi (Sozdar Garzan) 

— Zehra Betül Ertaj (Zilan Roj) 

— Ebduleziz Mihemmed (Destan 
Qami§lo) (ANF, 27.04., ISKU) 


nerstag gegen 23:50 Uhr das 
Dorf Hemarn in Cindirs mit 
Panzern und Mörsern unter 
Beschuss. 

Ein besonderes Ziel für das tür¬ 
kische Militär ist die freie Presse 
Rojavas. Nachdem sie vor drei 
Tagen die Radiosender Denge 
Rojava und (Jira zerstört haben, 
zerstörten sie nun den Radiosen¬ 
der Afrin FM im Bezirk §iye im 
Kanton Afrin. 

(ANNA, 28.4., ISKU) 

Gabriel: Keine weiteren Waf¬ 
fen an die südkurdischen 
Pejmerge 

Außenminister Gabriel hat bei 
seinen Treffen mit der Regierung 
des Irak und der Regionalen 
Regierung Kurdistans (KRG) in 
dieser Woche durchblicken las¬ 
sen, dass Deutschland keine wei¬ 
teren Waffen an die Pe§merge 
liefern wird. 

Bei dem Treffen hatte Barzani 
sich bei dem bundesdeutschen 
Außenminister Gabriel für die 
Waffenhilfe bedankt und 
erklärt, dass diese für die Opera¬ 
tion zur Rettung Mossuls nicht 
ausreichend wären. 
Außenminister Gabriel hatte 
allerdings einen Tag zuvor bei 
seiner Visite in Bagdad bereits 
verkündet, dass Deutschland 
keine weiteren Waffen für den 
Kampf gegen den IS zur Verfü¬ 
gung stellen würden. Auch 
werde eine Ausweitung der bis¬ 
her geleisteten Ausbildungshilfe 
nicht in Betracht gezogen. 

Seit 2014 wurden von Deutsch¬ 
land in die Region bei 30 Liefe¬ 
rungen mehr als 2.000 Tonnen 
Waffen geliefert, darüber hinaus 
leisten etwa 150 Militärs den 
Pcsmcrgc der KRG Ausbil- 
dungshüfe. 

Die Waffenlieferungen an die 
Pejmerge waren zuletzt auf 
erhebliche Kritik gestoßen. Erst 
im März dieses Jahres gab es 
Meldungen, wonach die 
Pesmerge die von Deutschland 
gelieferten Waffen gegen die 
Eziden im Sengal eingesetzt 
haben. (ANF, 22.4., ISKU) 
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Tabqa auf dem Weg zur Freiheit 


Die Demokratischen Kräfte 
Syriens QSD haben sechs weitere 
Stadtteile in Tabqa vom IS 
befreien können. Der größte Teil 
der Stadt befindet sich bereits 
unter der Kontrolle der Freiheits¬ 
kämpferinnen. 

Die am 21. März 2017 gestartete 
Offensive auf Tabqa zur Befrei¬ 
ung vom IS ist fast abgeschlossen, 
das Ziel ist fast erreicht und die 
Offensive kann in Kürze abge¬ 
schlossen werden. Sowohl am 
Tag, als auch in der Nacht 
kämpften sich die Freiheitskämp¬ 
ferinnen von Flaus zu Flaus, von 
Straße zu Straße vorwärts. So 
haben sie das Stadtzentrum 
erreicht. 

Am Samstag wurden in Tabqa die 
Stadtteile EI-Mehaci, El-Büserab, 
Ebü E§, Keniseya Asüriyan, El- 

Salih Müslim 

Der Kovorsitzende der Partei der 
Demokratischen Einheit (PYD) 
Salih Muslim hat sich in einem 
Interview mit der Nachrichtena- 
entur Firatnews für eine Flugver- 
otszone über Rojava ausgespro¬ 
chen. Im Folgenden veröffent¬ 
lichen wir den Abschnitt des 
Interviews, in dem Muslim auf 
die Angriffe der Türkei auf Rojava 
und §engal, sowie das Verbot der 
YPG/YPJ-Flagge in Deutschland 
eingeht: 

Die Türkei hat bis heute schon 
mehrmals Rojava angegriffen. Doch 
zum ersten Mal hat sie nun solch 
einen Luftangriff geflogen. Wie 
müssen wir das bewerten? Beginnt 
eine neue Phase? 

Es sticht schon hervor, dass der 
letzte Angriff der Türkei nach 
dem Referendum durchgeführt 
wurde. Mit dem Referendumser¬ 
gebnis im Rücken will Erdogan 
sich selbst zum Sultan küren. Aus 
diesem Grund führt er solch 
einen Angriff aus, denn er will 
seine Kraft demonstrieren. Zuvor 
hat es in Afrin grenzüberschrei¬ 
tende Angriffe gegeben, und nun 
kam es zu dem Luftangriff Ohne 
Zweifel wurden diese Ziele zuvor 
ausgewählt. Es war bekannt, dass 
in Qere^ox (Karakoc) das Haupt¬ 
quartier der YPG war. Auch die 
Ziele in §engal wurden mit 
Bedacht ausgewählt. Insbesonde¬ 
re der Beschuss der Peschmerga 
stellt eine Message an alle Kurden 
dar. Es handelt sich um einen 
bewussten Angriff, mit dem Ziel 
die Kurden einzuschüchtern. 
Auch den internationalen Kräf¬ 
ten, wie den USA und Russland, 
vermittelt Erdogan so die Nach¬ 
richt: „Ich werde die Kurden ver- 


Kesara und El-Mishir vom IS 
befreit. Die Kämpferinnen der 
QSD haben mit einer Durchsu¬ 
chungsoperation in diesen Stadt¬ 
teilen begonnen. 

Nach erhaltenden Informationen 
wurden bei den Gefechten 14 
Mitglieder des IS getötet. Die IS- 
Banden, die sich im östlichen Teil 
der Stadt zurückgezogen haben, 
sind eingeschlossen und umzin¬ 
gelt. Zurückgeblieben sind jede 
Menge unterschiedliche Arten 
von Waffen und Munition, dar¬ 
unter eine große Anzahl von AK- 
47 Gewehre, BKC, B-7 Raketen¬ 
werfer und Raketenkörper, sowie 
weitere Werkzeuge, Zubehör und 
Munition, was von den QSD 
sichergestellt werden konnten. 
Selbst Flammenwerfer aus türki¬ 
scher Produktion wurden gefun- 


nichten“. Das ist im Grunde ihr 
alter Plan. Wenn man all ihre 
Angriffe in jüngster Vergangen¬ 
heit betrachtet, so sieht man, dass 
die Türkei immer angreift, sobald 
der IS an einem anderen Ort von 
uns in die Ecke getrieben wird. 
Sie bewegen sich m Rojava und all¬ 
gemein in Syrien in Koordination 
mit der Internationalen Koalition. 
Insbesondere bei der Rakka Opera¬ 
tion wurden durch diese Zu¬ 
sammenarbeit bedeutende Etappen 
erreicht. Was waren nun die Reak¬ 
tionen dieser Kräfte auf die türki¬ 
schen Angriffe. Aus der Presse ist 
keine ernsthafte Reaktion zu erken¬ 
nen. Gab es ein besonderes Treffen 
mit diesen Kräften? 

Die Türkei ist gerissen. Kurz vor 
dem Angriff erklärten sie in Rich¬ 
tung Russland und den USA, „da 
ist die PKK, ich werde sie angrei¬ 
fen“. Es gab praktisch nicht die 
Möglichkeit, darauf zu antwor¬ 
ten. Der letzte Angriff wurde 
auch auf dieser Art und Weise 

f emacht. Russland und die USA 
aben es nicht akzeptiert. Es gibt 
auch einige Reaktionen, die in 
den Medien wiedergegeben wur¬ 
den. Soweit ich weiß! hat auch 
der US-Botschafter in Ankara 
eine Reaktion gezeigt. Auch US- 
Kommandanten haben vor Ort 
Untersuchungen durchgeführt. 
Sie haben ihre Reaktionen zu 
Wort gebracht. Aber natürlich 
nicht auf dem Niveau, auf wel¬ 
chem wir es erwarten. Nach die¬ 
sen Angriffen verlangt die Bevöl¬ 
kerung von Rojava dre Ausrufung 
einer Flugverbotszone über den 
Luftraum von Rojava. Wenn 
keine Flugverbotszone ausgerufen 
wird, werden die Angriffe von 
Erdogan andauern. 


den. Diese werden von der türki¬ 
schen Armee genutzt. 

Einer der Kämpfer der QSD, der 
an der Befreiung von Tabqa 
ihren teilnimmt, ist Kendal 
Qamiflo. Er erklärt, dass es ab 
jetzt in Richtung Freiheit geht: 
„Der IS ist im Osten eingeschlos- 
sen und umzingelt. Wir haben 
Tabqa zum größten Teil vom IS 
befreit uncf die Zivilisten in 
sichere Regionen geführt. Wir 
bringen das noch \hrbliebene zu 
Ende und damit werden wir in 
Kürze die ganze Stadt befreit 
haben. Dann werden wir auch 
am Damm weiter vorstoßen. Die 
IS Banden sind zahlenmäßig 
nicht mehr viele. Die noch Ver¬ 
bliebene können eh keinen 
Widerstand mehr leisten.” 

(ANF, 30.4., ISKU) 


Was verlangen sie? 

Wir wollen eine Flugverbotszo¬ 
ne. Wir wollen, dass die Türkei 
sich vollständig aus Rojava und 
Syrien zurückzieht. Wir wollen, 
dass sie sich nicht einmischt. Ihr 
Plan ist es nämlich, dort alles 
durcheinanderzubringen. Wir 
wollen, dass die Türkei ihre 
Hände aus Syrien zurückzieht. 
Die YPG und YPJ ist heute auf der 
ganzen Welt zu einem Symbol 
geworden. Doch Deutschland hat 
diese Symbole verboten. Wie kom¬ 
mentieren sie das? 

Heute ist die. gesamte Welt, die 
europäische Öffentlichkeit mit¬ 
eingeschlossen, auf der Seite der 
Kurden. Alle zeigen ihre Solida¬ 
rität. Doch wenn man den poli¬ 
tischen und staatlichen Nutzen 
betrachtet, sieht es anders aus. 
Großbritannien verkauft eine 
Menge an Waffen an die Türkei. 
Dies gilt auch für Deutschland. 
Um diese Interessen zu schützen, 
tun sie solche Dinge. Doch wir 
wissen, dass diese Symbole auf 
der ganzen Welt getragen wer¬ 
den. Wenn sie mit Fahnenverbo¬ 
ten den Terrorismus unterbinden 
wollen, glaube ich, muss 
Deutschland zu allererst die tür¬ 
kische Flagge verbieten. Denn 
die Türkei agiert gemeinsam mit 
dem Terrorismus. Sie bauen 
Camps und Lager für terroristi¬ 
sche Gruppen und unterstützen 
sie. Aus diesem Grund muss 
zuallererst die Flagge der Türkei 
verboten werden. Diese Verbote 
sind nicht rechtens. Wir hoffen, 
dass Deutschland diesen Fehler 
rückgängig macht. Es ist eine 
unhaltbare und lächerliche Ent¬ 
scheidung. 

(ANF, 30.4., CA) 


Meldungen: 

Jinwar, ein Dorf von Frauen 
und für Frauen 

In Rojava vollzieht sich eine 
Revolution. Und so scheint es 
auch nur natürlich, dass es ein 
Feld für verschiedene gesell¬ 
schaftliche Experimente ist. 
Eine Gruppe von Frauen hat 
sich nun dazu entschlossen ein 
Dorf für Frauen zu schaffen. Sie 
haben den ersten Grundstein für 
Jinwar, so nennen sie ein Dorf 
für Frauen, gelegt. Jinwar ent¬ 
steht in Rojava, im Kanton 
Cezir, nahe der Stadt Dirbesiye. 
Jinwar soll Frauen einen Frei¬ 
raum bieten. Dirnen Evin, eine 
der am Aufbau des Dorfes betei¬ 
ligten Frauen weist darauf hin, 
dass es sich bei dem Jinwar nicht 
bloß um irgend ein weiteres 
Dorf handelt sondern, wie sie 
sagt, „Frauen eines Kultur- und 
Let lensraumes bedürfen, in dem 
sie ihre eigene Sprache entwic¬ 
keln, in dem sie sich selber orga¬ 
nisieren und in dem sie ihre 
eigene ökonomische Unabhän¬ 
gigkeit erlangen können“. Das 
Leben soll im Einklang mit der 
Natur stehen. Dazu gehört für 
sie auch, dass die Piäuser aus 
ökologisch verträglichen Materi¬ 
alien bestehen. So ist derzeit die 
Errichtung von 30 Gebäuden 
geplant. Sie werden aus Lehm 
und Steinen gebaut. Gebaut 
von Frauen für Frauen. Ihr 
Traum ist es, sagt Dirnen Evin, 
eine Gemeinschaft ohne Geld 
zu bilden. Auch der Handel mit 
den angrenzenden Dörfern und 
Städten soll auf Basis des Tau¬ 
sches stattfinden. Heute hört 
sich das noch wie eine Utopie 
an, aber morgen kann es schon 
Wirklichkeit sein. 

(YÖP, 2.5., ISKU) 

Straßenkontrollen KDP naher 
Gruppen bei Sinüne 

Sinüne wurde am 3. März 2017 
von der KDP und seinen nahste¬ 
henden Gruppen besetzt. Diese 
griffen damals die Bevölkerung 
an, die sich davon jedoch nicht 
beeindrucken ließen. 

Ein Korrespondent des TV-Sen- 
ders Qra TV, der sich aktuell in 
der Region befindet, meldet, dass 
die Straßen und Wege im Dorf 
Serfedin von KDP nahen Grup- 

f ien kontrolliert werden. Diese 
assen die Bevölkerung nicht 
nach Sinüne passieren. Ohne 
eine Vorwarnung oder einen 
Hinweis darauf, dass die Fahr¬ 
zeuge von Zivilistinnen kontrol¬ 
liert werden sollen, wurden nun 
zivile Fahrzeuge zu durchsucht. 
Die KDP kündigte zu vor an, 
dass Fahrzeuge der HPG, YB§ 
und Asayi$ des Ezidxans die 
Region nicht passieren dürfen. 


Flugverbotszone für Rojava 




Erdogans neues Konzept 


Nach dem Referendum hat sich 
die Kurdenpolitik des türkischen 
Staatspräsidenten weiter heraus¬ 
kristallisiert. Die Angriffe auf 
Qerecox und Shengal waren ein 
erneuter Beweis für seine Unter¬ 
stützung für den sogenannten 
Islamischen Staat. Darüber hin¬ 
aus verfolgt er auch weiterhin 
sein Bestreben, sich zum „Sultan 
des Mittleren Ostens“ zu küren. 
Bei jeder Möglichkeit spricht er 
von dem Fehler, den sie im 
“Nordirak” zugelassen haben 
(gemeint ist die kurdische Auto¬ 
nomieregion in Südkurdistan/ 
Nordirak, Anm. d. R.) und 
davon, dass er einen ähnlichen 
Fehler in Syrien nicht zulassen 
werde. Währenddessen werden 
aber Verantwortliche der Demo¬ 
kratischen Partei Kurdistans 
(KDP) in Istanbul empfangen. 
Diese denken, dass ihnen 
dadurch ein gewisser Wert beige¬ 
messen wird, weil sie vermeint¬ 
lich die „guten Kurden“ sind, 
während die PKK die „schlech¬ 
ten Kurden“ darstellt, ln diesem 
Rahmen kommen die KDP und 
AKP in einem Anti-Kurden- 
Bündnis zusammen. 

Die KDP glaubt tatsächlich 
daran, dass die Türkei bei ihrem 
Angriff auf Shengal versehentlich 
auch Peshmerga-Kämpfer getö¬ 
tet hat. Doch allein die Tatsache, 
dass sie eine solche Behauptung 
aufstellen können, zeigt doch, 
dass die KDP selbst in die 
Angriffe verwickelt ist. 

Die Angriffe auf Qerecox 
bezweckten das vorzeitige Ende 


Der Satellitenbetreiber Eutelsat 
möchte aufgrund eines Beschlus¬ 
ses der türkischen Aufsichtsbe¬ 
hörde für Radio und Fernsehen 
(RTÜK) die Ausstrahlung der 
kurdischen Fernsehsender Ronahi 
TV, NewsChannel und Sterk TV 
einstellen. 

In der Türkei wurden im vergan¬ 
genen Jahr 150 Fernseh- und 
Radiostationen sowie Tageszei¬ 
tungen verboten. Plünderte Jour¬ 
nalisten verloren daraufhin ilire 
Arbeit. Laut „Reporter ohne 
Grenzen“ (RSF) ist die Türkei 
eines der Länder, in denen es 
keine Pressefreiheit gibt. In der 
Aufreihung der 180 Länder, in 
denen die Pressefreiheit beschnit¬ 
ten wird, liegt die Türkei auf Platz 

155. 

Unter dem Erdogan-Regime wird 
die Unterdrückung und Verfol- 
ung der kritischen Stimmen und 
er Opposition auch außerhalb 
der Tür! tei ausgeweitet; sie sollen 
sowohl im Inland als auch im 
Ausland mundtot gemacht wer¬ 
den. So hat die staatlich-türkische 
Aufsichtsbehörde RTÜK ein Ver¬ 
bot der in Europa sendenden kur- 


der Rakka-Offensive. Denn die 
AKP hat den USA schon mehre¬ 
re Pläne für eine Operation auf 
die vermeintliche iS-Hauptstadt 
vorgelegt, in welchen die YPG 
ausgeklammert werden sollte. 
Diese Pläne wurden aber nicht 
akzeptiert. Der letzte Angriff 
stellt nun eine Message an die 
USA dar: Wenn ihr uns nicht 
involviert, dann finden wir 
schon einen Weg, uns selbst zu 
involvieren! 

Auf der anderen Seite haben sie 
erwartet, dass die Kurden die 
USA aufgrund des Angriffes 
beschuldigen und somit die 
Rakka-Offensive stoppen wer¬ 
den. Daraufhin wären sie selbst 
aktiv geworden. Die Türkei woll¬ 
te also Rakka, das mittlerweile 
fast vollständig von den Demo¬ 
kratischen Kräften Syriens 
(SDF) umzingelt wurde, einneh¬ 
men und den „Sieg“ auf ihr 
Konto verbuchen. 

Die Pläne der Türkei liefen 
jedoch ins Leere. Nach Qerecox 
wurde der Einmarsch in Gire Spi 
(Tall Abyad) geprobt und Dirbe- 
spiye bombardiert. Nachdem 
auch dieser Plan nicht aufging, 
setzt Ankara erneut auf diploma¬ 
tischen und wirtschaftlichen 
Verkehr. Erdogan spricht davon, 
dass er die gemeinsamen Bilder 
von US-Solaaten und YPG’lern 
Donald Trump vorlegen wird. 
Als ob dieser die Bilder nicht 
kennt! 

Auf der Tagesordnung sind auch 
wieder einmal die Syrien- 
Gespräche in Astana. Wir wissen 


dischen Fernsehsender beschlos¬ 
sen und den zuständigen Institu¬ 
tionen in Europa mitgeteilt. Sie 
übt oline die Zustimmung der 
Lizenzbetreiber der jeweiligen 
Länder Druck auf den Satelliten¬ 
betreiber aus, die Ausstrahlung 
der kurdischen Sender einzustel¬ 
len. Bereits im Oktober 2016 hat 
Eutelsat die Ausstrahlung des in 
Belgien ansässigen kurdischen 
Nachrichtensenders MedNuce 
TV und des aus Stockholm arbei¬ 
tenden Kanals Newroz TV auf 
Antrag der Erdogan-Regierung 
gestoppt. 

Mitte November hat ein Pariser 
Gericht den Stopp der Ausstrah¬ 
lung durch den Satellitenbetrei¬ 
ber Eutelsat für unrechtmäßig 
erklärt und zu einer Entschädi¬ 
gungszahlung verurteilt, die bis 
heute nicht umgesetzt wurde. 
Eutelsat ist der drittgrößte Satelli¬ 
tenbetreiber der Welt und wurde 
als übernationale Organisation 
durch eine Regierungsvereinba¬ 
rung zwischen 26 europäischen 
Staaten gegründet. Über die 
Satelliten von Eutelsat sind Fern¬ 
sehprogramme in Europa, dem 


absolut nicht, was Erdogan die¬ 
ses Mal feilbieten wird! Die 
anze “Opposition” hat sich 
ereits ergeben, nachdem sie von 
Ankara fallengelassen wurde! 

Das Seltsame ist, dass niemand 
fragt, warum sich diese Kreise 
ergeben. Jeder schweigt, als wäre 
man überzeugt davon, dass die 
“Opposition’ keinen “Sieg” 
mehr einfahren könne. Man 
denkt sich, dass die Reste der 
Opposition zusammen mit dem 
IS oder Al-Nusra bestimmt 
untergehen werden. Die Türkei 
wird das aber nicht so einfach 
zulassen, denn noch immer sind 
ihre Interessen auf dem Spiel. 
Die Türkei pflegt zwar bestimm¬ 
te Beziehungen zur USA und 
Russland, allerdings tut sich 
immer mehr das Image des 
“ungezogenen Kindes” auf. Die 
Probleme, welche die Türkei ver¬ 
ursacht, erinnern an Kinder, die 
ihren Eltern nur “Kopfschmer¬ 
zen” bereiten. Jeder sagt ihm, er 
solle brav bleiben, aber er tut, 
was er für richtig hält. Die Frage 
ist, wie lange dieser Zustand 
noch weiter geht! Denn dieses 
ungezogene Rand hat mittlerwei¬ 
le alle Grenzen überschritten 
und macht den Spielverderber. 
Und dies führt unweigerlich zur 
Geduldsgrenze... 

Erdogan muss verstehen, dass es 
nicht mehr so einfach ist, die 
Kurden anzugreifen. Er muss 
verstehen dass unser Kampf legi¬ 
tim ist. Dies ist mittlerweile 
jedem bewusst, bis auf eben der 
Türkei. (ÖD, 3.5., CA) 


Mittleren Osten, Afrika, Indien 
und einem großen Teil Asiens und 
Amerikas zu empfangen. Die tür¬ 
kische Regierung hat jetzt mit der¬ 
selben Vorgehensweise erneut den 
Satellitenbetreiber aufgefordert, 
die Sendungen der über Hotbird 
laufenden kurdischen Fernsehsen¬ 
der Ronahi TV, NewsChannel 
und Sterk TV einzustellen. 

Daher rufen wir alle Medienver¬ 
treter, NGOs, Parlamentarier, 
Menschenrechtsaktivisten sowie 
internationale und nationale 
Organisationen dazu auf, sich mit 
den kurdischen Sendern zu soli¬ 
darisieren und dem Druck der 
Türkei nicht nachzugeben. Die 
Türkei handelt erneut gegen die 
Pressefreiheit und den geltenden 
Rechtsstandard. Es darf nicht 
hingenommen werden, dass die 
Türkei ihre verfolgungs- und Ver- 

S olitik gegen kritische 
;n nach Europa transferiert. 
Die Meinungs- und Pressefreiheit 
sind Grundrechte, welche für alle 

f eiten müssen. 

Jnterzeichnet die Online-Peti- 
tion: www.protest-euteIsat.com 

(NAV-DEM, 3.5., ISKU) 


Allerdings wurde die Zivilbevöl¬ 
kerung nicht benannt. 

Die Spannungen in Sinüne hal¬ 
ten weiter an. Ezidlnnen wird 
weiterliin der Einlass in die Ort¬ 
schaft verboten. 

(ANF, 2.5., ISKU) 

Militärrat von Minbic wächst 
um weitere 275 Kämpferinnen 

Drei Monate lang haben Jugend¬ 
liche an der Akademie §ehit Fay- 
sal Ebu Leyla an einer politischen 
und militärischen Ausbildung 
teilgenommen. Nun ist die Aus¬ 
bildung von 275 Kämpferinnen 
abgeschlossen. Sie haben sich 
esamt dem Militärrat von Min¬ 
ie angeschlossen und nehmen 
ihren Platz im Militärrat ein. 

(ANF, 29.4., ISKU) 

1. Mai: 200 Menschen in 
Istanbul festgenommen 

Am 1. Mai wurden mehr als 200 
Menschen in Istanbul von der 
Polizei festgenommen. Zuvor 
hatten die Beamten die Demon- 
strantlnnen im Stadtteil Meci- 
diyeköy mit Tränengas und 
Gummigeschossen angegriffen, 
wie Reuters berichtete. T)ie Teil¬ 
nehmer trugen Banner mit der 
Aufschrift »Lang lebe der 1. Mai 
- nein zum Diktator« und woll¬ 
ten damit zum Taksim-Platz zie¬ 
hen. Dort wollten linke Grup¬ 
pen trotz eines Verbots ihre For¬ 
derungen vorstellen. Der Taksim 
ist der traditionelle Kundge¬ 
bungsort der Arbeiterbewegung 
in der Türkei. Auf den Tag genau 
vor 40 Jahren hatte dort eine 
vom Militär gebildete und von 
den USA unterstützte Konter¬ 
guerilla ein Massaker an Gewerk¬ 
schaftern verübt, bei dem drei 
Dutzend Menschen ums Leben 
kamen. 2013 wurde der Platz 
zum Symbol des Protests gegen 
die autoritäre Herrschaft von 
Staatspräsident Recep Tayyip 
Erdogan und seiner regierenden 
AK-Fartei. Seitdem wurden die 
Rechte von Frauen, Arbeitern 
und ethnischen und religiösen 
Minderheiten weiter gesc hleift. 

(jW,2.5., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 

YÖP Yeni Özgür Politika 

OD Özgürlükcü Demokrasi 

JW junge Welt 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 

bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

IBAN: DE42370100500003968506 
BIC: PBNKDEFF (Postbank Köln) 

Weitere Informationen findet Ihr im 
Internet unter: 

www.isku.org 
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Der Knotenpunkt Rakka 


Die US-Regierung hat so lange 
wie möglich abgewartet und die 
Türkei hat so lange wie möglich 
versucht, die Rakka Operation 
hinauszuzögern. Doch das 
Erwartete ist eingetroffen. Die 
Regierung um Trump hat nun 
direkte Waffenlieferungen an die 
YPG beschlossen. Das Gewicht 
des Pentagon und des Nationalen 
Sicherheitsrates innerhalb der 
Trump-Regierung hat sich durch 
diese Entscheidung direkt vor 
dem Treffen zwischen Trump 
und Erdogan noch einmal mehr 
bestätigt. T)ie Geschichte selbst 
zwingtKräfte von zwei entgegen¬ 
gesetzten ideologischen Polen zu 
Bündnissen. Wir befinden uns 
heute in einer ähnlichen histori¬ 
schen Phase wie zu Zeiten des 
Zweiten Weltkrieges, als die USA 
mit der Sowjetunion, der unter¬ 
schiedlichen Weltanschauungen 
zum Trotz ein Bündnis gegen den 
Hitler-Faschismus geschlossen 


hatte. Die Kräfteverhältnisse und 
die militärische Größenordnung 
sind natürlich vollständig anders, 
doch die Dunkelheit die 
bekämpft wird ist genauso fin¬ 
ster. Wenn Rakka fallt, wird die 
Kraft des IS im großen Maßstab 
zusammenbrechen. Doch jeder 
weiß auch, dass wenn der Io sein 
Herrschaftsgebiet verliert, er sich 
selbst erneuern und weiter exi¬ 
stieren wird. An diesem histori¬ 
schem Wendepunkt ist es wich¬ 
tig, dass aus den Rissen, die die 
muslimischen Staaten des Mittle¬ 
ren Ostens, welche dschihadisti- 
sche Gruppen wie den IS direkt 
oder indirekt unterstützen, mit 
ihren dunklen Projekten aufge¬ 
brochen haben, nicht die Staaten 
selbst, sondern dieses Mal die 
Unterdrückten der Welt gestärkt 
herausbrechen können. Der 

f roßte Widerstand gegen den 
larsch der Demokratischen 
Kräfte Syriens (QSD) die im 


Namen der Unterdrückten vor¬ 
wärtsschreiten, kommt aus der 
Türkei. 

Bei der Betrachtung der regie¬ 
rungsnahen Medien der Türkei 
wird offensichtlich, dass das in 
die Schlagzeilen getragene 
Thema die Waffenunterstützung 
ist. Doch das ist nicht das Ent¬ 
scheidend. Solange es Luftunter¬ 
stützung gibt, haben die Demo¬ 
kratischen Kräfte Syriens die 
Kapazität mit der eigenen Kraft, 
wenn auch unter großem Verlust 
der eigenen Kämpfer, Rakka vom 
IS zu Befreien. Diese Realität hat 
sich in Tel Abyad, Minbic und 
Tabka gezeigt. Ohne Zweifel sind 
moderne Waffen zur effizienteren 
Bekämpfung im Kampf gegen 
die Dunkelheit kein unwichtiges 
Thema. Es wäre nicht richtig, die 
Bedeutung der Waffenunterstüt¬ 
zung zu unterschätzen. Der wich¬ 
tigste Beitrag der Waffenunter¬ 
stützung ist im Wesentlichen die 


Internationalistlnnen: „PDK stellt 
sich in den Dienst des IS“ 


Auf einer Pressekonferenz in Kob¬ 
ane riefen internationalistische 
YPG-Kämpferlnnen die südkur¬ 
dische Demokratische Partei Kur¬ 
distans PDK dazu auf, ihre 
Kämpferinnen, die von der PDK 
festgehalten werden, sofort freizu¬ 
lassen. 

Auf einer Gedenkfeier in Kobane 
haben die Internationalistlnnen 
ihre Presseerklärung vor dem 
Denkmal der gefallenen interna¬ 
tionalistischen Revolutionäre von 
Rojava verlesen. Zu den sechs 
Internationalistlnnen, seit der 
letzten Woche von der PDK fest¬ 
gehalten werden, gibt es noch 
immer keinen Kontakt. Unter 
den festgehaltenen Internatio¬ 
nalistlnnen sind sich Callun Ross, 
Ozkan Ozdil, Fernando Grassa, 
Justin Schnepp, Damien Rodri- 
guez und Anthony Delgatto. 

Von den Internationalistlnnen 
fehlt jede Spur 

Die Internationalistlnnen erklär¬ 
ten: „Der IS ist eine weltweite 
Terrororganisation. Die demokra¬ 
tischen revolutionären Kräfte 
Rojavas, also die Kräfte der YPG 
und YPJ, haben im Widerstand 
von Kobane das Rückgrat des IS 

f ebrochen. Im Widerstand von 
lobane haben wir gelernt, um 
den Terror zu kämpfen, gibt es 
nur den einen Weg: Widerstand 
leisten. Der Fluch, den der IS- 
Terror der ganzen Welt aufge¬ 


zwungen hat, hat uns Internatio¬ 
nalistlnnen dazu bewegt, sich am 
Kampf gegen diese Terrorbanden 
im Glauben für eine demokrati¬ 
sche Revolution zu beteiligen. 
Wir sind aus verschiedene Län¬ 
dern dieser Welt gekommen und 
haben unseren Platz im Kampf 
gegen den Terror eingenommen. 
Rojava ist einerseits von der Tür¬ 
kei und andererseits von IS-Ban- 
den umzingelt. Um nach Rojava 
zu gelangen, oder das Land zu 
verlassen, müssen wir die Grenze 
Rojava/Bafür (Südkurdistan)pak- 
sieren. Diese Grenze steht unter 
der Kontrolle der PDK. Trotz die¬ 
ses Hindernisses konnten hunder¬ 
te Kämpferinnen sich der Revolu¬ 
tion anschließen. Wenn die PDK 
nicht so viele Schwierigkeiten 
machen würde, wären vielleicht 
heute tausende Kämpferinnen 
hier und hätten ihren Platz als 
Genossinnen im Kampf gegen 
den IS eingenommen. 

Vor einer Woche gab es eine wei¬ 
tere Entwicklung, von sechs fest¬ 
genommene Genossinnen fehlt 
jede Spur. Wir wissen, dass sie 
von der PDK festgenommen 
worden sind. Aber wir wissen 
nicht, unter welchen Bedingun¬ 
gen sie sich befinden, ob sie am 
Leben sind oder nicht. Wir haben 
keinerlei weitere Informationen 
zu ihrem Verbleib.“ 

In ihrer Erklärung machen die 
Internationalistlnnen deutlich, 


dass die PDK mit ihrem Verhal¬ 
ten dem IS dient: 

„Diese Verhaltensweise ist nicht 
nur gegen die Revolution von 
Rojava, sondern gegen die demo¬ 
kratische Revolution gerichtet. 
Darüber hinaus sind diese 
Machenschaften gegen den welt¬ 
weiten Frieden der Völker gerich¬ 
tet. Die PDK stellt sich mit ihrem 
Verhalten in den Dienst des für 
die Welt zum Fluch gewordenen 
IS.“ 

Die internationalistischen Kämp¬ 
ferinnen fordern dazu auf, nicht 
zu den Machenschaften der PDK 
zu schweigen: 

„Wir, als revolutionäre Organisa¬ 
tion, als demokratische Kräfte, 
und wir die, die den Kampf gegen 
den IS fuhren, appellieren an alle 
Menschen, hebt eure Stimme 
gegen diese Sanktionen der PDK, 
die versuchen, die demokratische 
Revolution in Rojava zu erwür¬ 
gen. Bleibt nicht stumm. 

Die ganze Welt soll wissen, dass 
reaktionäre Kräfte wie die PDK 
die zunehmend stärker werdende 
demokratische Revolution von 
Rojava angreifen, im Besonderen 
die gegen den IS Widerstand lei¬ 
stenden Kräfte der YPG und YPJ, 
um sie zu kriminalisieren. 

Gegen diese Reaktion rufen wir 
alle internationalistische Kämp¬ 
ferinnen auf, kommt und schließt 
euch der Rojava-Revolution an.“ 

(ANF, 14.5., ISKU) 


Meldungen: 

Immer mehr Menschen 
in der Türkei aus Protest 
im Hungerstreik 

In Zuge des Putschversuches im 
Juli 2016 und des Verfassungs¬ 
referendums vor circa einem 
Monat steigt der staatliche 
Druck auf kritische Stimmen in 
der Türkei. Zehntausende 
Staatsbedienstete wurden ent¬ 
lassen, tausende politischer 
Aktivistinnen verhaftet und 
auch militärisch wird rük- 
ksichtslos gegen den gesell¬ 
schaftlichen Widerstand vorge¬ 
gangen. Dagegen formiert sich 
auf immer wieder neue Art und 
Weise Protest. Während den 
landesweiten Demonstrationen 
gegen das türkische Verfas¬ 
sungsreferendum in den deut¬ 
schen Medien anfangs noch 
Aufmerksamkeit geschenkt 
wurde, gerät eine andere Pro¬ 
testform in den Hintergrund: 
Derzeit treten vermehrt Men¬ 
schen in den Hungerstreik, um 
auf ihre kritische Lage aufmerk¬ 
sam zu machen. Die individuel¬ 
len Anliegen sind zugleich Aus¬ 
druck zunehmender gesell¬ 
schaftlicher Probleme in der 
Türkei. 

Seit dem 11. März befinden 
sich die Literaturdozentin 
Nuriye Gülmen und ..der 
Grundschullehrer Semih Oza- 
kca in einem unbefristeten 
Fiungerstreik. Der Protest 
gegen ihre Entlassung und für 
eine Wiedereinstellung fand in 
den letzten Tagen auch in den 
deutschen Medien breite 
Öffentlichkeit. Gülem und 
Semih demonstrieren dagegen, 
dass sie im Rahmen der umfan¬ 
greichen Entlassungswelle nach 
dem Putsch im Juli 2106 ihre 
Arbeit verloren. Mehr als 
150.000 Staatsbedienstete an 
Universitäten, der Justiz oder 
dem Sicherheitsbereich verloren 
seither unter dem Vorwand der 
Terrorismusbekämpfung ihre 
Arbeitsstelle. Der seit über zwei 
Monaten andauernde Hunger¬ 
streik in Ankara findet breite 
Unterstützung weiter Gesell¬ 
schaftskreise in der Türkei. 
Nuriye Gülmen verwies in die¬ 
sem Zusammenhang auf ähnli¬ 
che derzeit laufende Proteste in 
der Türkei: „In Düzce befindet 
sich die Architektin Alev §ahin 
im Sitzstreik, auch sie hat per 
Dekret ihre Arbeit verloren. In 
Didim protestiert der Bildungs¬ 
gewerkschafter Bari$ Bozkir 
ebenfalls seit Wochen jeden 
Tag. Es gibt viele weitere Bei¬ 
spiele aus Istanbul und Anka¬ 
ra.“ Mit der steigenden Auf¬ 
merksamkeit auch internationa¬ 
ler Kreise steigt jedoch auch der 





»Jubeltürken« in Washington 


Als einen »Wendepunkt« und 
»Beginn einer neuen Ära« in den 
Beziehungen zu den USA feierte 
die türkische Presse am Mitt¬ 
woch den ersten Staatsbesuch 
von Präsident Recep Tayyip 
Erdogan bei seinem US-Amts- 
kollegen Donald Trump in Was¬ 
hington. In Wahrheit natte das 
von Erdogan vor seiner Reise 
angekündigte »lange und schwie¬ 
rige Gespräch« im Weißen Haus 
am Dienstag gerade einmal 20 
Minuten gedauert, ln wesent¬ 
lichen Punkten seiner »histori¬ 
schen Botschaft« (so die Tages¬ 
zeitung Aksam) dürfte Erdogan 
zudem bei Trump auf Granit 
gebissen haben. 

Im Anschluss an den aus türki¬ 
scher Sicht unbefriedigenden 
Gipfel machten fahnenschwen¬ 
kende »Jubeltürken« ihrem Frust 
Luft, indem sie kurdische und 
armenische Demonstranten vor 
der Residenz des türkischen Bot¬ 
schafters angriffen. Vom Sender 
Voice of America veröffentlichte 
Filmaufnahmen zeigen, wie 
Erdogans Bodyguards auf am 
Boden liegende Männer und 
Frauen eintraten. Neun Demon¬ 
stranten wurden zum Teil schwer 
verletzt. Die Polizei nahm zwei 
Angreifer fest. 


Das Verhältnis zwischen den bei¬ 
den NATO-Partnern USA und 
Türkei ist derzeit so angespannt 
wie selten zuvor. 97 Prozent der 
Türken würden die USA als 
feindliche Macht sehen, hatte die 
regierungsnahe Zeitung Yeni 
Safak im Vorfeld des Gipfels ver¬ 
kündet. Ankara verübelt dem US- 
Präsidenten insbesondere seine 
vergangene Woche getroffene 
Entscheidung, die kurdischen 
Volksverteidigungseinheiten YPG 
für eine schnelle Befreiung der 
»Hauptstadt« des sogenannten 
Islamischen Staates (IS) Rakka in 
Nordsyrien direkt mit Waffen zu 
beliefern. 

Erdogan bezeichnete erneut jede 
Unterstützung der YPG als »inak¬ 
zeptabel«. Trump ging auf Fragen 
der versammelten Journalisten zu 
diesem Thema gar nicht erst ein. 
Aus Washingtons Sicht gibt es 
derzeit im Kampf gegen den IS 
keine Alternative zu den kurdi¬ 
schen Milizen. Der US-Präsident 
versicherte der Türkei lediglich 
die schnelle Lieferung neuer Waf¬ 
fen und weitere Unterstützung im 
Kampf gegen den Terrorismus. 
Weder für den IS noch die PKK 
dürfe es sichere Rückzugsgebiete 
geben, betonte Trump. Beobach¬ 
ter sehen darin ein Signal, dass die 


US-Regierung der Türkei grünes 
Licht für einen Einmarsch in den 
Nordirak geben könnte, um dort 

f egen das Hauptquartier der 
KK in den Kandilbergen sowie 
die PKK-nahen jesidischen 
Selbstverteidigungseinheiten in 
der Sindschar-Region vorzuge¬ 
hen. 

In den letzten Tagen hatte die 
türkische Luftwaffe erneut kurdi¬ 
sche Dörfer im Nordirak bom¬ 
bardiert. Zudem wurden weitere 
Truppen und Panzer in mehrere 
seit Ende der 1990er Jahre auf 
irakischem Territorium bestehen¬ 
de türkische Militärstützpunkte 
verlegt und Straßenkontrollpo¬ 
sten errichtet. Gleichzeitig mit 
Erdogan hielten sich der Vorsit¬ 
zende des Nationalen Sicher¬ 
heitsrates der Kurdischen Regio¬ 
nalregierung, Masrur Barsani, 
sowie der Stabschef des kurdi¬ 
schen Präsidenten Masud Bars¬ 
ani, Fuad Hussein, zu Gesprä¬ 
chen mit der US-Administration 
in Washington auf. Auch dies ist 
ein Indiz dafür, dass die türkische 
Armee und die mit ihr verbünde¬ 
ten Peschmerga von Barsanis 
Demokratischer Partei Kurdi¬ 
stans eine größere Offensive 
gegen PKK-Stellungen vorberei¬ 
ten. ( JW18.5., ISKU) 


—Der Knotenpunkt 


Gewährleistung der militärischen 
Operation mit wenigen mensch¬ 
lichen Verlusten. Eigentlich sind 
es nicht die Waffenlieferungen an 
die QSD, weswegen die Türkei 
einen Sturm auslöst. Was ist es 
dann? 

Neben anderen Faktoren, die wir 
im Folgenden aufzählen werden, 
ist es die Angst der Türkei vor der 
schrittweisen Legitimierung des 
Projektes von Rojava. Mit den 
US-amerikanischen Waffenliefe¬ 
rungen an die QSD sind die 
Hindernisse für die QSD, als 
legitime Kraft auf der internatio¬ 
nalen Arena aufzutreten fast 
nicht mehr existent. Der Weg ist 
frei für den Wechsel der USÄ- 
QSD Gleichung von einer mili¬ 
tärischen Verbindung auf eine 
politische Ebene. 

Die Ironie der jüngsten 
Geschichte muss folgende sein: 
Wenn der Aufruf öcalans an 
Newroz 2013 zum türkisch-kur¬ 
dischen Bündnis nicht nur in der 
Türkei, sondern im gesamten 
Mittleren Osten befolgt wäre, 
hätten wir vor uns heute eine 
gänzlich anderes politisches Bild 
vor uns. Die türkische Staatsin¬ 
telligenz, welche staatenlose Völ¬ 
ker gering schätzt und denkt, 
unter jeder Bedingung ihren 
Willen zur Organisierung des 
Lebens und der Selbstverteidi¬ 
gung vernichten zu können, hat 
damit auch die zweite Runde 
eines langandauernden Gefechts 
verloren. Die erste Runde war der 
Widerstand von Kobane. Wenn 
die AKP-Regierung in ihren 


Schlössern des Hochmuts ihre 
ideologischen Obsessionen 
abstreifen könnte und den 
Lösungsprozess nicht ihren inne¬ 
ren politischen Rechn ung en geo¬ 
pfert hätte, könnte die Türkei im 
Mittleren Osten heute eine stabi¬ 
lisierende regionale Kraft sein. 
Eigentlich wusste die AKP- 
Regierung schon vor einem 
Monat von der Entscheidung der 
USA. Hinter dem ganzen Lärm, 
den sie nun verursacht steht der 
Wunsch über die Umstände die¬ 
ses Wendepunkts Verhandlungen 
zu führen. Es ist eine Macht die 
versucht hierdurch alles Mögliche 
von den USA abzuknöpfen. So 
wie es aussieht hat die AKP ihren 
ersten Erfolg durch diese Art von 
Diplomatie erzielen können. Es 
ist Dekannt, das die USA an ver¬ 
schiedenen Orten der Welt über 
Fusion Center verfügt, die mit 
verbündeten Staaten nachrich¬ 
tendienstlich Zusammenarbeiten. 
Laut einer Nachricht im Wall 
Street Journal von Gordon 
Lubold,Julian E. Barnes und 
Margaret Coker wird die USA 
die nachrichtendienstliche Zu¬ 
sammenarbeit in dem seit 2007 
bestehendem Center zur Unter¬ 
stützung der Operationen gegen 
die PKK in der Türkei verstärken. 
Die Satellitenüberwachung von 
PKK’lern im ländlichem Gebiet 
und andere geheimdienstliche 
Informationen über andere 
Kanäle werden noch intensiver 
mit türkischen Vertretern geteilt 
werden. Zusammen damit wird 
laut dem Artikel von Anne Bar- 


Rakka 

nard und Patrick Kingsley in der 
New York Times die USA die 
Bodenoperation der Türkei gegen 
die PKK im Irak zulassen. Die 
Schwächung der PKK kann für 
die USA eine nützliche politische 
Option in der Suche nach einer 
neuen Balancepolitik mit der 
Türkei sein. 

Auch wenn unter den gegebenen 
Bedingungen die Aussicht einer 
militärischen Intervention der 
Türkei in Rojava kurz und 
mittelfristig abgenommen hat, ist 
sie immer noch vorhanden. Die 
Zukunft von Syrien und Rojava 
werden schließlich die Politiken 
der USA und Russlands bestim¬ 
men, als auch das Maß an Vorbe¬ 
reitung, Organisierung und Ent¬ 
schlossenheit der Unterdrückten 
in den sich bietenden Gelegen¬ 
heiten. Es scheint sehr wahr¬ 
scheinlich, dass die Rakka Opera¬ 
tion bis zum Ende des Jahres 
dauern wird. Eine lange Zeit für 
ein Endergebnis oder um eine 
politische Anerkennung zu erhal¬ 
ten. Ein weiteres Problem wird es 
geben, wenn die QSD die Gebie¬ 
te von dem IS befreit haben und 
sich die Diskussionen über die 
Verwaltung dieser Gebiete ver¬ 
dichten wird. Es wird das Ziel 
aller regionalen Akteure, die von 
dem gegenwärtigem Kurs beun¬ 
ruhigt sind, sein, in Gebieten wie 
Tel Abyad, Haseke, Minbic und 
Tabka Unruhe zu stiften. Denn 
dies ändert sich nie; wer es nicht 
schafft von außen etwas zu zer¬ 
brechen, versucht es von innen 
zu entkräften. (YÖP, 15.5., CA) 


Druck der türkischen Sicher¬ 
heitsorgane. So wurden die bei¬ 
den Piungerstreikenden und 
ihre Unterstützerinnen in der 
letzten Woche von der Polizei 
angegriffen. 

Mittlerweile schlossen sich die 
Mütter von Ali Ismail Korkmaz 
und Ahmet Atakan dem Hun¬ 
gerstreik in Ankara an. Ihre 
Söhne wurden während der 
Gezi-Proteste im Jahr 2013 von 
der türkischen Polizei erschos¬ 
sen. Eine unabhängige und 
umfassende juristische Aufklä¬ 
rung der beiden Morde bleibt 
seither aus. Die beiden Mütter 
erklärten, sich den Forderungen 
von Gülmen und Özak^a anzu¬ 
schließen. 

Weitgehend unbeachtet verlief 
bisher der seit nunmehr 81 
Tagen andauernde Hunger¬ 
streik von Kemal Gün. Er 
befindet sich seit fast drei 
Monaten auf dem Seyit Riza- 
Platz der Stadt Dersim im Hun¬ 
gerstreik, um auf die Verweige¬ 
rung des Leichnams seines Soh¬ 
nes aufmerksam zu machen. 
Sein Sohn Murat Gün war Mit¬ 
glied der DHKC und wurde bei 
einem Angriff der türkischen 
Luftwaffe getötet. Seither wird 
dem 70-jährigen Gün der 
Leichnam seines Sohnes nicht 
ausgehändigt. Sein Sohn starb 
bei dem Luftangriff als Teil 
einer 11-köpfigen Gruppe. Vier 
Leichnamen wurden ohne Rük- 
ksprache mit den Familien auf 
in anonymen Gräbern bestattet, 
während von weiteren fünf 
Leichnamen jegliche Informa¬ 
tionen fehlen. Gün leidet nach 
fast drei Monaten Hungerstreik 
mittlerweile an Sehverlust. Die 
türkischen Behörden reagieren 
mit einer Verweigerungshal¬ 
tung auf Güns Protest. Gesprä¬ 
che mit Behördenvertretern 
verliefen mehrmals ergebnislos. 
Stattdessen wird dem hunger¬ 
streikenden Vater für jeden Tag 
seines Hungerstreiks eine Strafe 
von 227 türkische Lira berech¬ 
net, die sich mittlerweile auf 
18.614 TL (€ 4777) beläuft. 

(CA, 15.5., ISKU) 
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“Herangehensweisen, welche die 
Kurden und die PKK voneinander 


trennen, sind falsch” 


Nach dem Treffen zwischen dem 
US-Präsidenten Donald Trump 
und dem türkischen Staatspräsi¬ 
denten Recep Tayyip Erdogan am 
16. Mai nimmt Mustafa Karasu, 
Mitglied des Exekutivrats der 
KCK, in einem Interview mit der 
Nachrichtenagentur Firatnews 
Stellung zu der Erklärung Trumps, 
den Kampf der Türkei gegen die 
PKK zu unterstützen. Im Folgen¬ 
den veröffentlichen wir in Auszü¬ 
gen die Ausführungen von Karasu: 

„Die USA und Europa verfolgen 
bei ihren Verhandlungen folgen¬ 
de Politik, die angeprangert wer¬ 
den muss: „Wenn ihr unsere 
Politiken unterstützt und tut, 
was wir verlangen, werden wir 
euch bei der Vernichtung der 
PKK unterstützen.“ Dies ist eine 
schmutzige und kurdenfeindli¬ 
che Politik. Man kann nicht 
zeitgleich gegenüber den Kurden 
freundschaftlich und gegenüber 
der PKK feindlich sein. Die Tür¬ 
kei bei der Feindschaft und Ver¬ 
nichtung der PKK zu unterstüt¬ 
zen, ist offensichtlich Kurden¬ 
feindlichkeit. Deshalb ist es 
nicht möglich, dass nach diesem 
Treffen die Beziehungen mit der 
PYD und der QSD normal fort¬ 
geführt werden und die Türkei 
gleichzeitig bei der Vernichtung 


der PKK und der kurdischen 
Freiheitsbewegung unterstützt 
wird. Weder wir, noch die kurdi¬ 
sche Gesellschaft, noch die 
Gesellschaft von Rojava werden 
diese schmutzige Politik akzep¬ 
tieren. Sowohl die USA, als auch 
Europa müssen in ihren Bezie¬ 
hungen mit der Türkei mit die¬ 
ser Logik brechen. Es ist keine 
moralische Politik, die PKK als 
Schwäche der Türkei auszunut¬ 
zen. Das ist kurdenfeindliche 
Politik. Es scheint so, dass bei 
diesem Treffen zum Teil wieder 
solch eine Fierangehensweise, 
solch eine schmutzige politische 
Beziehung, die Kurdenfeindlich¬ 
keit zum Ausdruck bringt, an 
den Tag gebracht wurde. Es sieht 
so aus, als ob das Treffen im 
Rahmen von Kurdenfeindlich¬ 
keit und einer im politischen 
Sinne schmutzigen, unmorali¬ 
schen, gewissenlosen und unde¬ 
mokratischen Herangehenswei¬ 
sen abgehalten wurde. Wenn die 
Feindschaft gegenüber der PKK 
ein Ergebnis dieses Treffens ist, 
ist es nicht zu akzeptieren. Her¬ 
angehensweisen, welche die 
Kurden und die PKK voneinan¬ 
der trennen, sind falsch. Dies 
muss beendet werden. Bezie¬ 
hungen mit der PYD und YPG, 
aber Feindschaft mit der PKK! 


Beziehungen mit der KDP, aber 
Feindschaft mit der PKK! Bezie¬ 
hungen mit der HDP oder 
anderen Kräften, aber Feind¬ 
schaft mit der PKK. Das bedeu¬ 
tet Feindschaft gegenüber allen 
Kurden. In dieser Hinsicht ist es 
nicht moralisch und gewissens¬ 
voll, dass Russland, die USA, 
Europa oder andere Staaten mit 
der Türkei eine Beziehung in 
solch einem Rahmen zu führen. 
Es ist schmutzig und kurden¬ 
feindlich. (...) 

Demokratiefeindlichkeit ist Kur¬ 
denfeindlichkeit. Es ist falsch, nur 
die Bewertungen in Hinsicht auf 
die Rakka-Operation oder die 
Rojava-Politik zu treffen. Denn es 
wurde über die PKK gesprochen. 
Es wurde gesagt, dass es Unter¬ 
stützung zur Vernichtung der 
PKK geben wird. Es ist falsch zu 
denken, dass die fehlende Unter¬ 
stützung für die Rojava-Politik 
der Türl tei in Hinsicht auf die 
Kurden zu guten Ergebnissen 
führen wird. Das Treffen muss 
ganzheitlich betrachtet werden. 
Dass Trump erklärt hat beim 
Thema PICK Unterstützung zu 
liefern und bereit ist Waffen dafür 
zu geben, macht deutlich, dass 
das Treffen vollständig auf Basis 
der Feindschaft gegenüber den 
Kurden und der PICK abgehalten 
-► 


Operation „Zorn des Euphrat“ 

Vier Kilometer vor dem 


Stadtzentrum von Raqqa 


Die von den Demokratischen 
Kräften Syriens (SDF) am 10. 
Dezember 2016 begonnene Ope¬ 
ration „Zorn des Euphrat“ zur 
Befreiung der syrischen Stadt 
Raqqa dauert weiter an. Im Rah¬ 
men der Operation wurde in den 
vergangenen Tagen die Stadt 
Tabka und der ihr naheliegende 
Staudamm vollständig vom Isla¬ 
mischen Staat (IS) Befreit. Die 
Entfernung der Kämpferinnen 
und Kämpfer der SDF vom 
Stadtzentrum Raqqas beträgt 
gegenwärtig aus dem Norden 
circa 4, aus dem Osten 6 und aus 
dem Westen 19 Kilometer. 

Das nächste Ziel der vom Westen 
vorrückenden SDF ist der dritt¬ 
größte Staudamm Syriens, der 


sogenannte Freiheits-Staudamm. 
Die Entfernung dieses Stau¬ 
damms von dem Befreiten Tabka- 
Staudamm beträgt 16 Kilometer. 
Die strategisch gelegenen Dörfer 
Silhebiye und Xatuniye nahe dem 
Freiheits-Staudamm sind von den 
SDF umstellt. Während der IS 
sich Schritt für Schritt in das 
Stadtzentrum von Raqqa zurük- 
kzieht, dauern die Suchaktionen 
nach Minen in den befreiten 
Gebieten weiter an. ln Zuge des 
Rückzugs führt der IS vornehm¬ 
lich Angriffe mithilfe von Rake¬ 
tenbeschuss und mit Sprengstoff 
beladenen Fahrzeugen aus. Ört¬ 
lichen Quellen zufolge sollen viele 
hochrangige IS-Mitglieder die 
Stadt verlassen haben. 


Viele internationalistische 
Kämpferinnen und Kämpfer 
an Rakka-Operation beteiligt 

Laut dem Journalisten Nazim 
Dajtan, der die Befreiungsope¬ 
ration der SDF aus nächster 
Nähe verfolgt, ist vor allem die 
hohe Beteiligung von internatio¬ 
nalistischen Kämpferinnen und 
Kämpfern an der Operation 
„Zorn des Euphrat“ hervorste¬ 
chend. Laut Daftan beteiligen 
sich Menschen aus Frankreich, 
England, den USA, Kanada, 
Deutschland, Schweden, Hol¬ 
land, Spanien, Polen und ande¬ 
ren Ländern in den Reihen des 
der SDF am Kampf gegen den 
Terror des IS. 

(CA, 24.5., ISKU) 


Meldungen: 

Polizei sichert den weiteren 
Abriss von Sür 

Die Zerstörung von Sür, dem 
Altstadtviertel von Amed 
(Diyarbakir) geht weiter. Auf 
Weisung des Ministeriums für 
Umwelt und Urbanisierung 
kamen am Dienstag die Bagger 
in die Stadtteile Alipa§a und 
Lalebey und begannen mit dem 
Abriss der Wohnhäuser. Zuvor 
hat die Wasserverwaltung von 
Amed die Wasserversorgung für 
die Stadtviertel gekappt. 

Die Einwohner, die vor die Bag¬ 
ger zogen, um den Abriss zu ver¬ 
hindern, wurden von Polizeikräf¬ 
ten angegriffen. Die Bewohner¬ 
innen wurden aufgefordert, die 
Viertel zu verlassen. 

(ANF, 23.5., ISKU) 

Weiteres Dorf im Sengal konn¬ 
te befreit werden 

Die schiitische Miliz He§di El 
§abi hat die Kontrolle des IS über 
das Dorf Keo^o beendet. Die 
schiitische Miliz führt seit Diens¬ 
tagabend im Süden des §engal 
eine militärische Operation 
durch, innerhalb derer sie jetzt 
das Dorf K 050 der Kontrolle des 
IS entrungen hat. Erst am 17. 
Mai hatten eine größere Anzahl 
von ezidischen Pefmerge sich 
über die Untätigkeit der KDP 
und deren Herauszögern einer 
Befreiung des Dorfes Koco 
beklagt und sich der Schiiten- 
Miliz Hefdi El §abi angeschlos¬ 
sen. Die meisten der ezidischen 
Pesmerge, die sich der He§di El 
§abi angeschlossen haben, stam¬ 
men aus dem Dorf K 050 . Zu 
Beginn des Fermans, des Völker¬ 
mords an den Eziden Anfang 
August 2014, hatte der IS das 
Dorf Koco angegriffen und ein 
großes Massaker an den Eziden 
des Dorfes verübt, unzählige ezi- 
dische Frauen wurden im Zuge 
des Angriffs von der IS ver- 
scheppt. Seit dem Angriff im 
August 2014 stand das Dorf 
unter Kontrolle des IS. 

(ANF, 25.5., ISKU) 

Iran: Kurdischer Gefangener 
zum Tode verurteilt 

Im Iran wurde ein kurdischer 
politischer Gefangener aus Roja¬ 
va zum Tode verurteilt. Kemal 
Hesen Remezan wurde 2011 an 
der Grenze bei Maku/Urmiye 
mit zwei weiteren Personen aus 
Maku vom iranischen Geheim¬ 
dienst verhaftet. Im Sommer 
2015 wurden alle drei wegen 
„Mitgliedschaft in der PKK‘ zu 
je 10 Jahren und einem Tag Haft 
verurteilt. Später wurde das 
Urteil auf 7 Jahre gesenkt. Nach 
der Minderung des Strafmaßes 
wurde Kemal Hesen Remezan 





Weiße Folter gegen Öcalan auf Imrali 


Die verschärfte Isolation der kurdi¬ 
schen Führungspersönlichkeit 
Abdidlah Öcalan dauert weiter an. 
Seit dem letzten Besuch durch den 
Bruder Mehmet Öcalan am 11. 
September 2016 gibt es keinerlei 
Kontakt mehr zu öcalan. Auffällig 
sind vor allem die Einzelhaftstrafen, 
mit denen Öcalan während der 
anhaltenden Isolation konfrontiert 
ist. Cengiz Qifek, einer der Anwälte 
von Öcalan, bewertet in einem 
Interview die spezifischen Gesetze 
und Praktiken gegenüber Öcalan, 
die Isolationshajt und die damit ver¬ 
bundene schlechte Behandlung auf 
der Gefängnisinsel Imrali. (Auszüge, 
die vollständge Fassung ist unter: 
www.civaka-azad.org zu finden. 

Was sind die sogenannten „Öcalan- 
Gesetze“, können Sie deren Inhalte 
erläutern.? 

Bis zum 1. Juni 2005 äußerte sich 
das Folterregime zu den Gefäng¬ 
nisbedingungen Öcalans, die im 
Widerspruch mit den türkischen 
Gesetzen standen: „Wenn wir 
wollen, würden wir Öcalan sofort 
töten. Jedoch wissen wir, dass, der 
einfache Tod der Wunsch Öca- 
lans wäre. Ist es besser, wenn er 
einmal stirbt, oder wenn er 
lebenslang Qualen erleidet? 
Indem wir ihn in elenden Lebens¬ 
bedingungen gefangen halten, 
töten wir ihn jeden Tag stük- 
kweise. Öcalan, der 40 Tausend 
Menschen in ihren Gräbern ließ, 
muss auch alleine in seinem Sarg 
liegen“. Während man erwartete, 
dass die Türkei von dem spezifi¬ 
schen Folterregime gegen Öcalan 
lossagen würde, da es gegen die 
eigene Gesetzgebung verstieß, 
wurde im Gegenteil die Gesetzge¬ 
bung dem Folterregime entspre¬ 
chend angepasst. Auf dieser 
Grundlage traf am 1. Juni 2005 
das Gesetz Nr. 5275 in Kraft, wel¬ 
ches für den Vollzug einer ver¬ 


schärften Isolationshaft Öcalans 
gedacht war. Denn nach dem 
alten. Strafvollzugsrecht bestand 
für Öcalan die Möglicfikeit nach 
20 Jahren entlassen zu werden. 
Dies würde der Politik „Öcalan, 
bis zum Tod mit täglichen Qua¬ 
len zu töten“ widersprechen. Mit¬ 
hin beseitigte die neue Gesetzes¬ 
ordnung die Möglichkeit der 
Freilassung Öcalans auf Bewäh¬ 
rung und setzte das Vorhaben 
um, Öcalan 23 Stunden am Tag 
in seinem engen Raum, oder laut 
Terminologie des Regimes „in sei¬ 
nem Sarg“ verbringen zu lassen. 
Die allgemeine Rechtsgemein¬ 
schaft bezeichnet die Isolation bis 
zum Tod, in der es keine Hoff- 
nung auf Freilassung auf Bewäh¬ 
rung gibt, sowie das Regime der 
verschärften Isolation, als „Korri¬ 
dor des Todes“ oder als „verzöger¬ 
te Plinrichtung“. Auch von Seiten 
des deutschen Bundesverfas- 



Können wir davon sprechen, dass 
auch der „Gesetzesschleier nicht 
ausreicht, um das Folterregime zu 
verbergen? 

Ja, die Art der Ausführung hat die 
Grenzen des Gesetzes überschrit¬ 
ten. Zum Beispiel wurden nach 
dem 1. Juni 2005 ohne Ausnah¬ 
me alle Gespräche mit den 
Anwälten durch einen Dritten 
mitgehört und aufgenommen. 
Zudem wurde der Austausch von 
Dokumenten verboten. Auch 
wenn das Gesetz eigentlich nicht 
die Aufnahme der Gespräche 
erlaubt und auch das Mithören 
nur in Ausnahmefällen gilt, wur¬ 
den diese Maßnahmen systema¬ 
tisch zur Regel bei. allen Besuchen 
der Anwälte von Öcalan. Sie gin¬ 
gen noch einen Schritt weiter, 
indem die Gespräche neben dem 
Beamten noch durch das Gefäng¬ 


nispersonal mitgehört wurden. 
Sie diktierten Öcalan was er bei 
Gesprächen zu sagen habe und 
was nicht. Wenn man sich nicht 
an ihre Regeln hielt, drohten sie 
die Gespräche abzubrechen. Mit 
jeder Ablehnung unserer einleg¬ 
ten Widersprüche, wurden diese 
Anwendungen zunehmend zur 
Kontinuität. (...) 

Im Gegensatz zu anderen Gefan¬ 
genen wird Öcalan ständig über¬ 
wacht. Er kann kein offenes 
Gespräch mit seiner Familie füh¬ 
ren. Auch sind die Wände des 
Hofes, in dem er sich eine Stunde 
am Tag aufhalten darf viel zu 
hoch und abgeschottet. Der 
Boden ist nicht geeignet für 
Sportaktivitäten. Zudem werden 
die Raumarchitektur, die Tür- 
und Fenstersysteme immer weiter 
verschlechtert, was unweigerlich 
zu einer Gesundheitsverschlechte¬ 
rung Öcalans führen wird. 

Sie sagten, dass das spezifische Recht 
und die rechtswidrige Politik auf 
einem Folterregime basieren. Kön¬ 
nen sie dies weiter erläutern.? 

Neben den bereits erläuterten 
Bedingungen gewann diese Poli¬ 
tik weiter an Dynamik, indem 
Öcalan wegen freier Meinungsäu¬ 
ßerung oft der Einzelhaftstrafen 
ausgesetzt ist. Obwohl Öcalan 
schon seit 1999 in einem Einper¬ 
sonengefängnis inhaftiert ist, 
wurde er insgesamt 13 Mal für 
240 Tage mit der Einzelhaftstrafe 
konfrontiert. Die Strafen wurden 
kontinuierlich angewendet. Die 
Strafe wird dahingehend ausge¬ 
führt, indem Öcalan zum Beispiel 
der Besuch durch seine Familie 
verboten wird, ihm sein Radio, 
Bücher, Zeitungen und Zeit¬ 
schriften entzogen werden und er 
in Form der „weißen Folter“ 
bestraft wird . (...) 

(CA, 23.5., ISKU) 


-^“Herangehensweisen, welche die ... u 


wurden. Die ersten Auswirkun¬ 
gen sehen so aus. Einige Kom¬ 
mentatoren geben solche Bewer¬ 
tungen ab. Wir hoffen, sie stim¬ 
men nicht. Denn die Politik des 
Kalten Krieges wird weder Euro¬ 
pa noch den USA nutzen. Zur 
Zeit des Kalten Krieges gab es 
verschiedene Lager. Die Türkei 
war von Bedeutung. Daher 
wurde ihr jede Unterstützung 
gegeben und gegenüber dem kur¬ 
dischen Genozid drückte man 
ein Auge zu. Doch die Zeit des 
Kalten Kriegs ist vorüber. Ein 
neuer Mittlerer Osten, eine neue 
Welt baut sich auf. Die Kurden 
sind die demokratische Kraft des 
Mittleren Ostens. Die PKK ist 
der Demokratisierungsmotor des 
Mittleren Ostens. Sie ist die 
grundlegende Kraft mit ihrer 
Linie der Frauenbefreiung und 
der demokratischen Autonomie, 
sowie ihrem radikalem Demo¬ 
kratieverständnis. Man will die 
Hauptkraft und Hauptdynamik 
der Demokratisierung vernich¬ 


ten, aber etwas gutes für die Völ¬ 
ker des Mittleren Ostens wollen? 
Dies öffnet eigentlich dem Isla¬ 
mischen Staat und der Al-Nusra- 
Front den Weg. Die Türkei ist ein 
Hindernis für die Demokratisie¬ 
rung des Mittleren Ostens. Unser 
Kampf mit der Türkei ist ein 
Kampf um die Demokratie in 
der Türkei. Ein Kampf für die 
Demokratie im Mittleren Osten. 
Unser Kampf mit der Türkei ist 
ein Demokratiekampf gegen das 
Sektierertum, den Fundamenta¬ 
lismus und den Chauvinismus, 
der die Völker im Mittleren 
Osten aufeinander hetzt. So muss 
der Kampf gegen die Türkei 
betrachtet werden. (...) 

Beim Treffen zwischen Bush und 
Erdogan am 5. November 2007 
wurde als Gegenleistung für die 
Akzeptanz von Südkurdistan die 
Vernichtung der PKK unter¬ 
stützt. Man unterstützte damals 
die AKP Wenn nun als Gegenlei¬ 
stung für das Fortführen der 
Beziehungen zu Rojava die Ver¬ 


nichtung der PKK, die Vernich¬ 
tung des Freiheitskampfes der 
Kurden in Nordkurdistan unter¬ 
stützt wird, kann dies nicht 
akzeptiert werden. (...) 

Wir sagen nicht, dass es keine 
Beziehungen mit der Türkei 
geben soll? Doch diese Beziehun¬ 
gen können nicht auf Basis von 
PKK-Feindlichkeit und Kurden¬ 
feindlichkeit geführt werden. 
Diese Politiken müssen nun auch 
von unserer Gesellschaft, unseren 
Demokratiekräften und den welt¬ 
weiten demokratischen Kräften 
bewertet werden. Diese schmutzi¬ 
gen Politiken, Beziehungen und 
Verhandlungen müssen abgebro¬ 
chen werden. Wir werden dieses 
Treffen verfolgen und bewerten. 
Denn noch ist wenig Zeit vergan¬ 
gen und wir werden im Sinne der 
Auswirkungen Bewertungen tref¬ 
fen. Wenn sich innerhalb der 
nächsten Tage die Auswirkungen 
konkretisieren, werden wir Nähe¬ 
res zum Ausdruck bringen.“ 

(ANF, 19.5., CA) 


im Februar 2016 zwei Monate 
lang der Folter unterzogen. Wäh¬ 
rend der Folter wurde er auch zu 
Aussagen vor einer Kamera 
gezwungen. Im Dezember 2016 
wurde er zwei weitere Male 
gefoltert, erst 8 anschließend 
weitere 10 Tage. Danach wurde 
Kemal Hesen Remezan für die 
Tötung eines Mitglieds der 
Sicherheitskräfte 10 Jahre zuvor, 
dessen Täter unbekannt sind, 
verantwortlich gemacht. 

Kemal Hesen Remezan wurde 
wegen „Mitgliedschaft in der 
PJAK und Bewaffneten Auf¬ 
stands gegen den Iran“ mit der 
Todesstrafe belegt. Das Urteil 
wurde nun bestätigt. 

(ANF, 22.5., ISKU) 

Verrat an Yilmaz Güney 

Bei den diesjährigen 70. Film¬ 
festspielen in Cannes wurde auch 
der ICrimiklassiker „Yol“ gezeigt, 
bei dem der 1984 verstorbene 
Yilmaz Güney Regie führte. Der 
Film war 1982 nach dem Mili¬ 
tärputsch in der Türkei ent¬ 
standen. Yilmaz Güney selbst 
war in jenen Tagen in Fiaft und 
erst eine abenteuerliche Flucht 
ins Ausland ermöglichte Schnitt 
und Fertigstellung des Films. 
Noch im selben Jahr wurde der 
Film „Yol - Der Weg“ bei den 
Filmfestspielen in Cannes gezeigt 
und mit der Goldenen Palme 
ausgezeichnet. Die diesjährige 
Vorführung sorgte allerdings für 
Irritationen, da sich der Film von 
dem vor 35 Jahren in Cannes 
gezeigten Film erheblich unter¬ 
scheidet. Bei dem von Filmpro¬ 
duzent Donat Keusch bearbeite¬ 
ten und revidierten Fassung des 
Films wurden Filmsequenzen 
eingefügt, andere hingegen fehl¬ 
ten gänzlich. Vor allem fehlt nun 
eine Sequenz, in der Kurdistan 
erwälint wird. Dem Schweizer 
Filmproduzenten Donat Keusch 
wird deswegen der Vorwurf der 
„Zensur“ gemacht. Auch eine 
Danksagung Donat Keuschs 
beim türkischen Kulturministe¬ 
rium wird mit Unverständnis 
quittiert, war doch bekannter¬ 
maßen der Film Yol zeitweilig in 
der Türkei verboten. 

(YÖP, 22.5., ISKU) 
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Raqqa wird befreit, 
aber wie und von wem? 


Trotz den zahlreichen türkischen 
Plänen, Spielchen und Intrigen 
befindet sich die Raqqa-Offensi- 
ve in ihrer letzten Phase. Der 
nächste Schritt dürfte die Befrei¬ 
ung des Stadtkerns sein. 

Die syrische Stadt Raqqa war zu 
Beginn unter der Herrschaft der 
wrischen Opposition, dann eine 
Stadt der al-Nusra Front und 
schlussendlich im Einflussgebiet 
des Islamischen Staates (IS), der 
damit erstmalig eine syrische 
Stadt eroberte. Die Stadt, die der 
IS zur Hauptstadt ihres perver¬ 
tierten Staates und Kalifats aus¬ 
gerufen hat. Die Befreiung Raq- 
qas würde das Ende einer Ära 
eines großen Projektes, welches 
Ketzerei, Barbarei und Bestia¬ 
lität mit sich brachte, bedeuten. 
Deswegen sind nun diejenigen 
beunruhigt, die in diese Ketzerei 
investierten. An erster Stelle ist 
die Türkei zu benennen. All ihre 
Pläne, Spiele und Politiken wur¬ 
den ins Leere laufen gelassen. 
Nun wurde die Schwelle 
erreicht, an der Raqqa befreit 
wird. 

Die beiden Aussagen „Man ver¬ 
langt nicht nach Freiheit, man 
nimmt sie sich“ und „man bet¬ 
telt nicht nach Freiheit, diese 
verschafft man sich“ stammt von 
zwei Kämpferinnen, die aus 
Raqqa stammen. Zwei Bilder 
aus der Raqqa Front haben mir 
wiederholt dazu verholfen, dass 
dieser Spruch richtig einzuschät¬ 
zen ist und dass die stückweise 
Befreiung von Raqqa sich auf 
dem richtigen Weg befindet. Auf 
dem einen Bild sind eben diese 
beiden Kämpferinnen abgebil¬ 
det. Eine dieser Frauen ist Cihan 
Seyh Ahmet, die Sprecherin der 
Operationsleitung der militäri¬ 
schen Mission „Zorn des Euph¬ 
rats“, jene Operation, die sich 
die Befreiung Raqqas zum Ziel 

f esetzt hat. Bei der anderen 
iämpferin und Kommandantin 
der Frauenverteidigungseinhei¬ 


ten von Rojava (YPJ) handelt es 
sich um Klara Kobani, welche 
seit dem Beginn der Befreiungs¬ 
aktion von Raqqa an der vorder¬ 
sten Front teilnimmt. Beide 
Kämpferinnen und Kommand- 
antinnen stammen aus Raqqa. 
An der Frontlinie zu Raqqa bzw. 
am nächstgelegenen Übersichts¬ 
punkt, an der die ganze Stadt zu 
sehen ist, schauen beide in Rich¬ 
tung der Stadt und scherzen 
miteinander, indem sie sich 
gegenseitig ihre Häuser zeigen. 
Diesen Frauen kämpfen für die 
Freiheit, vor allem für die eige¬ 
nen Geburtsstädten und Gegen¬ 
den, an diesen sie aufwuchsen. 
Sie kämpfen für die Befreiung 
ihrer Geburtsorte, die sich nun 
unter IS-Herrschaft befinden. 
An der Raqqa-Frontlinie neh¬ 
men wie sie hunderte Kämpfe¬ 
rinnen und Kämpfer ihren Platz 
ein, die aus Raqqa stammen. 
Neben den Kindern aus Raqqa, 
die für ihre eigene Stadt und 

f egen die Unterdrückung des IS 
ämpfen, nehmen auch interna¬ 
tionalistische Kämpferinnen 
und Kämpfer aus Kanada, USA, 
Großbritannien, Deutschland, 
Griechenland, Türkei und ande¬ 
ren Ländern an diesem Kampf 
teil. Eben auch auf diesem Bild 
waren neben den Kindern aus 
Raqqa, aus den entferntestenden 
Regionen stammende Menschen 
zu sehen, die die Revolution von 
Rojava und das demokratische, 
gleichberechtigte System von 
Nordsyrien als ihr eigenes 
System sehen und leben. 

Das andere Bild, welches uns 
auch die stückweise Befreiung 
von Raqqa näher bringt, sind 
zwei nebeneinander stehende 
Männer. Hierauf sind ein Soram 
sprechender Kurde aus Sülem- 
aniye und ein Araber aus Sere 
Kaniye zu sehen, die vor drei 
Tagen an der nördlichen Frontli¬ 
nie von Raqqa das Dorf Bedir 
befreiten. 


Der aus Sülemaniye stammende 
Soram sprechende Kurde heißt 
Kandil Kela. Als der IS vor drei 
Jahren begann §engal anzugrei¬ 
fen, begab sich dieser von Sülem¬ 
aniye aus auf den Weg und 
schloss sich in §engal der volks- 
verteidigungseinheiten von Roja¬ 
va (YPG) an. Später verließ dieser 
Sengal und ging nach Rojava. 
Seitdem Beginn der Raqqa- 
Offensive — mittlerweile vor sechs 
Monaten - steht er an der vorder¬ 
sten Front. Das gepanzerte Mili¬ 
tärfahrzeug „Hummer“ kann er 
sehr gut bedienen. Bis dato wurde 
dieser dreimal verletzt. Einmal 
fuhr er über eine Mine. Doch 
weder vom Fahren des „Hum¬ 
mers“ noch von der Raqqa-Ope- 
ration blieb er auch nur einen Tag 
fern. Als Kandil eines Tages einen 
„Hummer“ bediente, begleitete 
ihn ein arabisch-stämmiger 
Kämpfer aus Sere Kaniye, der 
nun den Namen Rezan Sere 
Kaniye trägt. Rezan ist Araber aus 
Sere Kaniye, der seit den militäri¬ 
schen Auseinandersetzungen auf 
Seiten der YPG seinen Platz ein¬ 
nimmt und an mehreren Opera¬ 
tionen gegen den IS und die al- 
Nusra Front teilnahm. Auch er 
nimmt seit sechs Monaten an der 
Befreiungsaktion an der Seite von 
Kandil teil. Rezan hat Kandil 
dazu verholfen sein brüchiges ara¬ 
bisch zu verbessern, sodass dieser 
mittlerweile ein gutes arabisches 
Sprachniveau erreicht hat. Kandil 
hingegen verhalf Rezan dazu, 
Soram zu lernen. Beide haben 
sich mittlerweile gegenseitig ihre 
Sprachen beigebracht. (...) 
Diejenigen, die geschwisterlich 
dem Streben nacheifern, dass alle 
Religionen frei und in einem 
respektvollen Miteinander leben 
können, ebnen den Weg zur Frei¬ 
heit. Aus diesem Grund wird das 
zukünftige Raqqa, ein Raqqa der 
freien Volker, Sprachen, Kultu¬ 
ren, Religionen und Geschlechter 
sein. (ÖD, 1.6., CA) 


Uta und Amara, zwei Internationalistinnen 


Am 31. Mai vor 12 Jahren verlo¬ 
ren unsere Freundinnen Uta 
Schneiderbanger (Nüdem) und 
Ekin Ceren Dogruak (Amara) ihr 
Leben bei einen Autounfall in der 
Nähe der südkurdischen Klein¬ 
stadt Qeladize. Auf dem Rückweg 
von der 111. Generalversammlung 
des Volkskongresses Kurdistans 
(Kongra Gel) nach Europa verlor 
der Fahrer in dem steilen Bergge¬ 
lände die Kontrolle über das 


Auto. Der Tod von Uta und 
Amra war für viele Menschen, 
auch viele die sie nicht kannten, 
ein schwerer, unbegreiflicher Ver¬ 
lust. 

Uta und Ekin beteiligten sich als 
Internationalistinnen seit vielen 
Jahren aktiv an dem Freiheits- 
Kampf des kurdischen Volkes und 
dem Aufbau einer internationali¬ 
stischen Frauenbewegung. Von 
einem internationalistischen 


Standpunkt aus haben sie mit 
ihrer Überzeugung, ihren Arbei¬ 
ten und Anstrengungen insbe¬ 
sondere eine wichtige Rolle in der 
Organisierung der kurdischen 
Frauenbewegung gespielt. 

Ekin, Amara wurde im Jahr 1981 
als Kind einer türkischen Familie 
in Ankara geboren. Im Anschluss 
an ihre Schulzeit studierte sie 
dort Soziologie. Während ihrer 
Studienzeit an der Universität in 


Meldungen: 

HPG erklären Abschuss eines 
Militärhubschraubers 

Die Pressestelle der Volksverteidi¬ 
gungskräfte (HPG) veröffent¬ 
lichte heute eine Erklärung, in 
der die HPG den Abschuss des 
Mehrzweck- und Transporthub¬ 
schrauber des Typs Cougar vom 
31. Mai übernimmt. Laut HPG- 
Pressestelle transportierte der 
Hubschrauber die Koordinie¬ 
rungskräfte der Militäroperation 
auf Besta und die Kato-Berge in 
Nordkurdistan/Osttürkei. Eine 
in der Region Segirke (§enoba) 
im Bezirk Qilaban (Uludere) sta¬ 
tionierte Guerillaeinheit nahm 
den Hubschrauber unter Be¬ 
schuss, in dem sich hochrangige 
Militärs befanden. Die 13 Mili¬ 
tärs, die sich in dem Hubschrau¬ 
ber befanden, darunter auch der 
Generalmajor Aydogan Aydin, 
kamen bei dem Abgriff ums 
Leben. (ANF, 2.6, ISKU) 

Dersim: Zugang zu den Hoch¬ 
almen verboten 

(JKek Köse lebt in Dersim im 
Dorf Yalinkaya. Seit 25 Jahren 
hält sie Schafe, mit denen sie im 
Frühjahr auf die Hochalmen 
zieht. Dies ist in diesem Jahr 
nicht möglich. 

Am 30. März wurden 31 Gebie¬ 
te in Dersim als „Speziale Sicher¬ 
heitszonen“ deklariert. Wegen 
dieser Verbote können die Dorf¬ 
bewohnerinnen, die Weidevieh 
besitzen oder Honig produzie¬ 
ren, nicht ihrem Beruf nachge¬ 
hen. Das Hochland bleibt ihnen 
verwehrt. 

(JKek muss ihre 250 Schafe nun 
im Dorf belassen. „Wir können 
nicht an andere Orte gehen“, 
sagt sie: „Alle hier im Dorr halten 
Tiere. Die Weiden im Dorf sind 
für uns alle unzureichend.“ 

(§G, 1.6., ISKU) 

Türkei: 44 Personen mit deut¬ 
scher Staatsbürgerschaft in 
Haft 

Deniz Yücel, Journalist der 
Tageszeitung „Die Welt“, ist 
nicht der einzige Inhaftierte in 
der Türkei, der über eine deut¬ 
sche Staatsbürgerschaft verfügt. 
Wie bekannt wurde, sollen sich 
insgesamt 44 Menschen mit 
deutscher Staatsbürgerschaft in 
türkischen Gefängnissen befin¬ 
den. Warum sie inhaftiert wur¬ 
den ist nicht erwähnt. 13 unter 
ihnen wurden allein in diesem 
Jahr verhaftet. Die verbleibenden 
31 wurden in den Jahren zwi¬ 
schen 2006 und 2016 verhaftet. 
Das geht aus einer parlamentari¬ 
schen Anfrage der Partei „Die 
Grünen“ hervor. Jene der Betrof¬ 
fenen, die über eine doppelte 
Staatbürgerschaft verfügen, wird 




Die Revolution in Rojava reift und entwickelt 
sich auf der Linie des Internationalismus 


Die bei den Gezi-Protesten vor 
vier Jahren als „das Mädchen mit 
dem roten Schal“ bekannt 
gewordene Ay§e Deniz Karacagil 
ist im Kampf gegen den IS vor 
Rakka gefallen. 

Ay$e Deniz Karacagil war 2013 
wegen ihrer Teilnahme an den 
Gezi-Protesten in Antalya verhaf¬ 
tet worden. Sie kam in Haft, weil 
sie einen roten Schal getragen 
hatte. Man beschuldigte sie damit 
„den Sozialismus symbolisieren“ 
zu wollen. 4 Monate und 6 Tage 
später wurde sie unter Auflagen 
wieder auf freien Fuß gesetzt, die 
Verfahren liefen weiter ... 

Doch sie hatte schon einen ande¬ 
ren Weg eingeschlagen. Ay$e 
Deniz Karacagil (Destan Tem- 
muz) war nach Rojava gegangen. 
Sie kämpfte als Internationalistin 
in den Reihen des Enternasyonal 
Özgürlük Taburu, des Internatio¬ 
nalen Freiheitsbataillons. Sie fiel 
am 29. Mai im Kampf gegen den 
IS vor Rakka. 

Keine drei Wochen zuvor, am 10. 
Mai, war bereits der Komman¬ 
dant der Vereinten Freiheitskräfte 
(BOG) und Internationalist Ulaf 
Bayraktaroglu nahe Rakka ums 
Leben gekommen. Ulaf Bayrak¬ 
taroglu war Mitglied der SDP 
(Sozialistische Demokratie Partei) 
und einer ihrer Führer. Am 24. 
September 2010 war er mit dem 
Vorwurf, Kontakte zur „Devrimci 
Karargah Örgütü“ genannten 
Organisation zu haben und mit 8 
weiteren in der Türkei verhaftet 
worden. Nach 11 Monaten Haft 
kam er am ersten Prozesstag auf 
freien Fuß; der Prozess dauerte an 


und endete erst vor einigen 
Tagen. Fast drei Jahre später, am 
15. Juli 2013, wurde Ulaf 
Bayraktaroglu bei den Gezi-Pro¬ 
testen am Taksim erneut verhaftet 
und kam erst am 15. März im 
Jahr darauf wieder frei. Anschlie¬ 
ßend schloss er sich dem Frei¬ 
heitskampfin Rojava an. ln Roja¬ 
va war er einer der Gründer der 
Devrimci Komünarlar Partisi, 
einer Partei aus der Türkei stam¬ 
mender Internationalisten und 
Kommandant deren kämpfender 
Einheit, der Birlefik Özgürlük 
Güfleri. 

Selten hat jemand mit so einfa¬ 
chen Worten beschrieben, welch 
großen Beitrag die Internationali- 
stlnnen für die Revolution in 
Rojava spielten und spielen wie 
Mustafa FCarasu: „In der von der 
PKK geführten Revolution in 
Kurdistan, deren Seele Haki 
(Haki Karer) und Kemal (Kemal 
Pir) sind, sagte Abdullah Öcalan 
einmal über beide: ,Sie sind 
meine unterschwellige Seele“. 
Paramaz Kizilbaf (der Internatio¬ 
nalist Suphi Nejat Agirnash, 
enannt Paramaz Kizilbas fiel 
014 im Kampf gegen den IS am 
Hügel von Mijtenur in Kobane) 
und Ulaf Bayraktaroglu sind zur 
Seele der Revolution von Rojava 
geworden. Es sind die unzähligen 
internationalistischen Revolutio¬ 
närinnen die (für die Revolution 
in Rojava) ihr Leben gegeben 
haben. In der Seele der Revolu¬ 
tion von Rojava sind unzählige 
Persönlichkeiten sozialistischer 
Revolutionärinnen vereint. Sie 
stammen aus der ganzen Welt, 


aus England, aus Australien, aus 
dem Kongo, aus den USA, Kana¬ 
da ... Es ist nicht mehr möglich, 
die revolutionäre Linie in Rojava 
von der Seele und Linie dieser 
Revolutionärinnen zu trennen. 
Diese sozialistischen Revolutio¬ 
närinnen sind die Garanten und 
Verteidiger des demokratischen 
sozialistischen Charakters, der 
Revolutionen in Rojava und der 
demokratischen Revolution 
Nordsyriens. Die Revolution in 
Rojava reifte und entwickelte sich 
auf der Linie des Internationa¬ 
lismus dieser Revolutionärinnen. 
Es sind des 1. November, des 
Internationalen Tags für Kobane 
sowie die Bemühungen, das 
Leben und das Blut der Interna- 
tionalistlnnen, die sowohl den 
Widerstand von Kobane als auch 
die Revolution in Rojava und die 
demokratische Revolution in 
Nordsyrien zum Erfolg tragen. 
Die Aufgabe der Revolutionärin¬ 
nen, die Aufgabe der Völker der 
Türkei, von Rojava und von 
Nordsyrien wird es sein, auf dem 
Weg dieser Revolutionärinnen 
voranzugehen und die Revolution 
zum Sieg zu führen. 

Ulaf Bayraktaroglu und alle gefal¬ 
lenen internationalistischen Re¬ 
volutionärinnen werden in den 
Revolutionen in Kurdistan, in der 
Türkei und im Nahen Osten 
weiterleben, ihre Fahne, die 
Fahne der Linie der vereinten 
Revolution wird in der demokra¬ 
tischen Revolution der Türkei, 
Kurdistans und im Nahen Osten 
gehisst werden.“ 

(YÖP/CH/BN, 2.6., ISKU) 


Uta und Amara, zwei Internationalistinnen 


Ankara lernte sie die kurdische 
Befreiungsbewegung kennen und 
beteiligte sich an den Kampag¬ 
nen der kurdischen Studentin¬ 
nenbewegung. Sie konnte und 
wollte zu dem Unrecht und der 
Verleugnungspolitik des türki¬ 
schen Staates nicht schweigen. 
Nachdem sie aufgrund ihres poli¬ 
tischen Engagements verhaftet 
worden war, ging sie nach ihrer 
Freilassung aus dem Gefängnis 
nach Europa. Hier spielte sie bis 
zum Frühjahr 2005 eine aktive 
Rolle in der Arbeit der kurdi¬ 
schen Frauenbewegung. (...) 

Der Weg von Uta — Nudem hin¬ 
gegen führte von ihrem Engage¬ 
ment in der Schülerinnen- und 
Jugendbewegung in den 70er 
Jahren in Mülheim hin zum 
Anti-AKW-Widerstand, der 
Häuserkampf- und der Frauen- 
Lesbenbewegung in Berlin. Über 
zwei Jahrzehnte hinweg wirkte sie 
mit an linken, feministischen, 
anti-imperialistischen und inter¬ 
nationalistischen Organisie¬ 
rungsansätzen in Berlin, überre- 
ional und international, 
ie versuchte immer wieder, 
Erfahrungen aus Kämpfen 
weiterzugeben, neue Ansätze zu 


entwickeln, feministische und 
internationalistische Standpunk¬ 
te in die unterschiedlichen Bewe¬ 
gungen hineinzutragen. Ihr 
Interesse an Politik, Menschen, 
Freundschaften, der Natur und 
Umwelt, Pflanzen, alternativen 
Heilmethoden und Gesundheit 
waren für Uta untrennbar mit¬ 
einander verbunden. Auf der 
Suche nach neuen Organisie¬ 
rungsansätzen, aus denen alterna¬ 
tive, kollektive Lebensformen 
hervorgehen könnten, bemühte 
sie sich insbesondere darum, 
Erfahrungen aus verschiedenen 
Befreiungsbewegungen, unter¬ 
schiedlichen politischen und 
gesellschaftlichen Gruppen 
zus ammenzub ringen. Die Ent¬ 
wicklungen in der kurdischen 
Befreiungsbewegung und vor 
allem die Organisierung kurdi¬ 
scher Frauen verfolgte Uta von 
Anfang an mit großem Interesse. 
Mit ihren revolutionären Ideen, 
Lösungsansätzen und Kritiken 
regte sie sowohl in linken Grup¬ 
pen und Frauenorganisationen in 
Deutschland als auch in der kur¬ 
dischen Bewegung immer wieder 
neue Auseinandersetzungen an 
und entwickelte neue Initiativen. 


Bei vielen ihrer Aufenthalte in 
Kurdistan - so auch bei ihrem 
letzten Besuch - legte sie den 
Grundstein für neue Projekte, die 
den aktuellen Bedürfnissen von 
Frauen entsprachen und die Stär¬ 
kung ihres Befreiungskampfes 
zum Ziel hatten. 

Der internationalistische Frei¬ 
heitskampf und die Suche nach 
einem menschenwürdigen 
Leben, ihre aktive Teilnahme an 
der Vollversammlung des Kongra 
Gel sowie ihre Entschlossenheit, 
ihre Erfahrungen und ihr Wissen 
für den Aufbau einer freien 
Gesellschaft einzusetzen, all dies 
charakterisierte die Lebensge¬ 
schichten von Hevala Nüdem 
und Hevala Amara. 

Der plötzliche Tod raubte ihnen 
die Möglichkeit, die Entwicklun¬ 
gen weiterzuverfolgen. Sie haben 
jedoch als Frauen selbstbestimmt 
ein Leben gelebt, das viele sich 
nicht getraut hätten zu leben. 
Durch ihren Mut und ihre Liebe 
haben sie zugleich vielen anderen 
Menschen neuen Mut gegeben, 
beharrlich zu sein, weiter zu träu¬ 
men und zu kämpfen! 

ISKU, 31. Mai 2017 


das Recht auf rechtlichen Bei¬ 
stand durch die Deutsche Bot¬ 
schaft von Seiten der türkischen 
Regierung generell vorenthalten. 
Me$aleTolu, Übersetzerin für die 
Etkin Haber Ajansi und seit dem 
30. April dieses Jahres in Haft - 
sie besitzt nur die deutsche Staat¬ 
bürgerschaft -, soll mittlerweile 
eine Betreuung durch das deut¬ 
sche Konsulat von der türkischen 
Regierung genehmigt worden 
sein. Ein Besuch durch das deut¬ 
sche Konsulat soll in den kom¬ 
menden Tagen erfolgen. 

(ANF, 30.5., ISKU) 

Reaktionen auf den Gewaltex¬ 
zess in Washington halten an 

Die Reaktionen auf den Exzess 
der Gewalt von Erdogans Body¬ 
guards in Washington halten an 
und schlagen weiterhin hohe 
Wellen. Während des 
Staatsbesuchs Erdogans in Was¬ 
hington letzte Woche hatte auf 
der gegenüber liegenden Seite 
des Konsulats eine handvoll 
Menschen friedlich gegen 
Erdogans Politik protestiert, Dis 
sich eine Meute seiner Body¬ 
guards auf die friedlich Protestie¬ 
renden stürzte. Was dann folgte 
war ein Exzess der Gewalt. Selbst 
als die Protestierenden bereits am 
Boden lagen wurden sie weiter 
geschlagen und getreten. Film¬ 
aufnahmen belegen, wie die 
Bodyguards Erdogans weiter auf 
sie einschlugen 

Das amerikanische Außenkomi¬ 
tee des Kongresses verabschiede¬ 
te inzwischen eine Protestnote, 
in der sie die Türkei wegen der 
Übergriffe scharf verurteilte. Der 
Vorsitzende des Repräsentanten¬ 
hauses, einer der beiden Kam¬ 
mern des amerikanischen Kon¬ 
gresses, Paul Ryan, forderte dann 
auch eine offizielle Entschuldi¬ 
gung der Türkei. Während des¬ 
sen untersuchte die New York 
Times Filmaufnahmen der Sze¬ 
nen. und veröffentlichte Bilder 
von 24 Angreifern. Bei ihnen 
handelt es sich vornehmlich um 
Bodyguards von Erdogan sowie 
sechs seiner Anhänger. 

(ANF 26.5., ISKU) 
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Rakka wird befreit 


Ein weiterer Schritt zur Befreiung 
von Rakka ist eingeleitet worden. 
Dies verkündete am Dienstag für 
die Demokratischen Kräfte 
Syriens (QSD) ihr offizieller Spre¬ 
cher Talal Silo. Am 5. November 
2016 hat die QSD den Kampf 
zur Befreiung Rakkas vom IS 
begonnen. Im Rahmen der „Zorn 
des Euphrat“ genannten Opera¬ 
tion wurde in mehreren Phasen 
das Umland vom IS befreit und 
die Stadt Rakka mehr und mehr 
umzingelt. Auf der Südseite der 
Stadt liegt der Euphrat, im West¬ 
en, Osten und Norden die QSD. 
Viele zu Dera Zor und Rakka 
gehörende Dörfer und Staudäm¬ 
me konnten bereits aus der Hand 
des IS befreit, tausende Zivilistin¬ 
nen gerettet werden. An der 
Befreiung der Stadt beteiligen 
sich Angaben Talal Silos zu Folge 


die Verteidigungseinheit YPG 
und YP], Cey? EFSiwar (Revolu¬ 
tionäre Armee), Cebhet El-Ekrad, 
Liwa El-§emal El-Dimoqrati, 
Hezen Efiran, Mexawir 
HumisTugayi, Siqür El-Reqqa, 
Liwa El-Tehrir, El-Selaciq Tugayi, 
Senadid gücjeri, die Kräfte des 
Suryaniscnen Volksrates, des 
Militärrates von Minbic, des 
Militärrates von Dera Zor, die 
Sebstverteidigungseinheiten und 
Nuxbe Gücü. Unterstützung 
erhält der Kampf zur Befreiung 
von Rakka von Seiten des ZiviF 
rates von Rakka, des Demokrati¬ 
schen Rates von Syrien so wie ver¬ 
schiedenen Stammesführern. Der 
Plan des Kampfes zur Befreiung 
der Stadt sei in Zusammenarbeit 
zwischen QSD und Internationa¬ 
ler Allianz entwickelt worden, 
erklärte Talal Silo für die QSD. 


Talal Silo wies daraufhin, dass „in 
einem historischen Widerstand 
bereits Kobane, Gire Spi, Hol 
und §edade haben befreit werden 
können“ und erklärte: „Jetzt kön¬ 
nen wir verkünden, der große 
Kampf, der Rakka befreien wird, 
hat Begonnen.“ Um 16.00 Uhr 
Ortszeit sind noch am Nachmit¬ 
tag Kämpfer der QSD vom 
Osten her in die Stadt vorgerückt. 
Es kam zu heftigen Gefechten im 
Stadtteil Almashalab. 

In der Presseerklärung des Gene¬ 
ralkommandos der Demokrati¬ 
schen Kräfte Syriens zum Beginn 
der letzten Offensive heißt es: 
“Nach einem langen Kampf, 
haben unsere Kräfte und die Kräf¬ 
te, die einen gemeinsamen Kampf 
gegen die Terroristen führen, ihre 
Legenden des Heldentums in der 
Geschichte markiert. Vom histo- 


Demoaufruf der Aufruf der PYD Deutschland: 


Solidarität mit Rojava und Shengal - Gegen 
die Kriminalisierung der PYD, YPG und YPJ 


ln Rojava und Shengal werden 
heute die demokratischen Grund¬ 
werte geschützt und verteidigt. 
Spätestens seit der Verteidigung 
Kobanes im Jahr 2014, weiß die 

f anze Welt, dass die Volks- und 
rauenverteidigungskräfte YPG 
und YPJ in Rojava ihr Leben für 
Demokratie, Freiheit und Frieden 
auf der ganzen Welt einsetzen. 
Während der gesamte Mittlere 
Osten seit Jahren in Kriegen ver¬ 
sinkt, wird heute in allen Regio¬ 
nen Kurdistans eine Alternative 
aufgebaut: Basisdemokratie, 

Frauenbefreiung und Ökologie 
bilden die Grundpfeiler des 
gesellschaftlichen Neuaufbaus. 
An dem Aufbau einer Gesell¬ 
schaft in Freiheit beteiligen sich 
sowohl die regionalen Bevölke¬ 
rungsgruppen, Glaubens- und 
Religionsgemeinschaften als auch 
tausende internationalistische 
Aktivistinnen. Rojava und Shen¬ 
gal sind heute eine gelebte Alter¬ 
native für alle Menschen, die für 
eine gerechte Welt ohne Krieg 
und Ausbeutung eintreten. 

Trotz millionenfacher Solidari¬ 
tätsbekundungen von Menschen 
aus der ganzen Welt, sind bisher 
nur wenige Staaten solidarisch 
mit den demokratischen Errun¬ 
genschaften in Rojava und Shen¬ 
gal. Es fehlt nicht nur an ausrei¬ 
chender direkter Unterstützung 
für den Kampf und Widerstand 
der YPG und YPJ. Die Kraft, die 
den Islamischen Staat (IS) seit 
Jahren am effektivsten bekämpft 


und tausende von Kämpferinnen 
verloren hat, bezeichnet heute 
einzig die Türkei als „Terroristen“, 
so wie sie es mit allen politischen 
Gegnern macht. Die Bundesre- 
ierung übernimmt nun die 
ichtweise des AKP-Regimes von 
Recep Tayyip Erdogan und stellt 
damit die YPG und YPJ mit prak¬ 
tisch verbotenen Organisationen 
gleich. 

Denn Deutschland treibt die Kri¬ 
minalisierung der YPG und YPJ, 
aber auch der politischen Partei 
PYD am aktivsten voran. Die 
Empfehlung des Innenministeri¬ 
ums von Anfang März diesen Jah¬ 
res, unter anderem die Flaggen 
der YPG, YPJ und der PYD hei 
öffentlichen Demonstrationen 
und Kundgebungen zu verbieten, 
ist der Höhepunkt dieser Krimi- 
nalisierungs- und Verbotspolitik. 
Kurdinnen in Deutschland, aber 
auch ihre internationalistischen 
Unterstützerinnen können heute 
auf deutschen Straßen praktisch 
keine Solidarität mehr mit den 
demokratischen Errungenschaf¬ 
ten sowie den Kampf und Wider¬ 
stand in Rojava und Shengal 
leben und zeigen. 

Das Konzept des demokratischen 
KonföderaTismus und die Praxis 
in Rojava und Shengal zeigen uns, 
dass ein demokratisches und 
leichberechtigtes Zusammenle- 
en der verschiedenen Völker und 
Glaubensgemeinschaften mög¬ 
lich ist. Reaktionäre Kräfte attak- 
kieren aus diesem Grund umso 


heftiger gesellschaftliche Perspek¬ 
tiven, die jenseits kapitalistischer 
Ausbeutung und gesellschaft¬ 
licher Fragmentierung aufgebaut 
werden. Ob religiöser Fundamen¬ 
talismus oder Nationalismus im 
Mittleren Osten und in Europa: 
Ziel ist stets, einen Keil in die 
Gesellschaften zu treiben. Eman- 
zipatorische Alternativen zum 
bestehenden System sollen bereits 
im Keim erstickt werden. Unsere 
Kämpfe für eine solidarische 
Gesellschaftsperspektive müssen 
somit immer wieder zusammen¬ 
geführt werden. 

Der Endpunkt der Demonstra¬ 
tion markiert somit den Beginn 
der Gegenproteste gegen den 
geplanten Aufmarsch der rassisti¬ 
schen, neu-rechten “Identitären 
Bewegung”. Mit der aggressiven 
Stimmungsmache gegen 

Geflüchtete und alle, die als 
“nicht-europäisch” oder “links” 
markiert werden und nicht in ihr 
enges Weltbild passen, heizen sie 
aktiv den Rechtsruck an und pak¬ 
tieren dabei mit der “Alternative 
für Deutschland (AfD)”. 

Wir rufen alle solidarischen Men¬ 
schen zur Teilnahme auf. 

Wer heute für die Demokratie 
einsteht, steht auch für Rojava 
und Shengal ein! Wir akzeptieren 
die Kriminalisierungs- und Ver¬ 
botspolitik nicht! 

Datum und Zeit: 17. Juni 2017 
um 12 Uhr 
Ort: Mathilde-Jakob-Platz 
(Rathaus Tiergarten), Berlin 


Meldungen: 

Referendum fiir die Unabhän¬ 
gigkeit Südkurdistans 

Verschiedene Parteien folgten 
der Einladung der Leitung der 
Autonomen Region Kurdistan 
(KRG) und kamen am Mitt¬ 
woch in Selahaddin zusammen. 
Auf der Sitzung unter Vorsitz 
von Mesud Barzani wurde 
beschlossen, dass Referendum 
über die Unabhängigkeit Kurdi¬ 
stans am 25. September dieses 
Jahres abzuhalten. Zuvor hatte 
die KRG bereits die UNO um 
Beobachter dafür gebeten. 

Die Gorran-Bewegung folgte der 
Einladung nicht. Auch die 
Komeleya Islami lehnte ihr kom¬ 
men ab. In einer Erklärung hieß 
es: „Wir nehmen nicht teil, der 
Versammlung fehlt es an der 
nötigen Glaubwürdigkeit“. Sie 
wies allerdings darauf hin „dass 
diese Entscheidung nicht den 
Abbruch aller politischen Bezie¬ 
hungen bedeute“. 

Wenn man sich die Lage in Süd¬ 
kurdistan vor Augen fuhrt, wird 
einem allerdings schnell klar, 
dass es zur Durchführung eines 
Referendums zu einem Thema 
mit solcher Tragweite mehr 
Bedarf als einiger Beobachter der 
UNO. Seit August 2015 ist die 
Präsidialzeit Barzanis abgelaufen, 
und ihm fehlt damit die nötige 
Legitimation. Da keine Eini¬ 
gung zu erzielen war, ist das Par¬ 
lament von Südkurdistan seit 
dem 12. Oktober 2015 geschlos¬ 
sen. Mesut Barzani führt seit 
dem das Amt des Präsidenten 
nur noch de facto weiter. Dies ist 
jedoch in vielen Kreisen stark 
umstritten ist. (YH, 7.6., ISKU) 


KDP unterzeichnet 
Vertrag mit russischem 
Mineralölkonzern 

Nefirvan Barzani (KDP), Mini¬ 
sterpräsident der Autonomen 
Region Kurdistan, nahm am 2. 
Juni am St. Petersburg Interna¬ 
tional Economic Forum (SPIEF) 
in St. Petersburg teil. Dort 
Unterzeichnete er auch einen 
Vertrag mit dem russischen 
Mineralölkonzern Rosneft. Der 
Vertrag gibt Rosneft das Recht, 
zwanzig Jahre lang an fünf Orten 
Südkurdistans Erdöl zu fördern, 
es zu verarbeiten und auf dem 
internationalen Markt zu ver¬ 
kaufen. Mit dem Vertrag soll die 
Erdöl-Förderung in Südkurdi¬ 
stan von täglich 700.000 Barrel 
auf eine Million Barrel hochge¬ 
schraubt werden. Die Rosneft 
wird das Erdöl über die Pipeline 
Kerkük-Ceyhan nach Iskende- 
run und von dort nach Deutsch¬ 
land verbringen, wo es in den 
Raffinerien verarbeitet wird. Die 
Rosneft äußerte sich erfreut über 





Duran Kalkan: Nutzt die Kurden nicht als 
Spielball für eure Interessen! 


Das Mitglied des Exekutivrats der 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistan (KCK), Duran Kalkan 
bewertete in einem Interview mit 
der Nachrichtenagentur ANF die 
Bestrebungen der Türkei, aber 
auch der USA und europäischer 
Länder die kurdische Frage als 
einen Spielball ihrer geopoliti- 
schen Interessen zu machen. Im 
Folgenden veröffentlichen wir 
einen kurzen Auszug des 
Interviews: 

Erdogan suchte den gesamten 
Monat Mai Unterstützung für 
seine Politik des Genozids gegen die 
kurdische Gesellschaft. Dafür reiste 
er von Land zu Land, hat aber kei¬ 
nen Zuspruch erhalten. Besonders 
interessant war die Haltung der 
USA. Was wollte die USA mit ihrer 
Aussage, die Türkei wäre ein 
NATO-Mitglied und solle sich auf 
ihre besondere Rolle besinnen, zum 
Ausdruck bringen? Wie ist ihre Ein¬ 
schätzung der Gesprächei 
Vor dem Referendum hatte ich 
auf zwei Punkte aufmerksam 
gemacht. Falls bei dem Referen¬ 
dum mit einem „Ja“ gestimmt 
wird, wird im Inneren der 
Faschismus, die Unterdrückung 
und Verfolgung über die Men¬ 
schen zunehmen. Außen jedoch 
wird Erdogan eine 180-Grad- 
Wende einleiten. Wir hatten 
angemerkt, dass Erdogan mit den 
Beschimpfungen aumören, sein 
machohaffes Verhalten beenden 
und sich zu einem umherlaufen¬ 
den Bettler verwandeln wird. Tat¬ 
sächlich passiert das zurzeit. Es 
gibt eine Brutalität in der Türkei, 
die den Faschismus des 12. Sep¬ 
tember-Regimes und die Dikta¬ 
tur von Saddam übertrifft. Nach 
außen hin wird jedoch eine Poli¬ 
tik betrieben, die dem Betteln 

§ leicht. Das geht so von Russland 
is Europa. Die Medien der AKP 
sprechen dabei von „Warnungen 
und Botschaften“ die man angeb¬ 
lich ausspreche, doch dabei han¬ 
delt es sich in der Realität um 
Handeln und Betteln. 

Erdogan versucht den im Lan¬ 
desinneren betriebenen Fas¬ 
chismus, die Verfolgung und die 
Massaker zu verheimlichen, im 
Ausland mehr Unterstützung zu 
erhalten und sich als mächtige 
Kraft zu etablieren. Man könnte 
sagen, er handelt mit der Logik 
eines Händlers. Die Türkei Kat 
bei diesem Handel alle Karten 


auf den Tisch gelegt. Mit der 
Bedingung, gegen die Kurden zu 
agieren, ist die türkische Regie¬ 
rung bereit, allen Zugeständnisse 
zu machen. Er sagt damit eigent¬ 
lich; „Schweigt zu dem Völker¬ 
mord an den Kurden, und ich 
werde euch geben was ihr wollt.“ 
Und darauf beruht ihr Handel 
mit der USA, Russland und 
China. Vor allem beruht darauf 
der Handel mit Europa. Dieser 
schmutzige Handel gegen die 
Kurden dauert seit 150 Jahren 
an. So wurden die Existenz und 
der Befreiungskampf der Kurden 
auf dem Markt angeboten und 
die staatlichen Mächte handeln 
heute damit. Wir wissen nicht, 
was die USA bei den letzten 
Gesprächen von der Türkei erhal¬ 
ten hat. Wegen des Kampfes zur 
Befreiung Raqqas vom Islami¬ 
schen Staat (IS),Braucht die USA 
die Kurden aus Rojava an ihrer 
Seite. Es könnte somit sein, dass 
sie der Türkei sagten: „Schweigt 
zu unserer Zusammenarbeit mit 
den Kurden, aber tut mit den 
Kurden im Norden was immer 
ihr möchtet. Wir unterstützen 
euch dabei.“ 

Ähnelt dies nicht der Abmachung 
zwischen Mossul und Kirkuk wäh¬ 
rend des Ersten Weltkriegs? 

Ja, das ist der Handä mit den 
Kurden. Die Leugnung und Ver¬ 
nichtung der Kurden ist so eine 
Falle. Sie basiert auf einem 
System, in dem Regierungsmäch¬ 
te gegenseitige Interessen verfol¬ 
gen und diese verhandeln. Im 
Wesentlichen geht es um dieses 
Spiel; „Gegen die PKK könnt ihr 
alles tun, aber sagt nichts zu 
YPG!“ 

ln Deutschland wurden die YPG, 
YPJ und PYD Flaggen verboten. 
Dies passierte kurz nachdem 
Erdogan nach Europa ging und 
verhandelte. Man müsste die 
deutsche Bundesregierung fragen; 
Welche wirtschaftlichen und poli¬ 
tischen Interessen erfüllt ihnen 
Tawip Erdogan, dass sie dafür die 
YPJ verbieten? Zum einen heißt 
es, dass man den IS bekämpfe, 
aber auf der anderen Seite opfern 
sie das Wohl und die Existenz der 
Gesellschaften mit dem Handel 
über Incirlik oder anderen wirt¬ 
schaftlichen, politischen und 
militärischen Fiandel. Man drük- 
kt ein Auge zu und wird mit¬ 


schuldig an den verübten Massa¬ 
kern in der Türkei. 

Vor einigen Tagen gab es einen 
Angriff des IS auf Emgland. Vor¬ 
her jedoch, hatten die Türkei und 
England gute Beziehungen. Auch 
England wird zurzeit von einer 
Frau regiert. Den größten Wider¬ 
stand gegen den IS haben näm¬ 
lich die kurdischen Frauen 

f ezeigt. Aber diesen kurdischen 
rauen werden in Sur, Cizre und 
Nusaybin die Häuser zerstört. 
Was denkt wohl die britische Pre¬ 
mierministerin Theresa May dar¬ 
über? Sie schließen Allianzen mit 
Menschen, die den Frauen in 
Cizre und Sur die Häuser dem 
Erdboden gleichmachen. Genau 
das meine ich, wenn ich sage, es 
wird gehandelt für die eigene 
Interessen. Und das machen sie 
alle, Amerika, England und auch 
Deutschland. 

Dabei wurden die Kommandan- 
tinnen der YPJ doch im Elysee- 
Palast empfangen. Was ist pas¬ 
siert? Wenn der IS am Ende ist, 
werden die Kurden wieder verbo¬ 
ten sein? Manche sagen; „Die 
YPG und YPJ sollen nicht in der 
Terrorliste stehen, aber die PKK 
schon.“ Was ist denn der Unter¬ 
schied zwischen der YPG und der 
PKK? Beide leisten Widerstand 
gegen den Faschismus des IS. 

Mit Faschisten und Mördern 
kann es keine Beziehungen und 
Allianzen geben. Man muss eine 
klare Position gegen den 
Faschismus einnehmen. Sie müs¬ 
sten gegen Erdogan dieselbe Posi¬ 
tion vertreten, die sie damals 
gegen Saddam vertraten. Jeder 
sollte sich gegen den Faschismus 
Erdogans stehen. Diejenigen die 
sich heute nicht dagegenstellen, 
werden morgen selbst daran lei¬ 
den. In Europa wütet der IS. Wer 
ist der IS? Wer regiert diesen? Hat 
Erdogan nicht Europa damit 
gedroht, dass er „überall mit dem 
IS angreifen“ könnte? Europa 
sollte dies nicht vergessen. Ihrer 
Beziehungen mit der Türkei sind 
ernster als je zuvor. Es gibt eine 
ernste Auseinandersetzung. Aber 
sie versuchen, diese Gegensätz¬ 
lichkeit zu einer Feindschaft 
gegen die PKK zu bündeln. Sie 
sollen untereinander tun was sie 
wollen. Aber sie sollen damit auf¬ 
hören, Handel über die PKK und 
die Kurden zu betreiben. 

(ANF, 30.5., CA, 4.6., ISKU) 


—^ Rakka wird befreit 


rischen Widerstand von Kobane 
über die Befreiung von Gire Spi, 
Hawl und Shaddadi, bis zu den 
Dörfern Deir ez-Zors und Raqqas 
und dem Staudämmen in diesen 
Regionen wurden historische 
Schritte zur Befreiung der Völker 
dieser Regionen von den Terrori¬ 
sten und zur Erfüllung ihrer 
lebenswichtigen Bedürfnisse in¬ 
nerhalb der vorhandenen Res¬ 
sourcen, gemacht. 


Heute erklären wir im Namen des 
Kommandos des Operations¬ 
raums „Zorn des Euphrats“, dass 
wir den „Großen Kampf“ um die 
Befreiung der Stadt Raqqa, wel¬ 
che die Banden zur Hauptstadt 
der Angst und des Terrorismus 

f emacht haben, nun begonnen 
aben. (...) Dieser Kampf findet 
statt mit der Hilfe des Raqqa 
Zivilrats, des Syrischen Demokra¬ 
tischen Rates (MSD), den Wort¬ 


führern der Stämme der Region 
und mit der Hilfe unseres Volkes 
in dem Gebiet.Wir erklären, dass 
unsere Kräfte mit hoher Moral 
und großartigen Vorbereitungen 
bereit sind für den Kampf. Wir 
geben zur Kenntnis, dass der 
Gefechtsplan, der mit unseren 
Partnern auf dem Boden, der 
Internationalen Koalition disku¬ 
tiert wurde, bereit zur Umsetzung 
ist.(...) (ANF/CA, 6.6., ISKU) 


den Vertrag und kündigte an, 
dass „weitere Verträge folgen“ 
würden. Da Einzelheiten des 
Vertrags unbekannt sind, ist 
nicht klar, inwieweit die Barza- 
nis, ihr Klan oder die KDP von 
dem Vertrag profitieren. Unklar 
ist auch, ob und wie viel letztlich 
der Region Kurdistan zugut¬ 
ekommen wird. §erko Cewdet, 
Minister für natürliche 
Ressourcen im Parlament der 
Regionalen Region Kurdistan, 
ist entsetzt und bezeichnete die 
Vertragsunterzeichung durch 
Neqirvan Barzani als „glatten 
Verfassungsbruch“. Seit 2007 
müssen Verträge über die Förde¬ 
rung von Erdöl und alle natür¬ 
lichen Ressourcen vom Kurdi¬ 
schen Regionalparlament bestä¬ 
tigt werden. Im Falle des Ver¬ 
trags mit Rosneft wurde „weder 
das Parlament, noch die Kom¬ 
mission, der er vorsteht, über¬ 
haupt informiert“, erklärt §erko 
Cewdet. 

Die vier Parteien G o r ra n - B cwe- 
gung, Komeleya Islami (Islami¬ 
sche Gemeinde), Tevgera Islami 
(Islamische Bewegung) und Yek- 
girtü (Islamische Tinheit) veröf¬ 
fentlichten gar eine gemeinsame 
Erklärung, in der sie Erdölver¬ 
träge wie diesen als „Gefahr für 
die Zukunft der Region Kurdi¬ 
stan“ brandmarkten. Die vier 
Parteien erklärten, es wäre “ein 
Irrtum zu glauben, Probleme 
wie die vorherrschende Krise, 
die hohe Arbeitslosigkeit oder 
die verbreitete Armut wären mit 
Erdölverkäufen beizukommen“. 
Auch äußerten sie Unglauben 
gegenüber Verlautbarungen dar¬ 
über, dass das „Regionale Gebiet 
Schulden von 27 Milliarden 
Dollar habe und fragten sich 
wofür diese denn wohl ausgege¬ 
ben worden seien“. Zuvor gab es 
bereits Kritik an Erdöl -Verträ¬ 
gen, die die Barzanis getätigt 
hatten. Vor allem auch an einem 
Vertrag mit der Türkei. Versuche 
deshalb oder wegen anderer Ver¬ 
träge eine Parlamentarische 
Untersuchungskommission ein¬ 
zurichten scheiterten allerdings 
bisher immer am Widerstand 
der Regierung. 

(ANF, 4.6., ISKU) 
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Konstellationen und Optionen 
für die Zeit nach der 
Raqqa-Operation 


Seit dem Kampf um Kobane, 
sprich seit Dezember 2014 ver¬ 
liert der IS (Islamischer Staat) bei 
allen militärischen Operationen 
in der Vorreiterrolle der Kurdin¬ 
nen an Boden und Stärke. Der IS 
erbeutete zuvor schwere Waffen 
aus den Reihen des irakischen als 
auch syrischen Regimes und 
führte somit seit September 
2014 einen asymmetrischen 
Krieg. Gegen Mitte Dezember 
desselben Jahres nahm der IS die 
Mehrheit der Stadt Kobane ein. 
Trotz dessen begann mit der 
Gegenoffensive der YPG/YPJ 
(Volksverteidigungseinheiten 
bzw. Frauenverteidigungseinhei¬ 
ten Rojavas) der IS an Blut zu 
verlieren. Dieser Blutverlust hält 
bis heute kontinuierlich an. 

Die anfänglichen militärischen 
Operationen wurden unter der 
YPG geführt, später mit den 
SDF (Demokratische Kräfte 
Syriens) ausgeweitet, welche 
allesamt bis dato erfolgreich 
abgeschlossen wurden. Anders 
ausgedrückt bis jetzt gab es keine 
militärischen Operationen der 
Kurdinnen unter der YPG und 
SDF, die weder schief gelaufen 
sind oder nicht vollendet werden 
konnten. Deswegen erscheint die 
baldige Befreiung der Stadt 
Raqqa, welche sicn momentan 
komplett in der Zange befindet, 
als sehr wahrscheinlich. 

Kurz gesagt, die tonangebenden 
Kräfte im Kampf gegen den IS 
erhoffen sich mit der Einnahme 
von Raqqa, jener Terrororganisa¬ 
tion einen kräftigen Schlag zu 
verpassen. Alle Akteure sinasich 
bewusst, dass mit der Befreiung 
der Stadt eine große Etappe im 
Kampf gegen den IS genommen 
werden kann. Zeitgleich mit 
dem Voranschreiten der Opera¬ 
tion sind auch die Diskussionen 
bzgl. „der Zeit nach dem IS“ 
erneut ins Rollen gekommen. 
Für die bestimmenden Akteure 
bei der Befreiung von Raqqa 
wird es deshalb darum gehen, 
diesen möglicherweise bevorste¬ 
henden Etappensieg in die Bah¬ 
nen von politischen und gesell¬ 
schaftlichen Errungenschaften 
zu lenken. 

In einer solchen Situation, in 
welcher die von der IS ausgehen¬ 
de Gefahr - wenn auch nicht 
gänzlich beseitigt -zumindest 
deutlich minimiert wird, wird 
unweigerlich der Nährboden für 


Auseinandersetzungen zwischen 
den Akteuren, die konkurrieren¬ 
de langfristige Strategien für die 
Region haben, geschaffen. Denn 
viele dieser globalen und regio¬ 
nalen Player tragen ihre latenten 
Konflikte nicht offen aus, um 
dem gemeinsamen Kampf gegen 
den IS keinen Schaden zuzufü¬ 
gen. In einer Zeit nach dem IS 
würde das bedeuten, dass neue 
Allianzen, Zusammenarbeiten 
und Verfeindungen entstehen 
werden. Der bisherige Stellver¬ 
treterkrieg könnte sich zu einem 
Krieg der Staaten entwickeln. 
Vor allem der sunnitisch-schiiti- 
sche Konflikt birgt das Risiko in 
sich, die ganze Region in einen 
Krieg zu involvieren. 

Für die aktuelle verzwickte poli¬ 
tische Situation lassen sich so 
einige Beispiele aulzählen. Hier¬ 
für stellvertretend einige Schlag¬ 
zeilen: Der Besuch von Trump in 
Saudi Arabien; der Durchstoß 
der irakisch-schiitischen Miliz 
Hashd al-Shaabi bis an die syri¬ 
sche Grenze; der erwartete 
syrisch/russische Vorstoß auf 
Idlib und deren Fortschritte in 
Richtung der irakischen Grenze 
im Osten; die bewaffneten Aus¬ 
einandersetzungen an der Gren¬ 
ze von Jordanien zwischen den 
von den USA und Großbritan¬ 
nien unterstützen Gruppen, dem 
IS und der syrischen Armee; die 
steigende Bedrohung seitens des 
türkischen Staates an der Grenze 
zu Rojava und der damit verbun¬ 
dene Druck; die Isolation Katars 
seitens der arabischen Staaten; 
die Bemühungen der arabischen 
Staaten die pro-iranischen Län¬ 
der zu isolieren und letztendlich 
die Befreiung von Mossul und 
Raqqa (ja vielleicht sogar eine 
bevorstehende Deir cz-Zor Ope¬ 
ration). 

Wie ich bereits zu Anfang schon 
versucht habe darzustellen, ist 
das wohl derzeit absehbarste 
Ereignis in dieser verworrenen 
Gesamtlage die Befreiung Raq- 
as von der IS. Mit dem Verlust 
er Stadt, welche zur Hauptstadt 
des Kalifats erkoren wurde, und 
der zeitgleichen Befreiung der 
Stadt Mossul dürfte der IS in 
Syrien als auch im Irak in die 
Position einer wirkungslosen 
Kraft versetzt werden. 

Nach dieser Phase dürfte die 
Hauptaufgabe der Kurdinnen 
und der verschiedenen Völker, 


die sich unter einer gemeinsa¬ 
men föderalistischen Verwaltung 
sehen, darin liegen, ihr neues 
Gesellschaftssystem weiter zu 
festigen und die dazugehörigen 
Probleme anzugehen. Eane 
demokratisch-politische 
Lösungsperspektive, welche die 
Möglichkeit einer Beziehung 
zum syrischen Regime offen hält, 
bringt auch die Wahrscheinlich¬ 
keit mit sich, dass wenn an der 
bisherigen chauvinistischen 
Baath-Politik festgehalten wird, 
es zu unvermeidlichen bewaffne¬ 
ten Auseinandersetzungen kom¬ 
men kann. Deshalb könnten 
neben dem Problem der Etablie¬ 
rung des Systems, Vorbereitun¬ 
gen bzgl. einer militärischen 
Auseinandersetzung mit dem 
syrischen Regime getroffen wer¬ 
den. 

In Anbetracht der anhaltenden 
Drohungen des türkischen Staa¬ 
tes, könnte die südliche Front 
gegen die IS und die darin inve¬ 
stierte Energie in den Norden 
verlagert werden. Gegen die vom 
Iran und zum Teil Irak eingesetz¬ 
te schiitische Hashd al-Shaabi 
Miliz dürfte eine entschiedene 
Verteidigungsstrategie gefunden 
werden. 

Kurzum, mit der Eroberung der 
Stadt Raqqa wird der Untergang 
der IS eingeleitet. Wenn dann 
diese befreiten Gebiete in Sicher¬ 
heit gelangen und in die demo¬ 
kratisch-föderativen Systembe¬ 
mühungen aufgenommen wer¬ 
den, sowie jene föderative Ver¬ 
waltung internationale Anerken¬ 
nung genießt, dann kann sich 
dieses Modell in Syrien als Alter¬ 
native zum derzeitigen Machtsy¬ 
stem etablieren. Des Öfteren 
wurde den Repräsentantinnen 
der Föderation die Teilnahme an 
den Syrien-Friedensgesprächen 
in Genf und Astana - die sich 
angeblich um eine politische 
Lösung bemühen - mit den ver¬ 
schiedensten Begründungen ver¬ 
wehrt. An dieser Ignoranz gegen¬ 
über den kurdischen Akteuren 
weiter festzuhalten, wir fortan 
noch schwieriger. Einen derarti¬ 
gen starken Akteur von den poli¬ 
tischen Friedensgesprächen fern¬ 
zuhalten, lässt den Begriff einer 
„Lösung“ in der Absichtserklä¬ 
rung der Akteure und deren Auf¬ 
richtigkeit in einem ganz 
schlechten Licht erscheinen. 

(YÖP, 14.6., CA) 


Meldungen: 


Denkmal für Ugur Kaymaz 
zerstört 

Das Denkmal für den 12- 
jährigen Ugur Kaymaz sowie 
die daneben angebrachte Tafel 
mit dem Text der Kinderrechts¬ 
konvention der Vereinten 
Nationen in der Stadt Kiziltepe 
(Provinz Mardin) wurde am 
Sonntag auf Beschluss der 
Zwangsverwaltung zerstört. 
Ugur Kaymaz wurde am 12. 
November 2004 zusammen mit 
seinem Vater Ahmet Kaymaz 
vor seinem Haus in Kiziltepe 
von Soldaten der türkischen 
Armee erschossen. Bei der 
Obduktion wurden im Körper 
des 12-jährigen Jungen 13 
Gewehrkugeln und in der Lei¬ 
che des Vaters acht Kugeln 
gefunden. 

Die Zerstörung des Denkmals 
erfolgte auf Anweisung des 
Zwangsverwalters, dem die tür¬ 
kische Regierung die Leitung 
über die Stadt Kiziltepe übertra¬ 
gen hatte, nachdem die beiden 
Bürgermeister der Stadt festge¬ 
nommen wurden. Das am 4. 
August 2009 im Stadtzentrum 
aurgebaute Ugur-Kaymaz- 
Denkmal wurde zunächst von 
gepanzerten Fahrzeugen um¬ 
stellt. Die örtliche Polizei ver¬ 
hinderte Foto- oder Videoauf¬ 
nahmen der Zerstörung. 

Zuletzt verlor Makbule Kay¬ 
maz, die Mutter von Ugur Kay¬ 
maz, am letzten Jahrestag des 
Todes ihres Ehemanns und 
Sohnes, dem 21. November 
2016, aufgrund eines Dekrets 
der türkischen Regierung ihre 
Arbeitsstelle. Die in der 
Kommune Kiziltepe als Putz¬ 
frau arbeitende und alleinerzie¬ 
hende Mutter von drei Kindern 
hat, nachdem sie zwölf Jahre 
vergeblich nach Gerechtigkeit 
beim türkischen Staat suchte, 
auch ihre Arbeit verloren. 

(CA, 12.6, ISKU) 


Türkei: Lizenz für 
AKW ver geben 

Die EPDK (Enerji Piyasasi 
Düzenleme Kurulu - Aufsichts¬ 
behörde für den Energiemarkt) 
hat die Lizenz für das Atom¬ 
kraftwerk Akkuyu an die 
Akkuyu Nükleer A§ vergeben. 
Eine Vorlizenz wurde bereits am 
25.06.2015 erteilt. Mit dem 15. 
Juli 2017 ist nun die Lizenz 
zum Betreiben des Atomkraft¬ 
werkes erteilt. Sie hat eine Lauf¬ 
zeit von 49 Jahren. Das Atom¬ 
kraftwerk soll 8000 Stunden im 
Jahr kontinuierlich Strom lie¬ 
fern. Es hat eine Kapazität von 
4800 Megawatt. Geplant ist, 
dass es bei Fertigstellung unter 




Wird beim Referendum über 
Unabhängigkeit oder Macht 
abgestimmt werden? 


Zu einem Zeitpunkt an dem in 
Südkurdistan fast niemand mehr 
daran geglaubt hat, dass es zu 
einer Volksabstimmung kom¬ 
men wird, gab der KDP-Vorsit¬ 
zende Mesut Barzani per Twitter 
bekannt, dass das Unabhängig¬ 
keitsreferendum im September 
stattfinden werde. Diese 
Bekanntgabe wurde nach der 
von Barzani zusammengerufe¬ 
nen Versammlung in Hewler 
gemacht. Barzani hält seit 2005 
aas Amt des Präsidenten der 
Region Kurdistan inne, obwohl 
seine Amtszeit vor 2 Jahren abge¬ 
laufen ist. Nach dieser Versamm¬ 
lung wurde auch bekanntgege¬ 
ben, dass am 6. November Präsi¬ 
dentschafts- und Parlaments¬ 
wahlen stattfinden werden. 

Das Ganze ist recht eigenartig. 
Die Entscheidung bezüglich der 
Volksabstimmung wurde von 
einer Versammlung, die sich aus 
Politbüromitgliedern verschie¬ 
dener Parteien zusammensetzt, 
getroffen. Dabei haben die 
Goran-Bewegung, die 2013 ein 
Viertel der Stimmen erzielt 
hatte, und die Komala Island 
nicht einmal an der Versamm¬ 
lung teilgenommen. Eigentlich 
müsste solch eine Entscheidung 
im Parlament getroffen werden. 
Unter normalen Umständen 
hätte es wenigstens so sein müs¬ 
sen. Jedoch wird das kurdische 
Regionalparlament seit zwei Jah¬ 
ren blockiert und tagt nicht. 
Aber wenn dem so ist und die 
Volksabstimmung jetzt endlich 
beschlossen worden ist, sollte 
dann nicht erst das Parlament 
und der Präsident gewählt und 
anschließend das Referendum 
abgehalten werden? Oder wäre 
es nicht besser die Wahlen und 
die Volksabstimmung zusam¬ 
menzulegen? Während die 


Gehälter der Beamten seit zwei 
Jahren nicht gezahlt werden, hat 
Barzani erklärt, man hätte kein 
Budget für das Referendum, 
aber er persönlich würde Spon¬ 
soren finden. Wie fühlen sich 
wohl diejenigen, die ihre 
Arbeitsplätze nicht verlassen, 
obwohl ihre Gehälter nicht 
gezahlt werden, bei diesen Wor¬ 
ten von Barzani? Vor allem vor 
dem Ramadan-Fest. Wenn Geld 
für die Volksabstimmung aufge¬ 
trieben werden kann, warum 
können dann seit zwei Jahren 
die Gehälter der Beamten und 
Peschmergakämpfer nicht 
gezahlt werden? 

Was denkt wohl gerade die 
Familie von Hujam Surcp, Vater 
von elf Kindern, der vom IS ent¬ 
hauptet wurde und seinen Kin¬ 
dern vor dem Gang an die Front 
nicht einmal 1000 Dinaren 
geben konnte? Oder der Beamte 
aus Kifri, der letzten Monat 
nach einem Jahr in Untersu¬ 
chungshaft vom Gericht wegen 
Diebstals von Milch und Win¬ 
deln zu 11 Jahren Gefängnis ver¬ 
urteilt worden ist? Als sein Nor¬ 
malgehalt, das bei 255 Dollar 
lag, aufgrund der finanziellen 
Krise auf 139 Dollar gekürzt 
worden ist, sah er keinen ande¬ 
ren Ausweg als zu stehlen. 
Andererseits wird jetzt schon 
gesagt, dass diese Volksabstim¬ 
mung zu keinem konkreten 
politischen Ergebnis führen wird 
und der Hauptzweck darin liegt, 
bei den zukünftigen Verhand¬ 
lungen zur Unabhängigkeit die 
Position der Kurden zu stärken. 
Wir wissen alle, dass die Kurden 
im Süden zu mindestens 95% 
für die Unabhängigkeit sind. 
Wenn dem so ist, über was wird 
hier dann abgestimmt? Warum 
soll noch vor den Parlaments¬ 


und Präsidentschaftswahlen, auf 
Grundlage eines Beschlusses 
nicht gewählter Politiker, ohne 
vernünftige Vorbereitungen und 
einen Strategieplan ein Referen¬ 
dum abgehalten werden? 
Besonders während die Militär¬ 
operation in Mosul noch andau¬ 
ert. Dabei wird Mosul gar nicht 
erwähnt, während erklärt wird, 
dass das Referendum auch in 
den strittigen Gebieten Kirkuk, 
Maxmur, Xaneqin und Schen- 
gal, welche verwaltungstech¬ 
nisch zwar an Bagdad gebunden 
sind, de facto jedoch von Kur¬ 
den verwaltet werden, abgehal¬ 
ten werden wird. 

Natürlich ist in Südkurdistan 
Unabhängigkeit dringend nötig. 
Eine unabhängige Politik, unab¬ 
hängige Ökonomie und unab¬ 
hängige Selbstverteidigung sind 
notwendig. Denn keines davon 
besteht momentan. Aber dar- 
überhinaus sind Demokratie, 
Rechtstaatlichkeit und Freiheit 
notwendig. Ein demokratisches 
System ist erforderlich, in dem 
niemand aufgrund seines 
Geschlechts, Klasse, Glauben, 
Nationalität und politischer 
Identität unterdrückt wird, poli¬ 
tische Ämter nicht für Korrup¬ 
tion, sondern für den Dienst am 
Volk übernommen werden, das 
Parlament im Interesse des Volks 
ihre Gesetzgebung durchführt 
und die Justiz unabhängig ist. 
Fragen wir nun: Soll das bevor¬ 
stehende Referendum der 
Demokratisierung dienen oder 
die bestehende politische Macht 
festigen? Meiner Meinung nach 
ist das die wesentlich Frage, die 
gestellt werden muss, urnbesser 
verstehen zu können, warum die 
Volksabstimmung vor den Parla¬ 
mentswahlen abgehalten werden 

soll. (VöP, 10.6., CA) 


Nuriye Gülmen und Semih Özakca 
seit 100 Tagen im Hungerstreik 


Nuriye Gülmen und Semih Öza- 
k^a sind in Lebensgefahr. Beide 
wurden durch ihren Protest in 
der Yüksel-Straße in Ankara 
bekannt, wo sie vor Monaten 
ihren Kampf um die Rückgabe 
von Lohn und Arbeit begonnen 
hatten. Dann wandelten sie ihren 
Widerstand in einen Hunger¬ 
streik um. Am 76. Tag des Piun- 
gerstreiks wurden beide verhaftet 
und befinden sich seitdem in 
Haft. Er war als Grundschulleh¬ 
rer, sie als Dozentin für Literatur 
tätig. Beide wurden wie zehntau¬ 
sende andere per Dekret fristlos 
aus dem Dienst entlassen. Mög¬ 
lich ist das durch den in der Tür¬ 
kei verhängten Notstand. Damit 


verbunden sind viele Grundrech¬ 
te ausgehebelt. 

Am Freitag erreichen sie nun den 
100. Tag ihres Hungerstreiks. Der 
Zustand beider verschlechtert 
sich zusehends, im Besonderen 
von Nuriye Gülmen. Sie kann 
sich nicht mehr auf den Füßen 
halten, nicht einmal einen Stift 
kann sie noch führen. Außerdem 
sind ihre Augen extrem empfind¬ 
lich gegenüber Licht. Bei Semih 
Özakca soll es Anzeichen dafür 
geben, dass seine Gedächtnislei¬ 
stung abnimmt. Auch kann er 
nicht mehr die alltäglich anfallen¬ 
den Verrichtungen selbstständig 
durchführen. Seine Mithäftlinge 
übernehmen vieles und helfen. 


Nach ihrer Inhaftierung wurde 
beiden lange Zeit das wichtige 
Vitamin B 1 vorenthalten. 
Nimmt ein Mensch nicht regel¬ 
mäßig Vitamin B 1 ein, entwik- 
kelt sich schnell ein Korsakow- 
Syndrom, eine Erkrankung, bei 
der die Gedächtnisleistung blei¬ 
bend vermindert wird, weshalb 
bei Betroffenen allgemein örtliche 
und zeitliche Desorientiertheit 
auftritt und damit verbunden 
auch die Lernfähigkeit neuer 
Dinge stark reduziert ist. Das ist 
auch in der Türkei bekannt. Erst 
seit kurzem hat man den beiden 
den Zugang zu diesem wichtigen 
Vitamin wieder ermöglicht. 

(ANF, 15.6.2017, ISKU) 


voller Leistung 6 bis 7 % des 
Bedarfs der Türkei an elektri¬ 
schem Strom deckt. Im Vertrag 
ist die Fertigstellung des Atom¬ 
kraftwerks Akkuyu für 2025 
vorgesehen. Der Betreiber des 
Atommeilers, die Akkuyu 
NGS, möchte den Atommeiler 
jedoch schon zum 29. Oktober 
2023, zum hundert jährigen 
bestehen der Republik Türkei, 
fertig stellen. Wo der Atommüll 
verbleibt und ob und welche 
Vorkehrungen gegen zum Bei¬ 
spiel Erdbeben, von denen die 
Türkei immer wieder heimge¬ 
sucht werden, ergriffen werden, 
ist bisher nichts bekannt. 

(CH, 15.6, ISKU) 

Washington: Fahndung nach 
Erdogans Schlägern 

Gegen insgesamt sechzehn 
Beteiligte an den Angriffen auf 
kurdische und armenische 
Demonstrantlnnen im Mai die¬ 
sen Jahres ist in den USA Haft¬ 
befehl erlassen worden. Zwei in 
den USA lebende Türken wur¬ 
den bereits verhaftet, nach den 
weiteren namentlich bekannten 
Angreifern — in der Mehrzahl 
Leibwächter Erdogans und tür¬ 
kische Polizisten — wird derzeit 
gefahndet. Das gaben die Bür¬ 
germeisterin und der Polizei¬ 
chef von Washington D.C., 
Muriel Bowser und Peter News- 
ham, am Donnerstag auf einer 
Pressekonferenz bekannt. Da 
sich die Beschuldigten inzwi¬ 
schen wieder in der Türkei auf¬ 
halten, soll sich das Amerikani¬ 
sche Außenministerium um 
eine Auslieferung bemühen. 

Die Bnun zur Fahndung ausge¬ 
schriebenen hatten, wie auf 
zahlreichen Videoaufnahmen 
dokumentiert ist, eine kleine 
Gruppe Menschen angegriffen, 
die in Washington anläßlich des 
Staatsbesuchs Erdogans fried¬ 
lich vor der Residenz des türki¬ 
schen Botschafter demonstriert 
hatten, dabei noch auf am 
Boden liegende eingeschlagen 
und -getreten und diese z.T. 
schwerverletzt. (ISKU, 16.6.) 
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37 Jahre Haft gegen 11 Kinder 
aus Sür verhängt 


Die Kinder von Sür sind erneut 
Opfer der faschistischen Politik 
in der Türkei. Am 28. Novem¬ 
ber 2015 war über Sür, dem 
Altstadtviertel von Amed 
(Diyarbakir), die „Ausgangs¬ 
sperre“ verhängt worden. 
Anschließend führten Sonder¬ 
kommandos von Polizei und 
Militär eine Operation durch. 
Doch das Wort Operation 
beschreibt nicht im mindesten, 
was dann folgte. Es war ein 
Krieg gegen die Bevölkerung, 
dem unzählige Menschen zum 
Opfer fielen. Die Bevölkerung 
musste Monate lang unter 
schlimmsten Bedingungen aus¬ 
harren. Sie hatten kein' Wasser, 
keine Lebensmittel, keine 
medizinische Versorgung, wur¬ 
den stattdessen von Scharf¬ 
schützen und aus Hubschrau¬ 
bern beschossen und bombar¬ 
diert. Bis zuletzt waren ganze 
Familien im umlagerten Sür 
eingeschlossen. Auf Druck der 
Bevölkerung von Amed und 


großem Einsatz der Demokra¬ 
tischen Partei der Völker 
(HDP) und zivilgesellschaft¬ 
lichen Organisationen wurde 
am 3. März 2016 für einige 
Stunden ein sogenannter Kor¬ 
ridor geöffnet, einige 

Zivilist*innen konnten gebor¬ 
en werden. Unter den auf 
iese Art aus Sür geborgenen 
Menschen waren auch 11 Kin¬ 
der. Einige dieser Kinder, die 
nach 104 Tagen Belagerung 
und Krieg geborgen werden 
konnten, sind seit dem Tage in 
Haft. Es liegen ärztliche Atteste 
vor die belegen, dass sie wäh¬ 
rend der Vernehmung gefoltert 
worden sind. 

Jetzt wurde im Verfahren gegen 
sie als Beweismittel Staub auf 
ihrer Kleidung herangezogen. 
Staub der nach Monate anhal¬ 
tendem Beschuss und Bombar¬ 
dement des Stadtteils durch 
türkisches Militär ganz normal 
zu erwarten ist, wie ihre Anwäl¬ 
te erklärten, schließlich wurden 


ganze Straßenzüge im Verlauf 
des Krieges des türkischen Staa¬ 
tes zu Staub und Asche. Auch 
Granatsplitter im Körper eines 
der Kinder, das verletzt wurde, 
wurden so zu einem Beweis der 
Anklage erklärt. Das Einbestel¬ 
len eines Gutachters zur Klä¬ 
rung wurde vom Gericht abge¬ 
lehnt. Stattdessen wurden die 
Kinder zu unterschiedlichen 
Haftstrafen von zweieinhalb bis 
fünfeinhalb Jahren verurteilt. 
Insgesamt wurden 36 Jahre 8 
Monate und 20 Tage Haftstrafe 
an die Kinder von Sür verteilt. 
Eine Strafminderung wurde 
den Kindern nicht zugestan¬ 
den, dass Gericht sah „eine 
negative Haltung“ der Kinder 
vor Gericht als erwiesen an. Die 
Kinder haben ihre Verteidigung 
in kurdischer Sprache gehalten. 
Sie hatten erklärt, dass sie 
unschuldig seien und aufgrund 
der Belagerung in Sür dort ein¬ 
geschlossen waren. 

(ANF. 19.6., ISKU) 


Warum ist Erdogan so bestürzt 
über die Katar-Krise? 


Während sich die Befreiungs¬ 
operationen von Rakka und 
Mossul dem Ende nähern, wer¬ 
den wir Zeuge von neuen Ent¬ 
wicklungen wie der Katar-Krise. 
Die von der Türkei, Saudi Ara¬ 
bien und Katar bis zuletzt 
unterstützen Banden haben 
gegen die Kräfte der HPG, 
YPG, YPJ und SDF große 
Niederlagen erlitten und wur¬ 
den geschlagen. 

Wenn al Qaida, die al-Nusra 
Front, der IS, Ahrar al-Scham, 
die FSA und die Selahaddin Bri¬ 
gaden im Irak und in Syrien 
nicht von den Kurden besiegt 
worden wären, wäre es heute 
vermutlich auch zu keiner 
“Katar-Krise” gekommen. 

Die Katar-Krise tauchte kurz 
nach dem Besuch des US-Präsi- 
denten im Nahen Osten und 
der arabischen Welt auf der 
internationalen Tagesordnung 
auf. Bei den Kontrahenten die¬ 
ses Konflikts handelt es sich 
nicht um solche Staaten, die 
sich trationell feindselig gegen¬ 
überstehen. Nein, die Gegner 
sind Staaten, die über starke 
religiöse, konfessionelle und 
ideologische Gemeinsamkeiten 
verfügen. 


Am 22. Mai 2017 wurde nach 
dem US-Islamischen Gipfel in 
der saudischen Hauptstadt Riad 
das “Globale Zentrum zur 
Bekämpfung extremistischer 
Ideologie” unter der Beteiligung 
von 55 Ländern eröffnet. 

Die Frage, wer diejenigen sind, 
die radikales Denken vertreten 
und radikale Organisationen 
unterstützen, sollte also im 
Schatten der Bilder des US-Prä- 
sideten Trump, des saudischen 
Königs Salman und des ägypti¬ 
schen Präsidenten al-Sisi disku¬ 
tiert werden. 

Gleichzeitig wurde das bis dahin 
wirkende Bündnis aus der Tür¬ 
kei, Saudi-Arabien und Katar in 
Luft aufgelöst. Ihre Pläne wur¬ 
den geschlagen. Das einzige, 
was von dem gemeisam “Mittel¬ 
ost-Abenteuer dieser drei Staa¬ 
ten übrig geblieben ist, sind die 
offenen Rechnungen ihrer 
Kriegsinvestitionen, die sie nun 
begleichen müssen. 

Saudi Arabien hat einen großen 
Teil dieses Rechnungen mit dem 
Waffendeal im Umlang von 110 
Milliarden Dollar, das als “größ¬ 
ter Rüstungsdeal in der US- 
Geschichte’ bezeichnet wird, 
beglichen. Die Sache, die als 


“Krise” bezeichnet wird, ist im 
Prinzip der Streit darum, ob und 
wie Katar nun seinen Teil der 
Rechnungen zu begleichen hat. 
Und so kam es dann vor weni¬ 
gen Tagen zu einem Waffendeal 
zwischen Katar und den USA in 
Höhe von 12 Milliarden Dollar. 
Doch auch wenn der US-Vertei- 
digungsminister davon spricht, 
dass mit diesem Deal in 42 US- 
Bundesstaaten 60.000 Arbeits¬ 
plätze geschaffen werden, bleibt 
doch weiterhin ein großer 
Betrag offen, den Katar auf 
irgendeine Weise noch zu 
begleichen hat. 

Den Hanswurst des Mittleren 
Ostens, der keinen Cent in der 
Tasche hat und gezwungen sein 
wird, auf eine andere Weise 
seine Rechnung zu bezahlen, ist 
Tayyip Erdogan. Saudi-Arabien 
und Katar werden mit ihren 
Dollar-Schecks ihre Fehlinvesti¬ 
tion in die islamistischen Ban¬ 
den wieder gut machen. Der 
türkische Staat hingegen hat 
nichts, mit dem er seine Rech¬ 
nungen begleichen könnte. 
Deshalb ist durch die Katar- 
Krise mehr Erdogan als der 
Emir von Katar in Panik ver¬ 
setzt worden. 


Meldungen: 

Invasionsversuch der türki¬ 
schen Armee gestoppt 

In Nordkurdistan führt die tür¬ 
kische Armee an vielen Orten 
roße Militäroperationen 
urch. Dörfer werden überfal¬ 
len und besetzt, die Hochalmen 
für die Bevölkerung gesperrt. 
Aber auch die Selbstverteidi¬ 
gungseinheiten sind aktiv 
geworden. In Colemerg (Hak- 
kari) konnte der Invasionsver¬ 
such der türkischen Armee auf 
die Zap-Region von den Volks¬ 
verteidigungskräften HPG 
zurückgeschlagen werden. Ein 
Militärkonvoi Kam am 19. Juni 
an der Grenze bei Colemerg 
(Hakkari) in einen von der 
Guerilla gelegten Hinterhalt. 
Die türkischen Soldaten mus¬ 
sten sich komplett Richtung 
(Jele ((jlukurca) zurückziehen, 
gerieten dort aber abermals in 
der Region Qasrike in einen 
Hinterhalt. 

Bei den Angriffen der Guerilla 
auf den Vorstoß der türkischen 
Armee kamen 20 Soldaten ums 
Leben, über die Zahl der Ver¬ 
letzten liegen keine Angaben 
vor. Drei gepanzerte Militär- 
fahrzeuge wurden komplett zer¬ 
stört. Die Straße Cclc-Colc- 
merg wurde gesperrt, um die 
Toten und Verletzen zu bergen. 
Eine in der Nähe stationierte 
Einheit begann daraufhin die 
Gegend mit Artillerie unter 
Beschuss zu nehmen. 

(ANF, 21.6, ISKU) 

Syrien greift Stellungen der 
QSD an — syrisches Kampf¬ 
flugzeug abgeschossen 

Südlich von Tabqa wurde am 
18. Juni gegen 16:30 Uhr ein 
syrisches Kampfflugzeug abge¬ 
schossen. Einer Erklärung der 
Koalitionkräfte zu Folge wurde 
ein syrisches Kampfflugzeug des 
Typs SU 22 mittels einer F 18 
bei Tabqa abgeschossen. Das 
syrische Kampfflugzeug habe 
zuvor um 18.43 Uhr syrischer 
Zeit Stellungen der Demokrati¬ 
schen Kräfte Syriens QSD 
bombardiert. Die Koalition 
erklärte, dass bereits zur Mit¬ 
tagszeit Stellungen der QSD 
angegriffen worden seien. Dar¬ 
aufhin habe man Russland kon¬ 
taktiert und Syrien auf diesem 
Wege gewarnt. Man habe bei 
der Warnung verlauten lassen, 
dass die Koalition weder mit 
Russland noch mit Syrien eine 
bewaffnete Auseinandersetzung 
wünsche, aber man werde auch 
die Bodentruppen der Koalition 
gegen jegliche Gefahr schützen, 
heißt es in der Erklärung. 

(ANF, 18.6, ISKU) 





„Marsch fiir Gerechtigkeit“ 


Der Vorsitzende der CHP, 
Kemal Kihfdaroglu, hat vor vier 
Tagen „einen Marsch für 
Gerechtigkeit“ begonnen. Die¬ 
ser startete in Ankara, enden soll 
er in Istanbul vor dem Gefäng¬ 
nis Maltepe. Hier ist der Abge¬ 
ordnete Enis Berberoglu (CHP) 
inhaftiert. Der „Marsch für 
Gerechtigkeit“ ist eine Reaktion 
auf die Verhaftung von 
Berberoglu. 

Der HDK (Demokratischer 
Kongress der Völker) hat die auf 
der Marschroute liegenden und 
ihr angebundenen Räte und 
Organisationen, so wie alle 
Demokraten inzwischen dazu 
aufgerufen, ebenfalls für Demo¬ 
kratie und Gerechtigkeit auf die 
Straße zu gehen, überließ jedoch 
den einzelrien Räten und Orga¬ 
nisationen „in welcher Form sie 
die Forderung auf die Straße tra¬ 
gen wollen“. 


In ihrer Erklärung nahm der 
HDK auch Stellung zum 
„Marsch für Gerechtigkeit“. So 
heißt es dort: „Der Marsch für 
Gerechtigkeit ist legitim. Illegi¬ 
tim ist es, nicht auf die Straße zu 
gehen, illegitim ist es, auf illega¬ 
le Weise alle Ämter und alle 
Gewalten an sich zu reißen“. 
Kemal Kihfdaroglus Warnung 
an Devlet Bah^eli, den Chef der 
MHP, das auch er eines Tages 
der Gerechtigkeit bedürfen 
könnte, bezeichnete der HDK 
mit Hinweis auf die Zusammen¬ 
arbeit von CHP, MHP und AKP 
bei der Installierung des OFIAL 
(Ausnahmezustand) sowie der 
Aufhebung der Immunität von 
Abgeordneten, was zur Verhaf¬ 
tung der Co-Vorsitzenden der 
Demokratischen Partei der Völ¬ 
ker HDP und mehrere ihrer 
Abgeordneten geführt hatte, als 
„Ironie“. Im Folgenden bezeich¬ 


nete der HDK die Phase zwi¬ 
schen dem 7. Juli (vorletzte Par¬ 
lamentswahl) und dem 20. Juni 
(der Tag, als das Militär einen 
Putschversuch unternommen 
haben soll) als Putsch im Putsch. 
Im Verlauf waren dutzende 
gewählte Bürgermeister und 
Bürgermeisterinnen inhaftiert, 
über zehntausend Funktionäre 
und Mitglieder der HDP verhaf¬ 
tet und zu teils jahrzehntelangen 
Haftstrafen verurteilt worden. 
Hunderte Menschen wurden in 
den Kellern von Cizir (Cizre) bei 
lebendigem Leib verbrannt, 
Städte verwüstet. 

Fazit der HDK ist, dass, auch 
wenn „der CHP auch kein gutes 
Zeugnis für eine prinzipientreue 
Verbundenheit mit der Demokra¬ 
tie ausgestellt werden kann, der 
Schritt jedoch auf die Straße posi¬ 
tiv für die Kräfte der Demokratie“ 
sei. (ANF/CH, 19.6., ISKU) 


„Geh und sammel deine Schwester ein.“ 


Was sich der türkische Staat an 
Abartigkeit im Umgang mit sei¬ 
nen kurdischen Mitbürgern lei¬ 
stet, ist kaum noch zu überbie¬ 
ten. Vor drei Tagen wurde in 
Lice, einem Landkreis von 
Amed/Diyarbakir, die 85-jährige 
Pakize H. von einem gepanzer¬ 
ten Militärfahrzeug erfasst und 
getötet. Ihre Schwester Hasret Y. 
(80) wurde zufällig Zeuge des 
Hergangs. Sie berichtete dem 
Vorsitzenden des Rechtsanwalts¬ 
büros von Amed, dass ihre 
Schwester auf dem Weg zur Post 
war, um ihre Rente abzuholen. 


Auch sie war dort, weil auch sie 
ihre Rente abholen wollte und 
wurde so zufällig Zeuge. Von 
dort aus sah sie, wie ihre Schwe¬ 
ster vom Militärfahrzeug erfasst 
wurde. Pakize Hazar verlor noch 
vor Ort ihr Leben. Der Leich¬ 
nam wurde dabei verstümmelt, 
Körperteile abgetrennt. Die 
Polizei, die dazu kam, habe ihr 
eine Tüte in die Hand gedrückt 
und gesagt: „Geh und sammel 
deine Schwester ein.“ Hasret Y. 
erklärte: „Ich habe dann die ver¬ 
streuten Teile des Körpers mei¬ 
ner Schwester eingesammelt und 


die Tüte den Polizisten ausge¬ 
händigt. Diese haben während 
dessen nichts getan und mich 
dabei nur beobachtet. Danach 
habe ich das Bewusstsein verlo¬ 
ren und bin erst im Kranken¬ 
haus wieder zu mir gekommen“. 
Ahmet Özmen, der Vorsitzende 
des Rechtsanwaltsbüros von 
Amed ist entsetzt über so viel 
Unmenschlichkeit und fordert 
die Behörden auf sofort eine 
Untersuchung der Vorwürfe ein¬ 
zuleiten und die Polizisten zur 
Verantwortung zu ziehen. 

(CH, 18.6, ISKU) 


—Warum ist Erdogan so bestürzt... 


Es gibt auch noch andere Grün¬ 
de Tür die Panik von Erdogan. 
Es ist bekannt, dass die Türkei, 
um den Wertverlust ihrer Wäh¬ 
rung zu stoppen, pallettenweise 
Dollarscheine aus Katar erhal¬ 
ten hat. Als Gegenleistung hier¬ 
für erhielt Katar neben dem 
großen türkischen Teeprodu¬ 
zenten (jlay-Kur auch noch 
kommunale Flächen aus den 
Städten Trabzon und Rize als 
Bürgschaft. 

Zudem hatte Tayyip Erdogan 
für den Moment, in dem er 
selbst in Bedränngis geraten 
und seine Macht verlieren 
könnte, Katar als das Land vor¬ 
bereitet, in das er fliehen will. Er 
hat dort für sich und seine 
Familie Eigentum erworben 
und seinen Reichtum dorthin 
verfrachtet. Ein weiterer Grund 
für seine Bestützung kann also 
sein, dass diese Investitionen 
womöglich vergeudet waren. 
Neben der Türkei erleidet auch 
Frankreich durch die Katar- 
Krise große Kopfschmerzen. 
Denn zur Regierungszeit von 
Nikolas Sarkozy hatte Katar im 
französischen Parlament und in 
Paris deutlich an Prestige 
gewonnen. Dieser Prestigezu¬ 


wachs war selbstverständlich 
dem katarischen Geld und den 
Investitionen aus dem Wüsten¬ 
staat geschuldet. Die katarische 
Teilhaberschaft an Firmen wie 
Total, EADS, Areva oder die 
Übernahme des traditionsei¬ 
chen Fußballvereins Paris Saint- 
Germain sind nur einige Bei¬ 
spiele hierfür. 

Vor drei Tagen hat sich deshalb 
ein äußerst interessanter Termin 
ereignet. Tayyip Erdogan, der 
franzsözische Präsident Emma¬ 
nuel Macron und der Emir von 
Katar §eyh Temim bin Hamed 
Al Sani haben in einer Telefon¬ 
konferenz sich gemeinsam bera¬ 
ten. Und dies war nicht das 
erste gemeinsame Treffen dieser 
drei Saaten. 

Frankreich, Katar und die Tür¬ 
kei haben zusammen am 31. 
Mai 2011 in Antalya und am 
16. Juli 2011 zwei verschiedene 
Konferenzen organisiert. Diese 
Konferenzen können als Vorbe¬ 
reitungskonferenzen für die 
Kriege, die in der Folgezeit in 
Libyen und Syrien ausbrachen, 
sowie Beratungskonferenz für 
den laufenden Irakkrieg 
bezeichnet werden. Auch vertre¬ 
ten auf diesen Treffen waren 


nämlich die Vertreter verschie¬ 
denster Rebellengruppen. Teile 
dieser Rebellen haben dann bis 
zum Sturz Gaddafis in Libyen 
ekämpft. Nachdem ihre Aufga- 
e dort als erfüllt galt, wurden 
sie mit Hilfe von Katar in die 
Türkei gebracht, von wo sie mit 
ihrer erworbenen Kriegserfah¬ 
rung nun im Irak- und Syrien¬ 
krieg mitmischen sollten. 

In den letzten zehn Jahren 
haben sich die Türkei und Katar 
für so viele Massaker und 
schmutzigen Machenschaften 
verantwortlich gemacht, dass 
ihr Weg unweigerlich zum 
Internationalen Strafgerichtshof 
in Den Haag führen wird. Es ist 
nicht unwahrscheinlich, dass es 
in Katar zu einem Machtwech¬ 
sel kommen könnte, bei dem 
sich die neuen Herrscher von 
den Machenschaften ihrer Vor¬ 
gänger distanzieren würden. 
Doch was passiert dann mit 
Erdogan und dem türkischen 
Staat? Ihre Verbrechen werden 
für die ganze Welt sichtbar wer¬ 
den. 

Dies ist der Grund, weshalb 
Erdogan wegen der Katar-Krise 
so bestürzt ist. 

(YÖP, 19.6, CA) 


BRD-Militärbasis zieht nach 
Jordanien 

Berlin. Nachdem der Bundes¬ 
tag am Mittwoch zugestimmt 
hat, die deutschen Truppen 
vom Stützpunkt Incirlik in der 
Türkei abzuziehen und nach 
Jordanien zu verlegen, soll der 
Umzug ins dortige Al-Asrak bis 
Oktober umgesetzt werden. 
Dies hatte Verteidigungsmini¬ 
sterin Ursula von der Leyen 
bereits im Interview mit der 
Bild am Sonntag verkündet. 
Für die Kriegführung in Syrien 
und im Irak befürchte sie keine 
gravierenden Nachteile. 

Die Fraktion von Die Linke 
und Bündnis 90/Die Grünen 
hatten einen Abzug der 
Bundeswehr ohne Nennung 
eines neuen Standortes gefor¬ 
dert. 461 von 569 Abgeordne¬ 
ten unterstützten jedoch den 
Antrag von Union und SPD. 
Offizieller Grund der Verlegung 
ist die Weigerung der türki¬ 
schen Regierung, deutschen 
Parlamentariern den Besuch des 
Stützpunktes zu erlauben. 
Betroffen sind sechs »Tornado«- 
Jets, ein NATO-Tankflugzeug 
und rund 260 Soldaten. 

Die Incirlik Air Base war 1943 
als amerikanischer Militärflug¬ 
platz eröffnet worden und 
wurde seit 2015 von der 
Bundeswehr mit benutzt 

(jW, 23.6, ISKU) 


Internationalisten von KDP 
in Südkurdistan verhaftet 

Die KDP hat vier internationa¬ 
listische Kämpfer nach dem 
Übertreten der Grenze nach 
Südkurdistan (Nordirak) ver¬ 
haftet. Wohin die Verhafteten 
gebracht worden sind, ist zur 
Zeit noch unklar. An einem 
Kontrollpunkt Nahe der Stadt 
Akre wurden die schwedischen 
Internationalisten Jesper Soeder 
und Andreas Charalabos sowie 
die englischen Internationali¬ 
sten Andrew Johnwoodhead 
und Lee Egerton verhaftet. 
Zuvor waren sie in Rojava 
gewesen. Auch der Fahrer des 
Wagens, in dem sie unterwegs 
waren, wurde verhaftet. 

(ANF, 24.6, ISKU) 
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Aufruf zu den Protesten gegen den G20-Gipfel 2017 in Hamburg 


Gegen die Kriege, die sie fuhren, 
den Frieden organisieren! 


Wenn sich am 7. und 8. Juli in 
Hamburg wieder einmal die 
selbsternannten Herrscher der 
Welt zusammensetzen, wird 
auch dieses Mal nichts Gutes für 
Mensch und Umwelt dabei her¬ 
auskommen. Zu tief ist die Krise 
des kapitalistischen Systems. 
Mit immer brutaleren Metho¬ 
den wollen sie weiterhin ihre 
Macht sichern. Dafür bauen sie 
ihren Militär- und Polizeiappa¬ 
rat immer weiter aus. Denn 
Krieg zu führen, und besonders 
die Waffen dafür zu verkaufen, 
ist noch immer ein lohnendes 
Geschäft. Um die eigene Macht 
zu sichern setzen die Herrschen¬ 
den vermehrt auf die Diszipli¬ 
nierung und Unterdrückung der 
Bevölkerung. Beispiele dafür 
sehen wir aktuell in den USA 
mit dem neu gewählten Präsi¬ 
denten Trump, und in der Tür¬ 
kei mit Erdogan, der mit offen 
faschistischen Methoden einen 
Krieg gegen die widerständige 
Bevölkerung des Landes führt, 
Teile Nordsyriens besetzt oder 
im Norden des Iraks, in Südkur¬ 
distan, Luftangriffe gegen die 
Zivilbevölkerung fliegt. 

Wenn in Hamburg das G20- 
Treffen stattfindet, wird sich das 
NATO-Mitglied Türkei seit 
einem Jahr im Ausnahmezu¬ 
stand befinden. Das bedeutet: 
Ausschalten der Opposition 
durch Inhaftierung, Folter und 
Erpressung, Aushebeln der 
Menschenrechte, Zensur und 
Gleichschaltung der Presse, Auf¬ 
hebung der Gewaltenteilung, 
Schüren von Nationalismus, 
Militarismus und Rassismus 
sowie zunehmende sexistische 
und patriarchale Angriffe. 

Die westlichen kapitalistischen 
Staaten, die sich gern als Ver¬ 
fechter der Menschenrechte dar¬ 


stellen, stehen Seite an Seite mit 
dem AKP-Regime. Mit der Ein¬ 
führung des Präsidialsystems soll 
eine öffentliche Legitimierung 
für die bereits de facto bestehen¬ 
de Ein-Mann-Diktatur unter 
Erdogan stattfinden. Auch Mer¬ 
kel hat bereits vor dem Referen¬ 
dum, wie schon vor den Parla¬ 
mentswahlen 2015, Erdogan 
einen Besuch abgestattet und 
damit ein Zeichen für den 
Zusammenhalt des deutschen 
und des türkischen Staates ge¬ 
setzt und unterstützt so letztlich 
das Referendum für Erdogan. 
Hamburg ist nicht zufällig der 
Ort für das Zusammenkommen 
der G20. Die BRD ist federfüh¬ 
rend in der Entwicklung der 
europäischen und internationa¬ 
len Politik. Das deutsche Militär 
ist weltweit an Kriegen beteiligt. 
Das Spardiktat Deutschlands 
ruiniert Länder wie Griechen¬ 
land und macht sie von sich 
abhängig und deutsche 
Rüstungsfirmen wie Heckler & 
Koch, Rrauss-Maffei Wegmann 
oder Rheinmetall liefern Waffen 
in alle Welt und bauen Produk¬ 
tionsstätten in Ländern, in 
denen Krieg tobt. 

Gleichzeitig ist der Gipfel in 
Hamburg der erste Gipfel, der 
nach Genua wieder in einer 
europäischen Großstadt stattfin¬ 
det. Bei den Protesten in Genua 
2001 wurde der 23-jährige 
Carlo Giuliani von einem Polizi¬ 
sten erschossen. Der Standort 
Hamburg ist somit ein zweifa¬ 
ches politisches Signal, zum 
einen festigt und behauptet der 
deutsche Staat seine Stellung als 
führende Kraft, zum anderen 
wird getestet wie weit die Herr¬ 
schenden gehen können und wie 
stark der Widerstand sein wird, 
der gegen sie entwickelt wird. 


Gegen ihre Unterdrückung und 
gegen die Hegemonie der Kapi¬ 
talistischen Moderne kann es 
nur eine Antwort geben: sich 
organisieren und einen tagtäg¬ 
lich en Widerstand gegen ihr 
System führen. Einem System 
aufbauend auf Patriarchat, Staat, 
Macht und Gewalt stellen wir 
unsere Ideen eines geschlechter¬ 
befreiten, selbstbestimmten und 
freien Lebens entgegen, den 
Demokratischen TConfödera- 
lismus. Ohne Staat und Herr¬ 
schaft ist ein anderes, besseres 
Leben für alle möglich. Der Auf¬ 
bau einer basisdemokratischen, 
ökologischen und geschlechter¬ 
befreiten Gesellschaft hat in 
Rojava bereits begonnen. Es 
liegt an uns den Widerstand und 
den Aufbau des Neuen zu vertei¬ 
digen und auszuweiten. 

Wenn die Trumps, Erdogans, 
Merkels und wie sie alle heißen 
nach Hamburg kommen, zeigen 
wir, was wir von ihnen halten 
und was unser Verständnis von 
Leben ist. 

NAV-DEM — Demokratisches 
Gesellscbaftszentrum der Kurdin¬ 
nen in Deutschland I Cent — 
Kurdisches Frauenbüro für Frie¬ 
den | TJK-E \JYK/YXK- Ver¬ 
band der Studierenden aus Kur¬ 
distan | ISKU — Informationsstel¬ 
le Kurdistan \ Kampagne 
TATORT Kurdistan \ Ciwanen 
Azad | finen Ciwan en Azad 
Beteiligt euch an der Demo 
„Grenzenlose Solidarität statt 
G20 !“ am 8. Juli in Hamburg. 
Kommt in unseren Block 
„Berxwedan Jiyan e“ (Wider¬ 
stand heißt Leben)! 
geplanter Start: 8.7., 11 Uhr, 
Deichtorplatz (nähe Hauptbahn¬ 
hof) — evtl. Änderungen werden 
auf http://g20-demo.de bekannt- 


Das wahre Ziel der Türkei auf dem 


Weg nach Idlih: die Kurdinnen 


Syrienexperte Febim Tastekin 
bewertet die Hintergründe der 
Mobilmachung der türkischen 
Armee in Nordsyrien und die 
Gefahr eines Angriffs auf den 
Kanton Afrin, 30.6.2017 
Angeblich beendete die Türkei 
die Operation Euphrat-Schild, 
also ihre militärische Mission in 
Nordsyrien, am 29. März. Statt 


jedoch ihre Truppen zurückzu¬ 
ziehen, erweiterte Ankara sogar 
seine militärischen Aktivitäten 
zwischen Azaz und Al-Bab. Es 
wird immer deutlicher, dass die 
Türkei einen neuen Plan für die 
Region hat. 

Letzte Woche überquerten 
Konvois, mit hauptsächlich 
Panzern, Artillerie und bewaff¬ 


neten Fahrzeugen die Grenze 
zwischen der Türkei und Syrien 
über Kilis und stationierten in 
Azaz, Marea und Tel Rifaat. Es 
ist sehr wahrscheinlich, dass 
diese Verstärkungs-Aktivitäten 
weitergehen. Die türkischen 
Streitkräfte (TSK) haben wäh¬ 
rend der Operation Euphrat- 
Schild bereits Basen in Marea, 


Meldungen: 

§engal: Zerstörte Gedenk¬ 
stätte neu aufgebaut 

Am Eingang zum §engal befin¬ 
det sich eine Gedenkstätte: 
„Ein Garten für Apo“. ln dem 
Bereich, in dem sich der Mär¬ 
tyrerfriedhof befindet, sind die 
Fotos von 100 Kämpfern der 
HPG, YJA-Star, YPG und YPJ, 
YBS und Y§J, die bei der 
Befreiung des §engal ihr Leben 
verloren haben, zu sehen. Auch 
ein Portrait von Abdullah Öca- 
lan ist darunter, so wie ein 
Gedicht „Xwezi ez li Qyaye 
Sengale li cem Dewreje Evdi 
büma!“, dass er im September 
2011 auf Imrali geschrieben 
hatte, und in dem er. dazu auf¬ 
gefordert hatte, den Eziden zur 
Seite zu stehen. Das Gedicht 
ist so wohl auf Kurdisch als 
auch auf Arabisch dort zu 
sehen. 

Der Friedhof war am 25. April 
dieses Jahres um 2.00 Uhr 
nachts Ziel eines Angriffs 
geworden. Die türkische Luft¬ 
waffe bombardierte in dieser 
Nacht mehrere Punkte im 
§engal und auch in Rojava. Auf 
dem Märtyrerfriedhof war der 
Ort, an dem das Portrait von 
Abdullah Öcalan und sein 
Gedicht zu finden ist, Ziel des 
Angriffs. 

Im Anschluss an den Angriff 
waren viele Eziden zum Mär¬ 
tyrerfriedhof geströmt und hat¬ 
ten zu seinem Schutz tagelang 
dort ausgeharrt. Der Gruncf- 
stein zu dem Friedhof war 
2015 gelegt worden. Ein Jahr 
später am 4. April 2016,.. am 
Geburtstag von Abdullah Öca¬ 
lan, war seine offizielle Einwei¬ 
hung gewesen. Jetzt ist er wie¬ 
der neu aufgebaut worden! 

(ANF, 1.7, ISKU) 


Erdogan-Auftritt in 
Deutschland verboten 

Die Bundesregierung wird den 
geplanten Auftritt des türki¬ 
schen Präsidenten Recep Tayy- 
ip Erdogan vor Anhängern in 
Deutschland verbieten. »Wir 
teilen der Türkei mit, dass wir 
der Überzeugung sind, dass ein 
solcher Auftritt in Deutschland 
nicht möglich ist. Da gibt es 
verfassungsrechtliche Recht¬ 
sprechung, dass wir das auch 
können«, sagte Bundesaußen¬ 
minister Sigmar Gabriel (SPD) 
am Donnerstag in Moskau. 
Dies sei die Haltung der 
Bundesregierung und mit 
Kanzlerin Angela Merkel 
(CDU) abgestimmt, bestätigte 
ein Regierungssprecher in Ber¬ 
lin Gabriels Ankündigung. 
Nach den Plänen der Bundes¬ 
regierung soll es drei Monate 





Krieg in Lice - Staatsterror gegen 
Dorfbewohnerinnen 


Seit mehr als einem Monat führt 
die türkische Armee eine militä¬ 
rische Operation im Landkreis 
Lice in Bakur/Nordkurdistan 
durch. Ein Einwohner des 
Dorfes Re$an im Bezirk Hezro 
berichtet, dass über das Dorf 


schon oft eine Ausgangssperre 
verhängt worden ist. Am Don¬ 
nerstagabend aber sei bei ihnen 
der Krieg ausgebrochen. Heli¬ 
kopter der türkischen Armee 
hätten die Umgebung des Dor¬ 
fes bombardiert, das Dorf selbst 


sei beschossen worden. Auch am 
nächsten Tagen gingen die 
Angriffe weiter. Die Bewohner¬ 
innen der Ortschaft können ihre 
Häuser nicht verlassen, es 
besteht große Angst um ihr 
Leben. (ANF, 29.6., ISKU) 


vor der Bundestagswahl keine 
Auftritte von Nicht-EU-Politi- 
kern in Deutschland geben. 

(jW, 30.5., ISKU) 


Quellen: 

ANF 

Firat 


N achrichtenagentur 

CA 

Civaka Azad 

a-M 

al-Monitor 

jW 

junge Welt 


— Das wahre Ziel der Türkei... 


Tuwais, Kel Jibril und Dabrik 
aufgebaut. 

Zunächst will die Türkei ihre 
eigenen Truppen in den „Zonen 
der Deeskalation“, die während 
den Friedensgesprächen in Astana 
etabliert wurden, stationieren. 
Zweitens will die Türkei, und das 
ist viel wichtiger, einen Vorsprung 
gegenüber der Konkurrenz der 
rivalisierten Gruppen westlich des 
Euphrat gewinnen. Zwischen den 
Vereinigten Staaten und den Kur¬ 
den auf der einen Seite und Russ¬ 
land, Iran und der Syrischen 
Armee auf der anderen Seite, ver¬ 
sucht die Türkei ihr Hauptinter¬ 
esse in Syrien verwirklicht sehen. 
Und das ist, den Korridor, der 
von den kurdischen Volksvertei¬ 
digungseinheiten (YPG) freige¬ 
kämpft wurde, aufzubrechen. 
Ankara sieht diesen Landstreifen 
als eine Bedrohung der nationa¬ 
len Sicherheit der Türkei an. 
Offiziellen Stellungnahmen aus 
der Türkei zufolge, ist eine Opera¬ 
tion im Gange, um Idlib zu den 
Gebieten hinzuzufügen, die unter 
der Kontrolle der Türkei sind. 
Zurzeit ist Idlib zwischen Ahrar 
al-Sham und Hayyat Tahrir al- 
Sham aufgeteilt. Obwohl beide 
salafistisch-militanten Gruppen 
den Sturz von Präsident Bashar 
al-Assad zum Ziel haben, sind sie 
zugleich Gegner. 

Informationen zufolge, die durch 
offizielle Quellen aus Ankara an 
Nachrichtenmedien durchgesik- 
kert sind, wird die türkische 
Armee Syrien von drei Standorten 
aus erreichen, um die Kontrolle 
über ein Gebiet von 35 bis 85 
Kilometern (21 bis 52 Meilen) 
erlangen. Dieser Korridor würde 
in Daret Izza beginnen und sich 
über Obin und Khirbet al-Joz zie¬ 
hen. Ein weiterer Landstreifen, 
der sich von der Grenze Hatays 
bis über 35 km nach Sahl al-Ghab 
zieht, würde auch von der TSK 
kontrolliert werden. In dieser 
Sicherheits-Konstellation rund 
um Idlib würde auch die Freie 
Syrische Armee (FSA), Partner 
der Türkei eine Rolle spielen. Bis 
jetzt wurden 2000 FSA-Soldaten 
in Alarmbereitschaft versetzt. 
Türkischen Medienberichten 
zufolge bereite die Türkei zugleich 
aber auch vor, mit zwei Truppen¬ 
kompanien im Westen Mareas 
und im Osten Tel Rifaats die Iso¬ 
lierung Afrins somit vollkommen 
zu gewährleisten. 

Die Türkei behauptete eigentlich, 
dass sie ihre Truppen an die Azaz- 


Marea Linie verlegen würden, um 
so Angriffe im türkisch kontrol¬ 
lierten Nordsyrien durch die von 
der YPG und ihren Alliierten 
kontrollierten Gebiete zu vermei¬ 
den. Türkische Medien behaupte¬ 
ten, dass mobile Raketenflugkör¬ 
per, Mörsergranaten und 23mm 
Flugabwehrwaffen aus den von 
der YPG gehaltenen Basen 
Menagh und Horbul in Richtung 
der Gebiete, die von der TSK 
gehalten werden, geschossen und 
somit eine Alarmwarnstufe für 
die türkischen und die FSA-Kräf¬ 
te ausgerufen wurden. 

Ein YPG Kommandeur berichte¬ 
te Al-Monitor anonym, dass „von 
der Türkei kontrollierte Gruppen 
angefangen haben, sich gegensei¬ 
tig im Westen des Euphrat zu 
bekämpfen. Die Lösung der Tür¬ 
kei war es, sie gemeinsam gegen 
die Kurden anzustacheln. In den 
letzten Tagen haben die türki¬ 
schen Streitkräfte und die von ihr 
kontrollierten Gruppen ihre 
Angriffe gegen Tel Rifaat und 
Afrtn enorm verstärkt. Die YPG 
hat diese Angriffe beantwortet.” 
ln der Zwischenzeit berichten 
kurdische Medien davon, dass die 
Vereinigten Staaten ein syrisches 
Kampfflugzeug abgeschossen 
haben, um so die Demokrati¬ 
schen Kräfte Syriens (SDF) in 
Tabqa zu schützen, weswegen 
Russland im Gegenzug die 
gemeinsamen Operationen der 
Türkei und der syrischen Armeen 
gegen Tel Rifaat und Affin igno¬ 
rieren würde. 

Während verschiedene Mutma¬ 
ßungen weitergehen, trat der tür¬ 
kische Präsident Recep Tayyip 
Erdogan kürzlich, nachdem er 
bereits eine Weile nicht zu Syrien 
Stellung bezog, mit einem State¬ 
ment gegen die dortigen Kurden 
an die Öffentlichkeit. „Die PYD 
und die YPG versuchen etwas zu 
erreichen. Sie sollten wissen, dass 
egal wer hinter ihnen steht, die 
Türkei niemals die Errichtung 
eines [Kurdischen] Staates in 
Nordsyrien akzeptieren wird”, 
sagte er. Die Vereinigten Staaten 
hah en die kurdische Partei der 
Demokratischen Union (PYD) 
unterstützt, von der die Türkei 
sagt, sie sei der syrische Ableger 
der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK). Die Türkei sieht die PKK 
als eine Terrororganisation an. 

Die türkischen Armee-Stationie¬ 
rungen in den Dörfern Dodian, 
Kere Mazraat und Shava rund 
um das Azaz Gebiet legt nahe, 


dass Affin hier ins Visier genom¬ 
men wird. Aber Affin, wo die 
PKK seit den 1990er Jahren 
aktiv ist, hat bislang all die 
Angriffe derer vereitelt, die von 
der Türkei mit Waffen unter¬ 
stützt wurden. 

Die Entwicklungen am Boden 
deuten auf eine Operation hin, 
die wesentlich komplexer und 
weitergehender als nur auf Idlib 
bezogen sein wird. Die Türkei 
will nun also, nachdem sie die 
kurdischen Korridore von Kobani 
und Manbij nach Affin abkappte, 
ihre halb-erfolgreiche Operation 
Euphrat-Schild vervollständigen, 
indem sie Idlib zu ihrem nächsten 
Ziel ernennt. Nachdem sie al-Bab 
im Februar zurückeroberte, 
wandte sich die türkische Armee 
Manbij zu, doch diese Operation 
wurde von den Vereinigten Staa¬ 
ten unterbunden, indem sie ihre 
Flaggen in der Stadt hissten. 
Wenn die Türkei sich als näch¬ 
stes auf Affin konzentriert, wer¬ 
den die Russen eine kleine Mili¬ 
tärmission versenden, die ver¬ 
meintlich den Waffenstillstand 
gewährleisten sollen. Die Kurden 
sind sich nicht sicher, inwiefern 
sie russischer und amerikani¬ 
scher Verteidigung Glauben 
schenken können, 
ln der letzten Zeit hatte die Tür¬ 
kei es etwas einfacher, da es Ent¬ 
wicklungen gab, die zu Spekula¬ 
tionen darüber führten, ob 
Russland nun versucht die Kur¬ 
den in die Schranken zu weisen, 
indem sie der Türkei grünes 
Licht in Tel Rifaat und Affin 
eben. Diese Entwicklungen 
einhalteten: das Übertreten der 
SDF in Nordsyrien westlich des 
Euphrat und die Einnahme der 
Stadt Tabqa, um dort Truppen 
zu stationieren; Der Versuch der 
SDF die syrische Armee davon 
abzuhalten, Rakka und Deir ez- 
Zor zu erreichen; und die Span¬ 
nungen, die auf den Abschuss 
eines syrischen Flugzeugs durch 
die Vereinigten Staaten folgten. 
Die Kurden sind davon über¬ 
zeugt, dass die syrische Armee 
auf Geheiß Russlands mit der 
Türkei bei dieser Operation 
kooperiert. Aber es gibt keine 
wirklichen Beweise dafür, dass 
die Russen und die syrische 
Armee die Kurden unterdrücken 
wollen. Im Gegenteil, das 
Gefühl in Damaskus ist, dass 
Russland und Syrien eher die 
Kurden als Partner behalten 
würden. (a-M, 30.6., CA) 


Termin: 

Podiumsdiskussion 

Alternativen zur Politik der 
G20-Regierungen auf der 
lokalen, nationalen, europäi¬ 
schen und globalen Ebene 

Soziale Bewegungen, Gewerk¬ 
schaften und progressive politi¬ 
sche Parteien haben zahfreiche 
Alternativen zur herrschenden 
Politik auf der lokalen, nationa¬ 
len, europäischen und globalen 
Ebene entwickelt. Doch häufig 
werden die sozialen und ökolo¬ 
gischen Probleme getrennt von¬ 
einander behandelt, und die 
Alternativen bleiben Stück¬ 
werk. Wie können wir Zu¬ 
sammenhänge zwischen unse¬ 
ren verschiedenen Bemühun¬ 
gen hersteilen und eine umfas¬ 
sende Alternative zur herr¬ 
schenden Politik entwickeln? 
Was können wir auf der loka¬ 
len, nationalen, europäischen 
und globalen Ebene erreichen? 
Wie können wir unsere Praxen 
auf diesen verschiedenen Ebe¬ 
nen besser verbinden, um wirk¬ 
samer zu werden? Mit welchen 
Schwierigkeiten sind wir kon¬ 
frontiert und welche Hand¬ 
lungsspielräume haben wir? 
Mit: 

Sonia Farre (Barcelona en 
comü, Spanien) 

Salih Muslim (Co-Vorsitzen- 
der der PYD, Syrien) 

Harald Wolf (DIE LINKE, 
Berlin, Deutschland) 

Jane Nalunga (Southern and 
Eastern Africa Trade Informa¬ 
tion and Negotiations Institute 
- SEATINI; Uganda) 
Moderation: Silke Helfrich 
(Commons Strategies Group), 
Ulrich Brand (Universität 
Wien) 

5. Juli 2017 - 19:30 Uhr 
Kampnagel K6 
Jarrestraße 20, Hamburg 
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Schluss mit den Angriffen 
auf Affin! 


Die türkische Armee greift seit 
mehreren Tagen die Defreiten 
Gebiete von $ehba und Afrfn in 
Rojava an. Infolge der Angriffe 
sind bislang sechs Menschen 
getötet una Dutzende verletzt 
worden. Zahlreiche Siedlungsge¬ 
biete wurden zerstört una die 
Menschen sind gezwungen, ihre 
Dörfer zu verlassen. Die türkische 
Armee hat mit der Verlegung 
militärischer Fahrzeuge entlang 
der Grenze Vorbereitungen für 
einen großangelegten Krieg 
getroffen. Um < die Erlaubnis für 
den Krieg gegen die Kurden in 
Syrien zu erhalten, führt der tür¬ 
kische Staatspräsident Erdogan 
Gespräche mit den Vertretern 
Russlands, der USA und Ländern 
der EU. Aus diesem Grund rufen 
wir die Weltöffentlichkeit dazu 
auf, den Diktator Erdogan zu 
stoppen. 

Warum greift die Türkei Affin 
an? 

Sowohl die Kurden, als auch die 
ganze Welt befinden sich im 
Kampf gegen den IS. Die Türkei 
hingegen nutzt den IS, um die 
Kurden, und die Welt zu bedro¬ 
hen. Deshalb bedeutet ein Ende 
des IS auch ein Ende der Dikatur 
in der Türkei. 


Es gibt keinerlei rechtliche oder 
moralische Begründung für den 
Angriff des türkischen Staates 
gegen Afrin und Rojava im Allge¬ 
meinen. Der einzige Grund ist 
die Phobie und Feindseligkeit 
gegenüber den Kurden. 

Die türkische Regierung möchte 
nicht, dass dem Stabilität verspre¬ 
chenden Projekt der Kurden ein 
Erfolg vergönnt ist. Sie möchte 
Instabilität, Chaos und Krieg. 
Deswegen erzeugt sie die Grund¬ 
lage für einen regionalen und 
zunehmend global werdenden 
Krieg. Sie will mit ihrer Unter¬ 
stützung für salaftstische Grup¬ 
pen und ihrer türkisch-nationali¬ 
stischen Hegemonialpolitik eine 
dominante Kraft in der ganzen 
Region werden. 

Auf diese Weise ist der türkische 
Staat den Gesellschaften in der 
Region und den internationalen 
Kräften ein Hindernis auf dem 
Wege zum Sieg über den IS 
geworden. Mit Interventionsver¬ 
suchen vesucht die Türkei das 
friedliche Gesellschaftsprojekt, 
in welchem Kurden, Araber, 
Assyrer, Chaldäer, Armenier, 
Suryoye, Turkmenen und andere 
Volks- und Glaubensrichtungen 
Zusammenleben, zu torpedieren. 
Das sind Kriegs verbrechen und 


der Grund für das große Flucht- 
und Menscheitsdrama. 

Unser Aufruf an die internatio¬ 
nale Öffentlichkeit lautet: 

Afrin ist in den letzten fünf Jah¬ 
ren zu dem sichersten Ort 
Syriens geworden. Deshalb lebt 
derzeit auch eine große Zahl an 
Flüchtlingen in Afrin. Die 
UNO und die internationale 
Öffentlichkeit muss sich dafür 
einsetzten, dass diese Sicher¬ 
heitssituation in Afrin andauert. 
Ein Angriff der türkischen 
Armee auf Afrin oder einen 
anderen Ort in Rojava und 
Nordsyrien, kommt vor allem 
der IS und anderen salafistischen 
Gruppen zu Gute. Die interna¬ 
tionale Koalition gegen den IS 
muss dagegen Vorkerhungs- 
maßnhamen treffen und die 
Angriffe der türkischen Armee 
stoppen. 

Der türkische Staat ist in Syrien 
eine Besatzungsmacht. Die 
internationale Öffentlichkeit 
darf dem nicht schweigend Zuse¬ 
hen und muss sich für einen 
Abzug der türkischen Armee aus 
syrischem Boden einsetzten. 

NAV-DEM — Demokratisches 
Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland e. V. 


Mosul vom IS befreit 


Die Herrschaft des IS über 
Mosul ist beendet. Am 10. Juni 
2014 hatte der IS Mosul, ohne 
auf den geringsten Widerstand 
zu stoßen, kampflos überneh¬ 
men können, nachdem die mehr 
als 60.000 irakischen Soldaten, 
die in der Stadt stationiert 
waren, in der Nacht Mosul ver¬ 
lassen hatten. Bei der Besetzung 
soll der IS Unterstützung von 
einigen sunnitischen Stämmen, 
dem damaligen Gouverneur von 
Mosul und ehemaligen getreuen 
Saddam Husseins erhalten 
haben. 

Während der IS in der Stadt ein¬ 
zog hatten viele Konsulate und 
Auslandsvertretungen ihr Perso¬ 
nal aus Sicherheitsgründen 
abzogen, das Personal der türki¬ 
schen Botschaft blieb. Entspre¬ 
chende Angebote an die türki¬ 
sche Botschaft ähnlich zu han¬ 
deln wurden von dieser abge¬ 
lehnt, es hieß: „man benötige 
keine Unterstützung“. Darauf¬ 
hin konnten die Angehörigen 
der türkischen Botscnaft erst 
Monate später kurz nach dem 


Angriff des IS auf Kobane am 
15. September 2014 über Gire 
Spi (Til Ebyad) wieder zurück in 
die Türkei. Der türkische 
Präsident Erdogan kommentier¬ 
te dies und erklärte: „Wir haben 
sie mit einer erfolgreichen Ope¬ 
ration gerettet“, sein Minister- 
räsident Ahmet Davutoglu 
ingegen bezeichnete es als 
„diplomatischen Erfolg“. So 
mancher mutmaßte, es sei wohl 
eher Ergebnis türkischer Unter¬ 
stützung für den IS beim Angriff 
auf Kobane. Diese habe mög¬ 
licher Weise auch die anfängli¬ 
che Ablehnung der Türkei der 
internationalen Allianz im 
Kampf gegen den IS beizutreten, 
honoriert. Viele sahen darin 
jedoch eher ein abgekartetes 
Spiel zur Unterstützung des IS, 
ohne dass die Türkei deshalb auf 
allzu große Proteste auf interna¬ 
tionaler Ebene stoßen würde. 
Mit Mosul hatte der IS die älte¬ 
ste Stadt des Nahen Ostens mit 
strategisch wichtigen Handels¬ 
wegen unter seine Kontrolle 
gebracht. Neben beachtlichen 


Erdölvorkommen verfügt Mosul 
über einen wichtigen Stau¬ 
damm. Darüber hinaus lagerten 
die Geldreserven der Zentral¬ 
bank dort, ebenso ein erhebli¬ 
ches Arsenal an Waffen und 
Militärgütern, die zu einem 
erheblichen Teil die USA nach 
der Besatzung 2003 dort zurück 
gelassen hatte. Nach „Einnah¬ 
me“ Mosuls änderte der IS sei¬ 
nen Namen und verkündete das 
Kalifat. Anschließend begann er 
seinen Feldzug gegen Telafer, 
§engal, Maxmür, Rakka usw. 
Erst die Niederlage gegen den 
sich formierenden Widerstand 
in Kobane stoppte den Vor¬ 
marsch des IS. Erstmals wurde 
der schier „Unbesiegbare“ 
besiegt und so mancher mut¬ 
maßte, dass die Niederlage 
gegen Kobane der Anfang vom 
Ende des IS sein könnte. 

Am 17. Oktober 2016 um 1.40 
Uhr begann die Operation zur 
Vernichtung des IS in Mosul. 
An der Mflitäroperation betei¬ 
ligten sich die irakische Armee, 
Polizei- und Antiterroreinheiten. 


Meldungen: 

Raqqa: 3 Internationalisten 
im Kampf gegen den IS 
gefallen 

Im Kampf um die Befreiung 
von Raqqa sind 3 Internationa¬ 
listen getötet worden. Es han¬ 
delt sich um Robert Grodt, er 
hat sich den Namen Demhat 
Goldman gegeben und Nicho- 
las Warden (Rodi Deysie), beide 
stammen aus den USA, sowie 
Luke Rutter (Soro Zinar) aus 
Großbritanien. Robert Grodt 
und Nicholas Warden sind am 
6 . Juli, Luke Rutter am 7. Juli 
im Kampf um die Befreiung 
Raqqas gefallen. 

(ANF, 12.7., ISKU) 

Ausgangssperren und 
Militäroperationen 
in Nordkurdistan 

Im Rahmen der Operationen 
der türkischen Armee in 
Bakur/Nordkurdistan wurden 
weitere Ausgangssperren ver¬ 
hängt. 

In der Provinz Merdin (Mardin) 
sind die Ortschaften Ahmetlt, 
Aytepe und Yaydere betroffen. 
In der Provinz Colemerg (Hak- 
kari) wurde über die Dörfer 
Altinsü und Incesü eine Aus¬ 
gangssperre verhängt. In den 
Gebieten begannen erneut 
Militäroperationen. 

(ANF, 14.7., ISKU) 

Selahattin Demirtaf nicht vor 
Gericht erschienen 

Der Kovorsitzende der Demo¬ 
kratischen Partei der Völker 
(HDP) Selahattin Demirtaj ist 
am vergangenen Freitag nicht 
vor dem 35. Strafgericht in 
Ankara erschienen. Demirta§ 
verweigerte, dass ihm Hand¬ 
schellen angelegt werden. 
Selahattin Demirta? sollte per 
„Videokonferenz“ an dem Pro¬ 
zess gegen ihn teilnehmen. Da 
er dies verweigerte, wurde der 
Prozess gegen ihn auf heute 
10:00 Uhr Ortszeit mit seinem 
persönlichen Erscheinen in 
Ankara angesetzt. 

Die Teilnahme Demirta§ wurde 
dann doch verweigert, da er sich 
nicht in Handschellen vorfüh¬ 
ren ließ. 

Der Kovorsitzende der HDP ist 
seit dem 4. November 2016 in 
Haft. Die Staatsanwaltschaft 
fordert 142 Jahre Haft gegen 
ihn, ihm wird u.a. „Terrorpro¬ 
paganda“ vorgeworfen. 

(ANF 7.7, ISKU) 


Urteile gegen 
HDP-Abgeordnete 

Der HDP-Abgeordnete Abdul¬ 
lah Zeydan aus Hakkari ist am 
Freitag zu acht Jahren, einem 
Monat und fünfzehn Tagen 





Weiterer Agent des türkischen 
Geheimdienstes enttarnt 


Vor nicht allzu langer Zeit war 
bereits ein Agent des MIT (tür¬ 
kischer Geheimdienst) in 
Deutschland enttarnt und ver¬ 
haftet worden. Kurze Zeit später 
wird ein ähnlicher Fall aus 
Frankreich gemeldet. In Ham- 
burg soll jetzt ein weiterer Agent 
des MIT aufgeflogen sein. Der 
Mitschnitt eines Gesprächs führ¬ 
te zur Enttarnung von Mustafa 
K.. Doch in dem Mitschnitt 
wird auch deutlich, dass es wohl 
nicht „nur“ um das Sammeln 
von Daten und Dokumenten 
ging. Vielmehr liegt nahe, das 
möglicherweise auch Anschläge 
aur unliebsame oppositionelle 
kurdische Politikerinnen nicht 


ausgeschlossen werden können. 
Konkret wird in dem 
Zusammenhang darüber gespro¬ 
chen, dass es ausreiche minde¬ 
stens drei Stunden vorher zu wis¬ 
sen, wo sich die betreffende Per¬ 
son aufhielte. Es ist schon schok- 
kierend, dass mitten in Deutsch¬ 
land, beispielsweise in Hamburg, 
Agenten des MIT in aller 
Öffentlichkeit darüber plaudern 
können, wie sie in FJamburg 
lebende unliebsame kurdische 
Politikerinnen — im konkreten 
Falle eine Politikerin — ausschal¬ 
ten könnten und nur die Tatsa¬ 
che, dass im konkreten Fall not¬ 
wendige Informationen fehlten, 
eine solche Tat bisher nicht 


siert. Hierzu wurde im März 
auch der im Exil lebende HDP- 
Abgeordnete Faysal SARIYIL- 
DIZ gehört, der insbesondere 
über das grausame Massaker der 
türkischen Sicherheitskräfte 
während der staatlich verhäng¬ 
ten Ausgangssperren 2015 und 
2016 an Kurdischen Zivilisten in 
Cizre im Südosten der Türkei 
berichtet hatte. 

Wie Muhlis Kaya in seinem 
Schlusswort am 6. Juli ausführ¬ 
te, gehörte zu seinen als „terrori¬ 
stisch“ stigmatisierten Aktivitä¬ 
ten u.a. die „Organisierung von 

f enehmigten Demonstrationen, 
Kundgebungen und Konferen¬ 
zen, Newrozfeierlichkeiten, Es¬ 
sens- und Getränkeständen“. Es 
sei ein „paradoxer Mecha¬ 
nismus“, dass selbst genehmigte 
Veranstaltungen den Kurden 
„als Straftat zur Last gelegt“ wür¬ 
den und dafür „so viel Mühe“ 
investiert werde. Es handele sich 
„in jeder Hinsicht um politische 
Prozesse“ und zeige die „feindli¬ 
che Haltung den Kurden und 
ihrem Freiheitskampf gegenü¬ 
ber“. Für ihn sei die „höchste 
Gerechtigkeit die des Gewis¬ 
sens“. 


zwei Fronten wurde die Opera¬ 
tion auf Mosul durchgefuhrt. 
Die irakischen Kräfte und mit 
ihr die He§di El §abi griffen 
Mosul von Südosten an wahrend 
die Pejmerge und sunnitische 
Gruppen einen Monat später 
damit begannen von Nordwest¬ 
en her auf die Stadt vorzurük- 
ken. 

Während der Vorbereitung zur 
Operation hatte die Türkei For¬ 
derungen hinsichtlich ihrer Teil¬ 
nahme an der Operation 
gestellt. Sie sprach sogar davon 
ihre eigenen Grenzen in Frage zu 
stellen. In der Folge kam es zu 


durchgeführt wurde. In dem 18- 
minütigen Mittschnitt des auf 
Türkisch aufgezeichneten Ge¬ 
sprächs, von dem 6 Minuten und 
20 Sekunden bei der Nachrichte¬ 
nagentur ANF veröffentlicht 
wurden, wird deutlich, dass 
Mustafa K. für seine Spitzeltätig¬ 
keiten bezahlt worden ist und das 
er zuvor schon von anderer Stelle 
bezahlt worden war. Zuvor soll er 
auch für deutsche Behörden 
Informationsdienste geleistet 
haben. Er selbst rühmt sich in 
dem Mitschnitt damit für die 
Verhaftung von mehreren kurdi¬ 
schen Politikern darunter Bedret- 
tin Kavak verantwortlich gewe¬ 
sen zu sein. (ANF, 5.7, ßKU) 


Haft verurteilt worden. Ihm 
wurde „Propaganda und Unter¬ 
stützung einer Terrororganisa¬ 
tion“ vorgworfen. Die 
Abgeordnete Qaglar Demirel 
aus Amed wurde am gleichen 
Tag wegen „Mitgliedschaft in 
einer Terrororganisation“ zu 
sieben Jahren und sechs Mona¬ 
ten Haft verurteilt. 

(ANF, 14.7., ISKU) 

Prozess gegen 
HDP-Politikerin 

In Ankara begann am vergange¬ 
nen Dienstag der Prozess gegen 
die frühere Kovorsitzende der 
linken und prokurdischen 
Demokratischen Partei der Völ¬ 
ker (HDP). Figen Yüksekdag 
wird »Terrorpropaganda« für 
die verbotene Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) vorgeworfen. 
Sie war Anfang November mit 
dem auch heute noch als 
Kovorsitzenden amtierenden 
Selahattin Demirtas und neun 
weiteren HDP-Abgeordneten 
festgenommen worden. Yük¬ 
sekdag drohen bis zu 83 Jahre 
Haft. (jW, 5.7, ISKU) 

UN befurchten Folter von 
Gefangenen 

Die vor zwei Tagen bei Istanbul 
festgenommenen Menschen¬ 
rechtsaktivisten sind nach Ein¬ 
schätzung der Vereinten Natio¬ 
nen der Gefahr von Folter und 
Misshandlung ausgesetzt. »Wir 
befürchten, dass sie mit hoher 
Wahrscheinlichkeit gefoltert 
oder auf eine andere Art grau¬ 
sam und entwürdigend behan¬ 
delt werden«, sagte die Spreche¬ 
rin des UN-Hochkommissari- 
ats für Menschenrechte, Elizab¬ 
eth Throssel, am Freitag in 
Genf. Gegen die Inhaftierten 
werde wegen des Verdachts auf 
Mitgliedschaft in einer bewaff¬ 
neten terroristischen Organisa¬ 
tion ermittelt. Die sieben Akti¬ 
visten waren am Mittwoch 
während eines von Amnesty 
International veranstalteten 
Workshops festgenommen wor¬ 
den. (jW, 8.7, ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 
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jW junge Welt 
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erscheint wöchentlich und kann in 
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bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

IBAN: DE42370100500003968506 
BIC: PBNKDEFF (Postbank Köln) 

Weitere Informationen findet Ihr im 
Internet unter: 

www.isku.org 


OLG Stuttgart verurteilt kurdischen 
Politiker zu mehrjähriger Haftstrafe 


Am Donnerstag endete vor dem 
Oberlandesgericht Stuttgart der 
im November 2016 begonnene 
Prozess gegen den kurdischen 
Politiker Muhlis KAYA mit der 
Verurteilung zu einer Haftstrafe 
von 3 Jahren und drei Monaten. 
Der 6. Strafsenat sah es als 
erwiesen an, dass der 47-Jährige 
als PKK-Mitglied an der „aus¬ 
ländischen terroristischen Verei¬ 
nigung“ (§ 129b StGB) beteiligt 
gewesen und von 2013 bis 2015 
verschiedene „Sektoren“ der 
PKK in Deutschland verant¬ 
wortlich geleitet haben soll. 
Während die Vertreter der 
Bundesanwaltschaft eine Strafe 
von 3 Jahren und 9 Monaten 
gefordert hatten, plädierten Ver¬ 
teidigerin Busl und Verteidiger 
Heydenreich auf Freispruch und 
Aufhebung des Haftbefehls. In 
zahlreichen Anträgen haben sie 
die Verfassungsmäßigkeit der §§ 
129a/b, Aspekte des völkerstraf- 

f esetzbuches, grundsätzliche 

ragen des Rechts auf Wider¬ 
stand, die politischen Entwik- 
klungen in der Türkei und die 
gewaltsame, kriegerische 

Bekämpfung der Kurden durch 
den türkischen Staat themati- 


—Mosul vom IS befreit 


Die schiitische Miliz Hejdi El 
§abi, die mittlerweile Teil der 
irakischen Armee geworden ist, 
30.000 Angehörige der 
Pefmerge, 3.000 Mitglieder der 
Ninnova Muhafizlari (ehemals 
Hefdi El Weteni, welche in 
Bajika von türkischen Einheiten 
ausgebildet worden war, und 
8.000 Mitglieder sunnitischer 
Stämme. Unterstützung erhielt 
die militärische Operation von 
der internationalen Allianz unter 
Führung der USA mit Schlägen 
aus der Luft und dem Einsatz 
von etwa 600 amerikanischen 
Militärberatern am Boden. Von 


Auch dieses Urteil untermauert 
den Eindruck von Muhlis Kaya 
und zeigt, dass Politik und Justiz 
ungeachtet der dramatischen 
politischen Umwälzungen in der 
Türkei hin zu einer Präsidialdik¬ 
tatur, in der jede Rechtsstaat¬ 
lichkeit außer Kraft gesetzt 
wurde, an ihrem Vorgehen 
gegen Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland festhalten. Sie 
haben nach wie vor auch hier 
den Preis zu zahlen für die geo- 
strategischen, wirtschaftlicnen 
und politischen Interessen, die 
den deutschen mit dem türki¬ 
schen Staat verbinden. Dass sich 
Gerichte diesen unterordnen, 
sich letztlich zu Handlangern 
eines Despoten wie Recep 
Tayyip Erdogan instrumentali¬ 
sieren lassen und nicht den Mut 
haben, ihre Unabhängigkeit von 
politischen Interessen und Vor¬ 
gaben unter Beweis zu stellen, ist 
eine traurige Realität. 

AZADI fordert ein Ende der 
Kriminalisierung von Kurdin¬ 
nen und Kurden, die Einstellung 
der politisch motivierten Verfah¬ 
ren und die Freilassung der poli¬ 
tischen Gefangenen. 

(AZADI, 13.7, CA) 


großen Spannungen zwischen 
Erdogan und dem irakischen 
Staatspräsidenten Abadi, der in 
Abadis Forderung, die Türkei 
möge ihre Einheiten aus Basika 
abziehen, gipfelte - was sie aller¬ 
dings bis heute nicht getan hat. 
Allerdings blieb ihr auch eine 
direkte Beteiligung und Mit¬ 
sprache bei der Operation in 
Mosul verwehrt. 

9 Monate nach Beginn der Mili¬ 
täroperation meldete heute die 
irakische Regierung das offiziel¬ 
le Ende der dreijährigen Herr¬ 
schaft des IS über Mosul. 

(ANF, 9.7., ISKU) 
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„Bei anhaltenden Angriffen auf 
Affin kann die Raqqa-Operation 
nicht weitergefiihrt werden” 


Der Oberbefehlshaber der Volks¬ 
verteidigungseinheiten (YPG), 
Sipan Piemo hat in einem Inter¬ 
view mit der Nachrichtenagentur 
ANF am 28. Juli Fragen bezüg¬ 
lich der letzten Entwicklungen in 
Rojava und Syrien, insbesondere 
zu den anhaltenden Interven¬ 
tionsversuchen der türkischen 
Armee auf den Kanton Afrin 
beantwortet. 

Während die Demokratischen Kräf¬ 
te Syriens (SDP) daran arbeiten, 
die Kontrolle über das Stadtzen¬ 
trum von Raqqa zu erlangen, fuh¬ 
ren sie im Kampf gegen den Islami¬ 
schen Staat (IS) einen heldenhaften 
Widerstand. Auf welcher Ebene 
befindet sich ihre Beziehung zu den 
USA und den Koalitionskräften? 
Die Bedeutung des Widerstandes 
gegen den IS-Terror und seine 
Unterstützer in Rojava und 
Syrien ist bekannt. Die Raqqa- 
Operation der SDF dauert weiter 
erfolgreich an. Während unsere 
Kämpfer gegen den IS kämpfen, 
arbeiten sie daran, die Kontrolle 
über das Stadtzentrum zu erlan¬ 
gen und die Zivilisten zu befreien. 
In diesem Rahmen wurden acht 
strategische Stadtteile aus den 
Fängen des IS befreit. Die Raqqa- 
Operation führen wir gemeinsam 
mit den Koalitionskrarten. Auch 
einige Vertreter der internationa¬ 


len Presse verfolgen die Opera¬ 
tion. Es ist von gleicher Bedeu¬ 
tung wie der Operation in Mosul. 
Das Hauptziel ist den IS-Terror 
so schnell wie möglich zu been¬ 
den. In diesem Sinne wird die 
SDF von den Koalitionskräften 
unterstützt um diesen 
Terror zu beenden. Die Militär¬ 
operationen koordinieren wir 
gemeinsam. 

An der Offensive auf Raqqa nahm 
das syrische Regime nicht teil. Ist 
dies das Ergebnis der Absprachen 
mit Russland und dem Regime? 

Die SDF führt einen langfristigen 
Widerstandskampf, um zusam¬ 
men mit den USA und den Koa¬ 
litionskräften Raqqa vom IS zu 
befreien. Nach der Befreiung von 
Tabqa haben die Koalitionskräf¬ 
ten und die SDF eine gemeinsa¬ 
me Entscheidung zur Befreiung 
Raqqas getroffen und die Offensi¬ 
ve auf Raqqa bekannt gegeben. 
Von Anfang an gab es nicht die 
Situation, dass Russland sich an 
der Operation beteiligt. Die Pläne 
und das Programm für die Offen¬ 
sive auf Raqqa bereiten unsere 
Kräfte vor. Es gibt kein Bündnis, 
das wir mit dem Regime geschlos¬ 
sen haben. Weder die Kräfte des 
Regimes, noch andere Kräfte 
haben etwas mit der Offensive auf 
Raqqa zu tun. Während mit dem 


Widerstands- und Aufopferungs¬ 
geist der SDF die Mihtäropera- 
tion weiter anhält, kam es an 
manchen Orten im Umkreis von 
Raqqa und Tabqa zu Spannungen 
mit den Regimekräften. Damit 
diese Spannungen nicht in einem 
großen Krieg ausarteten, haben 
wir Treffen mit ihnen abgehalten. 
Es wurde koordiniert und geplant 
welche Orte die Koalitionskräfte, 
Russland und die Regimekräfte 
kontrollieren. Im Fall von Raqqa 
informieren sich die Kräfte wie 
USA und Russland gegenseitig. 
Während die USA mit der SDF 
gemeinsam handelt, plant und 
agiert Russland mit dem Regime¬ 
kräften. Es wurde darüber disku¬ 
tiert, welche Gebiete die regiona¬ 
len Kräfte kontrollieren sollen. 
Die Regimekräfte agierten jedoch 
nicht nach dem Plan und dem 
Programm. Stattdessen bombar¬ 
dierten sie SDF-Stellungen. Dar¬ 
auf antwortete die USA und 
schoss eines ihrer Kampfflugzeuge 
ab. 

Der türkische Staat setzt seine 
Besetzungspläne in der Region 
Afrin unäyehba weiter fort. Ist dies 
nicht eine Bedrohung und zugleich 
eine Gefahr für die YRG-Kräfte? 
Warum möchte der türkische Staat 
die Raqqa-Offensive verhindern? 
Wie bewerten Sie andererseits die 
-► 


Amed: Mahnwache für den Widerstand 


Am 25. Juli war die Auftaktaktion 
der Demokratischen Partei der 
Völker HDP im Rahmen ihrer 
Mahnwache für den Widerstand. 
Der Reihe nach werden jeweils 
eine Woche lang zelin Abgeord¬ 
nete der HDP zur Fraktionssit¬ 
zung in einigen Städten der Tür¬ 
kei Zusammenkommen und sich 
zur politischen Lage austauschen. 
Die erste Stadt ist Amed 
(Diyarbakir). Folgen werden wei¬ 
tere Wachen in Istanbul, Wan 
und Izmir. 

An dem ersten Block der Mahn¬ 
wache für den Widerstand, der in 
Amed stattfindet, sind die Abge¬ 
ordneten Osman Baydemir, 
Ahmet Yildinm, Hüda Kaya, 
Garo Paylan, Beh^et Yildirim, 
Feleknas Uca, Nimettullah 
Erdogmuf, Ziya Pir, Müslüm 
Dogan und Dilan Dirayet Ta§- 
demir zusammen gekommen. 
Der Park Ekin Ceren, wo die 
Wache durchgeführt wird, war 
zuvor jedoch weiträumig von der 


Polizei abgesperrt worden, ein 
Beiwohnen der Bevölkerung an 
der Fraktionssitzung so unmög¬ 
lich. Doch die Abgeordneten der 
HDP ließen sich nicht beirren 
und hielten ihre Sitzung an den 
Absperrgittern ab. 

Täglich soll es um jeweils 11. 00 
Uhr eine Pressekonferenz geben. 
Darüber hinaus sind während der 
Mahnwache zentrale Kundge¬ 
bungen der Regionen und Volks¬ 
versammlungen geplant. Osman 
Baydemir, Sprecher der HDP, 
erklärte mit Flinblick auf die mas¬ 
siven Behinderungsmaßnahmen 
der Polizei: „Wenn wir uns allein 
den Park hier ansehen dann 
erkenne wir, wie es in der Türkei 
aussieht. Das hier ist ein öffent¬ 
licher Raum. Dieser Park wurde 
erschaffen in jenen Tagen in 
denen auch ich hier in Diyarbakir 
Funktionsträger war. Diese 
Bäume wurden mit dem Schweiß 
der Bevölkerung getränkt und 
wuchsen so heran. Aber heute 


kann eine Partei, die 70 % der 
Stimmen dieser Stadt bekommen 
hat, hier keine Fraktionssitzung 
abhalten. Unsere leitenden Funk¬ 
tionäre aus den Provinzen und 
Landkreisen werden nicht in den 
Park hinein gelassen. Die Bevöl¬ 
kerung ist es unmöglich in den 
Park zu gehen. Durch diese Blok- 
kade ist die Bevölkerung von jeg¬ 
lichem Schatten vor der Hitze iso¬ 
liert. Das was der HDP wider¬ 
fährt erinnert an Kerbela. Aber 
wenn das Regime darauf besteht 
Yazid zu sein dann so schwören 
wir, sind wir fest dazu entschlos¬ 
sen der heilige Hüseyin zu sein. 
Wenn das Regime dazu entschlos¬ 
sen ist Franco, oder Hitler zu sein, 
dann so schwören wir, werden wir 
zu Qazi Muhammed, zu §eyh 
Said, zu Mazlum Dogan.“ Bereits 
zuvor erklärte Osman Baydemir: 
„Der Faschismus ist nicht mit Bit¬ 
ten zu stoppen, stoppen kann ihn 
nur der Widerstand. 1 

(ANF, 25.7., ISKU) 


Meldungen: 

Internationalist im Kampf 
um Raqqa gefallen 

Ein weiterer Internationalist ist 
im Kampfgegen den IS gefal¬ 
len. Zafer Qere^ox (DaviaTay- 
lor) war Mitglied jener Einhei¬ 
ten, die in der Stadt Rakka 
kämpfen. Am 16. Juli verlor er 
dort sein Leben. David Taylor 
stammte aus Florida, wo er 
1991 zur Welt kam. Nach dem 
Philosophiestudium ging er für 
vier Jahre zur Armee. Im Mai 
2017 schloss er sich der YPG an 
und nahm den Namen Zafer 
Qere<^ox an.(ANF, 25.7., ISKU) 

IS-Mitglieder auf freiem Fuß 

Am 28. Juli hat das 8. schwere 
Strafgericht in Dilok bei einer 
Anhörung zu den Selbstmord¬ 
anschlägen in Pirsüs (Suruf) 
und dem am 10. Oktober ver¬ 
übten Anschlag an Ankaras 
Hauptbahnhof die Ehefrau vom 
Selbstmordattentäter Yunus 
Durmaz entlassen. Am 19. Mai 
2016 in Bezirk §ehitkamil 
wurde bei einer Hausdurchsu¬ 
chung unter der Polizeiopera¬ 
tion „Der Emir des DAl§ der 
Türkei“ die Ehefrau Nesibe 
Durmaz von Polizisten in 
Untersuchungshaft genommen 
und anschließend inhaftiert. 
Zuvor wurde öffentlich 

? emacht, dass ihr Ehemann 
unus Durmaz, eines der 
Selbstmordattentäter und der 
DAI§ Emir der Türkei sei. 

Im selbigen Rahmen wurden 
weitere Untersuchung ange¬ 
stellt, viele Personen mit Ver¬ 
bindung zu DAl§ verhaftet und 
Unterlagen zu 60 DAl§-Kämp- 
fer vorbereitet. 

Die 5. Anhörung fand vor dem 
8. schweren Strafgericht in 
Dilok statt. Alle Angeklagten 
und ihre Verteidiger hatten ihre 
Reden abgeschlossen. Nach der 
Verteidigungsrede der Anwälte 
gab das Gericht bekannt, eine 
Unterbrechung zu machen. 
Nach der Unterbrechung wurde 
vom Gericht bekanntgegeben, 
dass 39 Personen, darunter 
Nesibe Durmaz, die Ehefrau 
von Yunus Durmaz, sowie Haci 
Ali Durmaz, der Bruder, unter 
der Bedingung für die Justiz 
abrufbereit zu sein, freigelassen. 
Auch will das Gericht für die 
weiteren 21 Angeklagten die 
Anhörungen fortsetzen. Diese 
bleiben erst einmal in Haft. 

(ANF, 29.7., ISKU) 

Schwere Angriffe auf §ehba 
wurden zurückgeschlagen 

Einheiten der türkischen Armee 
und der ihr nahstehenden Ban¬ 
den haben in der Nacht vom 
26. auf 27.7.2017 Stellungen 





Die Revolution organisieren - 
Internationalistische Kommune Rojava 


Suche die Schule auf, Obdachloser! 
Verschaffe dir Wissen, Frierender! 
Hungriger, greif nach dem Buch: es 
ist eine Waffe. 

Ay§e Deniz Karacagil, das Mäd¬ 
chen, dass sich mit ihrem roten 
Schal in unseren Erinnerungen 
eingeprägt hat, wurde vor einigen 
Tagen in Kobane begraben, ln 
Kindesalter lernte sie den revolu¬ 
tionären Kampf kennen, trug 
ihren Widerstand der Gezi-Prote- 
ste zuerst auf die Berge Kurdistans 
und später mit dem Kampfna¬ 
men Destan Temmuz nach Roja- 
va. Am 29.Mai ist sie bei einem 
Angriff in Al-Rakka gefallen. 

Als sie sich der Marxistisch-Leni¬ 
nistischen Kommunistischen Par¬ 
tei (MLKP) anschloss, beschrieb 
sie in ihrem Eintritts-Video Roja¬ 
va als das Land der Revolution 
und sagte folgendes: „Ich denke, 
wir haben hier einiges zu lernen. 
Und ich denke, jeder sollte her- 
kommen und das revolutionäre 
Land sehen. Ebenso die Berge. 
(...) Wir müssen diejenigen sein, 
die diesen Prozess organisieren, 
tragen und vorwärtsbringen.“ 

Es war Destan Temmuz s eigener 
Wunsch, in Kobane begraben zu 
werden. Im ersten Viertel des 21. 
Jahrhunderts war Kobane der 
Ort, an dem der Stern der 
Menschheit am hellsten schien 
und trägt zweifellos eine große 
Symbolik für alle Revolutionärin¬ 
nen der Welt. Denn Kobane, die 
Stadt die man kaum auf Landkar¬ 
ten findet, ist mehr als die Stadt, 
die Widerstand gegen den IS lei¬ 
stet. Sie ist das Zentrum, in der 
zwei Zukunftsprojekte und zwei 


Weltansichten erbarmungslos 
Zusammenstößen. 

Man hat diesen Kampf gewon¬ 
nen. Die dunklen Fahnen, die die 
farbigen Lebensträume in die 
Dunkelheit begraben wollten, 
wurden runtergerissen und das 
Feuer der Freiheit wurde entfacht. 
Aber ein Widerstand, der mit 
einem Sieg beendet wird, ist nicht 
gleich eine Revolution. Der 
Widerstand ist die Verteidigung 
der Revolution. Revolution meint 
nahtlose Organisation, jederzeit 
und kontinuierlich. 

Mit dem Widerstand von Kobane 
begannen Menschen mit indivi¬ 
duellen Bestrebungen, Revolutio¬ 
näre, Organisationen und Grup¬ 
pen nach Kurdistan zu fließen. 
Manche nahmen den Kampf der 
kurdischen Freiheitsbewegung als 
ihr eigenes an und nahmen so 
ihren Platz in der Revolution ein. 
Manche lernten aus Apo's Para¬ 
digma und Erfahrungen und ver¬ 
suchen diese in ihrem eigenen 
Kampf umsetzen. Denn Rojava, 
die Berge und die revolutionäre 
GebieteTKurdistans bedeuten eine 
Kraft gegen das Weltsystem, für 
die Frauenbefreiung, eine Grund¬ 
erfahrung und ein akzeptiertes 
Vorbild für die alternativen Kräf¬ 
te. 

Mit dem Wunsch, den Interna¬ 
tionalisten eine interaktive Lern¬ 
atmosphäre zu schaffen, in der 
man aus den gemachten Erfah¬ 
rungen und dem Paradigma Öca- 
lans auf eine partizipative Weise 
Erkenntnisse aulzeichnen kann, 
wurde in Rojava die Internationa¬ 
listische Kommune gegründet. 


Die unter dem Slogan „Lernen. 
Unterstürtzen. Organisieren“ 

f egründete Kommune wird die 
orm eines Dorfes haben. 

Die bald mit dem Bau beginnen¬ 
de Kommune wird in Zukunft 
die erste internationalistische 
Akademie beherbergen. Das Ziel 
ist, einen kontinuierlichen politi¬ 
schen Austausch zwischen den 
Internationalisten zu ermöglichen 
und die Organisation zu stärken. 
Denn Revolutionen passieren 
nicht von allein; weder in Rojava; 
noch irgendwo sonst auf der 
Welt. Revolutionen müssen orga¬ 
nisiert werden. Besser gesagt in 
den Worten eines Mitglieds der 
Internationalistischen Kommune, 
dem Palästinenser names Baz: 
„Wir müssen diese Kontaktlosig- 
keit überwinden, wir müssen 
einen Weg finden, um das Volk 
zu erreichen, wir müssen uns dem 
Prozess der Organisation ernster 
nähern. Und ich denke Rojava 
schafft uns in dieser FFinsicht viele 
Lernmöglichkeiten.“ 

Von Paramaz Kizilbas zu Dilsoz 
Buhar’a, Ivana PFoffmann zu 
Mario Nunez’e, Ula§ Bay- 
raktaroglu zu Destan Temmuz; 
Die Internationalistische Kom¬ 
mune Rojava hat sich zum Anlie¬ 
gen gemacht, die Erinnerungen 
an diese Menschen, die während 
des Kampfes gegen den IS fielen, 
zu bewahren und weiterzupfle¬ 
gen. Wir gratulieren zur Grün¬ 
dung. 

Für mehr Infos bezüglich der 
Kommune: 
internationalistcommune. com 


-^„Bei anhaltenden Angriffen... u 


Haltung Russlands zu den Besat¬ 
zungsplanen der Türkei? 

Was der türkische Staat in Nord¬ 
syrien vorhat, ist kein Geheimnis 
und liegt auf der Fland. Er ver¬ 
sucht, seine Invasionspläne und 
-Szenarien fortzusetzen. Um die 
Invasion der Türkei zu verhindern 
und aufzuhalten, hält unser 
Widerstand weiter an. Unser 
Widerstand breitet sich weiter 
aus. Russland bewegt sich konti¬ 
nuierlich entsprechend eigener 
Interessen in der Region. Seine 
Annährung basiert auf dieser 
Grundlage. Seine politischen und 
diplomatischen Bemühungen 
versucht er stets im Vordergrund 
zu halten. Einerseits akzeptiert er 
nicht und andererseits versucht er 
Beziehung herzustellen. Er hält 
Beziehung zum türkischen Staat 
aufrecht und zeitgleich signalisiert 
er ihm „Ihr dürft syrisches Terri¬ 
torium nicht betreten“. Seit 2011 
bis heute hat Russland versucht 
mit Hilfe des türkischen Staates 
den Umkreis von Damaskus, 
Daraa, Homs und Aleppo unter 
Kontrolle zu bringen. Das ver¬ 
schaffte den syrischen Regime¬ 
kräften eine Atempause. Die 
Beziehungen Russlands mit dem 


türkischen Staat ändern sich ent¬ 
sprechend taktischer Errungen¬ 
schaften. Als SDF finden wir 
diese Flaltung Russlands nicht 
richtig. Russland verfolgt eine 
Interessenspolitik gegen die 
Errungenschaften unser Gesell¬ 
schaften und gegen die syrische 
Revolution. 

Von welchem Szenario in Nordsy¬ 
rien träumt die Türkei? Wie wird 
der Widerstand der YPG/YPJ-Kräf- 
te gegen die Besatzung durch die 
Türkei aussehen? 

Seit Anbeginn der Revolution in 
Rojava hat der türkische Staat 
daran gearbeitet, seine Politik der 
Verleugnung und Besatzung 
unserer Gesellschaft aufzuzwin¬ 
gen. Sie kalkuliert über Projekte, 
wie sie die Rojava-Revolution zer¬ 
schlagen kann. Dies sind sehr 
gefährliche Projekte. Die Kräfte 
von Rojava und Nordsyrien 
haben diese Gefahr im Blick. Sie 
wollen nämlich unsere Bevölke¬ 
rung massakrieren. Unsere Kräfte 
sind gegen ihre Pläne vorbereitet. 
Während der türkische Staat ver¬ 
sucht mit FSA-Gruppen seine 
Pläne in Afrin und §eÜba umzu¬ 
setzen, lassen die PYG und die 


revolutionären Kräfte diese 
Angriffe ins Leere laufen. Die 
Angriffe in Eyn Deqna waren Teil 
eines großen Plans. Sie wollten 
die Region Afrin und §ehba kon¬ 
trollieren. Unsere Kräfte haben 
die notwenige Antwort gegeben. 
Der türkische Staat hat direkte 
Verluste erlitten. Sie erleiden 
zusammen mit ihren FSA-Grup¬ 
pen in Afrin und §ehba jeden Tag 
Verluste. Das hängt mit dem 
historischen Widerstand und der 
Entschlossenheit unserer Kräfte 
zusammen. Wir werden in der 
kommenden Phase jede unserer 
besetzten Städte befreien. Zu die¬ 
sem Thema haben wir auch den 
Koalitionskräften einige Themen 
mitgeteilt. Bei anhaltenden 
Angriffen auf Afrin, kann die 
Raqqa-Operation nicht weiterge¬ 
führt werden. Die grundlegende 
Verteidigungskraft der §ehba- 
Region die Cey§ El-Siwar (Revo¬ 
lutionäre Kräfte) kämpft zurzeit 
in Raqqa. Sie haben dieses Thema 
auch zur Sprache gebracht. Sie 
haben erklärt, dass bei anhalten¬ 
den Angriffen auf ihre Gebiete ihr 
Kampf in Raqqa keinen Sinn 
macht. Wir agieren auch auf die¬ 
ser Grundlage. (ANF, 28.7., CA) 


der Demokratischen Kräfte in 
Sex Hilal, Eyn Deqne, Erfad 
(Til Refet), §ex Isa, Herbil, 
Semüqa, im Umkreis des 
Staudamms von Sehba sowie 
die Dörfer Til Mediq und Hile- 
sa mit schweren Waffen ange¬ 
griffen. Zeitgleich mit den 
Angriffen bombardierte das tür¬ 
kische Militär wahllos die 
angrenzenden Regionen. 

Um 4:00 Uhr Ortszeit wurde 


dann das Dorf Til Cicane ange- 

t riffen. Die Demokratischen 
Iräfte erwiderten auch hier die 
Angriffe. Bei den vier Stunden 
anhaltenden schweren Gefech¬ 
ten konnten die Angreifer 
zurückgeschlagen werden. Sie 
mussten schwere Verluste hin¬ 
nehmen. (ANF, 27.7, ISKU) 


Iran: Wieder Hinrichtung 
eines politischen Gefangenen 

Im Iran ist erneut ein politi¬ 
scher Gefangener hingerichtet 
worden. Der aus einem Dorf 
bei Kamyaran in der Provinz 
Sine stammende 26-jährige 
Kurde Murteza Rahmant wurde 
2011 unter dem Vorwurf Mit- 

f lied einer in Rojhilat (Ost- 
orrdistan) tätigen Partei zu sein 
verhaftet. 2013 wurde er zum 
Tode verurteilt. Am Morgen 
des 2. August wurde er im Zlen- 
tralgefängnis von Sine hinge¬ 
richtet. (ANF, 2.8., ISKÜ) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 


Termine: 

Gedenkveranstaltungen und 
Kundgebungen in Deutsch¬ 
land zum Jahrestag des Geno¬ 
zids an den Eziden 

5.August 2017: 

Demonstration und Kundge¬ 
bung in Bielefeld, 14 Unr, 
Rathausplatz 

Demonstration und Kundge¬ 
bung in Kleve, 13 Uhr, ffer- 
zogstraße/Große Straße 
Demonstration und Kundge¬ 
bung in Celle, 13 Uhr, Neues 
Rathaus 

Demonstration in Gießen, 

14 Uhr, Berliner Platz 
Demonstration in Bremen, 

15 Uhr, Am Ziegenmarkt 


N ü 5 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 

bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

IBAN: DE42370100500003968506 
BIC: PBNKDEFF (Postbank Köln) 

Weitere Informationen findet Ihr im 
Internet unter: 

www.isku.org 
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Dersim brennt — und 
die Welt sieht zu! 


Seit dem 02.08.2017 brennen 
die Wälder in Dersim (türk. 
Tünceli). 

Seit den systematischen Bom¬ 
benabwürfen durch die türki¬ 
schen Sicherheitskräfte auf die 
einzigartigen Eichenwälder Der- 
sims am 02. August brennen 
diese unaufhörlich. Die Wald¬ 
brände wurden in den Landkrei¬ 
sen Pülümür, Hozat, Nazimiye 
und Ovacik (alle Provinz Der¬ 
sim) sowie im Landkreis Kara- 
kocan der Provinz Elazig gelegt 
und nähern sich inzwischen den 
benachbarten Dörfern. 

Sollten diese Brände die Dörfer 
erreichen, müssen diese zwang¬ 
sevakuiert werden. Doch viele 
Dorfbewohner der nahen Regio¬ 
nen weigern sich, ihre Dörfer zu 
verlassen. Seit dem 02. August 
wurden Tausende von Hektar 
Wald vernichtet. Die türkischen 
Sicherheitskräfte hindern die 
Bewohner der Region mit allen 
Mitteln daran, aas Feuer aus 
eigener Kraft zu löschen. 

Die offizielle staatliche Begrün¬ 
dung für diese Brände lautet 
„Terrorbekämpfung“. Jedoch 
zeigt diese systematische Grau¬ 
samkeit, dass der türkische Staat 
hier der wahre Terrorist ist, jener 
Terrorist, welcher das Leben der 
Menschen mutwillig in Gefahr 
bringt, die Tierwelt und die 


Pflanzenwelt gezielt vernichtet. 
Der türkische Staat ist es, der 
seit der Gründung der türki¬ 
schen Republik, seit 94 Jahren, 
das Ziel hat, die Existenz der 
Bevölkerung Dersims mit Geno¬ 
ziden, Assimilation, Folter, 
Mord und Massenvertreibung 
zu vernichten. 

Seit Jahren versucht der türki¬ 
sche Staat - unabhängig davon, 
welche Partei regiert - die Bevöl¬ 
kerung Dersims, vor allem die 
Jugendlichen und Frauen, mit 
psychischer aber auch physischer 
Gewalt, ihrer Identität und Kul¬ 
tur, ihrem Glauben und ihrer 
Weltanschauung zu entfremden. 
Seit Jahren werden Menschen, 
Frauen, Kinder und ganze Fami¬ 
lien zwangsassimiliert. 
Diejenigen, die sich nicht assi¬ 
milieren lassen, werden mit dem 
Tode bedroht und gewaltsam 
aus Ihrer Heimat vertrieben. 
Diejenigen, die sich nicht ver¬ 
treiben lassen, werden in den 
Polizeibehörden, den Folterkam¬ 
mern der staatlichen Sicherheits¬ 
kräfte zu Tode gefoltert oder auf 
offener Straße exekutiert. 

Durch die Waldbrände wird 
nicht nur das Leben der Bevöl¬ 
kerung bedroht. Auch die in den 
naturbelassenen Wäldern leben¬ 
den Tiere werden verbrannt. 


Auch die einzigartige Pflanzen¬ 
welt - über 400 Pflanzenarten 
finden sich nur hier - wird syste¬ 
matisch vernichtet. 

Daher fordern wir: 

- Die Waldbrände in der Region 
Dersim müssen sofort gelöscht 
werden 

- Die Löschversuche der Bevöl¬ 
kerung dürfen nicht durch die 
Sicherheitskräfte be- oder ver¬ 
hindert werden 

- Die Provinz Dersim (türk. 
Tünceli) muss sofort zum Kat¬ 
astrophengebiet erklärt werden 

- Eine Uritersuchungskommis- 
sion zu den Waldbränden in 
Dersim muss sofort zusammen¬ 
gestellt werden und ihre Arbeit 
muss sofort beginnen 

- Die nach dem (kontrollierten) 
Putschversuch vom 15. Juli 
2016 erlassenen Willkürgesetze, 
Verbote und brutalen Handlun¬ 
gen der Sicherheitskräfte in der 
Region Dersim müssen sofort 
beendet werden 

- Die internationalen Natur¬ 
schutz-, Tierschutz- und Men¬ 
schenrechtsorganisationen sol¬ 
len sich für eine sofortige 
Löschung der Waldbrände in 
Dersim einsetzen 

NAV-DEM e. V 
Demokratisches Gesellschaftszen¬ 
trum der Kurdinnen in Deutsch¬ 
land, August 2017 


Meldungen: 

Nubar Ozanyan (Orhan 
Bakirciyan) in Rojava gefallen 

Nubar Ozanyan (Orhan 
Bakirciyan) TKP/ML Nahost 
Komitee und TKP/ML - 
TIKKO Rojava Kommandant ist 
am 14. August 2017 gefallen. 
Seit 40 Jahren war Nubar Ozany¬ 
an in der TIKKO aktiv. Davon 
von 1988 bis 1990 in Palästina, 
1991 bis 1992 in Karabag 
(Armenien) und seit 2014 in 
Süd-Kurdistan. Er nahm im 
Kreis der Internationalisten am 
Widerstand in Rojava-Siluk teil. 
Nachdem er später zwischenzeit¬ 
lich in Dersim war kehrte er 
zurück nach Rojava, wo er am 
14. August 2017 gefallen ist. 

(Am 16.8., ISKU) 

Razzia wegen kurdischer 
Fahne 

Die bayerische Polizei hat am 
frühen Donnerstag morgen 
unter Beteiligung bewaffneter 
Beamter zwei Wohnungen linker 
Aktivisten in München durch¬ 
sucht und Computer beschlag¬ 
nahmt. Anlass war ein vermeint¬ 
licher Verstoß gegen das Vereins¬ 
gesetz. Einer der Beschuldigten 
soll auf Facebook das Bild einer 
Fahne der Volksverteidigungsein¬ 
heiten YPG veröffentlicht haben. 
Nach Ansicht der Staatsanwalt¬ 
schaft handelt es sich dabei um 
»eine verbotene Fahne der Nach¬ 
folgeorganisation der Arbeiter¬ 
partei Kurdistans« PKK. 

(jW, 18.8., ISKU) 

Weitere HDP-Politiker 
in der Türkei verhaftet 

Die türkische Polizei hat mehrere 
Politiker der HDP festgesetzt. 
Unter den insgesamt 26 Festge¬ 
nommenen seien zahlreiche Pro¬ 
vinzvorsitzende der Partei, sagte 
eine Sprecherin am Montag der 
Deutschen Presseagentur. Die 
Razzien hätten unter anderem in 
Istanbul und Ankara stattgefun¬ 
den. Nach Parteiangaben wurden 
damit seit Freitag insgesamt 150 
Mitglieder der HDP oder ihres 
kommunalen Ablegers BDP in 
Polizeigewahrsam genommen. 
Führende Vertreter der Partei 
sind bereits seit Monaten in 
Half. (jW, 15.8., ISKU) 

Wahlen am 22. September 
in §ehba 

Cihan Xidro und Ismail Müsa , 
die Co-Vorsitzenden des Kan¬ 
tons §ehba, haben mit dem Co- 
Vorsitzenden des Gesellschafts¬ 
und Gerechtigkeitsdivan Imad 
Dawüdun bei einer Pressekonfe¬ 
renz bekannt gegeben, dass der 
Kanton §ehba seine Wahlen am 
22. September 2017 stattfinden 
lassen wird. 


Interview mit Mitgliedern des Internationalen Bataillons der YPG 

Internationalistisches Bataillon im 
Kampf um Rakka 


Das Bataillon der Internationa¬ 
listen ist im Kampf um die 
Befreiung der Stadt Rakka im 
Einsatz. Ihr gemeinsames Ziel 
ist die Vernichtung des Islami¬ 
schen Staates (DAI§). Die Mit¬ 
glieder des Internationalen 
Batallions der YPG sind an vor¬ 
derster Front eingesetzt. Sie 
sind sowohl im Angriff als auch 
in der Verteidigung und Absi¬ 
cherung der befreiten Bereiche 
eingesetzt. 

Robin §ore§, eines der Mitglie¬ 
der des internationalen Batail¬ 
lons berichtet: „Ich bin Ameri¬ 
kaner. Aber im Bataillon gibt es 
Mitglieder aus Finnland, Spa¬ 
nien, Schottland, England und 
Frankreich.“ 

Marcello, ein weiteres Mitglied 
des Internationalen Bataillons 


berichtet: „das Internationale 
Bataillon der YPG wurde im 
Dezember 2016 offiziell 

f egründet. Doch es war bereits 
ei der Operationen in Sincar 
im Einsatz und später dann bei 
der Operation in Tabqa. Dar¬ 
aufhin hat die YPG jene die aus 
anderen Ländern sich der YPG 
angeschlossen haben geehrt und 
die Gründung des Bataillons 
offiziell bekannt gegeben. Um 
die Stadt Rakka von dem DAI§ 
zu befreien, sind wir jetzt hier 
in der Stadt im Einsatz.“ 

Zu den Zielen des Internationa¬ 
len Bataillons befragt erklärt 
Olissa: „In ihm kommen Men¬ 
schen aus verschiedenen Län¬ 
dern zusammen. Obwohl wir 
sehr unterschiedlich sind eint 
uns eins. Das ist wohl unsere 


größte Besonderheit; wir arbei¬ 
ten für ein gemeinsames Ziel. 
Unser gemeinsames Ziel ist es, 
DAl§ zu vernichten. Wenn sich 
in dem gemeinsamen Ziel Men¬ 
schen aus so vielen Ländern 
zusammen finden, dann ist das 
wohl unsere größte Motiva¬ 
tion.“ 

Divar Alba, ein weiteres Mit¬ 
glied des Internationalen 
Bataillons der YPG führt aus: 
„Wir haben Aufgaben inner¬ 
halb der Operation inne. Wir 
sind auch in den Gruppen an 
vorderster Front zu rinden. 
Unsere Aufgabe im Kampf in 
Rakka ist es in den Gruppen 
präsent zu sein, die den Angriff 
durchführen.“ 

Auf die Frage, wo der Unter¬ 
schied zwischen ihnen und 





Neustrukturierung der Demokra 
tischen Föderation Nordsyrien 


Während alle Augen auf die 
aktuelle Rakka-Offensive der 
Demokratischen Kräfte Syriens 
(SDF) gerichtet sind und Bereits 
erste Szenarien für „nach Rakka“ 
aufgestellt werden, nimmt das 
demokratische System im Nor¬ 
den Syriens immer konkretere 
Formen an. 

Nachdem auf der letzten Sitzung 
des konstituierenden Rates der 
Nordsyrien Föderation am 27. 
und 28. Juli 2017 das Gesetz 
über die Verwaltungsregionen 
und die Wahlen verabschiedet 
wurde, hat die Neustrukturie¬ 
rung der Demokratischen Föde¬ 
ration Nordsyrien begonnen. Im 
Zuge der Neustrukturierung 
wird die Nordsyrien Föderation 
aus drei föderalen Gebieten 
bestehen, wobei diese insgesamt 
in sechs Kantone unterteilt wer¬ 


den. Laut Vertretern vor Ort 
besteht die Demokratische 
Föderation Nordsyrien gemäß 
dem neuen Gesetz aus den Ver¬ 
waltungen der Region, des Kan¬ 
tons, der Provinz, der Stadt, des 
Bezirks, des Stadtteils und des 
Dorfes. Die Kantone werden in 
Provinzen (mehr als 50.000 Ein¬ 
wohner) aufgeteilt, die Provin¬ 
zen wiederum in Städte (25.000 
bis 50.000 Einwohner), Bezirke 
(5.000 bis 25.000 Einwohner) 
und Dörfer (bis 5.000 Einwoh¬ 
ner) . Die Verwaltungsgebiete 
der Regionen können aus einem 
oder mehreren Kantonen beste¬ 
hen, die über ähnliche Merkma¬ 
le im Sinne von Geschichte, 
Demografie, Ökonomie und 
Kultur verfügen, sowie geogra¬ 
phisch miteinander verbunden 
sind. 


Die Demokratische Föderation 
Nordsyrien besteht aus den 
föderalen Regionen Cizire, Firat 
und Afrin: 

Föderale Region Cizire: Diese 
Region besteht aus dem Kanton 
Heseke, welches aus den Bezir¬ 
ken Heseke, Dirbesiye, Serekan- 
iye und Til Temir besteht, sowie 
dem Kanton Qamijlo, welches 
aus den Gebieten Qamijlo und 
Derik besteht. 

Föderale Region Firat: Diese 
Region besteht aus dem Kanton 
Kob ane, welches aus den Gebie¬ 
ten Kobane und Sirrin besteht, 
sowie dem Kanton Gire Spi, das 
aus den Gebieten Ayn Isa und 
Siluk besteht. 

Föderale Region Afrin: Diese 
Region besteht aus dem Kanton 
Efrin und dem Kanton Sehba. 

(CA, 11.8.) 


Internationalistisches Bataillon... 


jenen sei, die wie sie aus andern 
Ländern kommen aber inner¬ 
halb der Einheiten der YPG 
kämpfen, erklärt Cesur Bakur: 
„Wir, die wir im Internationa¬ 
len Bataillon der YPG sind, 
sind in ihm organisiert und 
handeln in ihm. Wir bleiben 
alle zusammen und sind am 
gleichen Ort untergebracht. 
Jene die aus anderen Ländern 
kommen, aber nicht im Inter¬ 
nationalen Bataillon sind, 
kämpfen in den Einheiten der 
YPG. Dort befinden sich aber 
höchstes zwei in einer Einheit 
die aus anderen Ländern kom¬ 
men. Das ist aber auch schon 
der einzige Unterschied.“ 

Auf die Frage was nach Rakka 
kommt antwortet §ersan Tufo: 
„ Unser Bataillon ist der YPG 
angebunden. Was die YPG 
macht, wo sie ist und was sie 
will, das werden wir ohne wenn 
und aber befolgen. Wo die 
YPG ist, da werden auch wir 
sein.“ 

Jetzt sind sie jedoch erst einmal 
in Rakka. Und Macello berich¬ 
tet ein Erlebnis innerhalb der 
Befreiung Rakkas, das er wohl 
nie wieder vergessen wird: 
„Während wir im Angriff waren 
sind wir an einem. Abend auf 
den Boden des DAI§ vorgesto¬ 
ßen. Unsere Aufgabe war es, 
eine Einheit der YPG von hin¬ 
ten abzusichern. Die Gruppe, 
die wir absicherten, geriet in 
den Hinterhalt des DAl§. Es 
gab viele Tote und Verwundete. 
Wir hatten einen Freund bei 
uns dessen Aufgabe es war, bei 
Bedarf Erste Flilfe zu leisten. 


Dieser hat sich in jener Nacht 
sehr engagiert, es gelang ihm 
das Leben eines schwer Verletz¬ 
ten zu retten. Dann setzten wir 
die Operation fort. Wie stießen 
auf diejenigen, die unseren 
Freunden den Hinterhalt gelegt 
hatten und vernichteten sie. 


Das wird sicher etwas sein, das 
wir nie wieder vergessen.“ 

Aber das Internationale Batail¬ 
lon bereitet sich auch speziell 
auf seine Aufgabe vor. Dogan 
Dufajinani erzählt: „Wir haben 
eine besondere Ausbildung. 
Wir haben in der Ausbildung 
eine besondere Gewichtung auf 
den Kampf. Unsere Ausbildung 
beinhaltet: Angriff, militärische 
Operationen, Sabotage. Unsere 
Ausbildung dauert ein paar 
Wochen länger als die sonst 
übliche der YPG, so bereiten 
wir uns für die Offensiven vor.“ 
Arya §ervan erklärt, die Bot¬ 
schaft von der Front in Rakka 
an die Welt sei: „Es ist nicht 
von Belang, wie lange es dauern 
wird, ob lang oder kurz, wir 
werden Rakka befreien. Wir 
versprechen, wir werden die 
Vernichtung des DAI§ und 
unseren Sieg aus dem Zentrum 
von Rakka verkünden.“ 

Divar Alba fügt hinzu: „Wir 
beteiligen uns hier an fast jeder 
Operation, Schritt für Schritt 
nänern wir uns unserem Ziel. 
Wir tun alles in unserer Macht 
stehende, um Rakka zu 
befreien. Es gibt negatives, das 
ist der Schmerz, mit dem wir 
konfrontiert werden. Doch das 
kann uns nicht ausbremsen und 
so setzen wir unseren Weg fort. 
Jeder soll wissen, wir tun hier 
das, was getan werden muss.“. 
Marcello führt aus: „Der DAl§ 
beginnt nun auch mit Angriffen 
auf die Länder des Westens. 
Aber seht, jetzt sind hier junge 
Amerikaner und junge Euro¬ 
päer und sie kämpfen gegen 
DAIS. Sie nehmen große 
Gefahren in Kauf und unter¬ 
stützen die demokratische 
Revolution. Wir sind hier, um 
DAI§ zu vernichten. Wir versu¬ 
chen den Menschen in Syrien 
eine Chance zu schaffen für 
eine Rückkehr zu einem freien 


Leben in Frieden. Jede Nacht 
begegnen wir sehr ernst zu neh¬ 
menden Gefahren. Die Bot¬ 
schaft an die Welt lautet, hört 
nicht auf zu beobachten was 
hier geschieht, kommt her, seht 
es euch an, seid sensibel in 
Bezug auf die Entwicklungen 
hier.“ 

Olissa vertieft das und meint: 
„Wir sind alle aus freien Stük- 
ken hier, wir sind hier denn wir 

f lauben fest, dass wir diesen 
eind besiegen können. Und 
das nicht nur im Materiellen 
Sinn. Auch ihre Mentalität ver¬ 
nichten wir. Dieser Kampf hier 
ist nicht nur ein Kampf hier 
sondern er wird im Namen aller 
Menschen geführt. Wir sind 
hier weil wir uns bewusst sind, 
wie wichtig und bedeutsam es 
ist hier zu sein. Wir kämpfen 
hier für alle Völker der Welt.“ 
Cesur Bakur gibt zu bedenken: 
„Rakka wird befreit werden. 
Aber es ist auch wichtig zu fra¬ 
gen was dann folgt. Die YPG 
wird die Menschen in Rakka 
nicht im Stich lassen. Die Men¬ 
schen der Völker des Westens 
werden weiterhin die YPG 
unterstützen, wir werden an der 
Seite aller Völker sein, die 
befreit werden müssen und wer¬ 
den uns für sie alle einsetzen. 
Wir werden es nicht zu lassen, 
das so eine Mentalität, wie die 
des DAi§, hier noch einmal 
auflebt.“ 

Zuletzt ergreit Sersan Tu^o 
noch einmal das Wort und sagt: 
„Meine Botschaft an mein Land 
Finnland und an die Welt lau¬ 
tet: Unterstützt den Kampf den 
wir hier führen. Bringt ihm 
euer Interesse entgegen. Denn 
wir kämpfen hier gegen den 
Islamischen Staat und das tun 
wir für die gesamte Menschheit. 
Wir werden siegen, wir tun alles 
dafür, damit wir siegreich sein 
werden.“ (ANF, 14.8., ISKU) 


Auf einer Sitzung am 6. August 
wurden durch das Selbstverwal¬ 
tungskomitee der Föderation, 
die Koordination von §ehba und 
alle Komitees sowie die Co-Vor¬ 
sitzenden der Volks- und Kom¬ 
munalräte folgende Entschei¬ 
dungen getroffen: 

- Die Kommunen lassen ihre 
Wahlen am 22. September 2017 
stattfinden. 

- die Volksräte der Föderation 
der Region und der demokrati¬ 
sche Volkskongress Nordsyriens 
lassen ihre Wahlen am 19. Janu¬ 
ar 2018 stattfinden. 

- Eine hohe Wahlkommission 
wird für die Wahlen eingerichtet, 
damit die Vorbereitungsarbeiten 
geführt werden können. 

(ANF, 8.8., ISKU) 

Neue Foltervorfälle 
in Nordkurdistan 

Wie jetzt erst bekannt wurde, 
haben türkische Einsatzkräfte bei 
einer Operation im ländlichen 
Gebiet von §emztnan (§emdinli) 
zahlreiche Bewohner des Dorfes 
§apatan festgenommen und 
gefoltert. Zu dem Einsatz kam 
es, nachdem bei Gefechten mit 
der PKK am 6. August ein Poli¬ 
zist getötet wurde. Anschließend 
überfielen Polizei und Militär das 
Dorf und misshandelten die 
Bewohnerinnen. 

Eine Delegation der Demokrati¬ 
schen Partei der Völker (HDP) 
besuchte nach Bekanntwerden 
der Vorfälle das Dorf und sprach 
mit den betroffenen Einwohnern 
von §apatan. Diese berichten, 
dass nach den Razzien in den 
Häusern rund 100 Menschen, 
darunter auch Frauen und Kin¬ 
der, auf dem zentralen Dorfplatz 
zusammengepfercht und an¬ 
schließend von den Sicherheits¬ 
kräften verprügelt wurden. 
Dann wurden 36 Personen ohne 
Bekanntgabe von Gründen fest- 

P enommen und auf die örtliche 
olizeistation gebracht. Als spä¬ 
ter 20 der Festgenommenen wie¬ 
der entlassen wurden, wiesen sie 
schwere Folterspuren auf. Unter 
den Folteropfern befindet sich 
auch eine 89 Jahre alte Frau. 

(CA, 12.8.) 
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Demokratische Autonomie in 
Seiigal deklariert 


Auf einer Pressekonferenz des 
demokratisch-autonomen Rats 
von §engal in Xanesor am vergan- 

f enem Wochenende, an dem die 
io-Vorsitzenden des Rates und 
weitere Vertreter, sowie Mitglie¬ 
der des Jugend- und Frauenrats, 
der Asayij (Sicherheitskräfte) und 
der YB$ (ezidischen Selbstvertei¬ 
digungseinheiten) teilnahmen, 
wurde die demokratische Auto¬ 
nomie für §engal deklariert. 

Im Folgenden ein Auszug der 
Erklärung, die von den beiden 
Ko-Vorsitzenden des demokra¬ 
tisch-autonomen Rats von 
§engal, FFisen FFeci Nefso und 
Riham Hico auf Kurdisch und 
Arabisch verlesen wurde: 

“Für uns Eziden ist der Ferman 
vom 3. Augustl ein Wendepunkt. 
Unser Volk hat nicht mehr die 
Absicht ihre eigene Existenz der 
Gnade anderer Kräfte zu überlas¬ 
sen. Um nicht nochmals einen 
Genozid zu erfahren, möchte es 
ein demokratisches und autono¬ 
mes Leben führen. Aus diesem 
Grund hat unser Volk nur fünf 
Monate nach dem Ferman, also 
am 14. Januar 2015 auf einer 
Konferenz die Gründung des 
„Aufbaurates“ und somit den 
eigenen Willen verkündet. Auf 
dieser Konferenz wurde der Welt 
die Entschlossenheit und der 
Wille verkündet, den Widerstand 
bis zur Befreiung fortzuführen; zu 
gewährleisten, dass die Geflohe¬ 
nen wieder nach §engal zurük- 
kkehren können sowie das eigene 


System der Selbstverteidigung 
und Selbstverwaltung zu entwic¬ 
keln. Trotz aller Schwierigkeiten 
hat der Aufbaurat den Menschen 
wieder die Möglichkeit zu leben 
gegeben. Es gibt nun eine Viel¬ 
zahl von selbstorgansierten Insti¬ 
tutionen und Organisierungen. 
Der Aufbaurat von §engal ist 
nicht nur für die in §engal ver¬ 
bliebenen Eziden, ^sondern auch 
für die geflohenen Eziden zu einer 
Hoffnung geworden. Tausende 
Familien Konnten auf dieser auf¬ 
gebauten Grundlage wieder in 
ihre Heimat zurückkehren. 

Bis heute hat der Rat vorwiegend 
die lebenswichtigen Bedürfnisse 
der Gesellschaft befriedigt, sowie 
seine Rolle im Aufbau der Institu¬ 
tionen und der Selbstverteidigung 
der Gesellschaft gespielt. Ad 
sofort wird es neben diesen Auf- 
aben und Verantwortungen den 
tatus von §engal auf Basis von 
Autonomie sichern. 

Unsere ezidische Bevölkerung 
strebt nach einem autonomen 
Leben, in dem sie ihre Entschei¬ 
dungen durch ihre eigenen Räte 
trifft. Es leimt den Kampf um 
Hegemonie über ihre Gebiete ab. 
ln dieser Hinsicht legen wir das 
Projekt der demokratischen Auto¬ 
nomie, dass unsere Gesellschaft 
als unverzichtbar betrachtet, zur 
Anerkennung allen politischen 
Kräften, den Staaten, den interna¬ 
tionalen .Kräften sowie der kurdi¬ 
schen Öffentlichkeit dar. Wir 
erwarten die Unterstützung aller 


verantwortlichen Kreise, bis im 
Land von Ezidxan im Sinne der 
Demokratischen Autonomie ein 
freies und demokratisches Leben 
etabliert worden ist.“ 

Prinzipien der demokratischen 
Autonomie in §engal 
Weiterhin wurden auf der Presse¬ 
konferenz 23 Prinzipien der 
demokratischen Autonomie in 
§engal verkündet. Diese beinhal¬ 
ten unter anderem, die Forderung 
nach der Gründung einer autono¬ 
men Kommission unter Aufsicht 
der Vereinten Nationen. In dieser 
sollen Vertreter des Irak, der süd¬ 
kurdischen Autonomieregion, der 
Arbeiterpartei Kurdistans und der 
Demokratischen Föderation 
Nordsyrien Platz nehmen. Des 
Weiteren wird im Kontext der 
Sicherheitslage von einem Zusam¬ 
menführen der YB§ und anderen 
ezidischen militärischen Kräften 
unter eine gemeinsame Komman¬ 
dantur gesprochen, die als Vertei¬ 
digungskräfte §engals an den 
Volksrat gebunden sein sollen. 
Einen zentralen Punkt nimmt die 
Frauenbefreiung ein. So heißt es 
in der Erklärung: “In allen 
Arbeitsbereichen wird die auto¬ 
nome Organisierung der Frauen 

f ewährleistet. Themen, die nur 
rauen betreffen, werden von 
ihren eigenen Organisierungen 
und den Frauenräten beschlossen. 
In allen Räten und Kommunen 
wird eine Frauenquote von min¬ 
destens 40 Prozent angewandt.“ 
(CA, 23.8.) 


Cemil Bayik, Co-Vorsitzender des Exekutivrats der KCK, über die 
Entwicklungen in (Nord-)Syrien im Kontext der Rakka-Offensive 

Die Zukunft Syriens wird durch 
Rakka bestimmt 


Rakka ist als die Hauptstadt des 
sog. Islamischen Staates bekannt. 
Ähnlich wie bei der Befreiung 
von Mossul wird auch die voll¬ 
ständige Befreiung Rakkas vom 
IS lange Zeit in Anspruch neh¬ 
men. Jedoch wardie Art des Krie¬ 
ges in Mossul eine andere als die 
in Rakka. Die Demokratischen 
Kräfte Syriens (SDF) schreiten 
sehr vorsichtig voran, damit die 
Zivilbevölkerung in Rakka so 
wenig Schaden wie möglich 
nimmt. Eine Annäherungsweise 
wie in Mossul wäre nicht richtig. 
In Mossul sind hunderte Zivili¬ 
sten bei Luftangriffen und Artille¬ 
riebeschüssen getötet worden. 


Aus diesem Grund verhalten sich 
die Kräfte der SDF in Rakka sehr 
vorsichtig. Im Irak gab es viel¬ 
leicht nicht viele Reaktionen. 
Auch der IS tötet im Irak tagtäg¬ 
lich dutzende von Menschen. In 
dieser Hinsicht gab es keine sehr 
lauten Stimmen gegen die Tötung 
von so vielen Zivinsen durch das 
Bombardement von Kriegsflug¬ 
zeugen oder durch die Panzer des 
irakischen Staates. Auch wenn das 
Thema in Abständen immer wie¬ 
der Mal auf die Tagesordnung 
kam, wurde im Kampf gegen den 
IS ein Auge zugedrückt. Aber in 
Rakka gibt es eine andere Situa¬ 
tion. Zuallererst gibt es eine ande¬ 


re Herangehensweise und ein 
anderes Verständnis von Krieg 
seitens der SDF-Kräfte. Zudem 
agieren die SDF-Kräfte vorsich¬ 
tig, da ein solches Vorgehen in 
Rakka von Seiten der anti-kurdi- 
schen Kräfte als schwarze Propa¬ 
ganda genutzt werden würde. So 
stürzt sich allein die Türkei auf 
jede nur mögliche negative 
Schlagzeile, um sie im Sinne der 
eigenen politischen Interessen 
auszuschlachten. Es heißt, dass 
80% der Kämpfer der SDF in 
Rakka arabischer Abstammung 
sind. Viele sind Jugendliche aus 
Rakka. Deshalb haben sie absolut 
kein Interesse daran, dass die 


Meldungen: 

Nein zur Zerstörung von Sur 

Das längste Ausgehverbot über¬ 
haupt. fn sechs Stadtteilen von 
Sur (Amed/Diyarbakir) dauert 
die Ausgangssperre weiterhin an. 
Am 28. November 2015 wurde 
über die Stadtteile Cevatpaja, 
Fatihpaja, Dabanoglu, Hasirli, 
Cemal Yilmaz und Sava? die Aus¬ 
gangssperre verhängt. Das war 
vor einem Jahr, acht Monaten 
und zweiundzwanzig Tagen. 
Damit ist die Ausgangssperre in 
Sur die längste Ausgangssperre 
überhaupt, die jemals verhängt 
worden ist und eine Beendigung 
ist nicht in Sicht. Begonnen hatte 
die Ausgangssperre nach der 
Ermordung der Menschenrecht¬ 
lers und Vorsitzenden des 
Rechtsanwältevereins von Amed 
Tahir El<ji. 6.300 Parcellen wur¬ 
den im Zuge der Zerstörung von 
Sur vom türkischen Staat 
besclilagnahmt und in öffentli¬ 
ches Eigentum umgewandelt, ein 
Drittel der Gebäude von Sur sind 
mittlerweile abgerissen. Amnesty 
International zu Folge sind etwa 
40.000 Menschen aus Sur 
zwangsvertrieben worden. Viele 
historische Gebäude sind der 
Politik des türkischen Staates 
zum Opfer gefallen, Kirchen, 
Moscheen, Gasthäuser und Ba¬ 
dehäuser. Bauten mit teils 
lOOOjähriger Geschichte sind 
unwiederbringlich verloren. Und 
doch gibt es weiterhin Men¬ 
schen, die trotz aller Widrigkei¬ 
ten in Sur ausharren. Figen 
Yüksekdag, Co-Vorsitzende der 
HDP, hat aus der Haft eine 
Grußbotschaft an die in Sur 
Widerstand Leistenden und an 
die Plattform „Nein zur Zerstö¬ 
rung von Sur“ gesandt, in der sie 
erklärte: „Sur als das große kultu¬ 
relle Erbe das es ist bedeutet 
Widerstand leistendendes gesell¬ 
schaftliches Gedächtnis und 
Widerstand leistendes Volk.“ 
Figen Yüksekdag, sieht in Sur 
aufgrund seiner historischen 
Rolle einen wesentlichen Be¬ 
standteil der Identität der Völker 
Mesopotamiens, allen voran der 
Kurden. Im Folgenden rief sie 
deshalb alle dazu auf Verantwor¬ 
tung zu zeigen und sich gegen die 
Zerstörung und den Abriss von 
Sur zu stellen. Figen Yüksekdag 
erklärte im Namen aller inhaf¬ 
tierten Politiker ihre Solidarität 
mit Sur und den Bemühungen 
der Plattform „Nein zur Zerstö¬ 
rung von Sur“. 

(ANF, 18.8., ISKU) 

Immer mehr türkische 
Asylsuchende 

Die Zalil der türkischen Asylsu¬ 
chenden in der BRD ist laut 
Bundesinnenministerium gestie- 





Die Zukunft Syriens wird 


Stadt in der sie geboren und 
zusammen mit ihren Familien 
aufgewachsen sind, im Zuge der 
Befreiung völlig zerstört wird. 
Der SDF agiert vorsichtig, damit 
Rakka bei der Befreiung nicht zu 
sehr von der Zerstörung heimge¬ 
sucht wird. Denn vor allem arabi¬ 
sche Jugendliche kämpfen in der 
SDF. Deshalb muss verstanden 
werden, dass Rakka Schritt für 
Schritt befreit werden wird. 

Es ist offensichtlich, dass nach 
Kobane das Schicksal vom IS 
besiegelt war. Die Türkei hat den 
IS auf Kobane gehetzt. Sie hatten 
die Absicht dadurch die Rojava- 
Revolution zu ersticken, eine 
lange Grenzlinie mit dem IS zu 
haben und hierüber Einfluss über 
Syrien und den Mittleren Osten 
auszuüben. Doch dieser Plan 
wurde in Kobane durchkreuzt. 
Die Niederlage in Kobane war 
der Anfang vom Ende des IS. Die 
Niederlage in Mossul ist eine 
Folge der Niederlage in Kobane. 
Auch der Rückzug und das Ende 
des IS in anderen Gebieten haben 
mit der Niederlage in Kobane 
begonnen. Die wichtigsten 
Kampfer haben sie in Kobane 
und dem Kampf gegen die Kur¬ 
den verloren. Der IS ist im gewis¬ 
sen Sinne in die Falle der Türkei 
geraten. So wie die Türkei ver¬ 
sucht hat den IS zu nutzen, um 
die Rojava-Revolution zu erstik- 
ken und über Syrien ihren Ein¬ 
fluss auf den Mittleren Osten aus¬ 
zuweiten, hat der große Schlag 
gegen den IS auch den Weg für 
dessen endgültige Niederlage 
geebnet. In dieser Flinsicht ist es 
nicht zu erwarten, dass der IS in 
Syrien wieder kommen kann. 
Das gilt umso mehr nach den 
Schlägen der Selbstverteidigungs¬ 
einheiten von Roiava und der 
Niederlage in Minbic. Die 
Niederlage in Rakka ist für den IS 
unausweichlich. 

Der IS hat seine Wurzeln im Irak. 
Erst später hat er sich auch über 
Syrien breitgemacht. Doch ihr 
Zentrum lag im Irak. Dort befan¬ 
den sich auch ihre Geheimdienst¬ 
kreise und bestimmte militärische 
Einheiten aus der Saddam-Ara, 
von welchen der IS Unterstüt¬ 
zung erfuhr. Demzufolge wird 
sich ihre Organisation nach dem 
Niedergang in Syrien wohl auch 
wieder in den Irak zurückziehen. 
Denn dort liegt ihr Rückzugsge¬ 
biet. Deshalb wird der Krieg zwi¬ 
schen dem IS und dem irakischen 
Staat wohl auch weiter andauern. 
Auf der anderen Seite werden die 
Kräfte und verschiedene sunniti¬ 
sche Kreise, die sehen, dass der IS 
sich in Syrien nicht halten wird, 
mit der Unterstützung des IS ver¬ 
suchen, sowohl die Schiiten im 
Irak zu schwächen, als auch den 
Einfluss des Irans zu brechen. 

In Rakka wird der IS jedenfalls 
nicht lange Widerstand leisten 
können, ln Syrien wird es im All¬ 
gemeinen nicht mehr möglich 
sein, dass der IS, die Al-Nusra 
Front, die Muslimbrüder oder 
andere Banden expandieren kön¬ 
nen. Auch wenn die Türkei nun 


offensichtlich in Idlib die Al- 
Nusra Front unterstützt, um die 
anderen islamistischen Gruppen 
auszulöschen und dann die Prä¬ 
senz des syrischen Al-Kaida Able¬ 
gers zur Verhandlungsmasse mit 
dem Iran und Russland zu 
machen, können wir mit Sicher¬ 
heit davon ausgehen, dass die isla- 
mistische Gruppierungen in 
Syrien ihren Zenit längst über¬ 
schritten haben. Das sieht auch 
die Türkei. 

Dennoch versucht die Regierung 
in Ankara für Chaos in Syrien zu 
sorgen, um die eigene Position 
aufzuwerten. Die aktuellen 
Geschehnisse rund um Idlib sind 
ohne Zweifel ein Spielchen der 
Türkei. Dies erkennt wohl auch 
Syrien, Russland und die USA. 
Doch während die islamistischen 
Banden in Syrien eine nach der 
anderen ihrem Ende entgegen 
schreitet, wird auch die Türkei 
zweifelsohne ihren Einfluss auf 
den Krieg in Syrien einbüßen. 

So wird der IS in nicht allzu fer¬ 
ner Zukunft nicht nur in Rakka, 
sondern auch in Deir ez-Zor 
untergehen. Die Gruppe wird 
daraufhin versuchen ihre Existenz 
im irakisch-syrischen Grenzgebiet 
verzweifelt aufrechtzuerhalten. 
Diese Gebiete sind in weiten Tei¬ 
len Wüste. Der IS wird versu¬ 
chen, mit den taktischen Vortei¬ 
len der Wüste ihr Dasein in den 
sunnitisch-irakischen Grenzge¬ 
bieten zu Syrien fortzusetzen. 
Doch in den großen Metropolen 
Syriens ist ihr Dasein an einen 
Endpunkt angelangt. Die Orga¬ 
nisation wird also in die Gebiete 
zurückkehren, in denen sie groß 
geworden ist. Dort wird sie versu¬ 
chen, die Unterstützung der 
Lokalbevölkerung zu erlangen, 
um ihrem eigenen Ende zu entei¬ 
len. 

Die Befreiung von Rakka wird 
von historischer Bedeutung sein. 
Denn die Stadt wird nicht nur für 
die Rojava-Revolution und die 
Föderation Nordsyrien von gro¬ 
ßer Bedeutung sein, sondern für 
die gesamte Zukunft Syrien. 
Rakka ist eine vornehmliche Stadt 
und verfügt u.a. über eine kurdi¬ 
sche Minderheit. Mit der Befrei¬ 
ung der Stadt wird eine demokra¬ 
tische Verwaltungsstruktur in 
Rakka das Alltagsleben der Bevöl¬ 
kerung koordinieren, ln dieser 
Verwaltung werden Araber, Kur¬ 
den und andere gesellschaftliche 
Teile der Stadt gemeinsam ihre 
Zukunft in die Hände nehmen. 
Was hieraus resultieren wird, ist 
eine Stärkung des arabisch-kurdi¬ 
schen Bündnisses. Dieses Bünd¬ 
nis besteht defacto jetzt schon. 
Denn die Kurden und Araber im 
Norden Syrien führen einen 
gemeinsamen Kampf gegen den 
iS. Vielleicht klingt das nicht 
allzu sehr in den Medien durch, 
aber hunderte arabische junge 
Menschen sind in diesem Ivampf 
gefallen. Was sich in diesem 
Kampf herausbildet, ist die 

f emeinsame Perspektive einer 
emokratischen Nation, einer 
demo kr atisch-kon föderalen 


• • • 

Selbstverwaltung im Norden 
Syriens. Die Befreiung von Rakka 
wird dieses Konzept des gemein¬ 
samen Lebens auf eine neue 
Ebene tragen. 

Auch die anberaumten Wahlen in 
Nordsyrien werden in diesem 
Lichte organisiert. Diese Wahlen 
werden nicht allein in den von 
Kurden bewohnten Kantonen 
abgehalten werden. Sie werden in 
allen Teilen der Föderation Nord¬ 
syrien stattfinden. In den kurdi¬ 
schen Kantonen werden die Kur¬ 
den mit ihrer Identität und ihrer 
Kultur sich selbst verwalten. In 
den Gebieten, in denen die Sury- 
oye leben, werden sie sich auf die¬ 
selbe Weise selbst verwalten. Und 
auch in den arabischen Gebieten 
wird die arabische Bevölkerung 
aufbauend auf der kommunalen 
Demokratie ihre Autonomie 
organisieren. Das bedeutet selbst¬ 
verständlich nicht, dass es rein 
arabische oder kurdische Verwal¬ 
tungseinheiten geben wird. Über¬ 
all wird sich die dort lebende 
Bevölkerung in ihrer Pluralität 
selbst organisieren und selbst ver¬ 
walten. Es mag sein, dass die Kur¬ 
den in den Kantonen insgesamt 
eine Mehrheit bilden. Aber diese 
rein numerische Mehrheit bedeu¬ 
tet nicht, dass sich die Kurden 
gegenüber den anderen Gruppen 
in einer vorherrschenden, hege- 
monialen befinden werden. Jeder 
wird überall gleichberechtigt und 
frei sein. 

Rakka wird in diesem Sinne mit 
seinen Volksräten und seiner 
autonomen Verwaltung ein wich¬ 
tiges Vorbild werden. Rakka wird 
durch die Menschen von Rakka 
verwaltet. Wer sind diese Men¬ 
schen. Es sind Araber, Kurden, 
Suryoye und andere. Niemand 
wird von außen kommen und die 
Leitung über die Stadt überneh¬ 
men. Allein die eigene Bevölke¬ 
rung wird auf demokratischer 
Basis die Stadt leiten. Auf diese 
Weise wird es nicht dazu kom¬ 
men, dass die Mehrheit einer 
Stadt über die Minderheiten 
herrscht. Aktuell wird Minbic 
(Manbidsch) von den Menschen 
der Stadt selbst verwaltet. Die 
Mehrheit der Bevölkerung in der 
Stadt ist arabischer Herkunft. In 
Rakka wird sich die Bevölkerung 
auch selbst verwalten. Auch hier 
wird die Mehrheit aus Araberin¬ 
nen und Arabern bestehen. Das 
bedeutet allerdings nicht, dass die 
anderen Volksgruppen in der 
Stadt nichts zu sagen haben wer¬ 
den. Sie werden Teil der Selbstver¬ 
waltung sein. 

Die Föderation Nordsyriens sieht 
ohnehin ein System vor, in wel¬ 
chem sich die Städte selbst ver¬ 
walten. Die Föderation wird also 
keine zentralistische Struktur 
sein. Sie wird auf lokalen Autono¬ 
mien und lokalen Demokratien 
beruhen. Dieser Charakter der 
Föderation wird zweifellos auch 
auf die übrigen Teile Syriens aus¬ 
strahlen. Deshalb wird ein zen- 
tralstaatlich-hegemoniales Syrien 
nicht mehr möglich sein. [...] 

(YÖP, 18.8., CA) 


gen. Im Juli wurden BRD-weit 
620 Asylsuchende aus der Türkei 
registriert. Im Juni waren es noch 
433 gewesen, im Monat zuvor 
498, wie aus einer Antwort des 
Ministeriums auf eine schriftli¬ 
che Frage der Linksfraktion her¬ 
vorgeht. Im Juli seien demnach 
22 Prozent der Asylbegehren tür¬ 
kischer Schutzsuchenaer in der 
BRD positiv beschieden worden. 
Im Marz — also vor dem Verfas¬ 
sungsreferendum in der Türkei 
im April - habe die Quote der 
Aufgenommenen bei nur 8,7 
Prozent gelegen. 

(jW, 24.8., ISKU) 

Youtube sperrt Account 
der YPG 

Das amerikanische Videoportal 
Youtube hat am 23. August den 
Account der Volksverteidigungs¬ 
einheiten (YPG) wegen “Verlet¬ 
zung der Nutzungsbedingungen” 
gesperrt. Bereits am 7. August 
war der Account der Firat Nach¬ 
richtenagentur (ANF) von You¬ 
tube gesperrt worden. 

Die Seite hat keine konkreten 
Gründe für den Verstoß gegen 
ihre Regeln genannt und ledig¬ 
lich den Administratoren des 
Accounts per Mail über die 
Scliließung informiert. 

Die YPG naben auf ihrer Web¬ 
seite eine Stellungnahme zur 
Scliließung veröffentlicht: 

„Diese Aktion ist ein Angriff auf 
die Redefreiheit, aber auch auf 
die YPG und ihren Kampf für 
Demokratie in Rojava-Nordsy- 
rien. Es ist auch ein Sclilag gegen 
die YPG in ihrem Kampf gegen 
Daesh (ISIS) sowohl am Boden 
in Rakka als auch in den sozialen 
Medien. 

Die YPG haben keine expliziten 
Kriegsbilder bei Youtube veröf¬ 
fentlicht, sondern sich auf die 
Rettung von Zivilistinnen und 
den heroischen Kampf ilirer 
Kämpferinnen sowie der Demo- 
katischen Kräfte Syriens (SDF) 
und der Frauenverteidigungsein¬ 
heiten (YPJ) konzentriert. 
Gleichzeitig können sowohl 
Daesh als auch die Türkei und 
Verbündete ihre Grausamkeiten 
ungeliindert auf Youtube darstel¬ 
len. (...)“ (ANF, 23.8., ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
YÖP Yeni Özgür Politika 

CA Civaka Azad 

jW junge Welt 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 

bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

IBAN: DE42370100500003968506 
BIC: PBNKDEFF (Postbank Köln) 

Weitere Informationen findet Ihr im 
Internet unter: 

www.isku.org 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Belgisches Gericht urteilt: 

Die PKK ist keine terroristische 

Organisation 


Ein Berufungsgericht in Belgien 
hat seine Entscheidung in einem 
Beschwerdeverfahren bekannt 
egeben, das vom türkischen 
taat und der belgischen Staatsan¬ 
waltschaft angestrengt worden 
war. Die heutige Entscheidung 
des Berufungsgericht fiel in einem 
Verfahren gegen 36 kurdische 
Politiker und einen kurdischen 
Fernsehsender. Ein belgischer 
Staatsanwalt hatte ein Verfahren 
gegen einige bekannte kurdische 
Politiker eingeleitet, weil sie Füh¬ 
rungspositionen in einer „terrori¬ 
stischen Organisation“ inne 
gehabt hätten. 

Der Staatsanwalt bezeichnete die 
PKK als „terroristische Organisa¬ 
tion“. Doch das Gericht ent¬ 
schied, dass in der Türkei einen 
bewaffneten Konflikt vorherr¬ 
sche, in dem die PKK eine 
Kriegspartei sei und deshalb nicht 
als terroristische Organisation 
bezeichnet werden könne. 
Nachdem es am 9. Mai 2017 die 
Verteidigungsreden kurdischer 
Politiker wie Zubeyir Aydar, 
Remzi Kartal und Adern Üzun 
gehört hatte, entschied das Beru¬ 
fungsgericht, dass die PKK und 
kurdische Institutionen nicht mit 
Antiterror-Gesetzen verfolgt wer¬ 


den können. Es entschied, dass 
die PKK Partei in einem internen 
bewaffneten Konflikt mit der 
Türkei sei und stellte fest, dass das 
Ziel der Pkk nicht sei, „die Bevöl¬ 
kerung zu terrorisieren, sondern 
für die Rechte der Kurdinnen 
und Kurden zu kämpfen“. Das 
Gericht befand, dass Zivilisten 
nicht das Ziel der Volksverteidi¬ 
gungskräfte FFPG seien (selbst 
wenn es bei Aktionen gegen mili¬ 
tärische Ziele zivile Opfer geben 
könne). Das Gericht entschied 
auch, dass es für die Behauptung 
des türkischen Staates, die PKK 
und die Freiheitsfalken Kurdi¬ 
stans (TAK) stünden miteinander 
in Verbindung, keine Beweise 
gebe. Die TAKsind eine militan¬ 
te Gruppe, die 2004 gegründet 
wurde und für die nationalen 
kurdischen Rechte im türkischen 
Teil Kurdistans kämpft. Aus all 
diesen Gründen könne die PKK 
nicht als terroristische Organisa¬ 
tion betrachtet und ihre ange¬ 
blichen Mitglieder nicht als Ter- 
rosisten verfolgt werden. 

Die Entscheidüng ist eine schwe¬ 
rer Schlag für die Verleumdungs¬ 
politik des türkischen Staates 
gegen unser Volk und seine Ver¬ 
treterinnen und Vertreter. Es zeigt 


auch das wirkliche Gesicht des 
schmutzigen Kriegs der Türkei 
gegen unser Volk, seine Parteien 
und seine Vertreter. Wir können 
sagen, dass mit dieser Entschei¬ 
dung in Kurdistan eine neue 
Phase beginnt und wir werden 
alles dafür tun, die Verleugnung 
und die völkermörderischen 
Kriegsverbrechen der Türkei 
gegen unser Volk öffentlich zu 
machen. 

Als Kurdischer National Kongress 
(KNK) sind wir mit der Entschei¬ 
dung des belgischen Berufungsge¬ 
richt sehr zufrieden und wir 
beglückwünschen unsere Bevöl¬ 
kerung zu ihrem Selbstbestim¬ 
mungsrecht. Zudem fordern wir 
alle EU-Mitgliedsstaaten dazu 
auf, die PKK von ihren Terrorli¬ 
sten zu streichen. 

Die heutige Entscheidung zeigt, 
dass der kurdische Kampf nichts 
als legitim ist. In einer Region mit 
[repressiven] Regimen und radi¬ 
kalen Gruppen ist die Forderung 
nach eine fortschrittlichen 
Demokratie für unser Volk keine 
leichte Wahl, aber die einzig rich¬ 
tige. 

Pressemitteilung des Kurdischen 
National Kongress (KNK), 
S 14.9.2017 


Der Militärrat von Derazor hat die Phase 
„Gewittersturm Cizires“ ausgerufen 


Der Militärrat von Derazor hat in 
einer Pressekonferenz im Dorf 
Ebü Fas im Landkreis Sedad im 
Süden von Heseke die Phase 
„Gewittersturm Cizires“ erklärt. 
Bei der Pressekonferenz waren 
Kommanantlnnen des Militärrats 
von Derazor, der Demokrati¬ 
schen Kräfte Syriens sowie viele 
regionale und internationale Pres¬ 
seorgane anwesend. 

Die Presseerklärung wurde von 
dem Oberkommandanten des 
Militärrats von Derazor Ehmed 
Ebü Xewla verlesen: 

„Im Namen der Gesamtkom- 
mandatur des Militärrats von 
Derazor überbringen wir die 
frohe Botschaft des Beginns der 
Phase ,Gewittersturm Cizires“, 
der die Befreiung der übrigen 
Gebiete von Syriens Cizire und 
der östlich des Flusses Euphrat 
(Firat) liegenden Gebiete vom 
Terror bedeuten wird und weite¬ 
rin die Säuberung der gesamten 
östlichen Gebiete von Derazor. 


In einer Zeit, wo die Verteidi¬ 
gungslinien des IS (DAI§) gebro¬ 
chen werden und das Ende der 
Terrororganisation in der Stadt 
Rakka gekommen ist, die Demo¬ 
kratischen Kräfte Syriens (SDF) 
Heldenlegenden von großer Auf¬ 
opferung schreiben und siebzig 
Prozent der Stadt befreien konn¬ 
ten, versucht der IS die Gebiete 
Sedad und die im Osten von 
Derazor liegenden Gebiete anzu¬ 
greifen, um mit kleinen erfolglo¬ 
sen Versuchen die Motivation sei¬ 
ner Kräfte in Rakka zu erhöhen. 
Deshalb, als Militärrat von Dera¬ 
zor, haben wir den Beginn dieser 
Phase beschlossen, um unserer 
Verantwortung gerecht zu wer¬ 
den, unseren Geschwistern in 
Rakka den Rücken zu stärken 
und unsere Pflicht gegenüber 
dem gesamten Volk von Syriens 
Cizire und insbesondere im 
Gebiet Derazor, die in Erwartung 
dieses historischen Augenblickes 
stehen, auszuführen. 


Aus diesem bedeutenden Anlass 
rufen wir die gesamte regionale 
Bevölkerung auf, sich um unsere 
Kräfte zu sammeln und sich 
ihnen anzuschließen, um den 
Terror zu beenden und unser 
Volk aus dieser Gewalt zu 
befreien. Gleichzeitig rufen wir 
unsere Bevölkerung auf, sich von 
den Zentren des Terrors zu ent¬ 
fernen, damit ihnen kein Scha¬ 
den zukomme und versichern, 
dass wir alle Mühen aufwenden 
werden, damit die zivile Bevölke¬ 
rung keinen Schaden treffe und 
wir sie in sichere Gebiete leiten 
können. 

Außerdem, grüßen wir die 
Demokratischen Kräfte Syriens 
in ihrer Unterstützung und 
Beteiligung an dieser Phase und 
danken der Internationalen Koa¬ 
lition für ihre Unterstützung aus 
der Luft und auf dem Boden. 
Die Moral unserer Kräfte ist hoch 
und sie sind bereit für den Sieg.“ 
(ANF, 9.9., ISKU) 


Meldungen: 

Weiteres 129b-Verfahren 
gegen kurdischen Aktivisten 

In Berlin begann der Prozess 
gegen den kurdischen Politiker 
Hidir Y. (48). Am 16. Februar 
2016 war Hidir Y. in seiner 
Wohnung in Frankfurt verhaf¬ 
tet und nach Berlin verbracht 
worden. Das Verfahren läuft im 
Rahmen des § 129 b (Mitglied¬ 
schaft in einer terroristischen 
Organisation im Ausland). Die 
Anklage wirft ihm vor, Verant¬ 
wortlicher der PKK im Gebiet 
Sachsen-Anhalt gewesen zu sein 
und Leitende Funktion im 
Gebiet Nord inne gehabt zu 
haben. Die Rechtsanwälte von 
Hidir Y. hatten bereits am 
ersten Tag eine Einschränkung 
des Rechts auf Verteidigung 
moniert. Während des Prozesses 
sind, wie seiner Zeit im umstrit¬ 
tenen Düsseldorfer Prozess, 
sowohl Hidir Y., als auch sein 
Dolmetscher durch eine Panzer- 

f laswand von dem Rest der im 
aal befindlichen Menschen 
getrennt. Diese Art des Saalauf- 
baus behindert ganz offensicht¬ 
lich die Verteidigung, da eine 
direkte Kommunikation zwi¬ 
schen Anwalt und Mandanten 
so natürlich nicht mehr mög¬ 
lich ist. 

Die kurdische Bevölkerung 
begreift die Prozesse als Aus¬ 
druck einer permanenten Kri¬ 
minalisierung. Sind sie schon 
im Heimatland der Verfolgung 
ausgesetzt - die Türkei unter 
Erdogan ganz offensichtlich zu 
einem diktatorischen Willkür- 
Regime mutiert —, sehen sie sich 
hier erneut verfolgt. Einer Ver¬ 
folgung, die auf Grundlage sehr 
zweifelhafter Einschätzungen 
beruht, sind doch erst kürzlich 
Aktivitäten des MIT und eine 
Infiltration bis in Polizeikreise 
hinein bekannt geworden. 
Doch man mache sich keine 
Illusionen, das ist erst die Spitze 
eines Eisbergs. In wie weit das 
auch politische Auswirkungen 
hat wird möglicher Weise nie 
geklärt werden, schon deshalb, 
weil wohl auch niemand, außer 
den Betroffenen, ein Interesse 
daran hat, dies aufzuklären. Bis¬ 
her hat zumindest niemand 
einen Untersuchungsausschuss 
gefordert, um die Rolle von 
diversen Strukturen im Hin¬ 
blick auf die Erteilung der Ver¬ 
folgungsermächtigung der PKK 
zu beleuchten. 

(ANF, 6.9., ISKU) 


Proteste gegen die Morde an 
Grenzhändlern halten an 

Die Proteste, die nach der 
Ermordung von zwei Grenz¬ 
händlern bzw. Trägern des 




Prozessbeginn in Hamburg gegen 
türkischen Agenten 


Am vergangen Donnerstag 
begann vor dem Oberlandesge¬ 
richt Hamburg der Prozess gegen 
Mehmet Fathi S. „Die Bundesan¬ 
waltschaft wirft dem Angeklagten 
vor, im Zeitraum von September 

2015 bis zum 15. Dezember 

2016 fiir den türkischen Nationa¬ 
len Nachrichtendienst (Milli 
Istihbarat Teskilati - MIT) eine 
geheimdienstliche Tätigkeit gegen 
die Bundesrepublik Deutschland 
ausgeübt zu haben.“ Er ist einer 
der Agenten Erdogans, die kurdi¬ 
sche Aktivistinnen ausspionie¬ 
ren. ln diesem Fall konkret Yüksel 
Koc, Kovorsitzender des Kongres¬ 
ses der kurdisch-demokratischen 
Gesellschaft in Europa (KCDK- 
E). Es besteht der berechtigte Ver¬ 
dacht, dass der Agent den Auftrag 
hatte, Herrn Koc zu töten. 

Dies aber ist nicht der Inhalt des 
Verfahrens, nur die „geheim¬ 
dienstliche Tätigkeit“ wird ver¬ 
handelt. So ist Herr Koc auch 
nicht als Nebenkläger zugelassen 
worden. Lediglich als Zeuge wird 
er morgen am 8. September vor 
Gericht erscheinen. 

Das dieser Prozess überhaupt ver¬ 
handelt wird ist nicht dem 
Ermittlungserfolg der deutschen 
Behörden zu verdanken, sondern 
allein der Aufmerksamkeit und 
Sensibilität der Kurd*innen 
selbst. 

„Der türkische Staat observiert 
kurdische Organisationen und 


Oppositionelle in diversen euro¬ 
päischen Staaten in einer ernst¬ 
zunehmenden, netzwerkartigen 
und gut organisierten Struktur, 
die gefährliche Dimensionen 
angenommen hat, wie die 
Ermordungen von drei kurdi¬ 
schen Frauen im Jahr 2013 in 
Paris als eines von vielen Beispie¬ 
len zeigt. Trotz solchen Auftrags¬ 
morden gehen die Geheim¬ 
dienstaktivitäten des AKP-Regi- 
mes weiter, obgleich den franzö¬ 
sischen, deutschen oder belgi¬ 
schen Zuständigen relevante 
Informationen vermittelt wur¬ 
den,“ heißt es in einer Presseer¬ 
klärung verschiedener Hambur¬ 
ger Organisationen vom 5. Sep¬ 
tember. 

Den Krieg des türkischen Staats 
gegen die kurdische Bevölkerung 
rührt er nicht allein mit brutal¬ 
ster Härte in der Türkei. Mit sei¬ 
nen Militär- und Geheimdienst¬ 
truppen steht er im 
Norairak/Südkurdistan, regel¬ 
mäßig fliegt die türkische Luft¬ 
waffe Angriffe gegen die kurdi¬ 
sche Zivilbevölkerung. Gerade 
erst hat die kurdische Freiheits¬ 
bewegung Agenten des türki¬ 
schen Regimes in Südkurdistan 
dingfest gemacht. Erdogans 
Kämpfer Besetzen Gebiete in 
Nordsyrien und sein Netz von 
Killern reicht weit bis Europa, 
wie die Hinrichtungen der drei 
kurdischen Revolutionärinnen 


Sakine Cansiz, Fidan Dogan und 
Leyla §aylemez in Paris 2013 
gezeigt haben. 

Die Bundesregierung unterstützt 
in hundertjähriger Tradition das 
diktatorische türkische Regime. 
Die wirtschaftlichen- und militä¬ 
rischen Beziehungen sind für sie 
gewichtiger als Akteur für Frieden 
und Demokratie zu werden. Sie 
könnte ein deutliches Zeichen 
gegen die Kriegspolitik Erdogans 
setzen, indem sie keine weiteren 
Waffen in die Krisenregion sen¬ 
den würde, sie könnte einen 
Schritt auf die Politik des Friedens 
der Kurd*innen zugehen, in dem 
sie hier das „PKK-Verbot“ aufhe- 
ben würde. Aber ... 

Schweigt nicht gegenüber der Kil¬ 
lerpolitik Erdogans, besucht den 
Prozess! 

Die Kooperation von Polizei, 
Militär und Geheimdiensten mit 
dem Erdogan-Regime muss 
unverzüglich Deendet werden! 

Das „PKK-Verbot“ muss aufge¬ 
hoben werden. 

Die nächsten Prozesstermine: 
Donnerstag, den 21. September 
2017 

Freitag, den 22. September 2017 
Donnerstag, den 28. September 
2017 

Freitag, den 29. September 2017 
Freitag, den 06. Oktober 2017 
Dienstag, den 10. Oktober 2017 
Freitag, den 13. Oktober 2017 
(ISKU, 7.9.) 


NAV-DEM: Presseerklärung zu den 
Bundestagswahlen in Deutschland 


In Deutschland hat die heiße 
Phase des Bundestagswahlkampfs 
begonnen. Nun plötzlich wird in 
den letzten Zügen auch der Ton 
gegenüber der Türkei schärfer, 
nachdem weitere deutsche Staats¬ 
bürgerinnen in der Türkei verhaf¬ 
tet wurden. Jedoch ist die Frage, 
wieviel davon wiedermal nur Lip¬ 
penbekenntnisse sind, um Wähfe- 
rlnnenstimmen nicht zu verlie¬ 
ren. 

Wir von NAV-DEM weisen seit 
Jahren auf die zahlreichen Men¬ 
schenrechtsverletzungen in der 
Türkei hin, bleiben jedoch meist 
ungehört und sehen uns immer 
weiteren Repressionen ausgesetzt. 
Im letzten Jahr wurde in der Tür¬ 
kei die komplette Opposition 
ausgeschaltet, tausende Politike¬ 
rinnen, Anwältlnnen, Menschen¬ 
rechtlerinnen und Journalistin¬ 
nen sitzen in Gefängnissen, ln 
den kurdischen Gebieten wurden 
ganze Städte dem Erdboden 

f leich gemacht, Menschen in 
lellern bei lebendigem Leibe ver¬ 
brannt und gezielte Jagt auf die 
Zivilbevölkerung gemacht. Ein 
Ergebnis dessen sind Millionen 
Binnenflüchtlinge in der Türkei. 
Die Verschärfung der politischen 


Situation ist schon seit langem 
sichtbar. Jedoch reichte die 
Bundesregierung weiterhin eine 
helfende Hand in Richtung der 
AKP Regierung, um den Flücht- 
lingsdeaL nicht zu gefährden und 
um wirtschaftliche Interessen 
nicht zu gefährden. 

Auch heute wird zwar das 
Vorgehen Erdogan gerügt und 
von Reisewarnungen gesprochen, 
jedoch werden weiterhin Zahlun¬ 
gen von der Europäischen Union 
und Deutschland getätigt. Die 
Türkei ist weiterhin NATO-Mit¬ 
glied. Ebenfalls geht das Waffen¬ 
geschäft in die Türkei ungehin¬ 
dert weiter. Vom Düsseldorfer 
Rüstungsunternehmen Rheinme¬ 
tall wird nun sogar der Bau einer 
Panzerfabrik in der Türkei geplant 
und durchgeführt. Die Bundesre¬ 
gierung äußert sich dazu wieder 
einmal nur ausweichend. 
Währenddessen werden in 
Deutschland weiterhin Kurdin¬ 
nen kriminalisiert. So wurde bei¬ 
spielsweise kurz vor dem kurdi¬ 
schen Neujahrsfest im März das 
Zeigen der Flaggen von fast allen 
kurdischen Organisationen und 
Vereinen verboten. Des Weiteren 
sind neun Kurden aufgrund des 


Vereinsverbots in deutschen 
Gefängnissen inhaftiert. Ihnen 
wird das Organisieren von 
Demonstrationen für Menschen¬ 
rechte und vorgeworfen. Das ist 
eine völlige Farce angesichts der 
Menschenrechtssituation in der 
Türkei und den Verstrickungen 
der türkischen Regierung mit 
dem IS. 

Es wird also immer wieder deut¬ 
lich, dass sich die Haltung gegen¬ 
über der Türkei kaum merklich 
ändert, egal wie weit Erdogan sich 
aus dem Fenster lehnt. Auch die 
deutsche Öffentlichkeit ist davon 
zunehmend beunruhigt. 

Deshalb fordern wir: 

Eine klare Änderung in der Tür¬ 
keipolitik. Handeln statt Verspre¬ 
chen! 

Einstellung der Zahlungen von 
EU-Geldern in die Türkei! 

Keine Zollunion mit der Türkei! 
Den Flüchtlingsdeal mit der Tür¬ 
kei stoppen! 

Exportstopp von Waffenlieferun¬ 
gen und Baustopp der Panzerfa¬ 
brik in der Türkei! 

Stopp der Kriminalisierung der 
Kurdinnen in der BRD! 

Düsseldorf, 5. September 2017 


Grenzhandels im Grenzgebiet 
Iran/Türkei bei Bane ausbra¬ 
chen, dauern weiter an. NGOs 
von Mahabad haben jetzt in 
einer schriftlichen Erklärung für 
Mittwoch den 13.09.2017 zum 
Generalstreik aufgerufen. Mor¬ 
gen um 11.00 Uhr sollen die 
Läden geschlossen bleiben und 
niemand zur Arbeit gehen. Die 
Forderungen der NGOs, die sich 
als Volksinitiative von Rojhi- 
lat/Ostkurdistan zusammenge¬ 
tan haben, sind: 

• Ein Ende der Ermordung von 
Grenzhändlern und deren Helfer 

• Verurteilung der Lokalverwal¬ 
tungen und Präsident Rohani 
wegen der Ermordungen 

• Eine Entschuldigung beim 
Volk von Rojhilat (Ostkurdistan) 

• Eine sofortige und bedingungs¬ 
lose Freilassung der Verhafteten 

• Aufhebung des in den kurdi¬ 
schen Gebieten de facto existie¬ 
renden Ausnahmezustands 

• Rückerstattung einer Art 
Arbeitserlaubnis für Grenzhänd¬ 
ler, die diesen zuvor entzogen 
wurden. Einhaltung der Wahl¬ 
versprechen, die Rohani bei den 
Wahlen zum Staatspräsidenten 
gegeben hatte. 

• Garantie der Sicherheit für 
Grenzhändler 

(ANF, 12.9., ISKU) 

Razzia bei Anwälten in Türkei 

Bei Razzien in Privatwohnungen 
und Anwaltskanzleien in Ankara 
und Istanbul wurden in der 
Nacht zum Dienstag zehn 
Anwälte der »Rechtskanzlei des 
Volkes« festgenommen. Die 
Kanzlei vertritt die Hochschul¬ 
dozentin Nuriye Gülmen und 
den Grundschullehrer Semih 
Özakca, die sich seit 188 Tagen 
im Hungerstreik befinden, um 
ihre im Zuge von »Säuberungen« 
des Staatsapparates gekündigten 
Stellen zurückzuerhalten. Am 
14. September beginnt in Anka¬ 
ra der Prozess gegen die seit Mai 
wegen vermeintlicher Mitglied¬ 
schaft in einer illegalen linksradi¬ 
kalen Vereinigung inhaftierten 
Dozenten, deren Gesundheitszu¬ 
stand sich lebensbedrohlich ver¬ 
schlechtert hatfjW, 13.9., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 

jW junge Welt 
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Deeskalation und Dialog statt 
Eskalation und Verbot 


Nach dem von uns am vergange¬ 
nen Samstag in Köln organisier¬ 
ten 25. Internationalen Kurdi¬ 
schen Kulturfestival, das mit teils 
abstrusen Auflagen belegt war, 
prüft das Innenministerium eine 
Konkretisierung des PKK-Ver- 
bots. Hintergrund dessen ist die 
Empörung der türkischen Regie¬ 
rung, die u.a. in dem Einbesteflen 
des deutschen Botschafters - 
übrigens zum 16. Mal in seiner 
zweijährigen Amtszeit — zum Aus¬ 
druck kam. Auf dem Festival 
waren hunderte Bilder des inhaf¬ 
tierten PKK-Vorsitzenden Abdul¬ 
lah Öcalan, den 2015 im Rah¬ 
men einer Unterschriftenkam¬ 
pagne über 10 Millionen Men¬ 
schen weltweit zu ihrem politi¬ 
schen Repräsentanten erklärt hat¬ 
ten, gezeigt worden. 

So wie das Innenministerium 
möchten auch wir die Thematik 
des PKK-Verbots konkretisieren. 
Konkretisieren steht jedoch für 
uns ganz im Zeichen von Deeska¬ 
lation und Dialog. 

Denn die Aufhebung des PKK- 
Verbots, das 1993 vom damali¬ 
gem Innenminister verfügt und 
von uns im Hinblick auf eine 
friedliche und politische Lösung 
der kurdischen Trage stets als fal¬ 
scher Weg angeprangert wurde, 
ist längst hinfällig. 

Warum? 

Mit dem PKK-Verbot begann 
eine Welle der Kriminalisierung 
gegen einen nicht unerheblichen 


Teil der kurdischen Community 
in Deutschland. Die Einschrän¬ 
kung des Versammlungsrechtes, 
die Verweigerung der Einbürge¬ 
rung sowie tausende Ordnungs¬ 
und Strafverfahren sind nur eini- 

f e Beispiele hierfür. So stellt das 
ferbot auch ein erhebliches Inte¬ 
grationshindernis für die Kurdin¬ 
nen und Kurden in Deutschland 
dar. 

Die PKK genießt in weiten Teilen 
der kurdischen Gesellschaft, so 
auch in Deutschland, hohes 
Ansehen, denn sie ist der Aus¬ 
druck ihres Freiheits- und Frie¬ 
denswillens. 

In den vergangenen Jahrzehnten, 
insbesondere aber im Hinblick 
auf den Kampf gegen den IS, ist 
die PKK zu einem zentralen Fak¬ 
tor und vor allem Akteur nicht 
nur im Mittleren Osten, sondern 
auch auf der internationalen poli¬ 
tischen Ebene geworden. Es geht 
ihr dabei nicht allein um die 
Rechte des kurdischen Volkes, 
sondern auch und vor allem um 
eine demokratische Gestaltung 
des Mittleren Ostens, frei von 
ethnisch und konfessionell kon- 
notierten Konflikten. 

Im Hinblick auf einen demokra¬ 
tischen Mittleren Osten — eine 
olitische Lösung der kurdischen 
rage ist hierfür unerlässlich - hat 
Herr Abdullah Öcalan eine 
Schlüsselposition inne. Für die 
kurdische Bewegung ist sein Kon¬ 
zept eines konföderal strukturier¬ 


ten, freiheitlich, demokratisch, 
ökologisch und gendergerecht 
organisierten Mitueren Ostens 
prägend. 

Ein weiteres wichtiges Signal, 
warum dieses Verbotlängst nin- 
fällig ist, kommt aus der Justiz. 
Im benachbarten Belgien urteilte 
das oberste Berufungsgericht, dass 
die PKK keine Terrororganisation 
sei. 

Doch welche Haltung hat die 
Bundesregierung? 

Zunächst einmal ist die Kritik an 
der türkischen Regierung und 
ihrer untragbaren Vorgehensweise 
egen alle Andersdenkenden zu 
egrüßen. Allerdings müssen die¬ 
ser Kritik des Nachdrucks wegen 
Taten folgen. 

Eine Konkretisierung des PKK- 
Verbots, dem Verständnis des 
Innenministeriums nach also eine 
Vertiefung des Verbots, ist das fal¬ 
sche Signal. Die im März dieses 
Jahres erfolgte erste sog. Konkreti¬ 
sierung beinhaltete nicht nur das 
Verbot einer gelben Flagge mit 
dem Aufdruck von Abdullah 
Öcalan, sondern, um das bizarrste 
Beispiel vorweg zu nehmen, auch 
ein Verbot derTahne des Verban¬ 
des der Studierenden aus Kurdi¬ 
stan - eine Organisation mit hun¬ 
derten Mitgliedern, die mehrheit¬ 
lich hier geboren und aufgewach¬ 
sen sind und an deutschen Uni¬ 
versitäten studieren. Auch die 
Fahnen der PYD, im Hinblick 
auf eine Lösung in Syrien auf 


Initiativ werden — Freiheit für Öcalan 


Während des diesjährigen kurdi¬ 
schen Festivals unter dem Motto 
FREIHEIT FÜR ÖCALAN - 
STATUS FÜR KURDISTAN - 
DEMOKRATIE FÜR DEN 
MITTLEREN OSTEN, an dem 
Tausende Menschen in einem 
Meer von Fahnen mit dem Bild 
von Abdullah Öcalan teilnah- 
men, kreiste am 16. September 
über Stunden ein kleines Flug¬ 
zeug mit der Forderung FRItE 
ÖCALAN über der Kölner 
Innenstadt. 

Am 1. September zog in den 
niederländischen Städten Den 
Haag, Rotterdam und Arnheim 
ein Heiner Flieger die Forderung 
FREEDOM FOR ÖCALAN? 
durch die Lüfte. Ebenfalls am 1. 
September, dem Internationalen 
Antikriegstag, konnten viele 
Menschen in Stuttgart über 
Stunden den lächelnden Frie¬ 


denskämpfer auf einer Werbetafel 
an einer stark befahrenen Kreu¬ 
zung sowie die Forderung Frei¬ 
heit für Öcalan sehen. Für zwei 
Tage strahlte eine Werbetafel im 
Hauptbahnhof von Luzern in der 
Schweiz ein Bild von Abdullah 
Öcalan mit der Forderung nach 
seiner Freiheit aus. 

Die Internationale Initiative 
»Freiheit für Öcalan — Frieden in 
Kurdistan« erklärt in einem 
Flugblatt, das die Zeit reif ist: 
„Öcalans Stimme für Frieden 
und Demokratie ist angesichts 
der tiefen Krise im Mittleren 
Osten und der Diktatur in der 
Türkei nötiger denn je. Er ist der 
Architekt hinter der Idee einer 
gleichberechtigten Koexistenz 
aller Menschen in der Region. 
Nur mit seiner Freiheit kann 
eine wirkliche Versöhnung 
erreicht werden. Die Möglich¬ 


keit ist da, die Bedingungen sind 
reif!“ 

Öcalan ist mit dem Abbruch der 
Verhandlungen zwischen der 
Arbeiterpartei Kurdistan PKK 
und türkischem Staat ohne jeg¬ 
lichen Kontakt zur Außenwelt. 
Auf der Gefängnisinsel Imrali im 
Marmarameer ist er in absoluter 
Isolation. Seit 2015 konnte er 
nur ein einziges Mal Besuch von 
seinem Bruder empfangen. 
Besuchsanträge der Rechtsanwäl¬ 
te Öcalans werden seit 2011 
negativ entschieden, Anwaltsge¬ 
spräche konnten seitdem nicht 
geführt werden. 

Isolation ist schwerste Folter, Iso¬ 
lation ist Mord auf lange Dauer. 
Die Isolation gegen Abdullah 
Öcalan muss beendet, seine Frei¬ 
lassung durchgesetzt werden. 
Aktiv werden - überall - auch 
hier. ISKU, 17. September 2017 


Meldungen: 

Wahlen in Nordsyrien 
haben begonnen 

Bereits Tausende sind heute 
Morgen in die Wahllokale 
gekommen. Zur Wahl stehen 
in drei Kantonen Nordsyriens 
— Cizire, Firat und Afrin —die 
Co-Vorsitzenden der Kommu¬ 
nen. Die Wahl gilt als Auftakt 
zur turnusmäßigen Neube¬ 
stimmung der demokratischen 
Teilnahme in Nordsyrien. Die 
Kantone Nordsyriens sind 
Basisorganisiert in Kommu¬ 
nen. Mittels der heute abgehal¬ 
tenen Wahlen werden die Co- 
Vorsitzenden von 3.732 Kom¬ 
munen bestimmt. 12.421 Kan¬ 
didaten stellen sich insgesamt 
zur Wahl. Nach dem Wahlgang 
für die Kommunen findet am 
3. Oktober die Lokalwahl zu 
der Räten in Dörfern, Bezir¬ 
ken, Landkreisen und Kanto¬ 
nen statt. Die Wahl des Kon¬ 
gresses, des höchsten Organs, 
findet am 19. Januar 2018 
statt. (ANF, 22.9., ISKU) 

Ausgangssperren über 
46 Ortschaften verhängt 

Die türHsche Regierung weitet 
ihren Krieg gegen die kurdi¬ 
sche Bevölkerung weiter aus. 
Im Rahmen von Militäropera¬ 
tionen der türHschen Armee 
wurden über 46 Ortschaften in 
der Provinz Amed (Diyarbakir) 
Ausgangssperren verhängt. 
Betroffen sind Ortschaften in 
den Landkreisen Lice, Hezro 
und Pasür. (ANF, 21.9., ISKU) 


Türkische Armee bombar¬ 
diert in Südkurdistan: 

10 Zivilisten getötet 

Am Dienstag Abend um 21:00 
Uhr flog die türHschen Luft¬ 
waffe ihre erste Angriffswelle 
auf eine Heine Gruppe Landar¬ 
beiter, die auf ihrem Heimweg 
aus den Weinbergen im sü<f- 
kurdischen Bezirk Amadi 
waren. Von der siebenköpfigen 
Gruppe verloren bei dem 
Angriff vier Zivilisten ihr 
Leben. Die durch den Angriff 
verbrannten Leichname der 
Getöteten wurden von Bewoh¬ 
nern der naheliegenden Ort¬ 
schaften in die Stadt §eladize 
gebracht. 

Ein weiterer Angriff der türki¬ 
schen Luftwaffe galt der 
Region (J em 9° i n den Medya 
Verteidigungsgebieten. Bei die¬ 
sem Angriff wurden drei Perso¬ 
nen getötet. Angehörige hatten 
sich am frühen Morgen auf die 
Suche nach ihnen gemacht und 
sie in der Nähe ihrer Gärten 
gefunden. 

Am Mittwoch wurde bekannt, 
dass die Zahl der Todesopfer 





Irak: Referendum abgelehnt 


Am 12. September hat das iraki¬ 
sche Parlament das von der 
Demokratischen Partei Kurdi¬ 
stans PDK geplante Referendum 
über die Unabhängigkeit Süd¬ 
kurdistans mehrheitlich abge¬ 
lehnt und Ministerpräsident 
Ebadi bevollmächtigt, das Refe¬ 
rendum zu verhindern. Als Reak¬ 
tion darauf verließen die kurdi¬ 
schen Abgeordneten das irakische 
Parlament. 

Tags darauf hat Ebadi die Amts¬ 
enthebung von Necmedin 
Kerim, Gouverneur von Kirkuk, 
beschlossen. Das irakische Parla¬ 
ment hat dem zugestimmt. Eini- 

f e Abgeordneten des irakischen 
ärlaments streben darüber hin¬ 
aus auch die Rückkehr von iraki¬ 
scher Polizei und Militär sowie 
die Enthebung des Bezirksparla¬ 
ments von Kirkuk an. 

Der Sprecher der Patriotischen 
Union Kurdistans YNK Sadi 
Ehmed Pire erklärte den 
Beschluss der Amtsenthebung 
des Gouverneurs von Kirkuk für 
illegitim und sie den Beschuss 
nicht anerkennen werden. Die 
Bezirksverwaltung von Kirkuk 
unterstützte dies und erklärte, es 
wäre einzig die Entscheidung des 


Bezirks, den Gouverneur zu wäh¬ 
len bzw. abzusetzen. Der Gouver¬ 
neur von Kirkuk war in Bagdad 
in Ungnade gefallen, nachdem 
neben der irakischen Staatsfahne 
auch die Fahne der Autonomen 
Region Kurdistan gehisst worden 
war und Kirkuk nun auch am 
Referendum über die Unabhän¬ 
gigkeit teilnimmt. 

Am 15. September trat das Parla¬ 
ment der Autonomen Region 
Kurdistan, nach knapp zwei Jah¬ 
ren das erste Mal wieder zusam¬ 
men. Es handelte sich um eine 
Sondersitzung, beschossen wurde 
die Durchführung des Kirkuk 
über die Unabhängigkeit von 
Bagdad. Das Parlament der 
Autonomen Region Kurdistan, 
das über 111 Sitze verfügt, trat 
mit 68 Abgeordneten zusammen 
von denen 65 für die Durchfüh¬ 
rung votierten. Die Parlaments¬ 
sitzung leitete Cafer Heminki, 
Vizechef der PDK. Die Gorran 
Bewegung und Komela Island 
sowie sechs Abgeordnete der 
YNK, darunter auch der Parla¬ 
mentspräsident, blieben der Sit¬ 
zung fern. 

Das Referendum ist für den 25. 
September angesetzt. Barzani, 


Vorsitzender der PDK, hatte 
nach Treffen mit einigen politi¬ 
schen Parteien am 7. Juli dieses 
Jahres erklärt, dass am 25. Sep¬ 
tember die Volksabstimmung 
über eine Unabhängigkeit von 
Bagdad angesetzt werde und das 
diese auch in den umstrittenen 
Regionen wie z.B. Kirkuk durch- 
gefuhrt werde. 

Der irakische Ministerpräsident 
Haydar El Ebadi erklärte dazu, 
dass das Referendum gegen die 
Verfassung des Irak verstoße und 
nicht anerkannte werde. Die Tür¬ 
kei und der Iran sind ebenfalls 
egen die Abstimmung, die USA 
emüht sich aktuell um eine Auf¬ 
schiebung des Referendums. Die 
Krise verschärft sich zusehends. 
Haydar El Ebadi erklärte gegenü¬ 
ber Associated Press, dass die 
Kurden mit dem Feuer spielen 
würden und fügte hinzu: „Wer 
gegen die Verfassung verstößt, 
wer die Grenzen des Irak und der 
Region in Frage stellt, stellt den 
Nachbarländern einen Blanco 
Scheck aus die Souveränität des 
Irak in Frage zu stellen, das ver¬ 
schärft die Spannungen in sehr 
gefährlichem Ausmaß.“ 

(ANF, 16.9., ISKU) 


Russisch-Syrischer Angriff auf QSD 


Am Morgen des 16. Septembers 
gegen 3.30 Uhr haben syrische 
und russische Kampfflugzeuge 
Stellungen der Demokratischen 
Kräfte Syriens QSD angegriffen. 
Die QSD ist Teil des Militärrates 
von Dera Zor. Dieser hat erst vor 
einigen Tagen mit der Operation 
um die Befreiung von E)era Zor 
vom IS begonnen. Syrische und 
russische Kampfflugzeuge griffen 
Stellungen der QSD östlich des 
Euphrat, in deren Nähe sich wirt¬ 
schaftliche Anlagen befinden, an. 
Die QSD sprachen in einer ersten 
Erklärung von sechs verletzten 


Kämpfern. Das Gebiet, in dem es 
zu dem Angriff gekommen war, 
war der Erklärung zu Folge, zuvor 
von den Demokratischen Kräften 
vom IS befreit worden. 

Die QSD verurteilten den Angriff 
scharf und forderten die betref¬ 
fenden auf, ihre Angriffe einzu¬ 
stellen. Auch der Kommandant 
der Volksverteidigungseinheiten 
YPG, Sipan Hemo, verurteilte 
den Angriff mit scharfen Worten. 
Er sieht in dem Angriff „den Ver¬ 
such, dem in Bedrängnis gerate¬ 
nen IS Luft verschaffen zu wol¬ 
len“. Sipan Hemo betonte, dass 


Osten des Euphrat und die Dör¬ 
fer von Dera Zor vom IS befreit 
werden. „Wir haben alle interna¬ 
tionalen Kräfte, die Internationa¬ 
le Allianz sowie die russische 
Regierung zuvor darüber infor¬ 
miert, dass wir diese Gebiete 
befreien werden“, erklärte Sipan 
Hemo, „Wir werden allen, die 
unsere Kräfte angreifen und sich 
uns in den Weg stellen, Paroli bie¬ 
ten. Der Angriff auf unsere Kräfte 
stellt eine Unterstützung für den 
IS dar und kann nur das Ziel ver¬ 
folgen, das Leben des IS zu ver¬ 
längern“. (ANF, 16.9., ISKU) 


-^Deeskalation und Dialog... 


internationalem politischem Par¬ 
kett ein unerlässlicher Partner, 
und der Volksverteidigungsein¬ 
heiten YPG und YPJ, ehe in 
Syrien in den Reihen der demo¬ 
kratischen Kräfte Syriens einen 
heldenhaften Widerstand gegen 
den IS, aktuell u.a. in Rakka, lei¬ 
sten, sind von dieser Konkretisie¬ 
rung betroffen. 

Das Verbot von Öcalans Bildern 
efährdet nicht nur die Bestre- 
ungen der kurdischen Seite für 
eine politische Lösung der kurdi¬ 
schen Frage, sondern auch eine 
Demokratisierung der gesamten 
Region. Zudem untergrabt es den 
politischen Willen von Millionen 
Menschen weltweit. Zumal Herr 
Öcalan seit zwei Jahren, also seit¬ 
dem die türkische Regierung 
unter Erdogans AKP den Dialog 
mit der kurdischen Seite ad acta 
gelegt hat, auf der Gefängnisinsel 
Imrali einer Totalisolation ausge¬ 


setzt ist. Mit Aufkündigung der 
Friedensbestrebungen eskalierte 
der Krieg gegen die kurdische 
Bevölkerung. Amnesty interna¬ 
tional spricht von 750.000 
Binnenflüchtlingen allein von 
Ende 2015 bis Mitte 2016. 
Ganze Stadtteile in Kurdistan 
wurden durch die türkische 
Armee dem Erdboden gleich 
gemacht, dutzende Menschen bei 
lebendigem Leibe verbrannt. 
Nicht zu vergessen sind die politi¬ 
schen Repressionen: 12 Abgeord¬ 
nete der progressiven HDP ein¬ 
schließlich ihrer beiden Co-Vor¬ 
sitzenden — übrigens einzige Par¬ 
tei im türkischen Parlament mit 
einer paritätischen Besetzung -, 
84 gewählte Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister sowie hunder¬ 
te Funktionäre sind in Haft, 
nahezu alle gewählten Bürgermei¬ 
ster ihres Amtes enthoben und 
durch Zwangsverwalter ersetzt. 


Und um nun den Bogen wieder 
zum Innenministerium zu span¬ 
nen, darf auch nicht außer Acht 
gelassen werden, dass das Innen¬ 
ministerium selbst die Türkei als 
Aktionsplattform für islamisti- 
schen Terror bezeichnet hat — eine 
wichtige und zentrale Feststellung 
im Hinblick auf die Haltung der 
türkischen Regierung gegenüber 
dem IS. 

Anstelle einer Konkretisierung 
und damit Vertiefung des Verbots 
ist zwingend ein Ümdenken in 
der Kurdenpolitik, aber auch eine 
Neubewertung der PKK notwen¬ 
dig. Einzig richtige Konsequenz 
dessen ist die Aufhebung des 
inakzeptablen und längst hinfälli¬ 
gen PKK-Verbots. 

In diesem Sinne fordern wir Dee¬ 
skalation und Dialog statt Eskala¬ 
tion und Verbot. 

Nav-Dem e. V. 
21. September 2017 


der vorangegangenen Angriffe 
auf die Gebiete Ava§in und 
Seladize nach örtlichen Anga¬ 
ben auf 10 Personen gestiegen 
ist. 

Von Seiten der Zentralregie¬ 
rung herrscht weiter Schwei¬ 
gen gegenüber den durch die 
türkische Armee durchgeführ¬ 
ten Angriffen gegen die Zivil¬ 
bevölkerung. 

(ANF, 20.9., ISKU) 

IS-Hauptstadt Rakka zu 80 
Prozent befreit 

Die Demokratischen Kräfte 
Syriens (SDF) haben nach 
eigenen Angaben die Stadt 
Rakka zu 80 Prozent vom 
„Islamischen Staat” (IS) 
befreit. Die Stadtteile Ti§rin, 
Rimela und Rewda im Norden 
von Rakka seien nach fünftäti¬ 
gen Kämpfen befreit worden, 
teilte die Generalkomman¬ 
dantur des Militärbündnisses 
in einer heute veröffentlichten 
Erklärung mit. Dutzende Mit- 

t lieder des IS seien getötet und 
underte Zivilisten aus der 
Stadt evakuiert worden. 

Die SDF erklärte, dass zum 
ersten Mal seit Beginn der 
Rakka-Operation eine Offensi¬ 
ve an der Nordfront gestartet 
worden sei. Nach fünftätigen 
Kämpfen gebe es an diesem 
Frontabschnitt nun Minensäu¬ 
berung von Seiten der SDF- 
Kämprerinnen und Kämpfer. 
“Wir erleben die letzte Etappe 
der Operation „Zorn des 
Euphrat ‘ zur Befreiung Rak- 
kas. Mit dieser Offensive wird 
die größte Terrororganisation 
in Syrien besiegt werden.“, 
heißt es in der Erklärung der 
SDF. 

Die Operation „Zorn des 
Euphrat“ wurde am 10. 
Dezember 2016 begonnen und 
hat zum Ziel, die syrische Stadt 
Rakka, die seit drei Jahren 
unter Kontrolle des IS ist und 
zur Hauptstadt ihres „Kalifats“ 
erklärt wurde, zu befreien. 

(CA, 20.9.) 
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Salih Muslim: Den Kurden geht 
es nicht bloß um Autonomie 


Gamze Katar im Interview mit 
Salih Müslüm, dem ehemaligen 
Co-Vorsitzenden der PYD, über 
das Referendum im kurdischen 
Autonomiegebiet im Irak, über 
die Offensive auf Deir ez-Zor und 
die Erklärung aus Damaskus zu 
einer möglichen Autonomie in 
Nordsyrien. 

Viele Länder kommentierten das 
Unabhängigkeitsreferendum im 
irakischen Kurdistan. Die Türkei 
hat bekanntgegeben, dass sie das 
Referendum nicht akzeptiert. Was 
denken Sie über das Referendum? 
Von Anfang an haben wir dazu 
eine klare Position eingenommen. 
Das Referendum ist ein demokra¬ 
tisches Grundrecht und durch die 
Meinungsfreiheit gedeckt. Das 
Ganze hätte deshalb eigentlich 
nicht fiir so viel Aufruhr sorgen 
dürfen. Jeder Ort, jede Stadt und 
jedes Dorf kann ein Referendum 
abhalten. Wichtig ist, welche 
Pläne sich hinter diesem Referen¬ 
dum verbergen und was nach die¬ 
sem Referendum passiert. Das 
Abhalten eines Referendums ist 
aber ein Grundrecht und nie¬ 
mand sollte das Recht haben, sich 
da einzumischen. (...) 


Auf der einen Seite vom Euphrat 
steht nun die von der USA unter¬ 
stützten Kräfte der SDF. Auf der 
gegenüberliegenden Seite steht Russ¬ 
land mit aem Baath-Regime, die 
Hisbollah und der Iran. Könnte es 
in Zukunft eine Konfrontation 

f eben? 

's gibt dazu eine Erklärung der 
Demokratischen Kräfte Syriens. 
Darin erklären sie, dass sie gegen 
keine anderen Kräfte außer dem 
IS kämpfen möchte, aber sich bei 
einem Angriff verteidigen werde. 
Es ist unberechtigt und unnötig, 
dass man sich trotzdem die 
Demokratischen Kräfte Syriens 
zum Ziel setzt. Denn es gibt 
egenwärtig noch immer das Pro- 
lem mit dem IS. 

Nördlich vom Euphrat sind es 
lediglich die SDF und die Lokal¬ 
bevölkerung, die gegen den IS in 
Deir ez-Zor kämpfen. Die USA 
leistet bei der Offensive nur Luft¬ 
unterstützung. Und das Abkom¬ 
men ist nur darauf beschränkt, 
den IS zu vernichten. Russland 
verfolgt jedoch andere Ziele als 
nur den IS zu vernichten. Südlich 
des Euphrat scheint es so, als gäbe 
es kein Baath-Regime mehr in 
Deir ez-Zor. Die dortigen Land¬ 


streitkräfte sind nur der Iran und 
die Hisbollah. Auch es ist quasi 
unmöglich, von lokalen Kräften 
in ihren Reihen zu sprechen. Das 
letzte Wort haben die Einheimi¬ 
schen. Entscheidend ist, was der 
Militärrat und der Zivilrat von 
Deir ez-Zor bestimmen. 

Aus Damaskus kam die Erklärung, 
sie könnten den Kurden eine Auto¬ 
nomie gewähren. Was bedeutet das 
für Sie? 

So eine Aussage kommt zum 
ersten Mal. Sie sprechen von 
Autonomie. Ich befürchte, sie 
wollen damit für Verwirrung sor¬ 
gen. Denn die Kurden wollen 
keine Autonomie mehr. Sie sind 
ein Teil eines demokratischen 
Syriens. Es ist unmöglich, von 
einem föderalen Syrien abzuse¬ 
hen. Ich denke, sie spielen mit 
dem Wort Autonomie und wol¬ 
len uns damit nur hinhalten. Dies 
sind Manöver mit denen sie die 
kämpfenden Kräfte und die ara¬ 
bischen Einheiten zu spalten ver¬ 
suchen. 

Ist das also ein Argument, welches 
entwickelt wurde, um gegen das 
Föderalsystem zu vorzugmen? 

Das ist eine Aussage, die allein zur 
Provokation dient. Auch andere 


HPG-Mitglied nach Gefangennahme 
von türkischer Armee ermordet 


Am 23. Juli gegen 17.30 Uhr 
beginnt nahe der Hochebene von 
Fara$in bei Elke (Beytü^ebap) 
eine Operation des türkischen 
Militärs. Bei der Operation setzen 
die türkischen Streitkräfte auch 
Hubschrauber und Drohnen ein. 
Am nächsten Morgen kommt es 
dann im Gebiet Melixa bei 
Farasin zum Gefecht zwischen 
kurdischer Guerilla und türki¬ 
schem Militär. Um nicht in die 
Hände des türkischen Militärs zu 
fallen, kämpfen der Komman¬ 
dant der Guerillaguppe Tavge 
und ein weiterer Kämpfer 
Namens Asmin bis ihnen die 
Munition ausgeht und richten 
sich mit den letzten Handgrana¬ 
ten, die ihnen verblieben sind, 
selbst. Drei andere Kämpfer Egid, 
Kemal und Rojhat verlieren nach 
langem Gefecht mit der türki¬ 
schen Armee bei den heftigen 
Luftangriffen ihr Leben. Ko^er 
Devrim (Cuma Imen), ein weite¬ 
rer Kämpfer der Gruppe, fällt bei 
dem Gefecht lebend in die Hände 
der türkischen Armee. Er über¬ 


lebt den Tag nicht und wird noch 
am gleichen Tag, an dem er von 
der türkischen Armee Gefangen 

g enommen wurde, durch dieses 
quidiert. 

Eine entsprechende Erklärung 
gibt die HPG am 25. Juli ab. Der 
Nachrichtenagentur ANF sind 
jetzt Filmaufnahmen zugespielt 
worden, die die Darstellung der 
HPG bestätigen. Die Filmauf¬ 
nahmen dauern 33 Sekunden. Sie 
zeigen Kofer Devrim, der in 
Gel angenschaft geratenen ist, 
lebendin den Händen des türki¬ 
schen Militärs. Ein mit dem Rük- 
ken der Kamera zugewandter Sol¬ 
dat, der ein Funkgerät in Händen 
hält, fordert von dem Gefange¬ 
nen, dass er erkläre, dass man ihn 
gut behandele. Die Aufnahme 
wurde gemacht bei Dunkelheit. 
Es muss Nacht sein. Sie zeigt 
Ko^er Devrim, wie er mit nak- 
ktem Oberkörper zwischen zwei 
Soldaten steht die ihn an den 
Oberarmen halten. Jener, der die 
Aufnahmen macht, ist Mitglied 
des türkischen Militärs. Im Video 


ist der Dialog zwischen dem 
Gefangenen und dem verant¬ 
wortlichen Soldaten, der seinen 
Rücken der Kamera zugewandt 
hat, zu vernehmen. 

— Der verantwortliche türkische 
Soldat: „Du hast dich ergeben. 
Sieh nur, der Staat, die Soldaten 
des Staates, sieh, obwohl du dich 
ergeben hast, haben sie dir etwa 
ein Haar gekrümmt? 

— Der in Gefangenschaft geratene 
Kocer: „ Sie schlagen mich 

— Der Verantwortliche türkische 
Soldat: „Schweig Verfluchter!“ 

— Der in Gefangenschaft geratene 
Kocer: „Sie schlagen mich. Sie 
schlagen mich seit dem Morgen.“ 
Als er das sagt, schlägt der Soldat, 
der ihn am rechten Arm hält, auf 
den Kopf des Gefangenen. 

Der Verantwortliche türkische 
Soldat „ Schaltet das aus, macht es 
aus...“ 

Kocer Devrim überlebt den Tag 
nicht. Die Videoaufnahmen bele- 

f en ein Kriegsverbrechen der tür- 
ischen Armee. 

(ANF, 30.9., ISKU) 


Meldungen: 

Salioz Hesen und Ayje Hiso 
als neue Vorsitzende der PYD 
gewählt 

Beim 7. Parteikongress der PYD 
(Partei der Demokratischen Ein¬ 
heit) in Rimelan wurden neue 
Co-Vorsitzende gewählt. Auch 
wenn der Parteikongress noch 
weiter anhält, wurden die Sitze 
der bisherigen Co-Vorsitzende 
Asya Abdullah und Salih 
Müslim, an §ahoz Hesen und 
Ay$e Hiso vergeben. 

Für die neue Legislaturperiode 
werden die Beiden ihre Arbeit als 
Co-Vorsitzende aufnehmen. 

(ANF, 28.9., ISKU) 


PDK verhindert PYD-Dele- 

S 'erten Einreise nach Rojava 

er 7. Kongress der Partei der 
Demokratischen Einheit (PYD) 
wurde im Aram Tigran Kultur- 
und Kunstzentrum in Rimelan 
gestartet. 

Jedoch können südkurdische 
Delegierte der PYD wie auch 
Gäste aus Europa, Russland und 
anderen Teilen Kurdistans ihrer 
Einladung nicht Folge leisten. An 
dem von der PDK (Demokrati¬ 
sche Partei Kurdistan) kontrol¬ 
lierten Grenzübergang Semalka 
in Südkurdistan werden sie von 
den Grenzbeamten gehindert, 
die Grenze zu Rojava zu übertre¬ 
ten. 

Als aber die Türkei und der Iran 
aufgrund des Unabhängigkeitsre¬ 
ferendums vom 25. September 
drohten, ihre Grenzen nach Süd¬ 
kurdistan zu schließen, gab die 
Vertretung von Rojava bekannt, 
dass ihre Türen für Südkurdistan 
immer offen sein werden. Der 
Co-Vorsitzende der PYD Salih 
Muslim erklärte auf Drohungen 
der Türkei Richtung Südkurdi¬ 
stan, dass sie die Bevölkerung 
von Südkurdistan im Falle eines 
Angriffs verteidigen würden. 

(ANF, 27.9., ISKU) 


Reaktionen auf Referendum in 
Südkurdurdistan 

Die Regierung in Bagdad hat als 
Reaktion auf das Referendum 
über die Unabhängigkeit der 
Kurden der Autonomen Region 
Kurdistan im Nordirak ein drei¬ 
tägiges Ultimatum gestellt. Bag¬ 
dad fordert die Überantwortung 
der Hoheit über die Flughäfen 
und Grenzübergänge in Nord¬ 
irak. Hewler wies diese Forde¬ 
rung zurück, woraufhin Bagdad 
ankündigte alle internationalen 
Flüge nach Hewler und Süleym- 
aniye ab Freitag aussetzen zu wol¬ 
len. Erlaubt sollen dann nur 
noch Inlandsflüge sein. Die Flug- 

f esellschaften Ortadogu 

lavayollari (MEA) und Pegasus 
Hava Yollan gaben bereits Erklä- 





Ein Leben 

Celal Talabani, Generalsekretär 
der Patriotischen Union Kurdi¬ 
stan YNK, ehemaliger Staatspräsi¬ 
dent des Irak und einer der wich¬ 
tigsten politischen Akteure der 
Kurden der Neuzeit ist am 3. 
Oktober im Alter von 84 Jahren 
in einer Berliner Klinik verstor¬ 
ben. Celal Talabani, der von den 
Kurden nur Mam Celal (Onkel 
Celal) genannt wurde, war von 
frühester Jugend an in den vor¬ 
dersten Reihen der kurdischen 
Politik aktiv. 

1933 wurde er in Koye geboren. 
In den 1950ern wurde er Grün¬ 
der der Studentenvereinigung 
Kurdistans und dessen führende 
Persönlichkeit. Talabani machte 
sich schnell einen Namen in der 
Jugendorganisation, die als der 
Demokratischen Partei Kurdi¬ 
stans PDK nahestehend galt, und 
war schon kurz darauf in der Füh¬ 
rungsriege der PDK zu finden. 
Celal Talabani, der viele Jahre der 
Vertreter der PDK in Syrien war, 
schloss sich dem Volksaufstand 
egen Ebdulkerin Kasim im Jahre 
961 an. Später leitete er die kur¬ 
dische Verhandlungsdelegation 
mit der 1963 an die Macht 

f ekommenen Regierung von 
bdulselam Arif. 1975 kam es 
zum Bruch zwischen ihm und der 
PDK nachdem der Chef der 
PDK, Mela Mistefa Barzani, die 
„a§ betal“, die zum Stopp des 
Widerstands führte, ausgerufen 
hatte. Er verließ die PIJK und 

G ründete mit anderen wie Adil 
Furad, Newfirwan Mistefa, Fuad 
Masum die YNK. 

Die YNK, die intellektuell von 
ibrahim Ehmed unterstützt 
wurde, fand in Südkurdistan in 
der Linken, bei Sozialisten, 
Demokraten, in der Jugend und 
bei Frauenorganisationen 

Anklang. Schon nach kurzer Zeit 
verfügte sie vor allem in der 
Gegend um Silemani über große- 


im Kampf: 

ren Einfluss und begann mit 
einem bewaffneten Kampf gegen 
die Zentralregierung in Bagdad. 
Während des Krieges, der zwi¬ 
schen Irak und Iran in den Jahren 
1980 bis 1988 tobte, begann Sad¬ 
dam Flussein im Krieg gegen die 
Kurden mit dem Anfar genannten 
Vernichtungsfeldzug, in dessen 
Verlauf im März 1988 auch in 
Flelebce chemische Waffen einge¬ 
setzt wurden. Bei dem Angriff 
verloren mehrere tausend Kurden 
ihr Leben. 

Aber der Angriff geht auch an der 
YNK nicht spurlos vorbei. 
Schwer angeschlagen ist sie 
gezwungen, sich in den Iran 
zurückzuziehen. Während des 
Golfkrieges zwischen Irak und 
Kuweit beginnt die YNK, dessen 
Generalsekretär Talabani ist, 
unter dem Kommando von 
Newfirwan Mistefa 1991 
den„Raperin“, den Aufstand 
gegen Saddam Flussein. Als die 
USA mit dem Einsatz der 
„Schnellen Einsatzkräfte“ das 
Gebiet oberhalb des 36. Breiten¬ 
grades zur Flugverbotszone 
erklärt, gelingt es der YNK und 
anderen das Gebiet dem Einfluss 
der Zentralregierung in Bagdad 
zu entziehen. 1992 wurden Wah¬ 
len abgehalten und eine gemein¬ 
same Leitung aus YNK und KDP 
gebildet. Doch es kommt erneut 
zu Spannungen zwischen beiden 
Parteien. 1994 kommt es in Qela- 
dize zwischen YNK und KDP 
zum Gefecht welches in einem 
zwei-jährigen Waffengang zwi¬ 
schen ihnen endet. Bei dem „bira- 
küji“, dem Bruderkrieg, verloren 
30.000 Kurden ihr Leben. 1996 
kommt es unter Vermittlung der 
USA und GB zwischen beiden 
Parteien zur Übereinkunft von 
Dublin und zum Ende des Bru¬ 
derkriegs. 1998 folgt das Was¬ 
hingtoner Abkommen, dass für 
die YNK Talabani und für die 


Mam Celal 

PDK Mesut Barzani unterzeich¬ 
net. Mit ihm ist der Bruderkrieg 
endgültig beendet. Während der 
Invasion der USA 2003 im Irak 
ist der Zwist zwischen beiden Par¬ 
teien scheinbar beigelegt. 2005 
wird Talabani Staatspräsident des 
Irak und ist damit der erste nicht 
arabische Staatspräsident des Irak. 
2012 erleidet Celal Talabani 
einen Schlaganfall und wird zur 
Behandlung nach Deutschland 
ausgeflogen. Nach Besserung und 
Entlassung aus der Klinik kehrt er 
zurück nach Silemani. 

Aber Talabani spielte nicht nur 
eine wichtige Rolle für die Kur¬ 
den in Südkurdistan. Er hatte 
auch immer wieder eine wichtige 
Rolle inne, wenn es darum ging 
im Konflikt zwischen dem türki¬ 
schen Staat und den Kurden dort 
zu vermitteln. Als 1991 der 
damalige türkische Staatspräsi¬ 
dent Turgut Ozal den Kontakt zu 
den Kurden sucht, ging das über 
Talabani. Talabani war auch zuge¬ 
gen, als 1993 zum Newroz-Fest 
der Vorsitzende der PKK, Abdul¬ 
lah Öcalan, der Türkei zum ersten 
Mal den Waffenstillstand erklärt. 
Auch hier war es wieder Talabani 
gewesen, der den Kontakt zwi¬ 
schen den Konfliktparteien 
ermöglichte. Bei der als Oslo- 
Gespräche bezeichneten Phase in 
den Jahren 2005 bis 2006, bei der 
es zu Gesprächen zwischen der 
Türkei und der PKK gekommen 
war, spielte Talabani erneut eine 
Rolle. 2012 hat Fiakan Fidan, 
Chef des türkischen Geheimdien¬ 
stes MIT, Talabani während sei¬ 
nes Krankenhausaufenthaltes in 
Berlin besucht und mit ihm über 
die Aufnahme von Gesprächen 
gesprochen. 

Talabani war verheiratet mit Hero 
Ehmed, der Tochter von Ibrahim 
Ehmed. Er hinterlässt zwei Kin¬ 
der, Pawel und Qubat. 

(ANF, 3.10., ISKU) 


Salih Muslim: Den Kurden geht... 


Strukturen wie das Syrische Parla¬ 
ment hat diese Aussage getätigt. 
Wir sind offen für einen Dialog 
und wir können über alles reden. 
Es ist positiv, dass man über die 
Rechte der Kurden spricht, 
jedoch kann man nur per Dialog 
bestimmen, was in der Praxis 
geschehen wird. Wir sind offen, 
um zusammen an einem Tisch zu 
sitzen. 

Zuletzt wurden Kommunalwahlen 
abgehalten. Es stehen noch zwei 
weitere Etappen an. Was erwartet 
das Land Syrien danach? 

Unser Modell basiert auf einem 
demokratischen System, das von 
unten nach oben funktioniert. 
Also eine Demokratie die nicht 
von oben, sondern von der Lokal¬ 
bevölkerung gestaltet wird. 
Genau dies ist das Fundament des 
demokratischen Konfödera- 
lismus. Zuerst wurden die Vorsit¬ 
zenden der Kommune gewählt. 
Die Teilnahme daran war größer 
als was wir erwartet hatten. Das 


war ein sehr großer Schritt für 
uns. So haben wir gesehen, dass 
die Bevölkerung das System ange¬ 
nommen hat. Die Menschen wol¬ 
len an der Politik teilnehmen und 
diese selbst gestalten. Nun stehen 
Ratswahlen an, danach die Volks¬ 
kongresswahlen. Diese Kommu¬ 
nalwahlen haben uns viel gelehrt. 
Während wir von einer Beteili¬ 
gung von 500.000 Menschen 
ausgingen, nahmen 700.400 
Menschen an der Wahl teil. 

Was uns überrascht hat, ist die 
Tatsache, dass andere Bevölke¬ 
rungsgruppen stärker an diesen 
Wahlen teilgenommen haben als 
die Kurden selbst. Die Menschen 
machen von dem Selbstbestim¬ 
mungsrecht Gebrauch und brin¬ 
gen sich beim Aufbau der Kom¬ 
munen ein. Das ist der Erfolg 
unseres Systems. Für uns ist es 
nun wichtig, dies zu vervollstän¬ 
digen und die Hoffnungen des 
Volkes nicht in die Leere laufen 
zu lassen. 


Gibt es noch etwas, was sie abschlie¬ 
ßend sagen möchten? 
was ich sagen möchte ist, dass wir 
im 21. Jahrhundert leben. In 
einer Demokratie spielen die 
Erwartungen und die Meinung 
der Menschen die bedeutende 
Rolle. Das Thema, dem wir uns 
am intensivsten widmen, ist der 
freie Mensch. Der Mensch kann 
mit seinem Geist und Willen vie¬ 
les verändern. Der Sklave kann 
weder Demokratie oder Freiheit 
eschaffen, noch ein Gesellschafts¬ 
modell mitgestalten. Die Schritte, 
die wir machen, stellen die Basis 
für eine freie Gesellschaft dar. Wir 
erschaffen ein System, welches 
der Selbstbestimmung der Gesell¬ 
schaft dient. Dieses System muss 
im Mittleren Osten verstanden 
werden, damit die Menschen ein 
friedliches Zusammenleben füh¬ 
ren können. Deshalb erwarten 
wir viel Unterstützung, damit das 
System überall verstanden wird. 

(AG, 30.9., CA, 5.10., ISKU) 


rungen ab, wonach sie den Flug¬ 
verkehr nach Hewler und Silem- 
ani eingestellt haben. Der Ver- 
kehrsminister der Autonomen 
Region Kurdistan, Mevlüd Bave- 
murad, verurteilte das Vorgehen 
Bagdads scharf und erklärte dies 
nicht anerkennen zu wollen. 
Meldungen zu Folge soll der ira¬ 
kische Ministerpräsident Ibadi 
die Autonome Region Kurdistan 
aufgefordert haben den Volks¬ 
entscheid zu annullieren. Er for¬ 
derte die Autonome Region Kur¬ 
distan auf, ihre Kräfte aus den 
umstrittenen Gebieten wie z.B. 
Kirkuk abzuziehen, die Hoheit 
über diese Gebiete sowie die sich 
dort befindlichen Erdölquellen 
der Zentralregierung in Bagdad 
zu überantworten. 

(ANF, 27.9., ISKU) 
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Termine: 

Aktionen für die Freiheit von 
Abdullah Ocalans in mehreren 
bundesdeutschen Städten 

Für die Freiheit Abdullah Öca- 
lans ruft Nav-Dem (Demokrati¬ 
sches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland) zu bundesweiten 
Aktionen in mehreren Städten 
auf: „Wir rufen alle Frauen, 
Jugendlich, die Plattform 
DEMOKRATiK GÜg 

BiRLIGi, HDKA, F-CIK, 
Strukturen der Ezid*innen, 
FEDA, PYD, sowie alle Freun¬ 
dinnen und Freunde auf, zusam¬ 
men mit unseren Gesellschaften 
an den Aktionen teilzunehmen.“ 
Geplante Demos und Kundge¬ 
bungen: 

Niedersachsen 

07.10.2017, 15:00 Uhr 
Hannover Hauptbahnhof 
Bremen I Hamburg 
07.10.2017, 14:00 Uhr 
Bremen Hauptbahnhof 
Berlin | Sachsen 
07.10.2017, 15:00 Uhr 
Hermannplatz, Berlin 
Düsseldorf! NRW 
07.10.2017, 13:00 Uhr 

f egenüber Düsseldorf Haupt¬ 
ahnhof (vor dem DGB-Gebäu- 
de) (ANF, 3.10., ISKU) 
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Stellungnahme zu inakzeptablen Auflagen für Öcalan-Demonstration 

Dialog statt Verbot 


Tausende Menschen beteiligten 
sich in den vergan: genen WocTi en 
in Deutschland an den Protesten 
für die Freiheit Abdullah Öcalans. 
Den Höhepunkt der Proteste bil¬ 
det nun die für den 4. November 
geplante europaweite Demonstra¬ 
tion, zu der 41 Organisationen 
aufrufen. Die Veranstalter der 
Demonstration sehen sich jedoch 
mit ähnlichen Schikanen wie auf 
dem 25. Internationalen Kurdi¬ 
schen Kulturfestival in Köln kon¬ 
frontiert. Damals untersagten die 
Kölner Ordnungsbehörden den 
Verkauf und das Verteilen von 
Essen und Trinken. Auch andere 
Verkaufsstände, z.B. für Bücher 
oder Musik-CDs, waren von dem 
Verbot betroffen. 

Aufgrund der von ähnlichen 
strengen Auflagen betroffene 
Demonstration am kommenden 
Samstag wendet sich das Vorbe¬ 
reitungskomitee der Demonstra¬ 
tion nun mit einem Aufruf an die 
Öffentlichkeit: 

„Als Zusammenschluss von über 
40 unterschiedlichen Organisa¬ 
tionen und Gruppen mit Kurdi¬ 
schem, türkischen und deutschen 
Hintergrund organisieren wir für 
den 4. November 2017 eine 
europaweite Demonstration in 
Düsseldorf. Nach der Anmel¬ 
dung unserer Demonstration mit 


Im Islam gibt es einen Fana¬ 
tismus, der heißt „die Tore des 
Idschtihäd sind verschlossen“. 
Es hat die Bedeutung, dass dem, 
was die Gründer der großen 
Konfessionen vorgegeben ha¬ 
ben, nichts hinzuzufügen ist. In 
unserer geographischen Region 
erscheint dieser Fanatismus als 
Ruf nach dem „unabhängigen 
Staat“. 

Die Ereignisse nach dem „Unab¬ 
hängigkeitsreferendum“ in Süd¬ 
kurdistan machen das Auftreten 
dieser „verschlossenen Tore des 
Idschtihäd“ im Namen des 
Nationalstaats und der Unab¬ 
hängigkeit sichtbar. 

Dieser Fanatismus für einen 
unabhängigen Staat sorgt dafür, 
dass die Gleichsetzung der 
Unabhängigkeit des Staates mit 
der Unabhängigkeit der Gesell¬ 
schaft zu einem nicht diskutier¬ 
baren Dogma gemacht wird. 
Der Staat wird als Dienstleister 
für den Menschen dargestellt; er 


dem Motto „Kein Fuß breit dem 
Faschismus! Schluss mit den Ver¬ 
boten kurdischer und demokrati¬ 
scher Organisationen aus der 
Türkei! Freiheit für Abdullah 
Öcalan und alle politischen 
Gefangenen!“ wurden der 
Demonstration aufgrund einer 
politischen Entscheidung eine 
Vielzahl von Verboten auferlegt. 
Auch wenn die Demonstration 
erlaubt ist, werden mit den Aufla¬ 
gen für den Verkauf von Büchern 
und Musik-CDs, die unseren 
kulturellen Reichtum und unse¬ 
ren politischen Willen zum Aus¬ 
druck bringen, umfangreiche 
Verbote ausgesprochen. Sogar das 
natürlichste Recht, der Verkauf 
von Essen und Getränken, ist 
verboten! 

Wir werden uns diesen willkür¬ 
lichen Einschränkungen nicht 
beugen! Wir wissen, dass diese 
Verbote ein Einknicken deutscher 
Behörden vor den Forderungen 
des türkischen Staates bedeuten. 
Mit dem Verbot von Öcalan-, 
YPG- und YPJ-Flaggen, das kei¬ 
nerlei rechtliche Grundlage hat, 
wird gegen Kurdinnen und Kur¬ 
den in Deutschland eine ver¬ 
schärfte Kriminalisierungspolitik 
angewandt. 

Der 4. November ist für die 
gesamte demokratische Öffent- 


wird als ein Mechanismus ver¬ 
standen und vermittelt, der den 
Einzelnen und das Kollektiv 
beschützt. 

Dabei ist der Staat gegen die 
Gesellschaft gerichtet und steht 
über ihr. Er ist im Wesentlichen 
eine Organisation, die gegen die 
eigenen Bürger organisiert ist. 
Die gesellschaftlichen Errungen¬ 
schaften hat er der Gesellscnaft 
weggenommen. Anstelle von 
Moral und Gewissen gibt es die 
Justiz und Gesetze; anstelle einer 
gesellschaftlichen Politik gibt es 
eine staatliche Verwaltung; statt 
Kollektivbesitz gibt es Privatei- 
entum; statt gesellschaftlicher 
elbstverteidigung hat der Staat 
— eine Organisation mit Gren¬ 
zen und eigener Flagge - eigene 
bewaffnete Gruppen und 
Gefängnisse. 

Diejenigen in Südkurdistan und 
Katalonien, die mithilfe eines 
Unabhängigkeitsreferendums 
einen eigenen Nationalstaat 


lichkeit ein bedeutender Tag. An 
diesem Tag vor genau einem Jahr 
wurden auf Befehl von Erdogan 
die beiden Vorsitzenden der 
Demokratischen Partei der Völ¬ 
ker (HDP) Selahattin Demirta$ 
und Figen Yüksekdag, festge¬ 
nommen. 

Als Zusammenschluss von über 
40 Gruppen akzeptieren wir die 
Einschränkungen in Bezug auf 
den Verkauf von Essen, Geträn¬ 
ken und Büchern nicht. Wir 
rufen aus diesem Grund die 
demokratische Öffentlichkeit 
dazu auf, uns zu unterstützen 
und mit Briefen, E-Mails und 
per Fax die Düsseldorfer Ord¬ 
nungsbehörden zum Aufheben 
der Verbote aufzurufen.” 

Die Liste der aufrufenden Gruppen 
und Organisationen ist unter 
www.isku.org zufinden. 

Die Demonstration „Kein Fuß 
breit dem Faschismus! Schluss 
mit den Verboten kurdischer und 
demokratischer Organisationen 
aus der Türkei! Freiheit für 
Abdullah Öcalan und alle politi¬ 
schen Gefangenen!“ beginnt am 4. 
November um 10 Uhr in Düssel¬ 
dorf. Es wird zwei Demonstra¬ 
tionsrouten geben, die in der Frie- 
drich-Ebert-Straße bzw. am 
Landtag/Kniebrücke beginnen. 


gründen wollen, haben keinen 
großen Unterschied zu Nationa- 
hsten, die sagen „wir möchten 
unter allen Umständen auch 
einen Nationalstaat haben“. 
Dass beide mit der Verteidigung 
des etatistischen Systems, in das 
sie sich eingliedern wollen, kon¬ 
frontiert sind, bedeutet nicht, 
dass ihr Anliegen gegen das 
kapitalistisch, etatistische 
System gerichtet wäre oder eine 
freiheitliche Linie im Namen 
der Gesellschaft repräsentieren 
würde. 

Wären alle Probleme gelöst, 
wenn das Unabhängigkeitsrefe¬ 
rendum keine Reaktionen her¬ 
vorgerufen und Südkurdistan 
seine Unabhängigkeit verkündet 
hätte? Hätte die Gesellschaft in 
Südkurdistan Gerechtigkeit, 
Gleichheit, Sicherheit und Frie¬ 
den erreicht? Würde denn zeit¬ 
gleich mit der Unabhängigkeit 
der Politikstil, die auf den Clan, 
die Familie, den persönlichen 


Meldungen: 

Internationalist bei 
Minenräumarbeiten getötet 

Der aus Bournemouth (GB) 
stammende 24-jährige Jac Hol¬ 
mes, mit dem Guerillanamen 
§ore§ Amanos, ist am 23. Okt¬ 
ober gefallen. Der Internationa¬ 
list Jac Holmes hatte sich 2015 
den Volksverteidigungseinhei¬ 
ten YPG angeschlossen. Er 
nahm Teil an der Befreiung von 
Tal Hemis, Minbic, Tabqa und 
Raqqa. Im Kampf um die 
Befreiung von Raqqa gehörte er 
zu einer Gruppe von Internatio¬ 
nalisten, die dort als Scharf¬ 
schützen im Einsatz waren. 
Nach der Befreiung der Stadt 
am 16. Oktober wurde mit den 
Räumarbeiten der von der IS 
zurück gelassen Minen begon¬ 
nen. Bei dieser Tätigkeit verlor 
Jac Holmes sein Leben. 

Dem Guardian sagte seine Mut¬ 
ter Angie Blannin: „Ich bin völ¬ 
lig untröstlich. Ich kann nicht 
glauben, dass er von uns gegan- 
en ist. Ich telefonierte erst am 
onntag mit Jac und wir spra¬ 
chen darüber, dass er vor 
Weihnachten nach Hause kom¬ 
men wollte. Raqqa ist befreit. 
Er wollte bleiben, um das Ende 
des Kalifats zu sehen. Es war ein 
Moment der Geschichte und er 
wollte Teil davon sein. Es fühlt 
sich so ironisch an, dass er ster¬ 
ben musste, als es erreicht war.“ 
(ANF, 24.10., ISKU) 

60-jährige Friedensmutter aus 
Silopi inhaftiert 

Die 60-jährige Nahide Ormanli 
aus Silopi ist Mitglied der Frie¬ 
densmütter. Bereits 2011 wurde 
sie verhaftet und zu vier Jahren 
und acht Monaten Gefängnis 
verurteil, weil sie angeblich „ein 
Verbrechen in einer terroristi¬ 
schen Organisation“ begangen 
haben soll. Nach zweieinhalb 
Jahren Haft wurde sie im Jahr 
2014 entlassen. 

Als sie am vergangenen 
Dienstag nach Südkurdistan 
reisen wollte wurde sie verhaf¬ 
tet. Im Gefängnis von §irnex 
soll sie nun die restliche Strafe 
von 15 Monaten absitzen. 

Vier Kinder von Frau Ormanli 
sind wegen ihrer politischen 
Aktivitäten in türkischen 
Gefängnissen. Zwei weitere sind 
in den Reihen der PKK. Ein 
Kind von ihr wurde im Kampf 
egen den IS in Kobane im Jahr 
015 getötet. 

(ANF, 31.10., ISKU) 

Hausdurchsuchungen und 
30 Festnahmen 

In den frühen Morgenstunden 
stürmten am Mittwoch Solda¬ 
ten der türkischen Armee in 


Die Schicksalsgemeinschaft der Fürspre 
eher des Nationalstaats mit Sisyphos 





Busstopp in Hamburg: Freiheit für 
Öcalan — Frieden in Kurdistan 


Am 9. Oktober startete die Inter¬ 
nationale Initiative »Freiheit für 
Abdullah Öcalan — Frieden in 
Kurdistan« in Straßburg eine 
Bustour im Rahmen der Kam¬ 
pagne „Die Zeit ist reif! — Freiheit 
für Öcalan!“. Der Bus besucht 
auf seiner Tour 33 europäische 
Städte. Am Abend des 30. Okt¬ 
ober erreichte er Hamburg zur 
Podiumsdiskussion in der Uni. 
Aktivistinnen der Bustour 
berichteten über die langandau¬ 
ernde totale Isolation Abdullah 
Öcalans, die mit dem Abbruch 
der Friedensverhandlungen 
durch die Türkei Anfang 2015 
von der AKP-Regierung durch- 

f esetzt wurde. Seitdem gibt es 
„einerlei Kontakt zu Abdullah 
Öcalan. 

Auf dem Podium saßen zudem 
Norman Paech, Jurist und emeri¬ 
tierter Professor für „ Politikwis¬ 
senschaft und für Öffentliches 
Recht, der über seine persön¬ 
lichen Begegnungen mit Abdul¬ 
lah Öcalan berichtete. Norman 
Paech konnte Abdullah Öcalan 
nach seiner Ausreise 1998 aus 
Syrien in Italien besuchen. Kein 
Land wollte Öcalan aufnehmen, 


mit einem internationalen Kom¬ 
plott wurde Öcalan schließlich in 
Kenia festgenommen und an die 
Türkei ausgeliefert. Seitdem ist er 
auf der Gefängnisinsel Imrali im 
Marmarameer in Isolationshaft. 
Feysal Sariyildiz war Parlamenta¬ 
rier der HDP in der Türkei. Die 
Massaker des türkischen Staats 
2015, die mit dem Abbruch der 
Verhandlungen zwischen PKK 
und türkischen Staat Zunahmen, 
hat er in Nordkurdistan in der 
Stadt Cizir (Cizre) miterlebt. Mit 
zahlreichen anderen Personen hat 
Feysal Sariyildiz daraufhin im 
Juni 2016 eine Strafanzeige gegen 
Recep Tayyip Erdogan und wei¬ 
tere politisch und militärisch Ver¬ 
antwortliche wegen Kriegsverbre¬ 
chen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit bei der General- 
bundesanwaltschaft eingereicht. 
Der NAV-DEM-Sprecher Yavuz 
Fersoglu leitete dieveranstaltung 
ein, Gansu Özdemir, Fraktions¬ 
vorsitzende der Partei die Linke 
in der Hamburgischen Bürger¬ 
schaft, führte durch die Veran¬ 
staltung. 

Die Isolation Öcalans muss 
durchbrochen werden, dass ist 


Ziel der Bustour, die als rollende 
Bibliothek auf die zahlreichen 
Werke Öcalans, die als Gefäng¬ 
nisschriften in zahlreichen Spra¬ 
chen erschienen sind, aufmerk¬ 
sam macht. 

Mit einer großen bunten und 
lauten Kundgebung wurde am 
nächsten Tag die Crew des Busses 
verabschiedet. Der Ort der 
Kundgebung, die von Touristen 
gut besuchten Landungsbrücken 
in Hamburg, war gut gewählt. 
Die Menschen blieben interes¬ 
siert stehen. Sie wünschten viel 
Erfolg, einige stimmten in die 
Parole „Freiheit für Öcalan - 
Frieden in Kurdistan“ ein. 

Der nächste Stopp des Busses ist 
Kopenhagen, dann geht es 
zurück nach Deutschland. Am 
Samstag, den 4.11. wird in Düs¬ 
seldorf eine zentrale Demonstra¬ 
tion „Kein Fußbreit den Faschi¬ 
sten - Freiheit für Öcalan und 
allen politischen Gefangenen“ 
stattfinden. Für den 6. bis 8.11. 
hat sich der Bus in Berlin ange¬ 
kündigt und fährt dann über 
Hannover (9.11.) nach Dort¬ 
mund, wo die Tour am 10.11. 
beendet wird. (ISKU, 31.10.) 


Die Schicksalsgemeinschaft der... 


Eigennutz und die Parteien¬ 
macht ausgerichtet ist, eine 
Form von Demokratie, Partizi¬ 
pation und Vielfalt annehmen? 
Würden etwa mit der Unabhän¬ 
gigkeit in der Straße, im Viertel, 
im Dorf, im Stadtteil und in der 
Stadt Räte entstehen, wo das 
Volk seine lokalen und generel¬ 
len Entscheidungen aktiv und 
effizient treffen könnte? 

Nein... Denn diejenigen, die 
das Referendum ausgerufen 
haben, hatten nicht dieses Ziel; 
sie gingen davon aus die Kon¬ 
junktur sei optimal, um ihre 
eigene Herrschaft zu sichern 
und auszubauen. 

Die Tatsache, dass im Zentrum 
der Debatten der Weg, die 
Methode und der Zeitpunkt des 
Referendums stehen, verhindert 
dass diese Debatten tiefer 
geführt werden können. Denn 
selbst wenn KDP, YNK, Goran 
und alle im Parlament vertrete¬ 
nen Parteien diese Entscheidun¬ 
gen treffen; die USA, die EU 
und die Vereinten Nationen die¬ 
ses Referendum unterstützen 
und Südkurdistan unter diesen 
Bedingungen die Unabhängig¬ 
keit erklären würde, wäre diese 
Unabhängigkeit, keine Unab¬ 
hängigkeit im wirklichen Sinne. 
Die südkurdische Gesellschaft 
hätte keinen freien Willen 
erlangt und wäre auch nicht frei. 
Allerhöchstens würde der Erdöl¬ 
schmuggel zwischen Necirvan 
Barzani und Berat Albayrak 
öffentlich gemacht und in 
Gesetzesform gegossen werden. 
Der Reichtum und die Macht 


der KDP und der YNK würden 
noch weiter wachsen. 

Sind die 192 „unabhängigen 
Mitgliedsstaaten“ der Vereinten 
Nationen wirklich unabhängig? 
Sind Syrien, Irak, Türkei, 
Jemen, Somalia, Palästina, 
Israel, Saudi Arabien unabhän¬ 
gige Staaten? Führen die Ein¬ 
wohner dieser, und aller ande¬ 
ren Staaten die ich nicht aufzäh¬ 
len konnte, ein gleichberechtig¬ 
tes, freies, glückliches und fried¬ 
liches Leben? Der Nationalstaat 
bedeutet nicht, dass die Eth¬ 
nien, die Religionen, die Frau¬ 
en, die Besitzlosen, die Armen 
frei und unabhängig sind. Im 
Gegensatz dazu bietet das Kon¬ 
zept der demokratischen Nation 
eine Alternative, die alle diese 
Kategorien vertritt und ihre 
Teilnahme sichert, 
ln dem Maße wie der Plura¬ 
lismus und die Vielfalt der 
Gesellschaft in den lokalen und 
allgemeinen Organen und den 
Entscheidungsprozessen einge¬ 
bunden werden, wird die Gesell¬ 
schaft befreit werden und der 
Staat höchstens noch als Koordi¬ 
nierungszentrum und techni¬ 
sches Dienstleistungsmittel 
Bedeutung finden. Wenn man 
dem Nationalstaat falsche 
Bedeutung beimisst, wird die 
Gesellschaft hilflos da stehen 
und seinem Schicksal ausgelie¬ 
fert sein, wenn dieser Staat eines 
Tages zerbricht. Die Staaten von 
Gorbatschow, Ceausescu, Sad¬ 
dam, Assad, Gaddafi und Erdo¬ 
gan sind Beispiele für diese Sorte 
von Staaten. 


Das Wichtige ist nicht die 
Unabhängigkeit des Staates, 
sondern die Befreiung der 
Gesellschaft durch eigenen 
Willen. Der Status eines unab¬ 
hängigen Staates bedeutet nicht, 
dass das Volk frei und unabhän¬ 
gig ist. In unserer heutigen Welt 
gibt es unzählige unabhängige 
(!) Staaten, doch sowohl sie 
selbst, als auch das Volk über das 
sie herrschen, sind Sklaven. Aber 
verfügt die Gesellschaft über 
einen eigenen Willen und ist 
befreit, kann solch eine Gesell¬ 
schaft nur ein freier und unab¬ 
hängiger Staat leiten. 

Die Behauptung der Fürspre¬ 
cher des Nationalstaates „erst 
soll ein unabhängiger Staat 
gegründet werden, danach wird 
das Volk frei sein“ ist falsch und 
irreführend. Warum und mit 
welcher Logik soll der Staat, der 
mit dem Ziel gegründet wird, 
die Gesellschaft zu unterwerfen, 
im Nachhinein das Volk 
befreien? 

Die Bedürfnisse und Probleme 
der Gesellschaften mit dem 
Nationalstaat zu lösen versu¬ 
chen, ähnelt einer Schicksalsge¬ 
meinschaft mit Sisyphos, der 
dazu verdonnert wurde einen 
Felsbrocken auf ewig einen Berg 
hinaufzuwalzen, und der, fast 
am Gipfel, jedes Mal wieder ins 
Tal rollt. 

Die Kolumne von Ferda Qetin 
erschien im Original am 
30.10.2017 unter dem Titel 
„Kapanan iftihat kapisina tekme“ 
in der Tageszeitung Yeni Ozgür 
Politika. 


den Dörfern A$üt, Zawite des 
Landkreises (Jele (CJukurca) 
mehrere Häuser und nahmen 
sechs Personen, darunter die 
Ratsmitglieder Abdullah O., 
Savas O., fest, ln der Stadt (j?ele 
durchsuchte die Polizei mehrere 
Wohnungen und nahm die 
Vorsitzenden der Demokrati¬ 
schen Partei der Völker HDP 
Didar K. und Mevan A. sowie 
zwei Personen, deren Identität 
noch nicht bekannt sind, fest. 
Die zehn Personen wurden auf 
die Polizeistation nach (Jele 
gebracht. 

ln der Stadt Izmir wurden bei 
Hausdurchsuchungen ebenfalls 
zehn Personen festgenommen. 
Beschlagnahmt wurden unter 
anderem CDs mit kurdischer 
Musik. 

In Ardahan, im Nordosten der 
Türkei, wurden 10 Mitglieder 
der HDP und DBP (Partei der 
Demokratischen Regionen) 
festgenommen. Ihnen wir „Pro¬ 
paganda für eine Organisa¬ 
tion“, oder „Mitgliedschaft in 
der KCK“ vorgeworfen. Die 
Zehn Personen wurden auf die 
Polizeistation von Ardahan 
gebracht. (ma, 1.11., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 

ma mezopotamyaajansi 

Termine: 

Kurdische Tage in Leipzig / 
Rojen kurdi ü Leipzig 
Vom 18.-26.November sind 
im Pöge-Haus (Hedwigstr. 20) 
in Leipzig u.a. die Fotoausstel¬ 
lung „Ro|ava - Frühling der 
Frauen“, Filme sowie zahlreiche 
Veranstaltungen zur Geschichte 
und Gegewart der kurdischen 
Befreiungsbewegung zu sehen. 
Den Abschuß bilden die 
Demonstration „Gemeinsam 

f egen das PKK Verbot!“ am 
5.11. um 12 Uhr (Eisenbahn- 
straße/Rabet, Leipzig) sowie ein 
Kulturfest mit Tanz & Musik 
am 26.11. ab 14 Uhr in der 
Köthener Str. 24 in Halle/S. 
Das vollständige Programm ist 
unter rojavasolibuendnisleip- 
zig.blogsport.eu zu finden. 


N Ü 5 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 

bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

IBAN: DE42370100500003968506 
BIC: PBNKDEFF (Postbank Köln) 

Weitere Informationen findet Ihr im 
Internet unter: 

www.isku.org 
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Ereignisse auf No-Pasaran!-Demo stehen für 
Eskalation der Kriminalisierungspolitik 


Frontalangriff auf Demonstrationsfreiheit 


Am vergangenen Samstag sind 
tausende Kurdinnen, Kurden und 
solidarische Menschen auf der 
von über 40 Organisationen 
unterstützen europaweiten No 
Pasaranl-Demonstration in Düs¬ 
seldorf Zusammenkommen. 
Gemeinsam protestierten sie 
gegen die Verbote kurdischer und 
demokratischer Organisationen 
aus der Türkei und für die Frei¬ 
heit Abdullah Öcalans und aller 
politischer Gefangenen. Schon 
während den Vorbereitungen der 
Demonstration waren die Orga¬ 
nisatoren mit willkürlichen Maß¬ 
nahmen der Stadt Düsseldorf, 
dem Verwaltungsgericht und dem 
örtlichen Polizeipräsidium kon¬ 
frontiert. 

Bereits mehrere Tage vor der 
Demonstration hat das Bündnis 
No Pasaran! zu diversen Entschei¬ 
dung des Düsseldorfer Verwal¬ 
tungsgerichts, wie dem Verbot des 
Verkaufs von Essen, Getränken, 
Büchern, Musik-CDs; kurz jegli¬ 
che Verkaufsstände auf der 
Abschlusskundgebung, Stellung 
bezogen. 

Während das Düsseldorfer Ver¬ 
waltungsgericht noch am Freitag, 
einen Tag vor der Demonstration, 


Fahnen mit dem Konterfei von 
Abdullah Öcalan jedem dritte 
Teilnehmer der Demonstration 
erlaubte, revidierte am selben Tag 
das Oberverwaltungsgericht 
NRW im Eilverfahren diesen 
Entscheid, sodass die Demon¬ 
stranten keine Fahnen oder Trans¬ 
parente mit Öcalan-Abbildungen 
zeigen durften. 

Entsprechend rigoros ging die 
Polizei dann bei der Demonstra¬ 
tion vor. Kurz nachdem sich die 
Menschen in Bewegung gesetzt 
hatten, wurde der Demonstra¬ 
tionszug von der Pohzei gestoppt. 
Begründet wurde diese Maßnah¬ 
me damit, dass die Demonstra¬ 
tionsteilnehmer verbotene Sym¬ 
bole wie die Öcalan-Fahnen zei¬ 
gen würden. Zwischen 13 und 17 
Uhr wurde ein großer Teil der 
Demonstration von der Pohzei 
eingekesselt und immer wieder 
mit Pfefferspray und Schlagstök- 
ken angegriffen. Es kam zu zahl¬ 
reichen Verletzungen unter den 
Demo ns trations teil nehmern. 
Gleichzeitig litten ältere Men¬ 
schen und Kinder durch die lang¬ 
anhaltende Einkesselung der Poli¬ 
zei zum Teil unter starker 
Erschöpfung. Durch die Verbots¬ 


politik und die Praxis der Pohzei 
am gestrigen Tag in Düsseldorf 
wurde somit das Grundrecht auf 
Demonstrationsfreiheit defacto 
ausgehebelt. 

Ayten Kaplan, Co-Vorsitzende 
von NAV-DEM, kritisierte die 
Auflagen der Stadt Düsseldorf 
und das Verhalten der Polizei 
scharf: „Wir haben heute eine 
Welle der Repression erfahren, die 
bewusst aur eine Konfrontation 
gesetzt hat. Es hat sich heute 
gezeigt, dass die Bundesregierung 
vor dem Druck der AKP-Regie- 
rung in der Türkei eingeknickt ist. 
Am selben Tag des Überra¬ 
schungsbesuchs des deutschen 
Außenministers bei seinem türki¬ 
schen Amtskollegen wurden hier 
in Düsseldorf demokratische 
Grundwerte mit Füßen getreten. 
Die wirtschaftlichen und diplo¬ 
matischen Interessen scheinen 
letzthch über den Grundrechten 
zu stehen. Anders lässt sich diese 
absurde Verbotspolitik, die selbst 
das Zeigen von Bildern Abdullah 
Öcalans nicht duldet, nicht erklä¬ 
ren.“ 

NAV-DEM — Demokratisches 
Gesellschajtszentrum der Kurdin¬ 
nen in Deutschland, 5-11.2017 


Langer Marsch „Freiheit für Öcalan - 
Verteidigt die Revolution in Kurdistan“ 


Liebe Freundinnen und Freunde, 
seit dem langen Marsch im ver¬ 
gangenen Jahr haben wir in unse¬ 
rem Kampf für eine freie Gesell¬ 
schah jenseits von Staat, Macht 
und Gewalt große Erfolge erzie¬ 
len können. Die kurdische Frei¬ 
heitsbewegung wird mit ihrer 
Verbundenheit zu radikaler 
Demokratie, Ökologie und der 
Frauenbefreiung, sowie ihrer 
politischen Weitsicht im Krieg 
und Chaos im Mittleren Osten 
immer mehr ein zentraler Faktor. 
Das praktische Beispiel der 
Demokratischen Föderation 
Nordsyrien nimmt mit der 
Befreiung der IS-PIauptstadt 
Rakka hierbei immer mehr an 
Form an. Und nicht nur in Kur¬ 
distan und dem Mittleren Osten 
ist es die kurdische Freiheitsbe¬ 
wegung, die entgegen der Teile- 
una-Fferrsche-Politik Menschen 
verschiedenster Couleur 

zusammenbringt. Auch in Euro¬ 
pa ist das der Fall, wie G20 zeigt! 
Entgegen der fortdauernden 
Losung „There is no alternative“ 


zeigt Rojava, dass eine andere 
Welt möglich ist! 

Mit jedem Schritt in Richtung 
Freiheit intensivieren sich jedoch 
auch die Repressionen. Wir 
befinden uns in einer Zeit großer 
Chancen, aber auch großer 
Gefahren. Aus diesem Grund 
möchten wir euch zum zweiten 
langen Marsch vom 8. bis zum 
17. Februar 2018 von Luxem¬ 
burg nach Straßburg einladen. 
Zeitgleich werden zwei weitere 
Gruppen ihren Marsch nach 
Straßburg beginnen, wo es am 
Ende eine europaweite Großde¬ 
monstration geben wird. 

Das Flauptziel des langen Mar¬ 
sches ist es, weitere Aufmerksam¬ 
keit auf die Situation in Kurdistan 
und auf die Situation Abdullah 
Öcalans zu lenken. Der Fall von 
Abdullah Öcalan darf nicht losge¬ 
löst von der kurdischen Frage 
gesehen werden. Die Absicht hin¬ 
ter der Totalisolation Öcalans ist, 
seine Persönlichkeit zu diskredi¬ 
tieren und gleichzeitig seine Ideen 
der Öffenuichkeit vorzuenthal¬ 


ten. Der türkische Staat und die 
AKP setzen seit April 2015 auf 
die Totalisolation Öcalans. 
Zudem kursieren besorgniserre¬ 
gende Nachrichten über den 
Gesundheitszustand der kurdi¬ 
schen Führungspersönlichkeit 
Abdullah Öcalan. Meldungen in 
den türkischen Medien, wonach 
Öcalan im Gefängis verstorben 
sei, haben zu großer Besorgnis in 
der kurdischen Gesellschaft und 
ihren Freunden, in der Türkei, im 
Mittleren Osten und Europa aus¬ 
gelöst. 

Wir hoffen auf eure Teilnahme 
am Marsch, denn eine vielfältige 
Teilnahme wird eine große Wir¬ 
kung haben. Während unseres 
Zehntagemarsches von Luxem¬ 
burg nach Straßburg werden wir 
Kundgebungen und Seminare 
organisieren und Interviews 
geben. Der Marsch soll auch die 
Europäische Kommission und 
das Antifolterkomitee (CPT) 
dazu aufrufen, ihrer Verantwor¬ 
tung gerecht zu werden. Alle 
Gruppen, die sich für Demokra- 


Meldungen: 

Abdullah Öcalan: Rechtsan¬ 
wälte stellten ihren 702. Antrag 
zum Besuch ihres Mandanten 

Die Rechtsanwälte Abdullah 
Öcalans haben zum 702. Mal 
einen Antrag bei der Staatsan¬ 
waltschaft gestellt, um ihren 
Mandanten besuchen zu kön¬ 
nen. Seit dem 27. Juli 2011 ist 
jeder Antrag von ihnen abge¬ 
lehnt worden. Die Begründun¬ 
gen sind immer gleich, schlech¬ 
tes Wetter, die Fähre sei defekt, 
es herrsche Ausnahmezustand. 
Somit wird Abdullah Öcalan 
seit mehr als sechs Jahren jeg¬ 
licher Rechtsbeistand verwehrt. 
Flerr Öcalan unterliegt einer 
totalen Isolation auf der 
Gefängnisinsel Imrali im Mar¬ 
marameer. Der letzte Besucher 
war sein Bruder vor zweieinhalb 
Jahren. (ma, 7-11-, ISKU) 


Hausdurchsuchungen und 
30 Festnahmen 

In den frühen Morgenstunden 
stürmten Soldaten der türki¬ 
schen Armee in den Dörfern 
A$üt, Zawite des Landkreises 
(jele ((jukurca) mehrere Häuser 
und nahmen sechs Personen, 
darunter die Ratsmitglieder 
Abdullah O., Sava§ O., fest, ln 
der Stadt (jele durchsuchte die 
Polizei mehrere Wohnungen 
und nahm die Vorsitzenden der 
Demokratischen Partei der Völ¬ 
ker HDP Didar K. und Mevan 
A. sowie zwei Personen, deren 
Identität noch nicht bekannt 
sind, fest. Die zehn Personen 
wurden auf die Polizeistation 
nach (jele gebracht. 

In der Staat Izmir wurden bei 
Hausdurchsuchungen ebenfalls 
zehn Personen festgenommen. 
Beschlagnahmt wurden unter 
anderem CDs mit kurdischer 
Musik. 

ln Ardahan, im Nordosten der 
Türkei, wurden 10 Mitglieder 
der HDP und DBP (Partei der 
Demokratischen Regionen) 
festgenommen. Ihnen wir „Pro¬ 
paganda für eine Organisation“, 
oder „Mitgliedschaft in der 
KCK“ vorgeworfen. Die Zehn 
Personen wurden auf die Poli¬ 
zeistation von Ardahan 
gebracht. (ma, 1.11., ISKU) 


"Die meisten Anführer der 
ISIS-Bande sind in die Türkei 
geflohen" 

Jeden Tag werden hunderte 
Zivilistinnen, die von ISIS als 
Geiseln gehalten werden, von 
den Demokratischen Kräften 
Syrien (QSD) befreit und in 
sichere Gebiete gebracht. 

Ein Migrant, Cuma El Hisen 
aus dem Dorf Al-Ashara bei 
Dera Zore, der von den SDF 




Der Kampf der deutschen Polizei 

"*■ _ • • 

gegen das Portrait von Öcalan 


Die Verbote und Kriminalisie¬ 
rung der deutschen Behörden 
gegenüber jeglicher Aktions- 
rorm, die auf die Totalisolation 
Abdullah Öcalans aufmerksam 
macht, hat am gestrigen Don¬ 
nerstag ihre Fortsetzung gefun¬ 
den. 

Die mobile Ocalan-Bibliothek, 
ein Bus auf dem das Banner 
Öcalans zu sehen ist und der 
durch ganz Europa reist, um die 
Schriften des inhaftierten PKK- 
Vorsitzenden bekannt zu 
machen, erreichte gestern Han¬ 
nover. Nach dem Frontalangriff 
der deutschen Polizei auf die 
No-Pasaran!-Demonstration in 
Düsseldorf am vergangenen 
Samstag, wurden nun die Akti¬ 
visten der Bustour, sowie die 
Menschen, die in Hannover den 
Bus empfangen wollten, Opfer 
polizeilicher Gewalt. 

Als Grund für das Eingreifen der 
Polizei auf die friedliche Kund¬ 
gebung in Hannover wurde das 
Tragen von T-Shirts, die das 
Gesicht Öcalans abbildeten, 
angeführt. Die Übergriffe der 
Polizei beschränkten sich jedoch 
nicht nur gegen die kurdischen 
Aktivistinnen, sondern auch 
gegen den Bus selbst. Die Poli¬ 
zeikräfte versuchten zunächst die 
Abbildung Öcalans auf dem Bus 
zu überkleben. Als sich die Akti¬ 
visten gegen diesen Versuch 
wehrten, kratzte die Polizei 


schließlich das Portrait Öcalans 
gänzlich vom Bus ab. 

Die Ko-Vorsitzende des Demo¬ 
kratischen Gesellschaftskongres¬ 
ses der Kurdinnen in Europa 
(KCDK-E) Fa tos Göksungur, 
die seit dem Beginn der Tour 
mit dem Bus mitreist, erklärte zu 
den gestrigen Ereignissen in 
Hannover gegenüber Civaka 
Azad Folgendes: „Gestern war 
der 30. Tag unserer Bustour. Wir 
sind durch verschiedenste Städte 
Europas und Deutschlands 
gereist, ln keiner anderen Stadt 
waren wir mit einem solchen 
Angriff konfrontiert. In Berlin, 
Hamburg oder Stuttgart gab es 
keine Probleme dieser Art. Gel¬ 
ten in Hannover etwa andere 
Gesetze? Oder hat sich hier die 
Polizei einfach in den Dienst 
Erdogans gestellt? Deutschland 
setzt anstelle von Dialog weiter¬ 
hin auf Eskalation und Kon¬ 
frontation. Die Polizei agiert mit 
diesen Übergriffen nicht anders 
als Befehlsvollstrecker der AKP- 
Regierung. Der Kampf der deut¬ 
schen Pofizeibeamten von Düs¬ 
seldorf bis Hannover gegen die 
Bilder Öcalans ist wohl Teil 
eines Deals zwischen Gabriel 
und ü avu 5°fe[ u - Wir werden 
gegen diese Repression näher 
mit den demokratischen Kräften 
in Deutschland zusammenrük- 
ken und Schulter an Schulter 
gegen die Kriminalisierungspoli¬ 


tik Vorgehen. Unsere Bustour 
werden wir wie geplant fortsetz¬ 
ten und wir akzeptieren diese 
absurde Kriminalisierung 
nicht.“ 

Auch der Ko-Vorsitzende von 
NAV-Dem Tahir Köcer kritisier¬ 
te die Polizeibeamten scharf: 
„Die Polizei hat in Hannover 
einen Angriff getätigt, welcher 
der Polizeipraxis in der Türkei 
nicht fern ist. Unsere Menschen 
haben sich jedoch nicht provo¬ 
zieren lassen. Diese Verbote sind 
schlichtweg nicht akzeptabel. 
Öcalan-Bilaer, die selbst in der 
Türkei geduldet sind, werden 
hier verboten.“ 

Trotz der Übergriffe in Hanno¬ 
ver hält der Bus heute planmä¬ 
ßig in Dortmund und wird 
nach einem Stopp in Frankfurt 
schließlich am 12. November in 
Strasbourg seine Tour beenden. 
Empfangen wird der. Bus, der 
durch Deutschland, Österreich, 
Schweiz, Frankreich, Belgien, 
die Niederlande, Dänemark 
und Schweden reiste, in Stras¬ 
bourg von hunderten Men¬ 
schen, die seit dem 23. Septem¬ 
ber vor dem Gebäude des CPTl 
einen unbefristeten Sitzstreik 
aufgenommen haben und ihre 
Aktion fortführen wollen, bis 
sie aus der Gefängnisinsel Imra- 
li eine Nachricht von Abdullah 
Öcalan erhalten. 

(CA, 10.11., ISKU) 


Grausames Massaker an der flüchtenden 


Zivilbevölkerung in Dera Zore 


Seit einigen Tagen steht die 
Region Dera Zore unter Angrif¬ 
fen der syrischen Armee una des 
IS. Das hat vor allem für die 
Zivilbevölkerung fatale Folgen. 
Viele haben sich vor den Luftan¬ 
griffen auf die Flucht begeben. 
Eine Gruppe von Flüchtlingen, 
die von Dera Zor aus kommend 
im Gebiet zwischen Konika und 
Cefra über den Kontrollpunkt 
der Demokratischen Kräfte 
Syriens QSD, in das schützende 
Gebiet der QSD zu gelangen 


versuchte, wurde am Abend des 
4. November zur Zielscheibe 
eines Terrorangriffs des soge¬ 
nannten Islamischen Staats IS. 
Der IS brachte in der Menge der 
am Kontrollpunkt Wartenden 
ein mit Sprengstoff beladenes 
Fahrzeug zur Explosion. Durch 
die Explosion gerieten etwa 20 
Fahrzeuge der Flüchtenden in 
Brand. Bisherigen Informatio¬ 
nen nach sind alle die in 
unmittelbarer Nähe waren zu 
Tode gekommen. Es wird mit 


etwa 200 Toten gerechnet, unter 
ihnen auch zwei Kämpfer der 
QSD, die am Kontrollpunkt 
tätig gewesen waren. Unter den 
Flüchtlingen, die weiter Abseits 

f ewesen waren, soll es einige 
brletzte geben. Ein weiteres mit 
Sprengstoff beladenens Fahr¬ 
zeug, das etwas später bei den 
Stellungen der QSD zur Explo¬ 
sion gebracht werden sollte, 
konnte vor Erreichen der Stel¬ 
lungen außer Gefecht gesetzt 
werden. (ANF, 5.11., ISKU) 


Langer Marsch „Freiheit für Öcalan... u 


tie, Freiheit, Gerechtigkeit, Frie¬ 
den und die Menschenrechte ein¬ 
setzten, sind dazu aufgerufen am 
Marsch teilzunehmen oder Soli¬ 
daritätsbotschaften zu schicken. 
Interessierte können sich bis zum 
1. Januar unter folgender Mail 
anmelden: 

langermarsch2018 @riseup. net 
Wir freuen uns auf Informatio¬ 
nen über Eure Möglichkeiten zur 
Teilnahme am Marsch. Sobald 
wir eure Antwort bekommen, 
senden wir Euch mehr Informa¬ 
tionen, exakte Daten und ein vor¬ 
läufiges Programm zu. Ausge¬ 


wählte Freundinnen werden für 
die Kommunikation mit den Teil¬ 
nehmerinnen, die Koordinierung 
eines detaillierten Programms 
und Informationen zu Logistik 
und Unterbringung verantwort¬ 
lich sein. 

Kurzinfos: 

- Langer Marsch vom 08. — 17. 
Februar 2018 von Luxemburg 
nach Straßburg. 

- Anreise am 07. Februar - Saar¬ 
brücken, Frankfurt, Luxemburg, 
Baden-Baden 

- Februar Großdemonstration in 
Straßburg 


- An den Abenden wird es in den 
jeweiligen Städten verschiedene 
Veranstaltungen wie Konzerte, 
Podiumsdiskussionen und auch 
Seminare zu Themen wie Demo¬ 
kratischer Konföderalismus, Jine- 
oloji, Internationalismus und uni¬ 
versaler Demokratie geben. 

- Sportschuhe sind für den 
Marsch geeignet. Schlafsäcke soll¬ 
ten mitgebracht werden. Falls 
nicht vorhanden, können wir aus¬ 
helfen. 

Komitee für die Freiheit Öcalans 

und aller politischer Gefangener, 


befreit wurde, berichtet davon, 
dass sich die ISIS-Bande im 
Prozeß der Auflösung befindet. 
Im Gespräch mit der Nachrich¬ 
tenagentur ANHA dankte El 
Hisen den Kämpferinnen der 
QSD und sagte: "Wir hatten 
viele Geschichten über die 
QSD gehört, aber wir haben 
ihre Verpflichtung und ihren 
Respekt für die Menschlichkeit 
erlebt." El Hisen sagte weiter, 
dass die ISIS Bande ihnen das 
Verlassen des Gebietes verboten 
und sie als Schutzschilde gegen 
die QSD benutzt hatte. 

El Hisen sagte, dass die meisten 
Anführer der Bande in die Tür¬ 
kei geflohen seien und fügte 
hinzu: "Viele Bandenführer 
sprachen türkisch und alle wus¬ 
sten, dass ISIS und der türki¬ 
sche Staat das selbe sind." 

(ANF 7.11., ISKU) 

Mehmet Aksoy am Freitag in 
London beerdigt 

Mehmet Aksoy stammte aus 
dem Gebiet Elbistan in Nord- 
west-Kurdistan. Er wuchs nach 
der Migration seiner Familie in 
London auf. Aksoy war sein 

t anzen Leben lang als Teil des 
lampfes des kurdischen Volkes 
gegen den Kapitalismus und für 
Demokratie, Menschenrechte 
aktiv. 

Nachdem zahlreiche Mitglieder 
des YPG-Pressebüros im April 
2017 durch einen Luftangriff 
der faschistischen und kolonia- 
listischen türkischen Armee 
getötet worden wäre, entschloss 
sich Aksoy, nach Rojava zu 
gehen und dem Weg der gefal¬ 
lenen Journalistinnen zu fol¬ 
gen. Er nahm seine Arbeit im 
Pressebüro auf und wurde zur 
Stimme des Volkes und der 
Genossinnen. 

Mehment Aksoy wurde am 26. 
September von ISIS getötet, als 
er an einer Dolumentation der 
Befreiung Raqqas. 

Sein Leichnam wurde von hun¬ 
derten Menschen am Londoner 
Flughafen empfangen. 

Aksoy wurde am 10. November 
auf dem Highgate Cemetery in 
London beigesetzt. 

(ANF 7.U., ISKU) 
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Bundesregierung verschärft die Verfolgung 

24 Jahre PKK-Betätigungsverbot 
in Deutschland 


Am 26. November 1993 trat das 
vom damaligen Bundesinnen¬ 
minister Manfred Kanther ver¬ 
fügte Vereins- und Betätigungs¬ 
verbot für die Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) sowie angebli¬ 
che Tochter- und mögliche 
Nachfolgeorganisationen in 
Deutschland in Kraft. Auf dieser 
Grundlage fanden in den letzten 
24 Jahren zehntausende von 
Strafverfahren statt, wurden 
Grundrechte der in Deutschland 
lebenden Kurdinnen und Kur¬ 
den außer Kraft gesetzt, 
Demonstrationen und Kundge¬ 
bungen verboten. Politisches 
Engagement ohne jede straf¬ 
rechtlichen Verstöße ist vielen 
Kurdinnen und Kurden ohne 
deutschen Pass unter Maßgaben 
des Ausländerrechts zum Ver¬ 
hängnis geworden. Einbürge¬ 
rungen wurden verweigert, der 
Asylstatus wieder aberkannt und 
Menschen per Ausweisungsver¬ 
fügung die Aufenthaltserlaubnis 
und damit jeden Status auf eine 
gesicherte Lebensgrundlage in 
Deutschland entzogen. Kurdi¬ 
sche Einrichtungen und Vereine 
waren flächendeckend der 
Bespitzelung durch Polizei und 
Geheimdienste ausgesetzt. 

Kurdische politische Gefange¬ 
ne 

Schon seit Ende der 1980er 
Jahre wurden Dutzende kurdi¬ 
scher Aktivisten auch mittels der 
umstrittenen Paragraphen §129 
und §129a Strafgesetzbuch 
(StGB) als Mitglieder in einer 
inländischen kriminellen oder 
terroristischen Vereinigung 
angeklagt und zu mehrjährigen 
Haftstrafen verurteilt. Als man¬ 
gels Tatbeständen die Anklagen 
zurückgingen, kam 2010 der 
Bundesgerichtshof der Regie¬ 
rung zur Hilfe und legte nahe, 
kurdische Aktivistinnen und 
Aktivisten auch nach dem im 
Jahre 2002 eingeführten §129b 
als Mitglieder einer ausländi¬ 
schen terroristischen Vereini- 
ung zu verfolgen. Aufgrund 
ieses Paragraphen erfolgten bis¬ 
lang 20 Verurteilungen. Derzeit 
befinden sich 9 Aktivisten auf 
der Grundlage des §129b in 
Untersuchungs- oder Strafhaft. 

BMI kündigt friedlichen 
Kontext auf 

Als Anfang der 1990er Jahre die 
Auseinandersetzungen bei kur¬ 
dischen Demonstrationen eska¬ 


lierten, kamen Politik und 
Sicherheitsbehörden zu der Ein¬ 
sicht, dass allein mit Repression 
der politische Wille von ca. 
800.00 Kurdinnen und Kurden 
nicht zu unterdrücken ist. Paral¬ 
lel zur weiteren strafrechtlichen 
Verfolgung gab es - in den ver¬ 
schiedenen Bundesländern 
unterschiedlich gehandhabt - 
einen informellen modus viven¬ 
di, der den Kurdffnnen die 
Möglichkeit gab, ihrer politi¬ 
schen Identität ohne Störung 
durch die Polizei Ausdruck zu 
geben, etwa bei dem inzwischen 
seit 25 Jahren alljährlich insbe¬ 
sondere in NRW stattfindenden 
kurdischen Friedens- und Kul¬ 
turfestival. 

Dieser informelle Konsens 
wurde mit einem Rundschrei¬ 
ben des Bundesinnenministeri¬ 
ums (BMI) vom 2. März dieses 
Jahres ohne weitere Erklärung 
aufgekündigt. In dem fünfseiti- 

E en Papier werden die Sicher- 
eitsbehörden der Länder ange¬ 
wiesen, insbesondere das Zeigen 
des Bildnisses von Abdullah 
Öcalan zu unterbinden, da die¬ 
ser stellvertretend für die PKK 
stünde. In einer beigefügten 
Liste mit nunmehr insgesamt 33 
verbotenen Symbolen waren 
erstmalig auch die syrischen 
Organisationen YPG/YPJ und 
PYD als ausländische „PKK- 
Ableger“ gelistet. 

Türkei-Politik auf Kosten der 
Kurd'innen 

Seitdem leisten sich die Sicher- 
heits- und Versammlungsbehör¬ 
den einen Wettlauf darum, kur¬ 
dische Versammlungen und 
politische Aktivitäten zu torpe¬ 
dieren, stets angefeuert von der 
türkischen Regierung, der das 
natürlich alles noch nicht aus¬ 
reicht. Bei der zentralen 
Newrozfeier in Frankfurt/Main 
Ende März beschränkte sich die 
Polizei noch auf das Dokumen¬ 
tieren angeblicher Straftaten 
durch das Zeigen Hunderter 
Öcalan-Fahnen, woraufhin die 
Türkei umgehend aus Protest 
den deutschen Botschafter ein¬ 
bestellte. Bei dem im September 
in Köln durchgeführten kurdi¬ 
schen Kulturfestival erließ die 
Versammlungsbehörde die schi¬ 
kanöse Auflage, weder Essens- 
noch Getränkestände zuzulas¬ 
sen. Öcalan-Fahnen und ein 
großes Porträt von ihm auf der 
Bühne tolerierte die Kölner Poli¬ 


zei. Dies rief wiederum die tür¬ 
kische Regierung und das 
Bundesinnenministerium auf 
den Plan mit dem Hinweis, 
Abbildungen von Öcalan seien 
in jeder Form untersagt. Bei 
einer Demonstration für die 
Freiheit von Abdullah Öcalan 
am 4. November in Düsseldorf 
wurde dann jede Zurückhaltung 
aufgegeben, die Demonstration 
aufgrund der Öcalan-Fahnen 
eingekesselt, Teilnehmerinnen 
mit Pfefferspray attackiert und 
die Versammlung aufgelöst. Am 
gleichen Tag trafen sich der 
deutsche Bundesaußenminister 
Sigmar Gabriel (SPD) mit sei¬ 
nem türkischen Kollegen 
Mevlüt ö avu ? 0 9l u i n Antalya, 
um über eine Verbesserung der 
deutsch-türkischen Beziehungen 
zu verhandeln. Das Verbot von 
PYD- und YPG-Fahnen gehört 
mittlerweile zu den Standardau¬ 
flagen bei kurdischen Demon¬ 
strationen und wird rigoros 
umgesetzt. 

Repression wegen politischer 
Hilflosigkeit 

Was treibt die deutsche Politik 
zu einer Ausweitung des PKK- 
Verbots zu einem Zeitpunkt, an 
dem die deutsch-türkischen 
Beziehungen nicht zuletzt durch 
die Inhaftierung deutscher Jour¬ 
nalistinnen nach offiziellen 
Angaben einen Tiefpunkt 
erreicht haben? Ein Aspekt ist 
sicherlich, der Türkei in einem 
Punkt entgegen zu kommen, der 
sich mit den Interessen der 
Bundesregierung deckt. Die 
Entwicklung in Syrien, vor 
allem nach der Befreiung von 
Rakka, wird von der deutschen 
Regierung mit Argwohn ver¬ 
folgt. Durch das deracto-Bünd- 
nis mit den USA und die beste¬ 
henden politischen Kontakte zu 
Russland besteht erstmalig die 
Möglichkeit, dass die kurdische 
Befreiungsbewegung - vertreten 
durch die PYD — zum interna¬ 
tional anerkannten politischen 
Akteur wird. Die deutsche 
Bundesregierung hatte bislang 
militärisch und ökonomisch 
allein auf den Präsidenten der 
kurdischen Autonomieregion 
Nordiraks, Barzani und den mit 
diesem eng verbundenen türki- 
schen, Regenten Recep Tayyip 
Erdogan gesetzt. Durch das 
misslungene Referendum Ende 
September ist nun Südkurdistan 
selbst zum Krisenherd geworden 


Meldungen: 

Besuchsantrag von 250 
Anwältlnnen für Öcalan abge¬ 
lehnt 

250 Anwältinnen und Anwälte 
aus verschiedenen Städten, dar¬ 
unter Istanbul, Ankara, Izmir, 
Mersin, Mugla, Hakkari und 
Mardin hatten über das Asrin 
Rechtsbüro bei der Staatsanwalt¬ 
schaft Bursa einen Massenantrag 
für ein Treffen mit Abdullah 
Öcalan auf der Gefängnisinsel 
Imrali gestellt. Auch dieser 707. 
Besuchsantrag wurde nun abge¬ 
lehnt. Der letzte Anwaltsbesuch 
fand am 27. Juli 2011 statt. 

(ANF, 23.11., ISKU) 

Irak: Letzter größerer 
IS-Rückzugsort erobert 

Irakische Regierungstruppen 
haben eigenen Angaben zufolge 
den letzten größeren Rückzugs¬ 
ort der Terrormiliz »Islamischer 
Staat« (IS) in dem Land erobert. 
»Die irakischen Kräfte haben die 
Stadtviertel von Rawa komplett 
befreit«, teilte der Leiter der 
Offensive auf die westirakische 
Stadt am Euphrat, Generalleut¬ 
nant Abd Al-Amir Raschid Jaral- 
lah, am Freitag mit. Die iraki¬ 
sche Armee hatte vor knapp 
einer Woche mit dem Sturm auf 
die Stadt begonnen. Der US- 
geführten »Anti-IS-Koalition« 
zufolge hat der IS mittlerweile 
rund 96 Prozent seines früheren 
Herrschaftsgebietes in Syrien 
und im Irak verloren. 

(jW, 18,11., ISKU) 

Türkische Luftwaffe 
tötet Zivilisten 

Nach Meldungen des Pressezen¬ 
trums der Volksverteidigungs¬ 
kräfte HPG fliegt die türkische 
Luftwaffe vermehrt Angriffe 
gegen die Medya-Verteidigungs¬ 
gebieten in Südkurdistan. Am 
vergangenen Sonntagabend 
(12.11.) in der Zeit von 20:30 
bis 23:30 Uhr waren Ortschaf¬ 
ten in den Gebiete Zap, Xakur- 
ke, Heftanin und Qendfl betrof¬ 
fen. 

Am darauffolgenden Montag¬ 
abend flog die türkische Luft¬ 
waffe Angriffe auf Gebiete in 
Bajür/Südkurdistan. Bei der 
Stadt Diyana in der Nähe des 
Dorfes Bermeze kam Imdat 
Osman ums Leben, als gegen 
19:00 Uhr die türkische Luft¬ 
waffe die Region bombardierte. 
Imdat Osman kam in einem Pri¬ 
vatfahrzeug ums Leben. 

(ANF, 13.11., ISKU) 

Wegen YPG-Fahnen: Haus¬ 
durchsuchung in München, 
Rüge im Bundestag 

Bewaffnete Beamte der bayeri¬ 
schen Polizei durchsuchten in 





Im Einsatz für die 
Binnenflüchtlinge des Nordirak 


Im Dorf Waram, das an der 
Landstraße zwischen Xurmatu, 
Kifri und Kelar liegt, haben 
Ärzte ehrenamtlich einen 
Gesundheitsposten aufgebaut. 
Allerdings benötigen sie drin¬ 
gend Unterstützung. Deshalb 
rufen sie Ärzte und Hilfsorgani¬ 
sationen dazu auf, sie bei ihren 
Bemühungen um die Flüchtlin¬ 
ge zu unterstützen. 

Ärzte haben im Dorf Waran! 
ehrenamtlich einen Gesund¬ 
heitsposten errichtet. Das Dorf 
Waran! liegt gut erreichbar an 
der Straße zu den Städten Kelar, 
Xurmatu und Kifri. Flüchtlinge 
aus Orten wie Xurmatu, Kerkuk 
und Dakuk können hier medizi¬ 
nische Hilfe erhalten. 

Als am 16. Oktober dieses Jah¬ 
res die irakische Armee gemein¬ 
sam mit den ihr angebundenen 
Hefdi-§abi-Milizen die Orte 
Xurmatu, Dakuk sowie Kerkuk 
und deren Umgebung angriffen 
und unter ihre Kontrolle brach¬ 
ten, befürchteten die dort behei¬ 
mateten Kurden Pogrome, viel 
flüchteten. Allein aus Kerkuk 
sollen noch am gleichen Tag 
150.000 Kurden geflohen sein. 
Viele Kurden aus Kerkuk sind 
nach (Jemcemal, Silemani oder 
Hewler geflüchtet, während die 
Kurden aus Xurmatu, Dakuk 
und Umgebung zumeist in den 
Dörfer und Landkreisen von 
Kelar, Kifri und Germiyan 
Schutz gesucht haben. Die 
Bewegung für eine Demokrati¬ 
sche und Freie Gesellschaft Kur¬ 
distans begann sich schon früh 
mit der Frage zu befassen, wie 


sich die gesundheitliche Versor¬ 
gung der Flüchtlinge verbessern 
ließe. Medya, die aus Deutsch¬ 
land stammt und Mitglied des 
Komitees der Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistans KCK 
für Gesundheit ist, gehört zu 
jenen, die sich für sie engagie¬ 
ren. Gemeinsam mit freiwilligen 
Ärzten aus Germiyan wurde im 
Dorf Waran! ein Container auf- 

f estellt, der den Freiwilligen als 
raxis und den Flüchtlingen als 
Anlaufstelle dient. Seit etwa 
einem Monat werden hier täg¬ 
lich an die 100 Flüchtlinge 
medizinisch betreut. Behand¬ 
lung und Medikamente sind für 
die Flüchtlinge, denen nichts als 
ihr Leben blieb, kostenlos. 

Dr. Azad Germiyani, der selbst 
seit 20 Jahren in der Region als 
Arzt unterwegs ist und einer der 
Freiwilligen ist, wirkte federfüh¬ 
rend bei dem Aufbau des 
Gesundheitspostens mit. Er 
beklagt die Fialtung der (kurdi¬ 
schen) Regionalverwaltung und 
berichtet: „Wir haben uns mehr¬ 
mals an die (kurdische) Regio¬ 
nalverwaltung gewandt. Leider 
haben wir Dis heute kaum 
Unterstützung von ihnen erfah¬ 
ren. Sie sagten uns Hilfe zu. 
Stellten uns Ärzte, Medikamente 
und ähnliches in Aussicht. Doch 
bis heute haben wir nichts 
davon erhalten. Bisher haben 
wir allerdings viel Unterstützung 
vom Gesundheitsamt in Kelar 
erhalten. Es hat uns nun darüber 
informiert, dass es deswegen in 
den letzten Tagen zunehmend 
unter Druck gesetzt wurde.“ Dr. 


Azad Germiyani berichtet wei¬ 
ter: „Die Regionalregierung hat 
mit einigen Ärzten Kontakt auf- 

f enommen, ihnen auch ein 
lonorar in Aussicht gestellt. 
Einige dieser Ärzte verlangen für 
einen 20-tägigen Einsatz jedoch 
2.000 Dollar und erklärten, dass 
sie darunter nicht tätig werden 
würden. Die Regionalregierung 
bot ihnen 1.000 Dollar an, wor¬ 
aufhin sie dann auch nicht 
kamen.“ 

Seit Eröffnung des Gesund¬ 
heitspostens in Waran! sind Dr. 
Tank Germiyani und Dr. Rabia 
Germiyani hier ehrenamtlich 
tätig und bemühen sich, die Not 
der Flüchtlinge zu lindern. Aber 
Dr. Germiyani ist auch Realist. 
Er erklärt: „Es macht den Ein¬ 
druck als ob eine frühe Rük- 
kkehr der Flüchtlinge nicht zu 
erwarten ist. Deshalb müssen 
und werden wir die Hilfe für die 
Flüchtlinge fortsetzen. Wir kön¬ 
nen diese Arbeit bis zu einem 

G ewissen Maß leisten aber auf 
lauer werden wir Hilfe benöti¬ 
gen. Wir rufen Apotheken, 
Arzte und im Gesundheitsbe¬ 
reich Tätige international wie 
aus allen Teilen Kurdistans dazu 
auf, uns mit Rat und Tat zur 
Seite zu stehen. 

Wer für Medikamente spenden 
möchte, kann das über die Kurdi¬ 
stan Hilfe e. V. tun. 

Kurdistan Hilfe e.V. 

Hamburger Sparkasse 
IBAN: DE40 2005 0550 1049 
2227 04 

Stichwort: KH Q 

(ANF, 6.11., ISKU) 


Schweres Erdbeben in Ost- und 
Südkurdistan mit mehr als 300 Toten 


Am vergangenen Sonntagabend 
um 21:18 Uhr wurde die Pro¬ 
vinz Silemani in Südkurdistan 
und die Provinz Kirman§an in 
Ostkurdistan von einem schwe¬ 
ren Erdbeben der Stärke 7,3 
erschüttert. Laut Berichten aus 
der Region haben 328 Men¬ 
schen ihr Leben verloren, über 


2500 Verletzte wurden bisher 
gezählt. 

Aus vielen Dörfern liegen noch 
keine Informationen über das 
Ausmaß der Zerstörung und die 
Anzahl der Opfer vor. 
Hundertausende haben aus 
Angst vor Nachbeben die letzte 
Nacht draußen verbracht. 


Spenden für die Opfer des Erd¬ 
bebens bitte an: 

Kurdischer Rote Halbmond 
(Heyva Sor a Kurdistane) 
Kreissparkasse Köln, 

IBAN: DE 49 370 502 99 000 
40 10 481, 

BIC/SWIFT: COKSDE33XXX 
(ANF, 13.11., ISKU) 


24 Jahre PKK-Betätigungsverbot... 


mit ungewissem Ausgang. Die 
verstärkte innenpolitische 
Repression gegen die Kurdische 
Befreiungsbewegung ist hier 
auch als Ausdruck der Hilflosig¬ 
keit der Regierung gegenüber 
den außenpolitischen Entwik- 
klungen im Mittleren Osten zu 
deuten. 

Was tun? 

Zum einen lohnt es sich, den 
juristischen Weg zu gehen. So 
haben die Veranstalter gegen die 
Auflage, die Symbole von PYD 
und YPG auf einer Demonstra¬ 


tion zum Welt-Kobane-Tag 
2016 in Frankfurt/M. nicht zu 
zeigen, vor dem Verwaltungsge¬ 
richt Frankfurt/M. erfolgreich 
geklagt, so dass dort der diesjäh¬ 
rige Kobane-Tag möglich war. 
Klagen in anderen Städten lau¬ 
fen derzeit. 

Zum anderen stößt die Revolu¬ 
tion in Rojava nach wie vor auf 
große Sympathien. Das zeigte 
sich nicht zuletzt bei der 
Abschlusskundgebung gegen 
den G20-Gipfel in Hamburg, 
bei der Tausende die Fahnen der 
YPG demonstrativ mit sich tru¬ 


gen. Eine effektive Gegenöffent¬ 
lichkeit, die die Absurdität der 
aktuellen deutschen Politik - vor 
allem auch gegenüber der Person 
von Abdullah Öcalan - entlarvt, 
ist nötig. Ebenso bedarf es mehr 
Solidarität mit den kurdischen 
politischen Gefangenen in 
Deutschland: Sie befinden sich 
symbolisch für die ganze Bewe¬ 
gung im Gefängnis. 

AZADI e. V, Rechtshilfefonds fiir 
Kurdinnen und Ktirden in 
Deutschland, Köln 
23. November 2017 


den frühen Morgenstunden des 
13. November die Münchner 
Wohnung des Kommunika¬ 
tionswissenschaftlers Kerem 
Schamberger und beschlag¬ 
nahmten sein Notebook, sein 
Handy und USB-Sticks. Grund 
der Razzia waren auf Facebook 
gepostete Bilder mit Fahnen der 
syrisch-kurdischen Partei PYD 
sowie der Volks- und Frauenbe¬ 
freiungseinheiten YPG/YPJ. Es 
handele sich um »in Deutsch¬ 
land verbotene Symbole von 
Unterorganisationen« der PKK, 
heißt es im Durchsuchungsbe¬ 
schluss über diese von den USA 
im Kampf gegen den Islami¬ 
schen Staat (IS) militärisch 
unterstützten Verbände. Dem¬ 
gegenüber hatte die Bundesre¬ 
gierung im Frühjahr auf eine 
Anfrage der Linksfraktion klar- 
gestellt, dass die syrisch-kurdi¬ 
schen Organisationen in 
Deutschland^ nicht verboten 
sind und ihre Symbole nur dann 
unter das PKK-Verbot fallen, 
wenn sie als Ersatz für PKK- 
Symbole verwendet werden. 

Die stellvertretende Linke-Frak- 
tionschefin Sevim Dagdelen 
fing sich in der Debatte um die 
Aulkl ärungsflüge von »Torna- 
do«-Kampfjets, die der Be¬ 
kämpfung des IS dienen sollen, 
sogleich eine Rüge vom neuen 
Bundestagspräsidenten Wolf- 

f ang SchäuBle (CDU) ein. Dag¬ 
elen hatte den Ausdruck einer 
Flagge der kurdischen Volksver¬ 
teidigungseinheiten (YPG) 
gezückt und gesagt: »Gerade 
absurd und politisch an 
Zynismus kaum noch zu über¬ 
bieten ist, dass die Bundeswehr 
in ein Kriegsabenteuer gegen 
den IS geschickt wird und 
gleichzeitig hier in Deutschland 
die Fahnen derjenigen verboten 
werden, die sich dem IS seit Jah¬ 
ren mutig entgegenstellen.« Das 
Verbot der Kurden-Symbole sei 
»schändlich«, damit mache sich 
die Bundesregierung zum »Büt¬ 
tel« des türkischen Präsidenten 
Recep Tayyip Erdogan. Mit 
Außenminister Sigmar Gabriel 
lieferte sich die Linke-Abgeord¬ 
nete anschließend einen Schlag¬ 
abtausch. (jW, 14./22.11.) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA Civaka Azad 

jW junge Welt 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 

bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

IBAN: DE42370100500003968506 
BIC: PBNKDEFF (Postbank Köln) 

Weitere Informationen findet Ihr im 
Internet unter: 

www.isku.org 


